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Vorwort 



Der größte Teil der vorliegenden Arbeit lag der hohen 
Münchener juristischen Fakultät bereits im Juli 191 1 
als Habilitationsschrift vor. Die Herausgabe hat sich 
unliebsam verzögert. Die Arbeit machte den Versuch, 
das ptolemäische Prozeßrecht darzustellen, zu einer Zeit, 
als es, abgesehen von einigen trefflichen Artikeln und 
kürzeren Aufsätzen in Zeitschriften, ich denke hierbei 
insbesondere an die grundlegenden Arbeiten von Graden- 
witz und P. M. Meyer, noch keine andere literarische 
Verarbeitung des Quellenmateriales gab als die von den 
Herausgebern der einzelnen Urkunden in mehr oder 
minder umfangreichen Kommentaren gebotene. 

Knapp vor Beginn der Drucklegung erschien das 
glänzende Werk von Mitteis-Wilcken, Grundzüge und 
Chrestomathie der Papyruskunde. Es brachte — von 
allem anderen abgesehen — eine Darstellung des ptole- 
mäischen Prozeßrechts von Mitteis, freilich in der durch 
die Anlage des Werkes gebotenen Knappheit, und eine 
Reihe der wertvollsten Neulesungen zu den unentbehr- 
lichsten Texten. Fast gleichzeitig erschienen die Arbeiten 
von Gradenwitz-Preisigke-Spiegelberg (Ein Erb- 
streit aus dem ptolemäischen Ägypten) und von Gerhard 
(Ein gräkoägyptischer Erbstreit aus dem 2. Jahrh. v. Chr.), 
die mit ihren neuen Quellen und deren Bearbeitung 
stets eine wichtige Grundlage für die Erkenntnis des 
ptolemäischen Prozeßrechts bilden werden. Sollte meine 
Arbeit nicht schon beim Erscheinen veraltet sein, so 
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mußte darum vieles umgearbeitet werden. Auch die höchst 
fördernde Arbeit Zuckers (Beiträge zur Kenntnis der 
Gerichtsorganisation im ptolemäischen und römischen 
Ägypten) zwang den Verfasser zu nachträglicher Stellung- 
nahme, wenigstens in wichtigen Punkten und Fragen. 

Die Arbeit, so wie sie vorgelegt wird, ist gleichwohl 
nur ein Teil eines geplanten größeren Ganzen. Wenn 
ich außer der Gerichtsverfassung noch einen Teil des 
Verfahrens vorlege, und insbesondere die Klage schon 
in diesem Hefte behandle, so hat das auch den inneren 
Grund, daß die Darstellung der Klage zu manchen Fragen 
der Gerichtsverfassung erst die nötige Aufklärung schafft. 
In einem zweiten Hefte sollen im einzelnen die Beweis- 
mittel behandelt werden, wobei insbesondere des Eides 
im Prozesse zusammenfassend gedacht werden soll, dann 
die Urteilslehre, die Exekution und die Gestellungs- 
bürgschaft erörtert werden. Ein Ausblick auf die Er- 
scheinungen der Übergangszeit von der ptolemäischen 
zur römischen Herrschaft wird die Studien zum ptole- 
mäischen Prozeßrecht beendigen. 

Bei der Korrektur der Bogen dieses Heftes unter- 
stützten mich die Mitglieder des Münchener Seminars 
für Papyrusforschung Herr E. v. Druffel, dem ich auch 
mehrfachen philologischen Beirat verdanke, und Herr 
M. Wildenauer, denen ich für ihr freundliches Entgegen- 
kommen bestens danke. Die Benützung der Bibliothek 
dieses Seminars ermöglichte mir überhaupt erst die 
Inangriffnahme meiner Arbeit. 

Der Verfasser 
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Erster Teil. 

Gerichtsverfassung. 

I. Kapitel. 

Die ptolemälsche Rechtsprechung Im allgemeinen* 

Inhalt: Drei Grundgedanken. 1. Das Prinzip der didlvois. (Res 
iudicata. Der »Ungehorsam 8 der verurteilten Partei. Analogien ans 
dem deutschen Rechte. Der Mangel der Befugnis des Unterrichten 
zum causam finire. Die Trennung von Urteilafindung und Urteils- 
fallung.) 2. Die Obergabefunktion im allgemeinen. 3. Die Rivalität 
zwischen den autonomen Gerichten und Beamtenrichtern. Das allge- 
meine Kolorit der »Milde" in der ptolemaischen Verwaltung und 
Jurisdiktion. Die Sondergerichtsbarkeit als System jurisdiktioneller 
Begünstigungen. Das Dekret Soters II. Eine Provokation an den 
König war stets möglich. 

Drei Grundgedanken erklären uns den Aufbau der iw Gnmd- 
ptolemäischen Gerichtsverfassung; die ersten zwei gedMdwn - 
sind rein rechtlicher Natur, der dritte trägt politisches 
Gepräge. Ich möchte sie bezeichnen als: 

1. das Prinzip der didXvoig, 

2. das der Übergabefunktion, 

3. die Tatsache der Rivalität zwischen den 
autonomen Gerichten und den Beamtenrichtern. 

Das Wort didXvatg in diesem Sinne bedeutet eine fried- dm Prinrfp 
liehe, von dem Richter veranlagte Beilegung des Streites; er ***" 
der Zweck des Dialysisverfahrens war, dem Rechtsuchen- 

Semeka: PtolemUachM Prozeftrecht I. 1 
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den zu seinem Recht zu verhelfen. Mit dem modernen 
Prozeßvergleich darf man die dtdXvotg nicht identifizieren, 
, Vfö-tai .der didivov; die Veranlassung des Beklagten zur 
/. . # .. . # .. Leistung/ damit der Kläger zu seinem Recht gelange, 
;"/•. ::•".'•*:•.• "das- ausschlaggebende war: Sncog x&v dixatcov tv%ji» 

Die Einigung der Parteien durch gegenseitiges Nachgeben 
erscheint erst in zweiter Linie (z. B. Magd. 25). Es ist eine 
Rechtssitte des Volkes und eine Regel für die Richter, die 
Rechtsstreitigkeiten mehr durch freiwilliges Nachgeben 
des Beklagten als durch Zwang aus der Welt zu schaffen. 
Die richterliche Funktion stellte sich in solchen Fällen 
nicht als schiedsrichterliche dar (wenn sie auch Elemente 
einer solchen besitzt), sondern sie nimmt eine eigenartige 
Stellung ein, welche vielleicht an die des römischen, staat- 
lich bestellten arbiter erinnert, aber sich in vielen Punkten 
davon unterscheidet. 1 



1 Das alte römische Recht kennt den Gegensatz von lis und 
iurgium; bei einem iurgium war man bestrebt, die Zwistigkeiten 
gütlich zum Austrage zu bringen. Doch sind Aber diese Frage die 
Meinungen geteilt Mitteis bestreitet den von Kariowa (Ziv.Proz. S. 9) 
aufgestellten Zusammenhang des Gegensatzes von Utes und iurgia mit 
dem von lex und ins (eine Spekulation, die uns sehr an die bekannte 
alte Aufstellung des Begriffes des ius extraordinarium, welches dem 
Verfahren exira ordinem entsprechen sollte, erinnert), gibt aber zu, 
daß zwischen lis und iurgium in der älteren Zeit des römischen Rechtes 
geschieden worden ist Mitteis: Rom. Privatr. S. 81 A.7 (anders Hart- 
mann: Ordo Judiciorum S. 105 f., auch S. 94,121.271,417,44988b ; Girard: 
Organ. Judic. I p.95); Cicero de re publ. 4 ed. C. F. W.Müller (Pars IV, 
2 p. 357, bei Nonius p.480 s.): Admiror nee verum solum sed verborum 
elegantiam. Si iurgant, inquit. Benevolorum eoneertatio, non lis inimi- 
corum iurgium dicitur. — Iurgare igitur lex putat inter se 
vieinos, non litigare. Cicero de divinatione 1,45 §102: impera» 
batur inque feriis imperandis, ut liUbus et iurgiis se abstinerent; 
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Auch dem römischen Formularverfahren ist die sog. 
clausula arbüraria bekannt; aber der Satz neque ea res 
arbüratu tuo restüuetur wurde bloß zur Ermöglichung einer 
Naturalleistung eingeführt, weil das römische Recht jener 
Zeit prinzipiell nur eine Verurteilung auf Geld kannte. 
Dieses Prinzip ist dem ptolemäischen Prozeßrechte fremd; 
es konnte der Beklagte auch zur Herausgabe einer Sache 
verurteilt werden. 1 Charakteristisch für das ptolemäische 
Verfahren ist die Aufstellung einer Alternative im Petit: we *it«r- 
und wenn das von mir Geschriebene sich als die "^S^jT 
Wahrheit erweisen wird, so soll der Richter den der Klagen. 
Beklagten veranlassen, das Kleid oder dessen 
Wert herauszugeben. P. Magd. 35: läv fy ä ygd<pco 
dArj&rj ävayxdoat avröv änodovval jaoi xb Ifxdxiov fj rrjv nprjv. 

Die Bedeutung der didlvaig ergibt sich insbesondere 
daraus, daß bei den Ptolemäern, wie wir vermuten, die 
Idee der Rechtskraft der Urteile nicht in unserem mo- 
dernen Sinne voll ausgebildet, wenn auch nicht gerade 
unbekannt war, ähnlich wie im deutschen Rechte. 8 



Cicero de leg. 2, 12 § 29 : Feriarum festorumque dierum ratio in Uberis 
requietem litvum habet et turgiorum, in servis operum et laborum ; Li vius 
5, 13 : et eum inimicü quoque benigne ae comiter sermones habitos, mrgiis 
ae litüms temper atum; Liv. 88,51: itaque, eum hodie littbus et iurgtis 
eupersederi aequum est; vgl. D. 28, 8, 81: Quod si non dtvartium, sed 
turgium fuit, dos eiusdem matrimonü manebit (Papinian), D. 28, 4, 27; 
D. 10,2,57; ganz anders liegt die Sache in den Stellen des Codex 
Iustinianeus. C. 3, 28, 35, 1; C. 6, 2, 22, 4; C. 2, 6, 6, 4; C. 2, 12, 23; C. 3, 
39,5. 

1 P. Magd. 14; 28; 29 o. a. m. 

* Im deutschen Rechte konnte das Gericht keinen unmittelbaren 
Zwang auf die Parteihandlungen ausüben, es verurteilte nicht direkt 
zur Zahlung der Buße, sondern legte dem Beklagten den Abschluß 
eines Erfttllungsvertrags auf. R. Sohm: Der Prozeß der Lex Salica 

1* 
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Der Begriff eines solchen Endurteils auf dem Gebiete 
der Beamtenjurisdiktion, 1 das den Prozeß zwingend be- 
endigte und kein Weiterprozessieren zuließ, war wenig 
entwickelt. 1 Man darf gewiß nicht behaupten, daß die 
rm iudicata. Idee der Rechtskraft des Urteils, res iudicata, fehlte. 
Die ptolemäischen Beamten haben de iure die Möglich- 
keit gehabt, ihre Urteile unter Einhaltung der gesetz- 



S.180f. Lehmann: Der Prozeß vergleich (München 1911), 8.24. Brauner, 
Deutsche Rechtsgeschichte I, 365: nach dem rechtegültig zustande- 
gekommenen Urteil schlössen die Parteien vor Gericht einen Vertrag, 
der dem Inhalte des Urteils entspricht. . . . Vgl. insbesondere jetzt Seel- 
mann: Der Rechtszug im alteren deutschen Recht (Breslau 1911 in 
Gierkes Untersuchungen, Heft 107) 8. 41: Der Rechtezug wegen 
mangelnder Befugnis des Richters zum finire. Der Sachfällige ver- 
spricht die Befriedigung des Gegners, wenn das Urteil Endurteil war 
und auf Sühne lautete. Im nordgermanischen Rechte hat deswegen 
die »Halbselbsthilfe* große Bedeutung gehabt, man besuchte den 
Schuldner mit Zeugen mehrere Male, der Zweck dieses , Besuches" 
war, den Schuldner zum Erfüllen zu treiben. „Im schwedischen Rechte 
vertauscht die swealandische Rechtssprache in Sokia den Begriff des 
Anforderungs verfahrene mit dem der Exekution", v. Amira: Nord- 
germanisches Obligationenrecht I 75, 76, 82; S. 84: „Die Hauptrolle 
bei der Exekution spielte der Glaubiger selbst" Vgl. für das Recht 
des alten arischen Stammes der Osseten M. Kovalewsky: Coutume 
contemporaine et loi ancienne, p. 484, 485. 

1 Dabei soll aber hervorgehoben werden, daß die Urteile der 
Kollegialgerichte doch mehr zwingender Natur gewesen zu sein scheinen, 
da uns wiederholtes unendliches Prozessieren in derselben Sache wie 
in Tor. I bezüglich der Kollegialgerichte nicht bezeugt ist 

* Tor. I; Paris 15. In Grenf. 1, 11 wird nach einer Gerichtsver- 
handlung vor einem Beamtenrichter (Mitteis: Chrestomathie S. 40) 
und Ableistung eines Eides durch den Beklagten das Urteil zugunsten 
des Beklagten erlassen; es hindert dies aber den Klager nicht, später 
erneuten Streit anzufangen, vgl. ferner Gradenwitz in: Gradenwitz, 
Preisigke, Spiegelberg, Ein Erbstreit aus dem ptol. Ägypten, S. 12: 
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liehen Fristen vollstrecken zu lassen, 1 gewiß eine Folge 
der Idee, daß das Urteil rechtskräftig geworden sei und 
das materielle Recht, das es unter den Parteien schaffe, 
zur Geltung gebracht werden müsse. Anderseits aber 
prozessieren die Parteien, unbekümmert um Sentenzen, 
weiter und das scheint ihnen nicht — wie bei uns als DM- 
Grundprinzip der formellen Rechtskraft — gewehrt worden IU * btM11 * 
zu sein. Die Rechtskraft war vorhanden, aber ihre prak- 
tische Geltung war nur bedingt. Hier kommt die wichtige 
Gegenüberstellung der Gesetzesnormen einerseits und der 
praktischen Anwendung derselben andererseits in Betracht, 
das wirklich lebendige Recht und die Norm, die unter Um- 
ständen auch eine tote und halbtote sein kann, obwohl sie 
de iure als vollgültig anerkannt ist. Auch der Begriff der 
Rechtskraft mit all seinen Folgen evolutionierte und war 
gewiß dem unserer Zeit nicht überall von jeher gleich. Im 
fränkischen Rechte hat sich sogar eine besondere Form des 
„ Rechtszuges * wegen Ungehorsams der verurteilten Partei 



,da£ die Rechtskraft der Erkenntnisse wohl nicht mit derjenigen 
Scharfe lebendig war, an die uns die römische Konsumption der Klagen 
gewohnt hat" . . . ,da£ das Parere des Richters rechte Kraft erst 
durch die nachträgliche Unterwerfung der Parteien unter dasselbe 
erhielt" Ähnlich im Falle des Vergleichs in P. Heid. 1280 + P.Brit 
Mus. 612 = Grenf. 1, 17 (Gerhard: Ein gräko-agypt. Erbstreit aas dem 
2. Jahrh. v. Chr., S. 17); da verpflichten sich die Beklagten in einem 
Dialysieverfahren zur Leistung, sie halten aber trotz ihres Anerkennt- 
nisses (dvofioXoyrjodfÄsyoi) dies für nicht besonders maßgebend und 
verletzen die Rechte der Klager trotz deren wiederholter Beschwerden. 
1 P. Par. 15 1. 24; selbst wenn an dieser Stelle ein Urteil gar 
nicht angenommen wird, so Ändert das an der Sache nichts, da dann 
ein noch strikterer Beweis dafür vorläge, daß sofortige Beamten- 
exekution stattfinden konnte. 
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Analogien 
an dem 

deutschen 
Btehte. 



herausgebildet, 1 daraus folgt aber noch nicht, daß die 
fränkischen Gerichtsurteile keine Rechtskraft genossen. 1 
Das Urteil war im ptolem&ischen Rechte nicht, wie im 
deutschen Rechte (lex Salica), 8 grundsätzlich nicht exe- 
quierbar, es ist vielmehr anzunehmen, daß die Urteile als 
regelrechte Streiturteile de iure stets exequierbar waren, 
daß sie aber de facto nicht immer zu einer amtlichen 
Zwangsvollstreckung führten. 

Drei Erscheinungen des ptolem&ischen Prozeßlebens 
erinnern uns nachdrücklich an ähnliche des deutschen 
Rechts: erstens die Tatsache des Ungehorsams, der Nicht- 
berücksichtigung der gefällten Urteile seitens der Ver- 
urteilten; 4 zweitens der bei einigen Unterrichtern vor- 
liegende Mangel zum causam finire, d. h. zum Erlaß eines 
Schlußgebotes, und drittens die vor kurzem nachgewiesene 
prozessuale Trennung zwischen Urteilsfindung und Urteils- 
f&llung. 6 



1 W. Seelmann: Der Rechtszug im älteren deutschen Recht S. 17. 
R.Sohm: Der Prozeß der lex 8alica S. 180. 

1 Hervorgehoben von 0. Schreiber, Gott GeL Ans. 1911 S. 788, 
784 f., Aber A. Gai: Die Prozefibeilegung nach den fränkischen Ur- 
kunden des VIL bis X. Jahrhunderts. 

• R. Sohm: L c. 8. 180 f.: erfolgte kein UrteilerfMluiigsgeldbnis, 
keine freiwillige Unterwerfung anter das Urteil, so fand keine Voll- 
streckung des Anspruches, sondern nur die Strafe für den Ungehorsam 
gegen die Rechtsordnung statt Kommt einer dem Urteile eines Volks- 
gerichtes nicht nach, so soll er vor das Königsgericht manniert werden, 
Sohm 188 f. 

4 Seelmann 1. c. 15 f.; Pap. Par. 15; P. gr. Wiss. Ges. 277. 

* Die überaus wichtige Prozeßerscheinung des Rechtszuges wegen 
mangelnder Befugnis des Richters zum finire hat jetzt Seelmann 1. c. 
S. 41 f. treffend hervorgehoben und beleuchtet Die für das deutsche 
Recht längst bekannte Trennung der Urteilsfindung von der Urteila- 
ftllung ist neulich auch für das ptolemäiache Recht in P. gr. Wiss. 
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Zunächst beachten die Parteien, wie schon angedeutet, 
die Urteile nicht, ignorieren sie und versuchen weiter zu 
prozessieren. Kommt es dennoch zu einer Exekution, so 
wird diese zwar grundsätzlich von den Beamten der 
Ptolemäer vollstreckt, 1 aber es ist die Tatsache hervor- 
zuheben, daß hier und da auch die Ortsbeamten nicht 
genügenden Einfluß hatten, um ihre Anweisung zu er- 
zwingen, wenn die Parteien nicht wollten. Der Epistat 
Stratios in Magd. 12, der Epistat Apollonios und der To- 
parch Tesenuphis in Magd. 20 besitzen nicht die genügende 
Autorität, um die Einwohner des Ortes zum Befolgen ihrer 
Ordre zu bewegen, und in Magd. 88 kann der Epistat 
nichts zuwege bringen, obwohl er auf Anweisung des 
Strategen handelt. 1 

Was die zweite prozefirecbtliche Besonderheit an- 
betrifft, den Mangel der Befugnis des Unterrichters zum 
causam finire, so haben wir im ptolemäischen Prozesse 
eine der deutschrechtlichen analoge Erscheinung vor uns, 
im speziellen in der jurisdiktioneilen Tätigkeit der Epi- 
staten. In der ganzen Magdolagruppe, in den zahlreichen 
Texten, wo er zur Veranlassung einer ötaivotg von dem 
Strategen aufgefordert wird, entzieht ihm der Stratege 
die Befugnis zum causam finire dadurch, daß er ihn nur Di«B«f<igni» 
zum Zustandebringen einer diäkvoig ermächtigt und ihn "i^"™ 
anweist, bei einer Weigerung der Partei die Sache ent- 
weder weiter an das zuständige Kollegialgericht, oder vor 
ihn, den Strategen selbst, behufs Erledigung durch End- 



Ges. 277 festgestellt worden; Gradenwitz: Ein Erbstreit ans dem 
ptolemliachen Ägypten, S. 10. 

1 Das Nihere darüber in speziellen Teilen nuten. 

* Lesqnier: Introdnction p. 14 zu Ifagdola P. 2*« Edition, 1912. 
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urteil zu schicken. Ebenso wie im deutschen Rechte 
machte natürlich der Mangel der Befugnis zum causam 
finire den Unterrichter nicht unfähig, die Sache zu ver- 
handeln und Beweise zu erheben. 1 
im« Drittens, die Trennung der Urteilsfindung und der 

dlrü^uuL UrteilsflUlung, die erst in allerletzter Zeit für das ptole- 
flndtmi ud maische Prozeßrecht nachgewiesen ist. In P. gr. Wiss. 
^tmmg^ ^ es - ^77 erscheinen die Parteien zuerst vor den Obersten, f 
die ein Konsilium des Epistrategen der Thebaiß bilden ; 
diese leiten die Untersuchung, in der Verhandlung vor 
ihnen wird die Klage verlesen, vor ihnen finden Rede 
und Gegenrede der Parteien statt, kurz die Verhandlung, 
der Streit wird urteilsreif, und erst dann werden die 
Parteien dem Oberrichter-Epistrategen vorgeführt, es 
wird ihm kurz referiert und er feilt das Urteil. Gewiß 
liegt in diesem Referieren des Konsiliums oft schon ein 
Entwurf des Urteils vor. Erinnert uns nun diese Tätig- 
keit dieser Obersten nicht an die der fränkischen Rachine- 
burgen?' Diese stellten aller Wahrscheinlichkeit nach 
einen vom Richter ernannten Ausschuß der Gerichts- 
gemeinde dar, 4 ihre Aufgabe war, das Urteil zu finden 
und es dem Richter vorzuschlagen. 

Ob auch die autonomen Gerichte der Ghrematisten 
und Laokriten und das sogenannte xoivdv dixaorJJQiov in 
demselben Maße die Dialysisfunktion ausübten wie die 



1 Seelmann 1. c. 42. 

• Gradenwitz 1. c. 8. 10. 

' Brunner: Deutsche RG. 1, 149; II, 220, 225. Bei den Bayern 
und Schwaben steht dem Vorsitzenden Richter ein amtlicher Recht- 
weiser rar Seite: esago, dteilo, nrteilo, der auf richterlichen Befehl 
den Urteilsvorachlag einbringt; Brauner 1. c. 1, 150. 

4 Brunner 1. c. 
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Beamtenrichter ist zweifelhaft, da der Inhalt der bei 
ihnen eingereichten Klagen meist ausdrücklich von einem 
9 nQax&rjvai u spricht; l daß aber auch vor diesen Gerichten 
Prozefivergleiche abgeschlossen wurden, wissen wir aller- 
dings sicher. 1 Ob wir es hier mit einem Institut des 
ägyptischen oder des griechischen Rechtes zu tun haben, 
darüber ist man geteilter Meinung; es läßt sich jedoch 
mit großer Wahrscheinlichkeit annehmen, daß beide 
Rechte hieran beteiligt sind. 8 

Das zweite wichtige Prinzip der ptolemäischen Ge- 
richtsverfassung bildet die von uns sog. Übergabe- 
funktion, 4 welche sich darin äußert, daß die Klagen 
oft nicht dem Gerichte des kompetenten Magistrats, auch 
nicht dem autonomen Gerichte, sondern zuerst entweder 



1 Fay XI: xgivcoaiv TiQax&fjiml pot avxov zip a>Qiofibnp> xsi/iyv; 
Fay XII, P. Paris XIV: ngax^rjvou d'ifioi avrove xof) ddtxtov xaxä xo 
didygafifia zaXxod xak. 2. n. a. m. 

* P. Tor. I p. II Z. 4 f.; p. HI Z. 84 f. Wie wir später sehen werden, 
kommt das Wort dt&Xvote auch in der ptolemäischen Zeit in ver- 
schiedener Bedeutung vor. Dabei ist aber zu beachten, daß die richter- 
liche Dialysistätigkeit, d. h. die Veranlassung des Beklagten seitens 
des Richters, dem Kläger sein Recht zu gewähren [awfodlvoov <ftta>c 
töv dtxaJcov tv zw), eine charakteristische Eigenschaft der Beamten- 
jurisdiktion war. Bei den autonomen Kollegialgerichten scheint ein 
Vergleich im heutigen Sinne, bei dem jede Partei nachgibt, üblich 
gewesen zu sein. Solche Vergleiche haben natürlich die Parteien auch 
außergerichtlich notariell abgeschlossen; Tor. 4; Hib. 96; Tor. 1 p. 3; 
der ptolemäiache Dialysisrichter ist aber, wie gesagt, in unseren Quellen 
immer ein Beamtenrichter. 

• Vgl. P. M. Meyer, Griechische Papyri zu Gießen, Bd. I Heft 2 
(1910) S. 4 Aber die ovyzwQyoie. 

4 Hauptsächlichstes Material: Tebt. I 44, 45, 46, 47, 50, 58 und 
die Magdola-Papyri. Näheres unten. 
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dem nächsten zuständigen Ortsbeamten 1 zur flüchtigen 
Prüfung und Weiterbeförderung an das zuständige Gericht 
eingereicht oder umgekehrt zuerst dem Könige übergeben 
wurden, 
w Das Prinzip der Übergabefunktion Äußert sich am 

Ü^Ü^Ü charakteristischesten an den zwei äußersten Punkten der 
staatlichen Organisation, beim kleinsten Ortsbeamten und 
beim Könige. Dabei sind wieder zwei Möglichkeiten zu 
unterscheiden : 

a) Reichte der Kläger seine Eingabe bei dem Orts- 
beamten ein, so war damit diesem meist die Möglichkeit 
geboten, die Streitfrage im Wege eines vereinfachten Ver- 
fahrens in Erwägung zu ziehen und womöglich den Be- 
klagten zur freiwilligen Leistung zu veranlassen (dtdXvotg). 

b) Wurde die Klage als frrevfa* dem König über- 
reicht, so fand nicht etwa zuerst vor dem König selbst 
oder einem seiner nächsten Vertreter ein Dialysisversuch 
statt, sondern der König oder in seinem Auftrag einer der 
nächsten Beamten (meist aus den Hofchargen) 8 erteilte 



1 Diese Übergabefunktion von unten nach oben hat hauptsächlich 
auf dem Gebiete der Sondergerichtsbarkeit stattgefunden. Näheres 
im Kapitel Aber die Sondergerichtsbarkeit 

* Die fvrsv£tff ist eine Eingabe, die in der Regel auf den Namen 
des Königs und auch der Königin lautete; sie wurde hauptsachlich 
als eine Prozeßklage gebraucht, sie konnte aber auch eine gewöhnliche, 
jeder Klage entbehrende Bittschrift sein. Mitteis: Grundzüge S. 13. 
Näheres darüber im Kapitel , Die Klage". 

* Euer ist darauf hinzuweisen, daß der König in Wirklichkeit 
selten persönlich die eingereichte Eingabe unter die Augen bekam, 
aus dem einfachen Grunde, weil seine persönliche Mitwirkung 
bezüglich der ganzen Menge der Eingaben nicht möglich war; der 
größte Teil der insvfac blieb in den Händen der Strategen und der 
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dem zuständigen Magistrat (meist dem Strategen) einen 
bedingten Befehl, dem Gesuche zu entsprechen, mit der 
Klausel, wenn die Angaben des Klägers sich als 
wahr erweisen. 

Fast jeder Ortsbeamte konnte die Übergabefunktion 
ausüben, stand aber dabei stets unter Kontrolle seines 
Vorgesetzten. 

Durch ein solches System wurde einerseits das streng 
monarchische Prinzip des wachenden Königsauges wirk- 
sam durchgeführt, anderseits wurden viele unnötige 
ordentliche Streitprozesse vermieden. Dabei ist immer 
im Auge zu behalten, daß eine Zwangsnorm, welche die 
Kläger veranlagte, ihre Eingaben an den zur Entscheidung 
kompetenten Beamten einzureichen, nicht bestand, 1 daß 
im Gegenteil das Prinzip der freien Klagen- 
einreichung herrschte; man konnte sie von Anfang an 
einreichen, wo man wollte. 



Üb«rgab*- 
funktion 
dar Orte- 
toamten. 



Chrematisten. Gradeniritz: Das Gericht der Chrematißten, Arch. HI 
8. 85. Aber es stand den Untertanen der Ptolemäer doch auch zu, 
etwa in ein bei der königlichen Residenz aufgestelltes dyyetov die 
Bittschriften einzuwerfen oder auch durch die Hofbeamten sie dem 
KGnig übergeben zu lassen. Das auch der König zuweilen selbst Sub- 
skriptionen vorgenommen hat, ist quellenmäßig bewiesen, so z. B. 
Lond. I pag.10 Pap. 17 (froher 6) aus dem Jahre 162 v. Chr. 1.22 f.: 
6 de ßctöiXsvs xqüg ttjv imSedopsvtfv hntv&v 3iQooxixax*y */ *cu ngorsgor 
süijipar xai rih> dovvcu, vgl. P. Leyd. I S. 19. Dazu sei bemerkt, das 
die ganze Beamtenjurisdiktion unter den Lagiden ein verwaltungs- 
rechtliches Gepräge hatte, so daß kein Unterschied zwischen Aus- 
stellung einer subscriptto in einer rein privatprozefirechtlichen und 
einer verwaltungsrechtlichen Sache zu finden ist. 

1 Mit Ausnahme vielleicht der Sondergerichtsbarkeit, wo eine 
solche Notwendigkeit in einigen Fallen vorgeschrieben gewesen sein 
mag, Belege dafür haben wir aber keine. 
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DitBiTiiitit Drittens ist für das Verständnis der ptolemäischen 
2J7«£ Gerichtsverfassung die Kenntnis der historischen Tat- 
nam«n und sache von Bedeutung, daß zwischen den autonomen Oe- 
B * amton ~ richten einerseits und den Beamtengerichten anderseits 
eine Rivalität bestand, wenigstens soweit es sich um 
privatrechtliche Entscheidung der Fragen handelte. 1 

In derselben Rechtsfrage konnte von demselben Kläger 
sowohl bei dem Beamtenrichter wie auch vor dem auto- 
nomen Gericht der Chrematisten und der Laokriten ge- 
klagt werden. 1 Zwar erließen die Könige im Laufe der 



1 Bouchä-Leclercq, Histoire des Lagides, IV p. 201 suiv. — Das 
Vorhandensein einer Rivalität auch zwischen den Chrematisten und 
Laokriten beweist das Dekret Euergetes II. Das Laokritengericht war 
eine unbestritten einheimische ägyptische Institution, wie dies schon 
Grenfell-Hnnt bemerkt haben (Tebt. I S. 54 zu L 207): ,It ia clear 
that the chrematistae had tendet to concentrate the whole admini- 
stration of justice in their own hands not only in cases where one 
or both of the paiües were Greeks, bat even in those where both 
parties were Egyptiens, of wich an ezemple is afforded by P. Tor. 13.* 
Wenger, Arch. II S. 491: »daß das ngöorayfia nur dazu diente, die 
Beengung des Laokritengerichtshofes durch die immer mehr um sich 
greifende Praxis der Chrematisten zu verhindern*. Vgl. ferner P. Amh. 
XXXIU a.d. J. 157 v. Chr.; Wenger, Arch. II S.49; Bostowzew, Studien 
zur Geschichte des römischen Eolonats (1910) 8.67 f. Waszynski: Die 
Laokriten, Arch. V S. 17, nimmt sehr treffend an, daß die zwei Gerichts- 
hofe, der der Laokriten und der der Chrematisten, von denen der erste 
mit besonderem, konservativ-nationalem Charakter tragt „im Gegen- 
satz und Rivalit&t zueinanderlebten, wobei die Laokriten 
immer mehr zurückgedrängt werden". 

* Und der Verteidiger der Beklagten im Hermiasprozesse weist 
darauf ausdrücklich hin, daß, hatte der Kläger seine Klage nicht dem 
Beamtenrichter mit seinem Kollegium, sondern einem autonomen Ge- 
richte eingereicht, der Prozeßgang derselbe gewesen wäre, Tor. 1 
col. 7 1. 3 f. [vgl. Mitteis: Chrestomathie 8. 37], BGU 1004 (3. Jahrh. 
v. Chr.) Z. 6 f. : ij imxsxQipbn} vno t<öv juqI [ iQfj]fjLajtoT&v 
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Zeit wiederholt Bestimmungen, welche eine Regelung 
der Zuständigkeitsfragen beabsichtigten; aber diese Er- 
lasse 1 dienten meist einem fiskalischen Zwecke, und 
Bolche, welche diesen Zweck nicht verfolgten, hatten 
scheinbar wenig Erfolg, da uns aus dem Beginne des 
3. Jahrhunderts und dem Ende des 2. Jahrhunderts 
Quellen überliefert sind, 8 welche die Rivalität der Ge- 
richte einerseits und die Ausübung des Prozeßwahlrechtes 
der Parteien anderseits bezeugen. 

Trotz der Zentralisierung der Verwaltungsgewalt, von w « .xud« a 
der ein großer Teil der Jurisdiktion direkt abhing, merkt 
man, daß im großen und ganzen eine besondere Stim- 
mung, ein eigenes Kolorit des ganzen Staatswesens das 
ptolemaische Königtum charakterisiert; wir möchten es 
am liebsten mit dem Worte „Milde* bezeichnen. Trotz 
der mehrfach bezeugten Willkürmaßnahmen der unteren 
und mittleren Behörden * wird beim Durchlesen der Quellen 



igfjfUK dtaoaq>et. 'Emoptexjjdfisvog o$v juqi t&v dia rfjg irzsvfacvc dsdtj- 
XcofUvcov d£t<3 i6v <kh (palvrjxat xavd 1 * oüxcog Ijovta, \nQooxa£ai . . . 
'Av]u<pttq) xan huoxaxrji. 

1 Eine Ausiiahmevorschrift, welche nicht nur fiskalische, sondern 
auch rein rechtliche Zwecke verfolgte, ist die Stelle ans dem Dekret 
Energetes I., Tebt. 1, 5 Z. 206 f., welches zwar hauptsächlich die Be- 
baner des königlichen Landes, aber auch die rechtliche Stellung der 
verschiedenen Nationalitäten betrifft. 

* Die Rivalität zwischen den Beamtenrichtern einerseits und 
den autonomen Gerichten andererseits läßt sich schon a priori aus der 
Tatsache vermuten, daß in dem neueroberten Lande die Jurisdiktion 
nicht ausschließlich in den Händen der einheimischen Richter und 
Gerichte blieb, sondern daß naturgemäß auch die neuen Herrscher 
einen Teil derselben sofort von Anfang an für sich und ihre Be- 
amten in Anspruch nahmen. 

' P. Magdola Mel. Nicol. p. 282 f. ; Tebt I, 48 41 ; Hib. 73. 
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die Tatsache klar, daß wir es nicht mit einer Despotie 
zu tun haben, sondern mit einem Staate, in dem sich die 
alten patriarchalischen Sitten aufrecht erhalten haben. Es 
scheint eine grofie Einfachheit der Beziehungen zwischen 
dem Volke und den hohen Beamten den Kernpunkt zu 
bilden: ein noch so unbedeutender Eleruch und der 
ärmste Bauer, dem man seinen Esel gestohlen hat, kann 
sich de iure an den König wenden. Und wenn auch 
dieses Prinzip nicht allgemein durchgeführt, sondern in 
geringeren Sachen die Eingaben das hohe Ohr des Königs 
nicht erreichten, trotzdem sie auf seinen Namen lauteten, 
so läßt dies doch den Grundgedanken unberührt, daß 
ein direktes Angehen des Königs prinzipiell möglich war. 

Wenn also auch solche Petitionen nicht immer vor 
den König kamen, so reagierte meistens und in der 
Regel ein nach unsern Begriffen bedeutender Beamter, 
der Provinzgouverneur, der Strateg, auf solche Bitten 
und stellte sich dem Kläger zur Verfügung. 

Die Sondergerichtsbarkeit, welcher die Königsbauern, 1 
Monopolarbeiter, Angestellten der Finanzverwaltung 



1 P. Rein. 18 und 19; 18 subscriptio: sliori ßaoüuxoe y«o>eyoV, xqo- 
yotj^tfrai <&? djtegiaxaaxoc xaxaoxa&riotxat fi&ZQi äv dsto xov oxogov yhrq^ 
Tai. Es handelt sich hier ebenso wie auch in P. 19 um Erlaß einer 
einstweiligen Verfügung. Taubenschlag, Aren. IV S. 23; Wilcken, 
Aren. III 8. 525, 526. Mitteis: Grundlage S. 18. Mitteis 1. c. 12 nimmt 
mit Recht an, daß eine Sondergerichtsbarkeit fttr Kleinchen und Katöken 
kaum bestanden habe, wie dies Jouguet-Lefebvre (Ball Corr. Hell. 26, 
128; Wilcken, Aren. IV, 48) vermuten. Wir freuen uns, konstatieren 
su können, daß der Grundgedanke, auf dem wir das Kapitel Aber 
die Sondergerichtsbarkeit aufgebaut haben, nämlich daß die Königs- 
bauern kaum ein so weit gehendes Privileg genossen haben, daß sie 
schlechtweg dem ordentlichen Gerichte entzogen waren, durch die 
Bemerkung (Grundsflge S. 12 A. 5) eine autoritative 



I. Kapitel. Die ptolemaische Rechtsprechung im allgemeinen. 15 



unterstellt waren, kennzeichnet sich als ein System juris- 
diktioneller Begünstigungen. Der Privilegierte konnte 
sein Privilegium . für sich in Anspruch nehmen, mußte 
es aber nicht tun ; es bestand keine Pflicht hierzu für ihn. 
Nicht alle Ausnahmebestimmungen waren solcher Natur, 
doch die meisten. 1 In der Regel rief der Königsbauer 
in Rechtsfragen, die seinen gepachteten Grund und Boden 
berührten, später vielleicht auch in allen anderen Rechts- 
fragen, die Beamten, die speziell für die königliche 
Getreideverwaltung aufgestellt waren, an, wie den xa>fw- 
ygafJißMnsvg, xcofiOfuo&cöTrjg, peQiddQ%rjG, ßaoihxoyQafAfAa- 
Tevg u. a. Dieses Verhältnis zu den Beamten der könig- 
lichen Getreideverwaltung soll besonders hervorgehoben 
werden, da, wie es scheint, sich der größte Teil der Be- 



Unteretützung gefanden hat. Mitteis meint, daß die Königsbauern mehr 
»Begünstigungen* als eigentliche Privilegien im Prozesse genossen 
haben. 

1 Es scheint, das die Bestimmungen des Philadelphusgesetzes 
die prozeBrechtliche Bewegungsfreiheit nicht unwesentlich beschrankt 
haben, indem zwischen den Königsbauern und den Pächtern könig- 
licher Weinberge (auch ölgärten usw.) und dem Fiskus besondere 
spezielle Rechtsbeziehungen bestimmt wurden. Rev. Law. 25,4 — 16; 
26,18—281; die entscheidende Stelle aus diesem Gesetze lautet: 
Ab» d* drxüJyoxjiy a%c nXeov fj iXaooov yivexai faiixQivexco 6 olxovöfwe xai 
6 ärxiyQa<peve xal xa&6xt 8* kntxQifrrji o<pQayt£e'o&tDoav und daselbst 
wird uns weiter authentisch bewiesen, das die Rechtslage der ßaodtxol 
yeoygyol lange noch nicht der der verknechteten Bodenpachter ähn- 
lich war, sondern daß sie von Anfang bis zum Ende auf einem 
freiwillig getroffenen Abkommen zwischen den Vertretern der könig- 
lichen Domänen und den ßaa. yecogyoi beruhte, Bev. Law. 28,9 — 16: 6 
de xeXayrrjg iav jxq6s xiva xGw yecogywv firj avyyQOynjrcu ßovXoftevov /nrj 
kma> avx&i xovxcov fj agä£i£ ol de 6 olxoröfwg fj 6 avxiyQaysvc avyygaxpd- 
oikooa» TiQoe %ov yemgyov xal xofuoä/MYOi xr]v ytropirrfv fa6fioiQav sie 
%6 ßaoiXixoy xaxax&Qiodxcooav, toXs Se i%ovatv xyr carrjv nyv xifirjv /nrj 
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völkerang in Ägypten mit Landwirtschaft, Bergwerks- 
arbeit und in den staatlich monopolisierten ölproduk- 
tionen beschäftigte. Obligatorisch war, wie gesagt, dieses 
Angehen der Beamten nicht; 1 es sind genug Fälle über- 



vnokoycixwoav. Diese Stellen beziehen sich aof die Verwaltungsstellen. 
Rostowzew, Kolonat S. 74 f. S. 75: «Leibeigene, wie die iXcuovgyot, sind 
also die ßaodixoi yecogyot keineswegs; sie sind freie Pachter* . . . 
und weiter: »aber alles spricht dafür, daß die Zeit noch nicht fern 
war, wo sie die Lage der iXatovoyoi vollständig geteilt haben" 
(iXcuovgyoi — ölarbeiter, vielleicht richtige Leibeigene des Staates). 
Da aber die Rechtslage der Bebaoer des königlichen Landes teilweise 
eine direkt privilegierte war, so befassen sich die Dekrete Energetes IL 
(Tebtl P. 5 Z. 281— 280, Z. 281—247) mit der Exekution gegen die 
ßaodixoi yecogyoi; sie dürfen nicht der Personalexekation unterworfen 
werden, und auch die Vermögensexekution ist gegen sie nur bis zu 
einem gewissen Grade gestattet; Z. 281 f.: noooxti&x aai de xcu %<ov 
ßaodtx&v yscogy&v /nrj ncoXeTv i<og olxlae fuäg h fj xrjv yecoQyixrjv 
xaxaoxBvrjv dxegtdevoat /nrjSe xct xxrjyrji /ntjde xa SXXa xä nooe xtjv 
yewgylav oxsvtji (dazu Wenger, Arch. II S. 495). Mag hier auch ein 
rein finanzpolitischer (vgl. Zucker L c. S. 72) Hintergrund maßgebend 
gewesen sein, die praktische Rechtsfolge davon Äußert sich aber in 
einem Privileg. Allerdings war ein ganzes System von Geldstrafen für 
die ungehorsamen Königsbauern in Geltung, Rew. Lews of Ptolemy 
Philadelphoe Col. 25 L 14 f., andererseits aber beruhten alle Rechts- 
beziehungen dieser Bauern nicht nur einfach auf ihrer gesetzmäßig 
bestimmten Standeslage, sondern auf Privatvertragen. Zwar wurden 
diese Vertrage nach im voraus bestimmten Mustern abgefaßt, aber 
die darin bestimmten Verpflichtungen treten erst mit dem freiwilligen 
Abschluß des einzelnen Vertrages in Kraft, Rew. Laws Col. 26 1. 18 
bis Col. 26 1. 1; Col. 27 1. 14: x et Q°YQ a< PV ^ tO} ^* & yecogyoc x6v ßaoi- 
Uxbv Sqxov nav x6 ysvrjfta Jutodedeixivai usw.; vgl. Petrie III, 26; 
Mitteis: Grundzuge 8. 11 A.5; Wilcken, Arch. III S. 516 zu Petrie III, 
32 (c) = Petrie II, 18, 1. 

1 Die Verteidiger der Meinung, daß in der ersten Periode der Grund- 
satz der Trennung von Justiz und Verwaltung geherrscht hat, er- 
kennen, daß ein bedeutender Teil der Gesamtbevölkerung, d. h. die 
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liefert, wo auch die Königsbauern als erste Instanz 
nicht den Komogrammateus, Eomomisthotes und Meri- 
darchen angehen, sondern sich direkt an den Epistaten, 
Strategen, ja an den König selbst wenden, auch an 
die Chrematisten. l In diesem Falle, wenn die Königs- 
bauern die ihnen gewährten Begünstigungen nicht be- 
nutzten, genossen auch sie die allgemeine Jurisdiktion 
und zwar: 

a) nach ihrem Wunsch als erste Instanz, 

b) als Appellationsinstanz. 8 

Wenn ein Königsbauer die Spezialbeamten angegangen 
hatte und ohne Rechtshilfe blieb, so wendete er sich an 
den Strategen, an die Chrematisten, an den König selbst. 8 



Zaol, diese Gewaltentrennnng nicht genossen; so jetzt F. Zacker: 
Beitrage zur Kenntnis der Gerichtsorganisation im ptolem. und röm. 
Ägypten, S. 72 f. Dabei wird aber, wie wir später naher ausfahren 
werden, die Tatsache unterschätzt, daß die Xaoi auch die ordentliche 
Gerichtsbarkeit, wenn auch nicht ganz in den Grenzen wie Privat- 
eigentumer, für sich in Ansprach nehmen konnten. 

1 Diese Behauptungen werden in dem speziellen Kapitel über die 
Sondergerichtsbarkeit bewiesen. P.Bein 18; 19; Amh. II, 84; Par. 12: 
wenn es sich hier anch nm eine reine VeiwaltungBmaßnahme handelt, 
so genügt doch die Tatsache, das ein Königsbauer den Strategen 
direkt angeht, wenigstens zum Beweise dafür, daß er einer Ver- 
mittelung — Bevormundung — seitens des Komogrammateus keines- 
wegs zwingend bedürftig war. Außerdem sind besonders hervorzuheben 
Petrie III, 29 c; P. Lille 8 (3. Jahrh. v. Chr.). 

1 Die Funktion des Chrematistengerichts als einer Appellations- 
instanz ist bis jetzt nicht zu belegen, sicher ist dagegen, daß infolge 
des Ungehorsams oder im einfachen Rechtszug auch sie angerufen 
werden konnten, selbst nachdem schon früher, z.B. vor einem Beamten- 
gericht, die Sache entschieden wurde. 

* Amh. 38; vgl. Gradenwitz: Das Gericht der Chrematisten S. 38, 
89. Wilcken, Arch. II, 121; Wenger, Arch. II S. 47 f. 

Semeka: PtolemÜachea Proseireeht L 2 



lg Enter Teil Gerichtsverfassung. 

Im Laufe der Jahrhunderte hat sich die ptolemäische 
Gerichtsverfassung nicht unwesentlich verändert; Kriege 
und gefährliche Aufstände störten wiederholt die Ruhe 
des Rechtsverkehrs; die reichen Provinzen konnten 
wesentlich weniger an Erträgnissen leisten und bereiteten 
so dem Könige besondere Sorge. 1 Aus solchen Zu- 
ständen erklären sich die vielen Schutzvorschriften des 
Dekretes Euergetes II. aus dem Jahre 118 v. Chr. zu- 
gunsten der Bebauer des königlichen Landes hinsicht- 
lich ihres Gerichtsstandes, über Zwangsvollstreckung und 
andere Prozefifragen, sowie zugunsten aller jener, die 
irgendwie zu den staatlichen Monopolen, wie ölmonopol, 



1 Preisigke: Die Friedenskundgebung des Königs Euergetes II., 
Arch. P. F. 5, 301 f. Grenfell-Hunt-Smyly in Tebt I S. 558 1 Eine 
übersichtliche Darstellung über die Einkünfte und die Privatschätze der 
ptolemäischen Könige finden wir bei Wilcken: Ostraka I S. 410 — 421. 
Für das richtige Verständnis der ptolemftischen Sondergerichtsbar- 
keit und auch der Jurisdiktion im allgemeinen ist es sehr wichtig, 
die Tatsache im Auge zu behalten, daß die Ptolemaer im Inlande 
wie im Auslande Geldgeschäfte durch Ausleihung von Kapitalien 
auf Zinsen gemacht haben (Wilcken 1. c. 8. 420) ; sie monopolisierten 
die Bankgeschäfte und verpachteten sie weiter; wenn man dabei alle 
anderen Monopole nicht vergißt (wie öl, Bergminen, Salz u. a. m.), so 
wie die Verpachtung der königlichen Domänen an die ßaoJUxoi 
ysaygyoi, so gewinnt man die richtige Übersicht über den damaligen ver- 
mögensrechtlichen Verkehr, in welchem etwa die Hälfte der Rechts- 
geschäfte, wenn nicht mehr, so oder anders mit der Verwaltung der 
königlichen Domänen zu tun hatte und dabei aus naheliegenden 
Gründen gewisse prozeßrechtliche Begünstigungen für sich hatte. 

Bezüglich der finanziellen Lage der Ptolemaer nimmt man an, 
daß die drei ersten Könige dieser Dynastie sehr reich waren, daß 
die Einkünfte aber mit der Zeit immer bescheidener wurden (Wilcken 
L c. 41 1 ; Diod. XVIII 14,1; anders Lumbroso: Becherches sur V&eo- 
nomie politique de l'figypte sous les Lagides [Turin 1870] p. 818. 



Bot«» IL 
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Bergmonopol u. dgl., in Beziehung standen; 1 daher das 
Dekret Soters IL, das bestimmte, daß keine Gerichtsstelle dm Dekret 
eine Klage gegen die Beamten der Finanzverwaltung 
annehmen dürfe, sondern daß solche Klagen ausschließ- 
lich an den Dioiketen zu richten seien. * Damit ist mit 
der Freiheit der Klageeinreichung gebrochen und ein 
prägnantes Beispiel einer Sondergerichtsbarkeit gegeben. 
In der Praxis aber sind die alten Gebräuche nicht voll- 
ständig aufgegeben. 



Buhl: Der Schatz des Ptolemaios U. Philadelphos in Jahns Jahrb. für 
Phil. u. Päd. 119 [1879] S. 621). Maspero; Les Financea de l'tigypte 
sous les Lagides p. 232—283. Strabo XVII p.798; Appian Proem. 10. 

1 Vgl. hierfür Wenger, Arch. II 8. 490 f. Mitteis: Grundzüge S. 20. 

1 Tebt 1, 7. 



II. Kapitel. 
Der König als Gerlchtsherr und oberster Richter. 

Inhalt: Die Mehrzahl der Eingaben lautete auf den Namen 
des Königs. Der hnofjtwipaxoyQaipos und der htioxoXoyQaqxyg — zwei 
hohe Beamte als Vermittlungsleute zwischen den Petenten und 
dem König. Eine strenge Scheidung zwischen den Zivilrechtssachen 
und den Verwaltungssachen ist kaum nachzuweisen. Jede Eingabe 
an den König wurde hxsv^ig genannt. Einen besonderen obersten 
Richter für das ganze Land, einen Archidikastes, kannten aber die 
Ptolemäer nicht 

u B er ptolem&ische König war selbst Gerichtsherr und 



D 



z*hi d«r JL / oberster Richter seiner Untertanen, aber offen- 

Bingaben fc^. nur gelten persönlich Recht sprach. 1 Die ganze 

den Namen Jurisdiktion des Landes aber wurde in dem Sinne in 

des Königs. 



1 P. M. Meyer: Zum ptolemäischen Gerichtsverfahren, Klio VII 
S. 289 bis 291; derselbe: Zum Rechts- und Urkundenwesen im ptolem.- 
röin. Ägypten, Klio VI S. 459 f. Nach seiner Meinung ist der König 
der Gerichtsherr; ,in der Theorie hat er persönlich alle Prozesse zu 
entscheiden, alle Klagen sind bei ihm anhingig zu machen". Wir ver- 
stehen die Sache etwas anders, indem wir annehmen, daß nicht alle 
Klagen bei ihm anhängig zu machen sind, sondern nur an- 
hängig gemacht werden können. Auch hinsichtlich des Stra- 
tegen scheint uns die Annahme von P. M. Meyer nicht ganz richtig 
zu sein, wenn er meint (Klio VI, 459 A. 5): .Seit dem 2. Jahrh. v. Chr. 
wird die Zahl der ihm direkt übermittelten Eingaben vermindert, 
wie auch seine generelle Delegation aufgehoben zu sein scheint. Vor 
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seinem Namen ausgeübt, daß die Mehrzahl der Ein- 
gaben auf den hohen Namen des Königs lautete, und 
der König selbst oder einer seiner Nächsten die Über- 
gabefunktion in der Weise ausübte, daß die subscriptio 



allem ist dies wohl zurückzuführen auf die Schaffung einer Zentral- 
instanz in Alexandreia." Wir konnten aus den Quellen die Ansicht 
nicht gewinnen, daß der Stratege seit dem 2. Jahrh. an seiner Juris- 
diktionsmacht viel eingebüßt habe; ans dem Hermiasprozesse allein 
läßt sich behaupten, daß auch zu dieser Zeit die Jurisdiktion des 
Strategen mit jener der Chrematisten konkurrierte. Auch die Schaffung 
einer Zentralinstanz in Alexandreia scheint uns nicht ganz sicher zu 
sein; es handelte sich vielmehr um ein besonderes Gericht rein 
griechischer Art, welches hauptsachlich in Alexandreia die Recht- 
sprechung innehatte, und welchem vielleicht auch das Zehnmänner- 
gericht, das wir mit dem xatvov dixaorrJQtor zu identifizieren geneigt 
sind, in manchen anderen Städten (Erokodilopolis Pet III, 21, 
Herakleopolis Hib. 80) nachgebildet wurde (Näheres im Kapitel „Die 
Kollegialgerichte"). Auch die andere Annahme von P. M. Meyer, daß 
die Einreichung der Klage beim Strategen den vorgeschriebenen 
Instanzenweg bildet, den der Kläger einschlagen „muß* (Klio VII, 
289), falls er nicht die Klage beim Ghrematistengericht anhängig 
macht, scheint uns zu bestimmt ausgedrückt zu sein; ferner wird 
seine Behauptung, daß der Strateg .niemals Zivilrichter* war und 
als solcher vielleicht nur bezuglich der Privilegierten auftrat, jetzt 
nach den Feststellungen von Bouchä-Leclercq (Histoire des Lagides) 
und vor allem auf Grund der Petrie, Hibeh und Amherst Papyri 
kaum mehr so entschieden aufrechterhalten werden können, was wir 
noch im folgenden wiederholt ausfahren werden. Für das 8. Jahrh. 
vgl. z.B. Petrie II, 12(2); 12 (3); Magd. 14; 18 u. a. m. R. Tauben- 
schlag (Die ptolemäischen Schiedsrichter, Arch. IV S. 25. 40) erklärt 
die Scheidung der Verwaltung von der Ziviljustiz für eines der Grund- 
prinzipien der ptolemäischen Rechtspolitik. P. M. Meyer will diese 
Annahme insofern einschränken, als er (1. c. S. 289 A. 8) außer der 
Jurisdiktion für die Privilegierten noch eine allgemeine Durchbrechung 
dieses Prinzips der Scheidung seit dem 2. Jahrh. feststellen zu können 
glaubt. Und diese beiden Hypothesen scheinen uns vom juristischen 
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meist mit bedingten, aber auch unbedingten Befehlen 
verknüpft war. 1 

Die Erledigung der dem König überreichten Eingaben 
bewirkte der König selber oder seine Kanzlei, ent- 
weder im Königspalast zu Alexandreia oder auch auf 
seinen Reisen im Inneren des Landes. 1 Die Reisen des 
Königs in das Innere des Landes waren nicht selten; 
diese nagovaku 9 sind mit besonderen Naturalabgaben 
verknüpft und haben ganz gewiß auch bezüglich der 
Jurisdiktion eine besondere Bedeutung gehabt, da mit 
dem Könige sein Hof erschien und so zum Einreichen 
der £vrev£i?-Eingaben eine ausgezeichnete Gelegenheit 
geboten war. 

Daß der König in eigener Person Recht sprach, 



Standpunkte aus genommen zu bestimmt formuliert, da zunächst eine 
solche strenge Scheidung bei den Ptolemiern, wo der König stets 
(wenigstens formell) die Übergabefunktion Ausübte und die Sonder- 
gerichtsbarkeit für die Bebauer des königlichen Landes eine wichtige 
Bolle spielte, wo ferner gemischte Kollegien aus Ghrematistenrichtern 
einerseits und Beamtenrichtern andererseits in gewissen Angelegen- 
heiten funktionierten, schwerlich so bestimmt anzunehmen ist. Des- 
wegen erscheint uns auch die Angabe der Zeit der Durchbrechung 
dieses Prinzipes zu gewagt, da die Magdola-Urkunden allein (aus dem 
3. Jahrh.), dann Hib. 92 (aus dem Jahre 268 — 2) u. a. m. uns anders 
belehren (zu Hib. 92 anders Mitteis, Chrest 28). Mit der Scheidung 
zwischen Verwaltung und Ziviljustiz muss man auch für das römische 
Recht sehr vorsichtig operieren, viel mehr noch für das ptolemiische 
Recht, das trotz der Fülle der vorhandenen Urkunden für die Auf- 
klärung der allgemeinen Gedanken, vor allem an Gesetzesmaterial, 
sehr wenig gibt 

1 Das Nähere darüber in dem Kapitel: Die Klage. 

* Wilcken: Grundzage S. 6. 

8 Wilcken: Grundzflge 866 ; Ostrakal274. Deißmann: Lieht vom 
Osten (2. Aufl.) 280 f. 
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geht schon aus Polybius XV, 31, 2 — 3 hervor: z6 fxkv 
ovv jiganov 61 Maxedöveg OZavaox&vxeg xajeXdßovxo xdv 
ZQtlfjumaTtxbv TwXärya xcbv ßaodekov. Der gg^/iariorcxdc 
TtvXibv (Verhandlungstor) bezeichnet die Stelle, wo der 
König seine richtende und verwaltende Tätigkeit aus- 
übte. 

Die königliche Kanzlei hat zwei hohe Beamte gehabt, 
die die Übergabefunktion bewirkt haben, dies waren der 
huGioXoyQ&cpog und der vTtofivrjßiaxoyQdqtog. 1 Diese waren 
nicht nur Vermittlungsleute zwischen den Petenten und 



1 Strack, Arch. II S. 556, 557, will im vnofivtjfiaroyQcupoe einen 
Mittelsmann zwischen dem Herrscher und der Priesterschaft er- 
blicken, was kaum der Fall war; als ein solcher konnte er gewiß 
auftreten, indem er die Eingaben der Priesterschaft an den König 
entgegennahm u. dergl., aber dies ist nur ein Teil seiner Tätigkeit. 
Strack bezeichnet ihn als einen Kabinettssekretär für geistliche 
Sachen. Bei Strabo XVII 12,797: x&v d'httx<oQkov &QZ<k* 0)v * aT< * 
xöXtr ßi*v 6 TS S^yTjTYjg iori, nog<pvgav äfjuiex^fuvog xcu fycor nargiovc 
Ttpag xcu empiXstav xwv rfj x6Xit xQTjotp&v, xcu 6 vjiopnjfiatoygdq^og xal 
6 a££ i<3i*a<jTJ7c, tstoqtos Ss 6 wxt6qivo$ argaxrjyoi ist offenbar ein anderer 
vjiopytjfiaxoygd(pog gemeint, wie bezüglich dieser Stelle auch für den 
iLQx&ucaotris jetzt allgemein angenommen wird. So auch P. M. Meyer 
in Arch. III 8. 72 A. 1. Meyer betrachtet als Nachfolger des könig- 
lichen ptolemäischen Eabinettssekretärs (vnofMrquaioyQdcpog) den bei 
Philo in Flacc. 16 und Lucian apol. 12 erwähnten a commentariis 
praefecti AegyptL Quellen: Fay. pag. 48; Gizeh 10371 (123 v. Chr.= 
Arch. I 61) und noch, wenn die Rekonstruktion richtig ist, in der 
Erokosinschrift (125 v. Chr.) bei Strack: Ptolemier, Anhang S. 259 
N. 118 = B. C. H. XI, 249. (Fongeres) Jonrn. Hell. Stnd. IX, 238 N. 48 ; 
ferner Lond. I pag. 42 1. 127 (158—157 v. Chr.). Auch in der ptole- 
mäischen Zeit fahrte die Titel vTtopyijfiaroygdqxK and iniaToXoygdtpoe 
nicht bloß der hohe Beamte der königlichen Kanzlei, etwa ein Staats- 
sekretär, sondern auch andere hatten diesen Titel inne, so z. B. eine 
Art der Notare, Urkundenverfasser, die wahrhaftigen vnofjLvrjtAajo — 
biiotoXo — ygd<poi in Tebt.1, 58 (Uly. Chr.), wo ein Steuerpächter 
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dem König, sondern sie konnten von den Bittstellern auch 
direkt angegangen werden, und zwar mit der Bitte, das 
Angegebene kraft eigener Kompetenz zu erledigen, P. Gizeh 
1037 1. 1 Hier wenden sich die Priester direkt an den 
v7iofivTjjuaxoyQd<pog und Königsverwandten (mit dem Ehren- 
titel ovyyevrjg) und erwarten die Befriedigung von ihm 
selbst in seiner hohen Beamteneigenschaft, da sie am 
Ende der Eingabe sich als „rogcforoc xrjg Ttaod aov dm- 



schreibt: bnjyyiXfis&a x&t faoprrjftaxoyQda>a>t dgyvglov dgaxfW tß, und 
schon 1. 11 f.: xfjt o&r xd 9 JjX&ov sie xd vxopytjfiaxoyoaqtstov xai dwc etc., 
in Tebt. 1, 112 1. 87 in einem Codex sccepti et depensi kommt folgender 
Posten vor: vxof*vt]ftaxoyQ&q>a>t xai imotoXoygaxpcoi Sfiokog xp. Für 
die römische Zeit vgl. z.B. Amh. II, 137 1. 8, wo die Rede von n xiv*e 
x&v v7to(AvrnAa%oyQaq>(oy* ist, außerdem Proisigke, der (Beamten- 
wesen S. 5; 11; 81; 57 f ; 67; 68) angenommen hat, daß mit dem Be- 
ginn der römischen Herrschaft der oberste städtische Beamte der 
yvpvaoiaQxoe wird und anter ihm unter anderen der vjiofiytjfiaxoygdtpoe 
steht, vgl. Mommsen, Sav.Z. 16 8. 181, 189. Der königliche vnofdrrjpa- 
xoygdupoe ist uns erst vom 2. Jahrh. v. Chr. an bezeugt (Wilcken, Grund- 
sage S. 6). In Tebt. 1,61 (b) 1.84, 61 (a) 1.24 ist von dem vnopvriiia- 
xoygdfpoe 'AfHptxkrje die Rede, welcher sich auch mit den Angelegen- 
heiten der königlichen Domanialverwaltung beschäftigt Ob das Amt 
eines vnopvtjpaxoyQdqxx; neben dem des imozoXoyQdq?og parallel funktio- 
nierte, oder ob es ein und dasselbe Amt gewesen, das nur verschieden 
im Laufe der Zeit genannt wurde, laßt sich mit Sicherheit zurzeit nicht 
sagen. Die Kumulierung beider Amter in einer Hand, wie es in Tebt. 
1, 112, 87 der Fall sein soll, scheint sich auf eine andere Art dieser 
Titel zu beziehen, hier handelt es sich nicht um den hohen könig- 
lichen Beamten, sondern ebenso wie in Tebt. I, 58 vielmehr etwa um 
einen Notar o. dergl. (anderes scheint Wilcken anzunehmen, Grund- 
lage 8. 7). Die Stellen, wo ein königlicher imoToXoygdipog erwähnt wird, 
sind folgende: Inschrift von Philae (125 v. Ohr.) = Dittenberger Or. Gr. 
N. 189; P.Leid. F. G; H; J; K; Dittenberger Or. Gr. 194; Strack, Arch. II, 
557; Droysen: Kleine Schriften II, 897. 
1 Arch. 1, 61. 
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!tpfea>$* bezeichnen. Ein solcher Dank im voraus unter 
Hervorhebung von Momenten wie ärrllriyv;, ßorjdeia u.a.m. 
kommt für die bloße Ausfährung der Übergabefunktion 
in den ptolemäischen Eingaben nicht vor, sondern wird 
in der Kegel an die Person des kompetenten Beamten, 
der die in Betracht kommende Rechtshilfe auch leisten 
kann, gerichtet. 1 

In P. Par. 35 1. 34 ist eine Eingabe an den König 
gerichtet mit dem Petit: <wvxd£cu xaxaoxrjoat bzi oe vnkg 
fjäv ifjtov djioXoyiovfjtfvov ArjfjLTjxQiov Zcboov KQtjxa, 6tä xb 
IfU iv wxio%ü övta ddwaxeTv. xaxaaxrjaai dk xal xovg ngoye- 
yQafifjkhovg tva hnoo%&oiv fwi xb dlxcuov bii oov (163 v. 
Chr.). 2 Es ist also offenbar von einem Eönigsgericht die 



1 Bouch6-Leclercq: Histoire des Lagides III (1906) 121, 122, nimmt 
an, daß auch der königliche vjiofivtjfiajoyQdtpos nicht mehr als ein Ver- 
mitÜungsmann war, was u. E. mit der Urkunde Gizeh 10871 nicht ganz 
übereinstimmt 

* Mitteis: Grnndzflge S. 2 A. 1 weist darauf hin, daß das Prinzip, 
daß der König als der Gerichtsherr des Landes zu betrachten ist, 
insofern eine Ausnahme erleidet, als die griechisch organisierte Stadt 
Ptolemais (Mitteis-Wilcken L c. Bd. I S. 16) „sicher eine selbständige 
Gerichtsbarkeit gehabt hat*. Vgl. Strack, Arch. I S. 202, Marmor- 
stele mit Giebel aus Ptolemais in der Thebais (Menschige), die von 
Ptolemaios I. gegründet war. Dittenberger, Or. Gr. Inscr. sei. I Nr. 48. 
Schon früher publiziert von Jouguet, B. C. H. 21 (1897) p. 189. Die 
Stele beginnt mit: Sdogev rrji ßovXrji xal xfyt drjfiwt und fährt fort 1. 13: 
xal 3ynj<p(oav[To] i£ imXSxxcov dvdg&r TfjV ßovXrjv [xal xä] dtxaortf 
{gta atQ€t6\fhu . . . Schön Amadeo Peyron (P. Tor. pars altera p. 18 f.) 
macht uns auf die Stelle bei Strabo XV aufmerksam : htetxa IlToXefiatxrj 
nöXie fisyloxr} xwv h xfji ßrjßaldi, xal ovx iXartcov M£(x<psayg, fyovoct 
xal ovaifjfta jzoXixixov iv x$ 'EXXrjvixty xgdjzcp. Aus P.Tor. 4 
ergibt sich allerdings, daß Apollonius in der Stadt Ptolemais eine 
Eingabe in das von den Chrematisten aufgestellte Gefäß eingeworfen 
hat, 1.9 f.: jibqI fjg hißaXev xat 9 avxwv hnsv^8a)g slg tö nQOxeifievoy 
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Bede, der Bittsteller erstrebt keine königliche Anweisung 
etwa an den Strategen, damit im Namen des Königs 
dieser ihm sein Recht gewähre, sondern wünscht, daß 
der König selbst die Angelegenheit erledige. 

Die lange Beihe der an den König gerichteten Ein- 
gaben erinnert uns an das alte ägyptische Prinzip: Jedem 
Menschen der mich mit einer Bitte angeht, habe ich mit 
meiner Person Schutz geleistet jeden Tag, l und läßt die 
Annahme zu, daß, da mit jeder Eingabe prinzipiell 
der König selbst angegangen werden konnte und wir 
keine einzige ptolemäische Urkunde besitzen, in der uns 
die Jurisdiktionelle Funktion des Archidikastes als eines 
obersten Richters bezeugt ist, der eigentliche Gerichts- 
herr des Landes der König war. De facto wird die An- 
rufung des Königs mit der Königin in der Mehrzahl der 
Fälle nur zu einer Formel, da die auf den König lautenden 
Eingaben allem Anschein nach meistens bei den Gerichten 
und Beamten, die sie angenommen haben, liegen bleiben; 
es liegt also die Vermutung nahe, daß, wenn die Pe- 
tenten ihre Eingabe tatsächlich bis zur königlichen Kanzlei 
oder zu seinen eigenen Händen bringen wollten, sie es 
vermieden, die Eingaben den Ortsbeamten einzuhändigen, 
sondern daß sie eine direkte Übergabe an eine Hofcharge 
oder vielleicht das Einwerfen in ein königliches „äyyeiov* 



h üxoltp&idi ayytXov vno xQqpa-Tior&v ... Es läßt sich überhaupt 
kaum feststellen, wie weit die jnrisdiktionelle Autonomie sich er- 
streckte (Mitteis 1. c), und es ist nicht zu gewagt anzunehmen, daß 
neben den speziell griechischen autonomen Gerichten wenigstens 
teilweise auch die königlichen Gerichte funktionierten. Vgl. Plau- 
mann: Ptolemais 26, 27, 81, 72. Schubart: Klio X, 54 A. 1. Zucker: 
Beitrage 62. 

1 Bouche-Ledercq, Histoire des Lagides IV S. 197. 
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vorzogen. 1 Hiebei ist nochmals hervorzuheben, daß eine 
strenge Scheidung zwischen den Zivilrechtssachen und bh» 
den Verwaltungssachen in den Fällen, die im Wege der ^Jj^f 
Beamten- bezw. rein königlichen Jurisdiktion ausgetragen d«n zitü- 
werden, kaum nachzuweisen ist, da eine solche Scheidung .JJ^*^ 
eine viel entwickeltere Staatsverfassung zur Voraussetzung d«n vor- 
haben müßte, als die der Ptolemäer war. 1 In dem Staate, ^^^ 
wo die Sondergerichtsbarkeit für die Bebauer des könig- 
lichen Landes und andere Berufsstände eine so wichtige 
Rolle spielte, wo die aus Chrematisten einerseits und Be- 
amten andererseits gemischten Kollegien funktionierten 
und auch die Königsdekrete, wie Tebt. 5, die Rivalität 
zwischen diesen verschiedenen Gerichten zwar zu be- 
seitigen beabsichtigten, aber eben dadurch die Tatsache 
der Rivalität authentisch bezeugen, — in diesem Staate 
läßt sich schwerlich eine Durchführung des Prinzips 
dieser Gewaltenteilung annehmen. 

Wie die Ptolemäer den prinzipiellen Unterschied m« »in- 
zwischen privatrechtlichen und strafrechtlichen Eingaben 5bLV»sh 
bezw. Klagen nicht durchgeführt haben, so haben sie «wbv& 
auch jede Eingabe an den König, sei sie privatrechtlicher « 6n * nnt 
oder verwaltungsrechtlicher Natur, frrevte genannt; 8 in 



1 Dies königliche tyyitov ist quellenmäßig nicht bezeugt, und 
das Existieren eines solchen wird von uns nicht behauptet, sondern 
nur als etwas Mögliches angeführt. 

1 Mitteis: Grnndzflge S. 2 nimmt eine solche Scheidung an und 
findet, daß in Zivilrechtssachen die Anrufung des Königs nur eine 
Formel ist, anders aber (1. c. A. 4) in Verwaltungssachen: ,wo eine 
Eingabe tatsächlich an den König eingereicht wird — was sich aus 
der daraufgesetzten Subskription der königlichen Kanzlei ersehen läßt 
— handelt es sich stets um religiöse oder sonstige Yerwaltungssachen". 

a Mitteis empfiehlt mit Recht, den Ausdruck »Klage* für ptole- 
maJsche Eingaben zu vermeiden (Grundzfige S. 12), und weist selbst 
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den Eingaben an die Beamten ist eine solche Unter- 
scheidung ebensowenig aufgestellt. 

In P. Leyd. B. col. 3 bitten die Schwestern Thaues 
und Thaus in der &T€v& an den König und die Königin 
unter anderem, daß dem zuständigen Beamten vor- 
geschrieben werde (Zeile 8 ff.) : nQovotj&fj d'Tva xal xcbv Ttgdg 
reue Tzgay^tarelaig 7ZQooxi.r)&6vi(ov icbv TigoocxpetUvrcw td 
Bbatov xtA., xal ovxot hzavayxaofäbotv dnodovvai, und ferner 
1. 13 f.: xal xrje N&pÖQixog xal xov vtov avxr\g xaxaaxa&tvzoxv 
VJtkg &v fyxalov/jiev avrolg, xal xovxayv xijv djioxaxdoraoir 
fjiuv yevrjfrjjvat . . . 

Der zuständige Beamte soll also die angegebenen 
Personen (die Beklagten) vor sich kommen lassen und 
sie zur Leistung veranlassen ; im zweiten Satz ist sogar 
die Rede von xaracna^ivxcov vjüq qjv tyxaXövfiev avxolg, 
und wenn auch das Wort xaiHoxaoJku nicht immer mit 
stare in iudicio, adesse ad iudicium übersetzt werden kann, 1 
so ist doch hier ganz klar, daß es sich um ein Ver- 
fahren handelt, das sich durch nichts von dem in den 
zahlreichen Magdola Papyri bezeugten unterscheidet, 8 
wenngleich es verwaltungsrechtliche Prozeßelemente in 
sich birgt. 8 Und wenn es sich in Par. 22. 26. 29. 38 u. a. m. 



darauf hin, daß jede an den König adressierte Eingabe eine frrsvfa 
hieß und jede an einen Beamten als ein vn6fivrjfia bezeichnet wird. 
Damit erkennt also Mittels wenigstens in dieser Hinsieht an, daß 
bezüglich der Eingaben kein Unterschied zwischen den Zivürechts- 
sachen und Verwaltnngssachen bestand. 

1 So übersetzt dieses Wort Leemans, P. Leyd. Tomas I pagina 18; 
vgl. A. Peyron: P. Tor. Pars I p. 58. 

1 nämlich von dem Schema des Verfahrens, das in den Klage- 
schriften von den Petenten entworfen wird. 

a In P. Paris 22 wenden sich dieselben Schwestern an den König 
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einfach um eine Bitte um rein verwaltungsrechtliche Hilfe 
handelt, so beweist dies eben im Zusammenhang mit den 
soeben besprochenen Stellen aus P. Tor. 1, daß nicht bloß 
eine durchgreifende Scheidung von Verwaltung und Juris- 
diktion fehlte, sondern daß es in solchen Fällen von der 
Machtvollkommenheit des hohen Beamten und formell 
des Königs abhing, die Frage entweder rein administrativ 
oder im Wege der Beamtenjurisdiktion oder der autonomen 
Gerichtsbarkeit in einer in jeder Richtung gerichts- 
ordnungsmäßig ausgestalteten Verhandlung zum Austrag 
zu bringen. 1 



und die Königin und beginnen mit der Behauptung des erlittenen Un- 
rechts 1. 4: h JiXelootv AStxovfievot vnö Nsq?Ögitog xai IlaxQdxov xov 
vtov avrrjg ttjv xatatpvyrjv i<p' vfiäg n&toirtfit&a, Tva tvxa>f**v xäry Sixaiaiv, 
Sie legen den Tatbestand des Unrechts dar nnd bitten nm eine An- 
weisung an den Strategen, damit dieser weiter dem Epimeleten eine 
Ordre gebe htavayxdajj — äjtodovvai ; es liegt anf der Hand, daß dieser 
Epimelet die Beklagten wird vor sich kommen lassen, sie vernehmen 
wird nsw. 

1 Tor. 1 ; Paris 15. Weitere Beispiele eines einfachen Verwaltungs- 
befehls, der sich aber anf die ganze privatrechtliche Lage des Pe- 
tenten bezieht nnd zu deren Sicherung dienen soll, sind P. Leyd. G.H. J. 
(Mitteis: Grnndzüge S. 2 A.4). Der Bittsteller ersucht den König, er 
möge den Epistolographen anweisen, den Beamten den Befehl zu er- 
teilen, ihn von jedem unberechtigten Angriff auf seine Person und 
auch sein Haus sicherzustellen, xsgi ipov xai rfjg oixiag pov wie folgt: 
fuj&svi ifrivai stoßidCso&ai efc avxrjv, pijds xai avxrpp sugiastäv xaxä 
fii]deva TQfaor, (itjds Stdoeiv fu, fÄTjSs imßdAlttv in* ipk tag xslgag xai 
bii, afcfjg 6t xrje olxiag fwv Tigo&sTvai h Xevxco^iaxi, xai t<$> ßaotXixfy 
yganfiatsl jigooqpcovTj&rfvat . . . Der König aber und die Königin be- 
schranken sich nicht darauf, dem erwähnten ßaedixoc yQafifiaxevg 
einen Befehl zu erteilen, sondern sie weisen einfach alle höheren 
Gau- und Ortsbeamten an, der Bitte des Petenten zu entsprechen; sie 
schreiben dem Strategen, Phrurarchen, Epistaten der Phylakyten, dem 
Archiphylakiten, dem Beamten, der den Staatseinkünften vorsteht, dem 
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Die Chargen und Beamten des königlichen Hofes, die 
am meisten mit der Bewirkung einer solchen Übergabe- 
fonktion betraut wurden, waren nach den uns überliefer- 
ten Urkunden der Epistolograph, der Hypomnematograph 
und der königliche Arzt. 1 

In P. Fay. pag. 48 wird der König mit der Bitte 
angegangen, ein Asylrecht anzuerkennen. 8 In Tebt. 43 
(118 v. Chr.) haben wir eine Eingabe an den König mit 
der Bitte um Sicherstellung für die Zukunft gegen 
grundlose Verfolgung seitens der Ortsbehörden in einer 
strafrechtlichen Angelegenheit Der darauf folgende Be- 
fehl des Königs liefert uns eine Zwischenform zwischen 
einem Befehl rein jurisdiktioneilen Charakters und einem 
reinen Verwaltungsbefehl ; der übliche Satz si preces verir 
täte nüuntur * ist vorhanden, dann aber folgt nicht etwa 
irgendwelcher Prozeß terminus , sondern einfach jiqo- 
vorj^fjvai (hg oi TzeQiOTtao&rjoovratl 



Basilikogrammateus, ja sogar den Priestern und deren Cbefe. Es wird 
also nach der Ansdrucksweise von Mitteis »eine ihn schützende all- 
gemeine Verordnung* erlassen, die u. E. nicht anders zu verstehen ist, 
als daß auch hier die Verwaltungsgewalt sich in die Privatrechts- 
angelegenheiten präventiv einmischt; denn der Grund, welchen der 
Bittsteller hierfür angibt, ist n oxvXX6fievoe 6k xai duumopevog xoq 9 
ixaoxov*. Das sind aber Dinge, wegen welcher er doch stets die 
Hilfe des ordentlichen Gerichts in Anspruch nehmen konnte. Die 
Tatsache, daß solche „mandata" Oberhaupt erwirkt wurden, zeigt uns 
klar genug, daß die Rechtssicherheit lange nicht genug entwickelt 
war, um eine Scheidung zwischen Verwaltung und Justiz Oberhaupt 
durchfahren zu können. 

1 Tor. I pag. 2. Leyd. G. Fay pag. 48. 

1 Vgl. das Dekret Euergetes II. 1. 84 f. Wenger, Arch. U S. 489. 
Mitteis, Reichsrecht und Volksrecht S. 72 A. 1. 

• Gradenwitz, Arch. Bd. III S. 85. 
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In Amh. 33 (157 v. Chr.) kommt ein gemischtes 
Richterkollegium in einer Sache der Bebauer des könig- 
lichen Landes vor; das Richterkollegium bestand aus dem 
Epimeleten und dem Basilikogrammateus einerseits und 
den Chrematisten andererseits. Es war eine Prozeß- 
begünstigung für die Bebauer des königlichen Landes, 
daß in ihren Sachen zum Richterkollegium auch Be- 
amte zugezogen wurden. Wichtig ist aber hier auch 
die Tatsache, daß die Kläger, da sie gehört haben, daß 
der Beklagte in Mißachtung des königlichen Dekretes, 
das in Sachen, wo Interessen des Fiskus in Betracht 
kommen, die Mitwirkung von Advokaten verbietet, trotz- 
dem mit einem solchen erscheinen will, mitten im Verlauf 
des Verfahrens die Bitte stellen, die königliche Anweisung 
zur Verhinderung einer solchen Ungesetzlichkeit nicht 
etwa an die hier teilnehmenden Beamten, sondern an 
die Chrematisten zu senden; damit ist gesagt, daß der 
König auch hinsichtlich der Richter der autonomen Ge- 
richte eine Kontrolle und tatkräftige Aufsicht ausübte. 1 
Diese Eingabe war an die königliche Kanzlei gerichtet, 
wo der Epistolograph oder Hypomnematograph entweder 
selbst im Namen des Königs die subscriptio ausfertigten 
oder den im voraus ausgefertigten Beschluß zur könig- 
lichen Unterschrift vorlegten und dann an die zuständige 
Stelle weitersandten. Einen 

Es ist naheliegend, daß in dem Staate, wo der König b «*° nd6ren 
selbst die Ausübung der Jurisdiktion im Lande oft nicht siehter «r 
bloß kontrollierte, sondern im Wege der Übergabe- dM «* M6 

Luid, «Inen 

funktion und einzelnen prozeßrechtlichen Befehle so- An- 
zusagen beeinflußte (Amh. 33), das hohe Amt eines Archi- ****■*•» to 

tannton dia 

* Anders Mittels: Grundzüge S.2 A.4. *%£?* 
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dikastes mit der obersten Jurisdiktionskompetenz für das 
ganze Land nicht gut zu vereinbaren ist. 1 Die Ptolemäer 
hatten einen solchen Erzrichter nicht, den Titel eines 
äQxidocaoxrjs führte ein alexandrinischer Stadtbeamter. 8 



1 Man darf nicht übersehen, daß doch in vielen ptolemäischen 
Urkunden und zwar in allen den Urkunden, wo gerade die Übergabe- 
funktion und alle andern auf die Rechtsprechung bezüglichen Mo- 
mente erwähnt werden, dann in einer Reihe von Gesetzen, in welchen 
sämtliche hohe Beamte und Richter aufgezählt werden, kein einziges 
Mal der Archidikastes erwähnt wird. Wir wissen, daß die einzelnen 
Ressorts, z. B. die Verwaltung der königlichen Domänen, und auch 
die allgemeine Finanzverwaltung besondere Oberrichter mit Sonder- 
gerichtsbarkeit hatten, so den Situx^s (Tebt7, Rew. Law. u.a.m.); 
von einem „Erzrichter" für das ganze Land hören wir in den Quellen 
nichts; noch mehr, die genaue Bekanntschaft mit den vorliegenden 
ptolemäischen Urkunden schließt jede derartige Vermutung aus, da 
sie mit dem allgemeinen Geiste der ptolemäischen Gerichtsverfassung 
im Widerspruch steht. Ein Archidikastes in der ptolemäischen Zeit 
als ein alexandrinischer Beamter ist natürlich möglich, aber ein Erz- 
richter mit Kompetenz für das ganze Land ist nicht erweislich. Die 
Annahme W. Schubarte (Arch. V, 66 A. 2), daß in P. Lille Nr. XXIX 
(8. Jahrb. v. Chr.), wo zwischen Z 16 und Z 18 nach einer Lücke Stxaoxrjg 
steht, ein Archidikastes zu vermuten sei, ist, wie uns scheint, etwas 
gewagt. In derselben Urkunde ist sogleich, in Z22, die Rede von dtxaaxai. 

2 Mitteis: Grundzüge S. 27 — 28, besonders aber für die ptol. Zeit 
8. 8 — 9. Die Literatur über diese viel umstrittene Frage siehe bei 
Eoschaker: Der Archidikastes, Sav.Z. 28 S.254f., insbesondere S.255 
A. 1 — 7. Die Hauptstelle für die Annahme eines dgxidixaoxTjs für die 
ptolemäische Zeit stammt aus Berichten Strabos, 17, 1. 12 (Ausgabe 
Meineke 8. 1 1 12) : täv d'imxcoQttov clqxovtcov xaxa jxoXiv per S xs J^yi/Tifc 
iaxi .... xai 6 vnoftvtjfMixoyQdipoe xal 6 dgxidtxaorifc, xhagxog ds 6 
wxxEQivog oxQaxrjyog. W. Otto: Priester und Tempel im hellenistischen 
Ägypten I S. 197 (1905). Für das 2. Jahrb. v. Chr. begegnet nur der 
Archidikastestitel des Dionysios, des Sohnes des Tymonaz (aus Ditten- 
berger, Orientis Graeci inscriptionea selectae I, 186 ; dazu Wilcken, 
Ostraka I, 644 Anm. 1), und vielleicht noch Chrysermos, Sohn des 
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Zum besseren Verständnis der ptolemäischen Jurisdik- 
tionsorganisation und der Jurisdiktionellen Stellung des 
Königs ist auch die Vermutung wichtig, daß die Chrema- 
tisten selbst nicht etwa von der Bevölkerung gewählt, 
sondern wie mit großer Wahrscheinlichkeit anzunehmen 
ist, vom König ernannt wurden. 1 Und auch die be- 



Herakleitos (BCEL III S. 470, N. 2). Auf Grund dieser Stellen wird 
angenommen, daß der Archidikastes ein alezandrinischer Beamter war 
(Dittenb. Or. Gr. 1, 104). Da er aber, wie sich ans dieser letzteren 
Stelle ergibt, auch ixtaxdnjg roß MovocUov war, braucht noch lange 
nicht gefolgert zu werden, daß er auch , oberster Richter" für Ale- 
xandria war. Eoschaker, 1. c. S. 256, A. 2; vgl. Milne: A History of 
Egypt Under Roman Rnle, p. 200. Die Tatsache, daß in romischer Zeit, 
z. B. in P. Cattaoni II col. in (Archiv III 59), der Archidikastes auch 
den Titel ItQSvg fahrt (OvAmos 'AoxXrjmaöye yevöfisvog htag%OQ OJisigrjg 
dsvrigag 'Ianav&v 6 Ugevg xai AgxiSixaox^g), weist ganz deutlich 
darauf hin, daß dieser Archidikastes nicht bloß kein oberster Richter 
war, sondern auch diesen Titel in der Weise in der ptolemäischen 
Zeit nicht fahren konnte, da unter den Lagiden die Priester ausschließ- 
lich eine Sondergerichtsbarkeit Aber die Tempelangelegenheiten und 
die dem Klerus gehörigen Landereien und zwar in sehr beschranktem 
Maße ausübten. 

Was nun den viel zitierten Satz aus BGU. 1001 anlangt: [dez'ä*- 
xaaxrji xai ngog %fj kmfieXeiq t\wv xg^/uxTurrcßr xai t<öv aXXcov XQivqQicov 
(vermutlich a. d. J. 56/5 v. Chr. Wilcken. Aren. II 389 ergänzt hier 
den Archidikastes und vergleicht die Stelle mit BGU. 578, 9 ff., 455 ; 
614, 10 ff., 729; 741, P. Oxy. 268; 281), so erblickt Wilcken, Arch. I 
176 in dem Archidikastes hier einen Kontraktsrichter, vgl. P. M. 
Meyer, Arch. III 74. Es ist jedoch auf die von Gradenwitz (Berl. 
phil. Wochenschr. 1906 S. 1846) festgestellte Tatsache hinzuweisen, 
daß dieses Stück keine ptolemäische Urkunde ist, sondern der auguste- 
ischen Zeit angehört 

1 Gradenwitz: Das Gericht der Ghrematisten, Arch. III 23: Da 
sie eingesetzt (xa^eanjxojeg) sind, so werden sie vom König berufen 
sein, nicht durch Selbstverwaltungsorgane gewählt. P. Fay. 12, 27. 

Semeka: Ptolemiiselies Frose&recht I. 8 
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kannte Dedikationstafel, 1 welche von den Chrematisten 
für den König aus Anlaß des Schlusses ihrer zwei- 
jährigen Amtstätigkeit errichtet wurde, weist uns darauf 
hin, daß auch dieses autonome Gericht sich als eine 
treue Vertretung der Königsmacht gefühlt und be- 
trachtet hat. 



1 Inschrift von Gharin (172 v. Chr.). 



m. Kapitel. 

Beamtenrlchter. 

Inhalt: Beamtenrichter und Privatrichter. Dialysisrichter und 
Schiedsrichter. Unterschied zwischen avdxgiote und duLXvote. Die 
Änderung der Beamtenjurisdiktion im Laufe der Zeit — eine all- 
mähliche, keine radikale, unvermittelte. Die rein griechischrechtlichen 
Elemente kommen in der zweiten Periode viel weniger zum Vor- 
schein. Wesentliche Änderungen der Jurisdiktion. Der Grundgedanke 
der Eingaben aus dem 8. Jahrhundert. Ataxglvsiv — ein übliches 
Wort zur Bezeichnung der Strategenfonktion. Die Zusammenstellung 
Ton dtaxgbnv mit btavayxaoai. Die Verhandlung vor dem Strategen 
wird 9 xqIoig* genannt. Der Ungehorsam der verurteilten Partei. 
Die vermeintliche Divergenz zwischen dem Inhalte der Petite und 
den Anweisungen des Strategen. Das *a&rj*ov xQirrjeiov. 'Jnöoredov 
yrgos Jjftäs. Das Prozeßwahlrecht der Parteien und der Beschluß des 
Strategen Aber den weiteren Gang des Prozesses. Kein allgemein 
gültiger Zwang, die Klagen beim Strategen einzureichen. Das Gericht 
des Strategen war auch ein xa&fjxov kqijtjqiov. Der Stratege erteilte 
autonomen Gerichten Anweisungen. Der Rechtszug. Der Strateg ein 
berufener Strafrichter. Verwaltungsrechtliche Elemente in der Juris- 
diktion der Beamtenrichter. Ähnlich den deutschen „kleineren* und 
.größeren* Vögten, kleinere und größere Epistaten. Eine Interrogatio 
vor dem Epistaten. Die Befugnis zum causam finire. Die Schlußbitten 
der Eingaben aus dem 2. Jahrhundert decken sich mit jenen aus dem 
8. Jahrhundert. Die Verhandlungsprotokolle aus dem 2. Jahrhundert 
Der Epistrateg. Die Archiphylakiten. 

Die ptolemäische Gerichtsorganisation kannte als 
Einzelrichter Beamten- und Privatrichter. Die 

Beamtenrichter auf dem Gebiete der ordentlichen Juris- 

8* 
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diktion waren der Stratege, bezw. Epistratege, und der 
Epistat. 1 



1 In der Literatur Bind drei verschiedene Ansichten bezüglich der 
Kernfrage aufgetaucht, ob der ptolemäische Strateg auch im 8. Jahr- 
hundert Jurisdiktion besaß oder nicht Die von uns schon oben verneinte 
strenge Trennung von Justiz und Verwaltung für die erste Periode der 
ptolemaischen Rechtsgeschichte wurde zuerst von P. M. Meyer (Elio VI, 
459 ff.; VII, 259 ff.) behauptet; jetzt folgt ihm F. Zucker (Beitrage zur 
Kenntnis der Gerichtsorganisation im ptolemaischen und römischen 
Ägypten, Philologus, Suppl. Bd. 1912, Heft 1 (1911), insbesondere 8. 17, 
20, 88), der die Jurisdiktionelle Funktion des Strategen im 3. Jahrhundert 
hauptsächlich auf die sog. drdxQtais (S. 37) und die Leitung des gesamten 
Vorverfahrens beschranken will und sogar (S. 88) die Behauptung auf- 
stellt, „der Strateg hat keinerlei richterliche Funktion, sicher nicht in 
Zivil-, höchst wahrscheinlich auch nicht in Strafsachen". Der Wahrheit 
weit näher kommt R. Taubenschlag mit seiner Theorie der ptolemaischen 
Schiedsrichter (Arch. IV 1—46: Die ptolemaischen Schiedsrichter und 
ihre Bedeutung für die Rezeption des griechischen Rechtes in Ägypten), 
der das Rätsel der scheinbaren Divergenz zwischen den Schlußbitten 
der Eingaben aus dem 3. Jahrhundert und der vnoygacpai des Strategen 
dadurch in sehr scharfsinniger Weise zu lösen versucht, daß er die 
richterliche Tätigkeit des Strategen für eine schiedsrichterliche erklärt 
(S. 15). Es liegt sicherlich sehr nahe, griechischrechtliche Prozeielemente 
hier zur Erklärung heranzuziehen. Erscheinungen wie Nichtbefolgung 
einer Ladung und Ungehorsam einem Urteil gegenüber deuten gewiß 
auch mehr auf schiedsrichterliche Prozeßelemente als auf eine Teilung 
der Gewalten, als ävdxgtoig usw. Dabei geht aber Taubenschlag denn 
doch etwas zu weit und schreibt der Organisation der ptolemaischen 
Beamtenjurisdiktion allzu hochstehende und zu sehr entwickelte Grund- 
prinzipien zu, die wohl der hochentwickelten Rechtskultur in Griechen- 
land entsprechen, im Reiche der Ptolemäer aber nicht am Platze sind. 
Auch seine Ausführung (S. 15), „daß der Strateg das Recht hatte, eine au 
ihn gerichtete Eingabe zu dekretieren oder abzuweisen, der Beklagte 
aber die Befugnis seiner Ladung Folge zu leisten oder nicht", paßt nicht 
recht zu den schiedsgerichtlichen Grundsätzen. Taubenschlag unter- 
schätzt das vertragliche Element der Schiedsgerichte : ein Schiedsgericht 
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Auf dem Gebiete der Sondergerichtsbarkeit fungier- 
ten als Richter die Beamten der königlichen Domänen- 



kommt erst durch das beiderseitige Einverständnis des Klägers und 
des Beklagten zustande; in den uns überlieferten Urkunden dagegen 
wird die Klage meist einseitig, von nur einer Partei, dem Klager, ein- 
gereicht, von einem , judicem saniere" durch Einverständnis der Parteien 
ist keine Rede. Andererseits überschätzt Taubenschlag die Bedeutung 
des Nichtbefolgens einer Ladung und des Rechtes des Strategen, die 
ihm eingereichte Eingabe zu dekretieren oder abzuweisen. Der Strateg 
übte aber seine Rechtsprechung im Namen des Königs aus. Was aber 
die Möglichkeit der Nichtbefolgung einer gerichtlichen Ladung betrifft, 
so wäre diese Tatsache im Zusammenhang mit auf Vertrag beruhender 
Einleitung des Rechtsstreites für seine Theorie bedeutsam; so ist jedoch 
das häufige Vorkommen des tpvyodotelv aus andern Ursachen erklärlich, 
die in den negativen Seiten des Rechtslebens im allgemeinen ihren 
Grund haben. Auch exekutorische Anweisungen des Strategen wie in 
P.Par. 15, Z. 24 sprechen gegen Taubenschlags Theorie. Dabei muß aller- 
dings betont werden, daß beide Gerichtsarten, das Schiedsgericht und 
die reine Beamtenjurisdiktion mit bedingter Rechtskraft der Urteile — 
wie im deutschen, so auch im ptolemäischen Rechte — in mancher 
Hinsicht einander ähnlich, ja, was ihre äußere Seite anlangt, hie und 
da — geschichtlich betrachtet — sogar verwandt sind; ihrem Wesen 
nach aber bleiben sie doch grundverschieden. Die richtige Auffassung 
vertritt Bouche-Leclercq (Histoire des Lagides IV, 200, N. 2, 246, 248, 
272). Bouche-Leclercq scheidet nicht scharf zwischen der Zeit vor und 
der Zeit nach dem 8. Jahrhundert und vindiziert für den Strategen eine 
Jurisdiktion auch für das 3. Jahrhundert (insbesondere p. 200 N. 2 gegen 
Taubenschlag und Boulard, Les Instructions ecrites du magistrat au jage 
commissaire dans l']<!gypte romaine). Für die zweite Periode (d. i. die 
Zeit vom 2. Jahrhundert) scheint sich nunmehr entschieden die Mehrheit 
der Autoren für die selbständige Jurisdiktion des Strategen und Epi- 
staten auszusprechen. So, wenn wir richtig verstehen, hebt Gerhard 
(Ein gräko-ägyptischer Erbstreit aus dem 2. Jahrhundert v. Chr. [1911], 
S. 13 ff.), (S. 14) die Tatsache hervor, daß es möglich war, die Sache 
vor ein nicht zuständiges Gericht zu schleppen, und betont die damit 
im Zusammenhang stehende Macht der höheren Beamten, dem 
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Verwaltung, insbesondere der Basilikogrammateus und 
der Epimelet. 1 Diese fungierten als Einzelrichter; sie 
konnten ein Streiturteil fällen, traten aber auch als 
Dialysisrichter auf. In letzterer Funktion erscheint 



Prozeß seinen Weg vorzuschreiben. F. Zucker (1. c. S. 97 ff., 99) tritt, 
unter sorgfältiger Zusammenstellung des Materials, ebenfalls für diese 
Periode für die Beamtenjurisdiktion ein. Gradenwitz (Gradenwitz- 
Preisigke-Spiegelberg: Ein Erbstreit aus dem ptolemäischen Ägypten 
[1912], S. 6, 8, 11, 12, 59) betrachtet den Strategen als Friedensrichter 
(auch schon früher im Arch. 111, 35, 32; vgl. aber „Erbstreit* S. 9). 
Sein Verdienst ist der wichtige Hinweis darauf, daß in P. gr. Wies. 
Ges. 277 die Verhandlung zuerst von dem Konsilium des Epistrategen 
geleitet und diesem das Ergebnis vorgelegt wird, eine Feststellung, 
die für unsere Behauptung einer Analogie mit der deutschrechtlichen 
Trennung der Urteilsfallung und Urteilsfindung einen wertvollen Beleg 
liefert — Mitteis stellt in den Vordergrund das prozeßrechtliche Prinzip 
der SiaXvais und hält es für nicht ausgeschlossen (Grundzüge 10), daß 
auch in der späteren Zeit die Beamten in Privatstreitigkeiten höchstens 
eine vermittelnde, keine entscheidende Funktion ausüben konnten, weist 
aber mit Recht daraufhin, daß aus der Urkunde, P. Amh. 33, noch nicht 
der Schluß gezogen werden dürfe, die Organisation der Ghrematisten 
habe im 2. Jahrhundert eine Änderung erfahren, wie dies P. M. Meyer 
und F. Zucker annehmen. Bei der Besprechung des Hermiasprozesses 
als eines Beweises dafür, daß ein regelrechtes Streitverfahren mit einem 
Streiturteil stattfinde, hält Mitteis die Beweiskraft dieses Urteils dadurch 
für abgeschwächt, daß diesem Verfahren bereits ein gleichartiges Ver- 
fahren vorausgegangen sei, in dem der Kläger abgewiesen wurde; „daß 
die Sache trotzdem zu einer zweiten Verhandlung gelangt, zeigt, wie 
wenig solche Sprüche zu bedeuten hatten ..." In dieser Ausfahrung 
weist Mitteis selbst darauf hin, daß das Entscheidende einerseits der 
Ungehorsam den Urteilen gegenüber, andererseits die Zulässigkeit des 
neuerlichen Rechtsweges war. Diese Merkmale erinnern aber an die 
deutschrechtliche Beamtenjurisdiktion und unterstreichen das ein- 
seitige Vorgehen der Parteien. 

1 Über sie wird Näheres in dem Kapitel über die Sondergerichts- 
barkeit ausgeführt. 
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insbesondere der Epistat des Dorfes, rtjg xco/urjg. Einen 
Privatrichter als Einzelrichter, etwa in der Gestalt eines 
vertragsmäßig bestellten Schiedsrichters, kannte das 
ptolemäische Recht dagegen, soweit wir sehen können, 
nicht. 

Ehe wir nun von der Entwicklung der Beamten- 
gerichtsbarkeit des Näheren handeln, müssen wir der 
eigentümlichen Funktionen gedenken, in denen alle Einzel- 
richter erscheinen können. Ihrer Funktion nach kann man 
die Richter unterscheiden in: 

a) Dialysisrichter, 

b) Schiedsrichter, 

c) Richter, die ein Streiturteil fällen. 

Wir wollen zunächst versuchen, die Tätigkeit des 
Dialysisrichters zu schildern. 

Der ptolemäische Dialysisrichter war kein Schieds- D«r 
richter; 1 seine Funktion hatte wohl Elemente einer ^m«" 
schiedsrichterlichen Tätigkeit, deckte sich aber nicht war kein 
mit ihr, dies allerdings nicht deshalb, weil er regel- ^JJSJjJJ" 
mäßig Beamtenrichter war, s sondern deshalb, weil die 
vertragsmäßige Grundlage, die im voraus bekundete 
Absicht der Parteien, sich seinem Spruche zu fügen, 
fehlte. Es strengten eben nicht beide Parteien das 
Verfahren an, dieses wurde vielmehr durch die ein- 
seitige Einreichung einer Klage eingeleitet, welche im 
3. Jahrhundert meist zuerst bei dem Oberrichter, dem 
Strategen, erhoben wurde, worauf dieser Beamte dann 
nach den Normen der örtlichen Zuständigkeit die 



1 Anders R. Taubenschlag, Arch. IV 10 f. 

* Ein Umstand, der an und für sich den schiedsrichterlichen 
Charakter noch nicht ausschließen würde. 
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Sache dem Epistaten zur Dialysisverhandlung über- 
wies. 1 
Die Grund- Es sei schon hier nachdrücklich darauf hingewiesen, 
d^^^w ^^ ^ er Grundgedanke der prozeßrechtlichen duüvots mit 
und a«r dem der ävdxQiois nicht verwechselt werden darf. Diese 
******** beiden Prozeßakte sind stets auseinander zu halten, ja, es 
muß von dem Unterschied der entsprechenden griechischen 
Begriffe ausgegangen werden, wenn man die juristisch 
richtige Vorstellung vom ptolemäischen Prozeß gewinnen 
will. * Der Grundsatz der dtdXvaig hat die ganze ptolemäische 
Rechtsprechung, wenn nicht beherrscht, so doch mit einem 
stark griechischen Gepräge versehen. Die prozessuale 
Dialysisverhandlung war insbesondere in der ersten Periode 
der Lagidenherrschaft 8 die Hauptform der Verhandlung 
vor dem Epistaten. Anders liegt die Sache mit der ävd- 
xQiots, die in rein griechischer Gestalt als eine entwickelte 
Form der Vorverhandlung in der Beamtenjurisdiktion zwar 



1 Es war ein Brauch und eine Rechtssitte, daß der Strateg die 
bei ihm angestrengten Sachen, bevor er sie selbst entschied, dem 
Epistaten zur Dialysisverhandlung weitergab; eine Pflicht hierzu be- 
stand für den Strategen kaum. Es war vielmehr, wie gesagt, seinem 
Ermessen Überlassen, die Sache persönlich zu entscheiden oder sie 
einem Unterrichter zur Erledigung zu delegieren. Hier sei zum Ver- 
gleich auf den römischen Rechtssatz verwiesen: Saepe audivi Cae- 
sar em nostrum dicentem hoc rescriptione : 'ettm qui provinciae praeeat, 
adire potes* nan imponi neeeesitatetn proconsuli vel legato vel praesidi 
provinciae suscipiendae cognüionie, eed tum aeetimare debere, 
ipee cognoecere an iudicem dare debeaU Dig. 1, 18, 8 (Julianus); 
auch Dig. eod. 1. 9 (Callistratus). 

* Das Nähere hierüber, Quellenbelege etc., gehört in das Kapitel 
Aber die „Dialysis"; hier seien nur die Hauptmerkmale beider Institute 
gestreift. 

8 D. h. bis Mitte des 2. Jahrhunderts. 
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auch vorkam, aber unter den Ptolemäern nicht so häufig 
Anwendung fand, wie die didXvoig. 

Der Rechtsgrund und Rechtszweck der ävaxgioig 
sind von Grund und Zweck der didXvoig ganz ver- 
schieden. Die ävaxQioic kann mit dem römischen Ver- nie 
fahren in iure in Parallele gestellt werden. Ihr Zweck ^^ 
ist nicht nur — wie meist behauptet wird — die In- r*miMii« 
struierung der Klage, sondern sie gibt gleichzeitig auch Y ^^ n 
Gelegenheit zu einer eventuellen Klageabweisung, einer 
denegatio actionis in der spezifisch griechischen Form; 
sie soll unnötiges und aussichtsloses Prozessieren ver- 
hindern. 

Auch die dicdvoiq verfolgt diesen Zweck, aber nur Der 
sekundär; in erster Linie soll sie eine viel kompliziertere Bam ^^ tk 
Aufgabe lösen ; sie soll nicht eine spätere Hauptverhand- amu*»* 
lung ermöglichen, sie auch nicht vorbereiten, sie ist viel- 
mehr eine Verhandlung für sich selbst, eine eigene Haupt- 
verhandlung mit der Aufgabe, auf friedlichem Wege dem 
in seinem Rechte Verletzten zu seinem Rechte zu verhelfen. 
Wenn es auch in vielen Fällen nach einer erfolglosen 
Dialysisverhandlung zu einer Streitverhandlung, meist 
vor dem Oberrichter, kommt, so ändert dies an dem 
Wesen und Zweck der diäAvou; nichts. Die Erkenntnis 
dieser Tatsache vervollständigt vielmehr nur unsere 
Vorstellung über dieses Rechtsinstitut. Das Ergebnis 
einer Dialysisverhandlung konnte freilich dasselbe sein, 
welches die dvdxgiaig verfolgte, dies aber nur dann, 
wenn der Hauptzweck der dtdXvote nicht erreicht wurde. * 



1 Die scharfe Scheidung der drei Grundbegriffe der griechischen 
bezw. hellenistischen Bichterronktion begegnet s. B. in GIGr. 2671 = 
GDI. 3585 = Michel Rec. 417: dUlvoav — duUxaaar — Sxgirav dia 
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Aus den Magdola-Urkunden allein ersehen wir zur Ge- 
nüge, wie zähe man an dem Prinzip festhielt, den Be- 
klagten zunächst zur freiwilligen Leistung zu veran- 
lassen und nur subsidiär ein Streiturteil zu erwirken. 
Di« schiefe- ^ n zweiter Stelle nannten wir Schiedsrichter. Diese 
werden vertraglich bestellt, nicht wie die Dialysisrichter 
schon kraft einseitigen Einschreitens des Klägers. Solche 
Schiedsgerichte setzen Einverständnis des Beklagten 
voraus, sich dem Gericht zu unterwerfen. Sie kommen 
im ptolemäischen Recht natürlich wie überall vor. Es sei 
hierfür nur an P. Eleph. 1 (311/10v. Chr.) verwiesen. 1 Aber 



yf&qxw, die Funktionen des Dialysisrichters, des Schiedsrichters und 
des ordentlichen Streitrichters werden also auseinandergehalten. Diese 
Stelle hebt Zucker (1. c. S. 34) treffend hervor. 

1 Das ptolemäische Recht kennt auch private Schiedsrichter, die 
vertragsmäßig bestellt wurden. Aber die löbliche Sitte, solche Richter 
in Anspruch zu nehmen, scheint im Reiche der Lagiden nicht sehr 
verbreitet gewesen zu sein und die Vermutung, daß solche private 
Schiedsrichter nur in der ältesten Zeit der ptolemäischen Rechts- 
geschichte, und zwar nur unter den Griechen sich finden, erscheint 
nicht unbegründet. Es ist jedoch sehr wahrscheinlich, daß sie auch 
in späterer Zeit, z. B. von der rein griechischen Bevölkerung in Ptole- 
mais und Naukratis in Anspruch genommen wurden, im übrigen 
Reiche dagegen erlangten sie kaum eine nennenswerte Bedeutung. 
Für diese Annahme spricht auch die Tatsache, daß die Urteile der 
Beamtengerichte sehr häufig keine Beachtung fanden. Wenn nun 
selbst Urteile dieser Richter oft erfolglos blieben, so kam sicherlich 
dem Spruche privater Schiedsrichter noch weniger Bedeutung zu. 
Vertraglich bestimmte Schiedsrichter sind uns nur in einer Urkunde, 
P. Eleph. 1 aus dem Jahre 811/10 v. Chr. bezeugt, also aus einer Zeit, 
in welcher sehr viele griechische Söldner griechische Rechtsakten und 
Gebräuche beobachteten (Rubensohn zu P. Eleph. S. 18 f.; Wenger, 
Gütt. Gel. Anz. 1909, 314 f. und für eine sprechende Analogie aus 
viele Jahrhunderte späterer Zeit ein Münchener Papyrus Inv. N. 96 
(574 n. Chr.); vgl. Wenger, Sitz.Ber. Bayer. Akad. 1911, 8. Abb. S. 11). 
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66 ist bezeichnend, daß die Dialysisquellen viel zahl- 
reicher sind. Stand dem Kläger die Möglichkeit der 
dtakvoiG in Aussicht, so wird er natürlich es erst damit 
versucht haben. Auch sind uns, wie bereits bemerkt, 
private Schiedsrichter nicht als Einzelrichter, sondern 
nur als ein Dreimännerkolleg bezeugt Wir kehren 
nunmehr zu der Darstellung der Gerichtsbarkeit der 
Beamtenrichter zurück. Sie sprechen bald allein, bald 
mit einem Konsilium Recht, dieses scheint bei der 
ordentlichen Hauptverhandlung regelmäßig funktioniert 
zu haben. 

Im Laufe der Jahrhunderte 1 hat die Gestaltung der Die 
Beamtenjurisdiktion unter den Lagiden nicht unwesent- ^ d £j^f 
liehe Änderungen erfahren. Die Gründe hierfür waren derzeit. 



Es handelt sich in P. Eleph. 1 nm einen Ehevertrag unter Griechen; 
für die Beurteilung der Scheidungsgrunde wird durch Vertrag im 
voraus ein gewähltes Schiedsgericht ans drei Männern vorgesehen, 
die von heiden Parteien, d. h. dem Manne einerseits und der Frau 
andererseits gewählt sein müssen. Z. 6 f. : Eiav dt u xaxojsxvo&oa 
&Moxi)tai hfl aloxvrrji tov drdgog 'HgaxXstdov Aijfiijjgta, OTegio&a) c5/i 
TiQootjviyxaTO jiolvkoy, foiidei^axco de 'HQaxXeidrjs Su av iyxaXfji As- 
firjtQiai svavxtov ävdgcöv jgicor, aus Sv doxifidt<ooiv dfupoxeQOi. Einen 
privaten Schiedsrichter als Einzelrichter kannte, soweit wir sehen, 
das ptolemäische Recht nicht; P. Eleph. 1 zeigt uns nur ein Richter- 
kollegium. 

1 F. Zucker (1. c. S. 5) geht wohl etwas zu weit mit der Behauptung, 
daß wir im Ptolemäerreiche im Grunde dieselbe Organisation wie in 
den griechischen Stadtstaaten zu erblicken hätten. Die Ähnlichkeit 
zwischen diesen beiden Organisationen ist nur gering und u. E. ist der 
Beweis dafür schwer zu erbringen, daß bei den Ptolemäern mit Aus- 
nahme der mit Autonomie ausgestatteten Städte wie Ptolemais die 
demokratischen Institutionen gerade auf dem Gebiete der Gerichts- 
barkeit in dem Maße und in der Art und Weise durchgedrungen seien, 
wie dies bei den griechischen Stadtstaaten der Fall war. Es tritt viel- 
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teils innere, in der Natur der Sache gelegene, teils er- 
folgten diese Änderungen unter dem Drucke der politi- 
schen Ereignisse und dem ständigen Streben der Könige 
nach Sicherung ihrer Einkünfte, wobei sie die Aus- 
dehnung der Sondergerichtsbarkeit in jeder Weise tat- 
kräftig förderten. Die Jurisdiktion der ordentlichen Be- 
amtenrichter, des Strategen und des Epistaten gewann 
im Laufe der Zeit und namentlich seit dem Ausgang des 
2. Jahrhunderts immer mehr an Bedeutung auf Kosten 
der rein autonomen Gerichte. Während im 3. Jahr- 
hundert der Epistat 1 hauptsächlich nur als Dialysis- 
richter erscheint, wird er bald mehr und mehr zu 
einem Richter neben dem Strategen, der auch Streit- 
urteile fällt. Der Zuwachs an Jurisdiktionellen Be- 
diküooeuen fugnissen ging allem Anscheine nach soweit, daß 

Befugnissen. 

mehr die ptolem&ische Rechtsprechung in einer sehr selbständigen and 
geradezu einzigartigen Färbung auf. Während die griechischen Stadt- 
staaten im wesentlichen stets ihre rein republikanische Verfassung 
wahrten, ist das Ptolemäerreich von monarchischen Prinzipien durch- 
drungen, was dazu fahrte, daß auch die prozeßrechtlichen Normen, 
soweit sie griechischen Ursprungs waren, im Laufe der Zeit mehr 
und mehr durch andere, die der Gedankenwelt der Ptolemäer besser 
entsprachen, ersetzt wurden. Abgesehen davon, daß für einen großen 
Teil der Bevölkerung weitgehende Sondergerichtsbarkeit bestand, daß 
die Gerichte der Chiematisten und der Beamten Eingaben empfingen, 
die auf den Namen des Königs lauteten, dürfte kaum darüber ein 
Zweifel entstehen, daß sogar das Gericht der Zehnmänner mehr oder 
minder unter königlichem Einfluß stand. Die demokratische Insti- 
tution des griechischen Rechtes — ein volkstümlicher und äußerst 
zahlreicher Richterstand, der die Rechtsprechung beherrschte — läßt 
sich für die Ptolemäer, bis jetzt wenigstens, nicht nachweisen. 

1 Es ist gewiß stets zwischen dem Epistaten tifa xcbfirjs und 
dem Epistaten des Ganes zu unterscheiden, ihre Zuständigkeit war 
eine verschiedene, sie waren aber beide Unterrichter. 
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z. B. das rein griechisch organisierte, autonome und 
kollegiale Gericht der Zehnmänner I in der späteren Zeit 
nicht mehr zur Geltung kam, da es in dem bekannten 
Dekret Euergetes EL 1 neben anderen autonomen Ge- 
richten, den Laokriten und Ghrematisten, nicht mehr 
erwähnt wird. Die Gerichte der Chrematisten und 
Laokriten bestehen aber fort; die Beamtenjurisdiktion 
erfolgte bald parallel neben ihnen, bald im Verein mit 
ihnen in innigem Zusammenwirken. 

In dieser allgemeinen Entwicklung des ptole- 
mäischen Prozeßrechtes läßt sich keine so ein- 
schneidende, grundlegende Neuerung nach- 
weisen, daß man sagen könnte: im 3. Jahr- 
hundert übten der Stratege und der Epistat 
keine selbständige Jurisdiktion aus und erst in 
der zweiten Hälfte der Herrschaft der Lagiden 
erlangten sie dieses Recht. 8 Eine solch scharfe, 
die ganze ptolemäische Jurisdiktionelle Organi- 
sation umstoßende Änderung ist aus den Quellen 
nicht nachzuweisen. Die Entwicklung der Gerichts- 
organisation, namentlich der Stellung des Strategen und 
des Epistaten ging aller Wahrscheinlichkeit nach nicht 
radikal, als Ergebnis einer gewaltsamen Umgestaltung, 
vor sich. Vergleicht man die Quellen aus dem Ende des 
zweiten Jahrhunderts mit denen des dritten, so erkennt 
man freilich ohne besondere Schwierigkeit, daß die rein 
griechisch-rechtlichen Elemente der Rechtsprechung in der 
zweiten Periode viel weniger zum Vorschein kamen, als 



Kein« 

radikal« 

Änderung. 



Die rein 
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reohtliehen 

Elemente in 

der zweiten 

Periode. 



1 P.Petr.III,21(g). 

8 P. Teb. 5. 

8 Vgl. Anm. 1 S. 87. 
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früher, aber es darf dabei Dicht verkannt werden, daß auch 
die allgemeine Rechtsordnung und die wirtschaftliche Lage 
im Staate immer mehr zurückgeht. 1 Bei allen Änderungen 
in der Stellung des ptolemäischen Beamtenrichters, bei aller 
Zurückdrängung und Komplizierung griechischrechtlicher 
Elemente in der Gerichtsorganisation bleiben doch die 
Grundgedanken dieser Organisation dieselben. Der ptole- 
mäische Beamtenrichter aus dem Ende des 2. Jahrhunderts 
ist nicht mehr derselbe Richter wie im 3. Jahrhundert. 
Allmählich büßten die ptolemäischen Herrscher und ihr 
Beamtentum ihre griechischrechtlichen Ideale ein, die 
Couleur der gesamten Rechtsprechung wurde zwar bunter, 
aber nicht edler; auch die Form der Jurisdiktion änderte 
sich, blieb aber äußerlich vielfach dieselbe, während ihr 
wesentlich« Inhalt wesentliche Änderungen erfuhr. Und im Gegen- 
Andenmgen ^^ hierzu ist andererseits anzunehmen, daß der mit 
Jurisdiktion. Jurisdiktion sgewalt ausgestattete Stratege alle drei Jahr- 
hunderte hindurch als Richter fungierte,* aber seine 
Stellung ist im Laufe der Zeit eine andere geworden 
und doch war der Stratege und der Epistat der späteren 
Periode derselbe alte ptolemäische Beamtenrichter! 8 



1 M. Chwostow: Geschichte des Orienthandels (im griechisch- 
romischen Ägypten) 3.438 (in russischer Sprache). 

* Natürlich ist diese Jurisdiktion vom König abgeleitet, wie die 
Macht jedes Beamten im ptolemäischen Staate. 

8 Mitteis (Grundzüge 10) hält die Frage für noch nicht soweit 
geklärt, daß bestimmte Behauptungen aufgestellt werden konnten. 
Dieser wertvolle Rat soll als autoritative Mahnung selbstverständlich 
auch hier berücksichtigt werden, allein er soll uns auch nicht zu 
sehr zurückhalten. Der Gesamtbestand der vorhandenen ptolemäischen 
Urkunden liefert uns noch nicht genügend Material, um eine vollendete 
Darstellung des Prozeßrechts im weitesten Sinne zu geben; er gibt 
uns aber u. E. schon jetzt die Möglichkeit, in mancher Hinsicht 
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Lassen wir aber nun die Quellen reden! 

Sollte es möglich sein, daß in mehr als vierzig ver- 
schiedenen Eingaben an den Strategen die Instanz ver- 
fehlt war? Diese Eingaben enthalten die verschiedensten 
Tatbestände, strafrechtliche, zivilrechtliche, Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, sie werden ein- 
gereicht von Petenten der verschiedensten Nationalitäten, 
Stände und Berufe, von Männern wie von Frauen, sie 
gehen von Einzelpersonen und von Personenvereinigungen 
aus. Beachtet man die Möglichkeit, daß gewiß manche 
dieser Schriften nicht von den Parteien selbst, sondern 
von rechtskundigen Schreibern abgefaßt sind, ist dann 
die Wahrscheinlichkeit groß, daß der all diesen Eingaben 
zugrundeliegende Gedanke, vom Strategen selbst Schutz 
zu erhalten, verfehlt sei, ja, formell genommen, niemals 
realisiert werden konnte ? Der Grundgedanke der ptole- 
mäischen Eingaben aus dem 3. Jahrhundert findet aber 
folgenden Ausdruck. Es heißt nach Darstellung des 
Tatbestandes: 

„Ich bitte Dich, o König, wenn es Dir gut dünkt, dem 
Strategen Diophanes zu befehlen, daß er dem Epistaten 
Hephaistiones schreibe, er solle die von mir Beklagten 
Petobastis und Horos nach Erokodilopolis schicken, da- 
mit mein Prozeß mit ihnen von Diophanes durch Urteil 
erledigt werde, und sie, wenn ich beweise, daß sie mein 
bebautes Grundstück überschwemmen ließen, gezwungen 
werden, meine Saat zu übernehmen und die Abgaben 



Schlüsse zu ziehen. Dabei darf allerdings nicht fibersehen werden, daß 
diese Schlüsse, die auf Grund des jetzt vorliegenden Urkundenmaterials 
gezogen worden, auf Grund neuer Funde sich als verfehlt herausstellen 
können. Die Möglichkeit bleibt bestehen, daß neue Funde und Publi- 
kationen durch neues Material frühere Behauptungen umstoßen. 
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zu entrichten, und statt des überschwemmten Grund- 
stückes mir ein anderes von gleicher Größe geben von dem, 
was sie selbst bearbeiten/ * Diese Klage, P. Magd. 28, 
ist eine Zivilklage, die zwar vielleicht auf einem delik- 
tischen Tatbestand aufgebaut ist, aber auf Schadens- 
ersatz geht. 
Drei Drei prozessuale Akte werden hier erstrebt: 

^ijct!!!* 16 *• ^ e am Üiche Ladung der Beklagten vor den Stra- 
tegen, 

2. eine Verhandlung vor dem Strategen, in der dieser 
als Richter erscheint und ein Urteil fällen soll: Sncog dta- 
XQt&co avxöig bd Ato(pdvovg f xal, läv £vdeü;(o/uai — btavay- 
xacrfrfjvai. Da nun die Durchsetzung des Rechtes des 
Klägers bedingt ist von dem Ergebnis der Beweisführung, 
so ist klar, daß zwischen Beweisführung und Realisierung 
des Anspruches ein Urteil liegen muß. Der Strateg wird, 
worauf das Verbum n diaxQt&ä> u hinweist, als xQarjs, als 
Richter, aufgefaßt und zwar: 



1 Nach der neuen Lesung (1912) der Herausgeber: Jouguet, Col- 
lart, Lesquier, Xoual, lautet die betreffende Stelle, die wir als ein Bei- 
spiel herausgreifen, P. Magd. 28 Z. 6 f. wie folgt: Aiofjuu ovv oov, ßaodsti, 
st ooi doxsi, XQOOidg'at dicxpdvei xäti oxgaxrjyan ygayai e H<paunfa>n 
x&i &moxdxt)i äuiootsiXai ITexoßdoxiv xai r Qgov xovq iyxs(x)lti(Uvovg sls 
Kgoxodttayr noXtv, Snoyg diaxQt&co avxöig im Aio<pdvovg, xcu, iav evdsi- 
£a>ftai avxovg xaxaxexivxdxag fiov xov oitögor, inavayxao&rjvai avxovg 
xov iftov ojioqov dvalaßelv xal xdg~aov\ii avrovg xa ex<pdoia, and xffg 
avxoi yecogyo&oiv yrjq avxido&ijvaJ poi xo taov nlrj&og dvö* fjg xaxa- 
xexXvxaoiv. Zucker irrt, wenn er (1. c. S. 18) meint, es liege hier ein 
Straffall vor; die Klage ist nämlich ausschließlich zmlrechtlich, ihr 
Zweck ist lediglich Schadensersatz nach Zivilrecht Zucker selbst 
erkennt dies an anderer Stelle teilweise an, so S. 26, A 26 „da die 
Schlußbitte (P. Magd. 28) die Klage nicht als Straf klage faßt, obwohl 
eigentlich eine Straf klage vorliegt*. 
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3. als Beamtenrichter, der auch die Macht hat, die 
Befolgung seines Urteils durchzusetzen, „buxvayxaoörjvai* . 

Diese drei prozessualen Akte werden in den meisten 
Magdola-Urkunden als Zweck der Eingabe angegeben. 
Wenngleich nun der Umstand im Auge behalten werden 
muß, daß der Formalismus der Prozeßsprache den Ptole- 
m&ern wenig bekannt war, so ist doch die Feststellung 
von Bedeutung, daß die Tätigkeit des Strategen in den 
Magdola-Urkunden allein vierzehnmal mit dem Worte 
9 öuocqIvuv* bezeichnet wird, was im Zusammenhang mit 
dem darauffolgenden bzavayxäoai,el<mQä(ai,Tva agdfa? usw. 
doch nicht anders aufgefaßt werden kann, als daß die 
Petenten vom Strategen die Vorstellung hatten, er sei 
ein Richter mit Exekutionsgewalt. 1 Ohne diese Zu- 



1 Die Funktionen des Strategen sind dreifacher Art: juris- 
dDctionelle, verwaltende nnd militärische; Lesquier (Les Institution« 
müitairee de l'figvpte sons les Lagides (1911) p. 71): „s'il rend la 
justice, c'est qne dans rfigypte ptolemalque tont fonctionnaire la 
rend*. L. will damit sicher nicht sagen, daß alle Beamten anch 
Richter sind, hebt aber den ptolemäischen Grundsatz hervor, daß 
alle Beamten mehr oder weniger irgendwie an der Jurisdiktion teil- 
nahmen, nnd, wenn man die außerordentliche Entwicklung der Sonder- 
geriohtsbarkeit nicht außer acht läßt, so darf man behaupten: alle, 
auch die niederen Beamten konnten zur Rechtsprechung herangezogen 
werden, so im Konsilium des Strategen, im gemischten Kollegium, 
bestehend aus Chrematisten und Beamten, dann bei der speziellen 
Jurisdiktion der Domänenverwaltung, der Militär- und Finanzverwal- 
tung. Das Amt des Strategen war ursprünglich ein rein militärisches; 
zur Zeit Alexanders d. Gr. befehligten zwei Strategen das ganze 
Okkupationskorps, unter den ersten Ptolemäern erhöhte sich ihre 
Zahl entsprechend der Anzahl der Gaue. (Lesquier p. 71.) Wie schon 
Öfters erwähnt, darf die Entwicklung des Strategenamtes im Laufe 
der Zeit nicht übersehen werden, seine verwaltungsrechtlichen und 
Jurisdiktionellen Befugnisse entwickelten sich auf Kosten der mili- 
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sammenstellung von iiaxglveiv und btavayxäocu, könnte 
man vielleicht noch annehmen, auch die Petenten dächten 
nur an ein vorbereitendes Verfahren vor dem Strategen, 
toaM&rMv— allein das dem diwcglreiv folgende btavayxaoai schließt 
jMu^Miam. diese Annahme aus. Ferner enthalten auch die Petrie- 
Urkunden mehrere Eingaben aus derselben Zeit, die die 
Vorstellung der Bevölkerung von der richterlichen Korn- 



tärischen. Ein deutliches Beispiel hiefnr bietet P. Bein. 7 (ca. 141 
T. Chr.): der Hipparcb, htxdgxvs T °^ ovxov vopoO xaxolxcav htx&cov, 
wird, nachdem er selbst vor dem Strategen als Klager aufgetreten 
ist, nicht tot dem Strategen, sondern vor einem hohen Militärbeamten, 
dem httoxdxtjg xai ygafAfiaxsvs xcbv xaxoixoyv buxiwv verklagt! (vgl. 
P. Teb. 54). Außer dem oTQaxrjyöc sind uns der imoxQaxviyfc, der vxo- 
oxQaxtiyöc und 6 jxqos xfji oxQatrjylai xsxay/i&vog, d. h. der Strategie- 
verweser (P. Petr. III, 219) als gerichtliche Beamte mit ursprünglich, 
wie die Namen sagen, wohl militärischer Funktion bekannt. In der 
Regel wies der Strateg zur Ausführung der erforderlichen Jurisdiktio- 
nellen Maßnahmen den Epistaten an, es stand ihm aber frei, auch die 
andern nicht subalternen Beamten des Gaues, die ihm untergeordnet 
waren, damit zu betrauen, so den Unterstrategen, toooxQaxrjyös; so 
bittet in P. Leid. A (ca. 175 v. Chr.) ein Petent den Strategen, den Unter- 
strategen Ammonios mit der Vorladung der Parteien zu beauftragen 
(Z. 88—84). Hypostrategen sind bis jetzt nur für Memphis und Theben 
nachzuweisen (Wilcken, Aktenstücke aus der k. Bank zu Theben, 8, 
Z. 9—19: Bouchd-Leclercq, 4, 246 N. 1; Revillout, Melanges p. 889). 
Die Griechen fanden an der Spitze der Gaue Beamte, die sie vopaezve 
nannten (Wilcken, Grundzüge S. 10); Alexander d. Gr. beließ ihnen 
u. a. die Steuereintreibung. Welche Bolle diese Beamten weiterhin 
unter den Ptolemäern spielten, wissen wir nicht; im Zusammenhang 
mit der quellenmäßig bezeugten Aufsicht und Mitwirkung des Stra- 
tegen bei der Verwaltung der Domänen und der sonstigen Staats- 
einnahmen ist folgende Titulatur nicht ohne Bedeutung: 'Eqihoi tüv 
öfiouficor Tri? ovyycvioi xai oxgaxtjy&i xai vofiOQxV l > danach hängt 
vielleicht der letzte Titel mit der oben erwähnten Kompetenz des 
Nomarchen zur Steuererhebung zusammen (P. Par. 15 Z. 20), vgl P. Amh. 
85. Auch Wilcken, Grundzüge 11. 
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petenz des Strategen klarlegen : R Petr. II 1 2 (3) = m 29 (c) : 
nachdem die Kläger auf ihre frühere Eingabe und den 
darauf folgenden Befehl an den Epistaten verwiesen 
haben, bitten sie: d(iovpev ovv oe eloxalioao&ai $ß*äs xal 
huoxeyapevov ä dtd xijg tvtev(e<DS avran fyxexXrjxa/Aer 
biarayxdoat avxöy . . . Die Bevölkerung drückt sich in 
ihren Eingaben mit einer Bestimmtheit aus, welche alle 
Zweifel ausschließt. Sie faßt den Strategen nicht nur 
als Vermittler auf, sondern als eigentlichen Richter, da 
sie in ihrer Bitte um ein Urteil des Strategen auch die 
Exekution von ihm erwartet. 1 Die Verhandlung selbst 
wird bezeichnet als xgfaigy d. h. als Gerichtsverhandlung, 

1 In der klassischen Periode des römischen Rechtes, wo das 
Urteil prinzipiell von einem Privatrichter gefallt wurde, ordnete der 
Prfttor die Exekution an; er besaß demnach das Recht, die Exe- 
kution zn verlogen, aber nicht das Recht, ein Urteil zu fallen; im 
ptolemÜBchen Recht konnte der Strateg dieselbe Funktion wieder 
römische Prfttor ausüben; er konnte nach Prüfung des Tatbestandes 
die Rechtsfrage einem autonomen Gericht zur Entscheidung aberlassen, 
wobei ihm das Recht zustand (auf Antrag des Klägers) die Exekution 
zu verfügen. Hier zeigt sich aber ein bedeutender Unterschied zwischen 
beiden Rechten; der römische iudex privates war nur zur Urteila- 
fallung, nicht zur Anordnung der Exekution ermächtigt, die ptole- 
mflischen autonomen Gerichte konnten die Vollstreckung selbständig 
anordnen, indem sie dem Gerichtsvollzieher, xqoxtcoq, einen dahin 
gehenden Befehl erteilten (P. Tor. 18). Die jurisdiktioneile Macht des 
Strategen reichte demnach viel weiter als die des Prfttor« und auch 
die autonomen Gerichte der Ptolemfter besaßen prozeßrechtlich größere 
Befugnisse, da auch sie zur Anordnung der Exekution berechtigt waren. 
Diese Fragen gehören zwar in die Lehre von der Exekution; hier sei 
nur erwähnt, daß für das ptolemftische Recht der Satz gegolten zu 
haben scheint: »wer richten kann, kann auch vollstrecken lassen*, 
oder besser gesagt, daß im Gegensatz zum römischen Rechte, aber 
im Einklang mit den modernen Prozeßsystemen die Befugnis zur 
Erlassung eines Urteils mit dem Rechte, die Exekution anzuordnen, 

4* 
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so in P. Petr. II 12 (2) = HE 29 (b) vijv vndqxovodv /um 
x[ar'] avxov bü oov xgioiv, «bezüglich meiner Streit- 
verhandlung vor dir". 1 Dieser Prozeß soll aber auch nach 
der Vorstellung der Parteien sein Ende vor dem Stra- 
tegen finden; so lesen wir in P. Magd. 12, Z. 11: &og 
dk tov dd£odov Xaßeiv z^v xgloiv jmj üeglCetv avrovg y 
d. h. bis der Prozeß ausgetragen ist, nämlich vor dem 
Strategen (Z. 10: hü Atcxpavrjv diaxQi#r}oopevovs [tot xxk.) r 
soll den Beklagten verboten werden zu ernten. 

Die Petenten halten, wie uns die Urkunden lehren, 
den Strategen für kompetent zur Abhaltung einer regel- 
rechten Streitverhandlung; so in P. Magd. 18: Aiofiai ovv 
oov ßaoilev, et ooi doxd, TiQooxd^ax Auxpdvei ta>i otqcl- 
Tfjydyi ygay^ai Mevdvdgcoc ran buotdztji ävaxaXtoao&ai 2i- 
fjdav xal Kgovy, dt 9 &v SXaßev rdc (ägzdßag) xal änooia- 



nicht nur aufs engste zusammenhing, sondern beide einander bedingten. 
Das spricht seinerseits gegen die Ansicht, die ptolemäischen Richter 
seien nur Schiedsrichter gewesen; denn der Schiedsrichter besitzt 
prinzipiell keine Yollstreckungskompetenz. 

Außer in P. Par. 15 kennen wir Vollstreckangsbefehle des Strategen 
in P. Am h. SO and solche seines Unterbeamten, des Epistaten in P. Hibeh 34 
(248/2 t. Chr.), wo gleich dem schon früher von uns hervorgehobenen 
charakteristischen Passus der Klageschriften: .wir bitten entweder 
die Herausgabe der Sache, oder ihres Wertes zu erzwingen", auch 
der Vollstreckungsbefehl des Epistaten (der offenbar auf Anweisung 
des Strategen ergeht) alternativ formuliert wird: Baodsl IIxoIs/uUodi . . . 
'Adixoüpcu . . *EfMv yaQ ajiaya[ydvroi KoXX16q6\^o¥ KaXXutQ&tovc Kvqij- 
vator trfg imyorrjg e[lg ro] h Ziyoqv dw/uor^Qwy xatä ogöoiay/ia 

Acogiowoe xoO imo[xdxov ], tv <5i iyiygcütxo inavayxdacu xov 

KaXXtÖQOfiov rj xo vnotvytov foiodovvai ra>< xvgion f) xtfiffr xoO facv 
(deazpäe) *. Vgl. auch P. Hibeh 73 (wo es sich um denselben Vorfall 
handelt) und Hibeh 60 (245 v. Chr.), wo die Alternative noch kräftiger 
hervortritt: .entweder die Geldleistung oder die Verhaftung." 

1 VgL Magd. 12it. 
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Xrjvai xd äjiojutagrvQtj^iyra Auxpfoei xal aircdv Aioyivrjv jxexä 
to>v lyygamcov, Iva 7tQ<i£a$ Aicxpavrjs abxbv, lav fjt xavra 
dAfjfrfj, änodan fiot xal f%(o [ek *ä] ytJQag xä Avdyxata, 
fva xzX. 1 

Nachdem wir die Vorstellung der ptolemäischen Be- 
völkerung von der richterlichen Stellung des Strategen im 
3. Jahrhundert im großen und ganzen klargelegt haben, 
wird es auch förderlich sein festzustellen, daß die Leute n« .un- 
richterlichen Geboten oft keine Folge leisteten,* ein Um- ** h ^ im " 

Ttrartoilten 

Partei. 
1 Zucker, 1. c. S. 12, bespricht diese Stelle nur bis zu den Worten 

'xdVv hygibncoY* und kommt lediglich zn dem Ergebnis, „daß das 
hier anagesprochene Verlangen dem regelmäßigen Verfahren ent- 
spricht 11 , d.h. daas Protokollierung der Zeugenaussagen verlangt wird, 
und läßt auch die folgenden Worte 9 tva xedgae Auxpavrjc avxov faiodtii 
jtoi* anßer acht, obwohl hier nicht nur etwaige Vorbereitungshand- 
Inngen in Betracht kommen, sondern ein ganzer Prozeß nnd außerdem 
noch die Exekution. 

1 F. Klein (Die psychischen Quellen des Rechtsgehorsams und 
der Rechtsgeltung (1912) 8. 65 f.) hebt hervor, daß der Rechtsgehorsam 
(S. 66) mit unerschöpflichen Nuancen versehen ist und mit allen 
Faktoren der Gesellschaftskultur und des Staatslebens in einem 
geistigen Zusammenhange steht „Sein psychisches Gefüge ist daher 
von der Umwelt abhangig und wohl auch historisch veränderlich." Es 
gibt keinen bündigeren Beweis seiner historischen Bedingtheit, 
sagt Klein, als den Widerstand des Volkes in den deutschen Landen 
gegen die Rezeption des römischen Rechtes. Diese forderte eine 
Umgestaltung der psychischen Unterlagen der Rechtsbefolgung, auch 
die Kenntnis des neuen Rechtes fehlte. Genau diese Erwägungen 
sind auch bei Betrachtung des ptolemäischen Rechtes im Ange zu 
behalten. Die Unkenntnis des neuen griechischen Rechtes, die sicht- 
liche Verdrängung und Beseitigung der jurisdiktioneilen Befugnisse 
der Priester und viele andere, die Rechtsauffassung und Ethik des 
Volkes störende Neuerungen übten wohl sicher eine nachhaltige und 
entscheidende Wirkung in der Richtung ans, daß die Rechtsprechung 
oft ihren Zweck verfehlte. 
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stand, der, wie wir schon im allgemeinen Teil hervor- 
gehoben haben, von nicht geringer Bedeutung für das 
Verständnis der uns hier beschäftigenden Frage ist. So 
weist der folgende Passus aus P. Magd. 12 inhaltlich eine 
auffallende Ähnlichkeit auf mit den endlosen Beschwerden 
des Hermias (aus dem Ende des 2. Jahrhunderts) darüber, 
dafi die und die Leute den und den Anweisungen des 
Strategen keine Folge geleistet haben. P. Magd. 12, Z. 7: 
ifiov ik bnv%6rt(K xat 9 avxcbv ZxqoxIgh tum Imoidrrji, abd&va 
Xöyov biotfjoavTo, äUä tyßcßXrjxaoiv ßie ht x&v xXrjQwv. In 
P. Magd. 17 weist der Strateg auf eine Eingabe hin den 
Epistaten an, eine Dialysisverhandlung vorzunehmen; 
der Beklagte willigt allem Anscheine nach ein, die ge- 
schuldete Leistung zu bewirken, erfüllt aber sein Ver- 
sprechen nur zum Teil, im übrigen aber läßt er die Sache 
gehen; der Strateg wird in der nämlichen Sache aber- 
mals angerufen. Ein ähnlicher Fall ist in Magd. 33 be- 
richtet 1 Es begegnet also auch im 3. Jahrhundert zu- 
nächst die Vorstellung der Bevölkerung, dafi der Strateg 
Richter sei; daneben finden sich aber auch Beispiele 
dafür, dafi die Bevölkerung amtlichen Befehlen und 
damit auch Urteilen nicht nachkam, wenn dieser Un- 
gehorsam auch nicht mehr so auffallend zum Ausdrucke 
kommt, als am Ende des 2. Jahrhunderts. 
Di« T«r- Es erübrigt noch die Frage der Divergenz zwischen 

DirtrgaJ. dem Inhalte der Petite und den daraufhin ergehenden 
Anweisungen der Strategen zu behandeln. 1 Diese ver- 
meintliche Divergenz besteht darin, dafi entgegen dem 



1 Vgl. auch P. Magd. 20. Duo Leaquier, Die Introduktion an den 
Magdolapapyri 1912, 3. 14. 

* Taubenschlag, Arch. IV 10, Zucker, L c. S. 15 ff. 
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Petit um endgültige Erledigung, von dem wir eben 
sprachen, in den vom Strategen auf die Eingaben ge- 
schriebenen Subskriptionen meistens von einem «zu- 
ständigen Gericht" gesprochen wird, an das die 
Sache zur Verhandlung zurückverwiesen wird, wenn eine 
dem Epistaten anbefohlene Dialysis Verhandlung erfolglos 
bleiben sollte. Die Anweisung — inoygaq^ — des Stra- 
tegen an den Epistaten lautet z. B. in P. Magd. 18: Mar 
(Xuna) di(dXvooy) afoovg' d di pij, djz6(<rtedov) Aioyhn^v, 
dn(<og) bü xov xaWjxovros xgnrjQlov duvcgv&fju Demgegen- 
über verfolgt der Kläger scheinbar mit seiner Eingabe ein 
ganz anderes Ziel; er bittet, wie wir schon oben gesehen 
haben, Z. 2 f.: Ttqomaicu Auxpdvei xok aiQaxtiytbi ygätpat Me- 
vävdgcDi rcöi bumaxr\i &yaxak£oao&ai Zifiiav xal Kgoinp, di Ar 
BLaßev rag (dgrdßag) xal äjiooxaXfjvai rd djiopaQTVQTj&Svza 
/ttoqxxvei xal avrdv Auyyhrp fietä xcbv IvyQamwv, tvangä^ag 
Aio<pävt)s avxdv, Sav fji xavxa AXri&vj, änodcbt fiot . . . 
Genau dieselbe äußere, scheinbare Divergenz weisen noch 
viele andere Magdola-Urkunden auf. Der erste Passus, der 
den Befehl des Strategen in der immer wiederkehrenden 
Form /LicuUaza didXvoov airtovg enthält, bedeutet überhaupt 
keine Divergenz gegenüber dem Petit; denn es ist ganz 
natürlich, daß der Kläger seine Eingabe in der Weise 
abfaßt, daß sein Ziel, das er verfolgt, genau präzisiert 
ist, um eventuell seinen Willen erzwingen zu können, 
der Richter dagegen es vorzieht, eine diälvoig zu ver- 
suchen. Dazu stimmt auch das nachfolgende ändcnedov. 
Ein ähnliches Vorgehen ist auch dem modernen Recht, 
insbesondere dem amtsgerichtlichen Verfahren, nicht 
fremd. Dann folgt der hier zu erörternde Satz über das 
„zuständige Gericht", w xd xa&rjxov xqittjqiov*. Danach 
will, oder vielleicht besser gesagt, kann der Strateg die 
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Der Straten Sache nicht vor sich als Richter austragen lassen, son- 
j^U^ dem kann sie, nachdem eine vergebliche Dialysisver- 
AiMb. handlung vor dem Epistaten stattgefunden hat, nur in- 
struieren und muß sie dann dem etwa zuständigen auto- 
nomen Gericht zur endgültigen Entscheidung vorlegen. 
Diese Erklärung findet noch darin eine besondere Stütze, 
daß in einigen Urkunden tatsächlich solche autonome Ge- 
richte genannt sind, und zwar das Gericht der Laokriten 
und das sog. xocvdv docaoxrJQtov: P. Magd. 21: Moo%Uavt 
[3fd(/Lora)] ö[i{aXvoov) ai(xovs)' d de pt}, dji6{cntiXov)\ 
5n{a>g) bü xov xoivodi(xlov) di(axQi&a>otv); P. Magd. 23: Mä- 
(JUoxa) di(aXvoov) avxovg' et de pr), in6(oxedov) [ ] Smog 
bd xov xoivodi(xiov) di(axgi&ä>oiv; P. Magd. 42 : Sncog bü xwr 
Xa(oxQtxä>y) dt(axQi&a>oiv). Der Strateg weist in P. Magd. 42 
den Epistaten nachträglich an, die Sache an die Lao- 
kriten weiter zu geben. Beide Parteien sind Eingeborene. 
Die Ägyptierin Thamunis verklagt Thothortafe, gleichfalls 
eine Ägyptierin; ihre Nationalität läfit es begreiflich 
erscheinen, daß ihr Streit den Laokriten überwiesen 
wird. In P. Magd. 23 ist eine Partei, die Kläger Aiooxov- 
gldrjg und Nixävajg, griechischer Abstammung, die Be- 
klagte dagegen Ägyptierin. Damit wird die in der 
Literatur vielfach vertretene Ansicht bestätigt, daß es 
sich hier um ein besonderes Gericht handelt, dessen 
Aufgabe es ist, Streitigkeiten zwischen Parteien ver- 
schiedener Nationalität zu schlichten. 1 
dm na4n»ov Welches ist nun das allgemein sogenannte xa&ijxov xgi- 
*&t)qw». ^Qm und welche Art von Gericht ist in den Fällen gemeint, 
wo, wie in P. Magd. 7; 8; 12; 22; 28; 40 von „Gericht* ohne 



1 WaszyrfBki, Arch. V 16 ff.; Lesqnier, Introdaction zu Pap. Mag- 
dola (1912) S. 29; Wilcken, Arch. IV 58. 
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irgendwelche nähere Bezeichnung die Rede ist? Warum er- 
wähnt der Stratege kein einzigesmal dieChrematisten, war* 
um weist er in P. Magd. 21; 23; 42 den Epistaten nach einer 
vergeblichen Dialysisverhandlung an, die Sache direkt an 
die Laokriten bezw. das xoivdv dtxaoirjQiov abzugeben ? Das- 
selbe gilt von P. Magd. 8 ; 12 ; 22 ; 40, wo sich nur die Worte 
bü xov xa&rjxovTog xqittjqIov finden, während in anderen 
Urkunden der Stratege die Subskription mit dem Zusatz 
9 ng6g fjjuäs* ,zu uns* neben dem xafrfjxov xqittjqcov dnöoxsOov 
versieht. Es zeigt sich eine auffallende Mannigfaltigkeit **** ****** 
im Inhalt der vnoygaqxd des Strategen, weshalb man DieMannig- 
bei ihrer Erklärung nicht einseitig vorgehen darf. Diese ^Jf^SSJ, 
Mannigfaltigkeit gibt uns einen nicht zu verachtenden der 
Fingerzeig für die gesamte Organisation der Jurisdiktion 8tr ^ en ~ 
des damaligen Ptolemäerreiches, deren Vielgestaltigkeit weiaimgmL 
und Buntscheckigkeit durchaus dem Verschmelzungs- 
prozeß zweier ursprünglich verschiedener Rechtssysteme 
entspricht. Als xa&tjxov xQtrrjgiov bezeichnete 
man, wie ja auch in unserer Zeit, jedes in Be- 
tracht kommende zuständige Gericht. Welche 
gesetzlich bestimmte Grundsätze in bezug auf die Zu- 
ständigkeit der verschiedenen ptolemäischen Gerichte 
herrschten und welche von diesen 9 speziellen* Normen 
zwingender Natur waren, wissen wir bis jetzt aus 
Gesetzestexten nicht, da uns solche noch nicht be- 
kannt sind. Wie wir aber schon im allgemeinen Teil 
hervorgehoben haben, lassen mehrere Gründe die An- 
nahme zu, daß zwei Faktoren die Einleitung und den 
Gang der einzelnen Prozesse in großem Maße beeinflußten 
und in dieser Hinsicht ausschlaggebend waren: einer- 
seits — ähnlich wie dies im römischen Rechte zur Zeit 
der konkurrierenden Jurisdiktion der Rekuperatoren 
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Da*.proEeÄ- und judicee privati der Fall war — das Prozeßwahl- 
dorp^toiL rec ht der Parteien, andererseits das durch längeren 
und der Be- Brauch entwickelte Recht der Strategen, im Einzel- 
stntegwL ^ 6 ZU bestimmen, ob die Sache vor einem Beamten- 
gericht oder vor einem autonomen Gericht auszutragen 
sei. Gleichzeitig sei jedoch betont, daß diesem Er- 
messen des Strategen sicher auch gewisse Schranken 
gezogen waren, 1 die in Normen zwingender Art zur 

1 Fttr die ptolemäische Zeit haben wir drei Jurisdiktionsgebiete 
auseinanderzuhalten: a) die ordentliche Gerichtsbarkeit der autonomen 
Gerichte und der ordentlichen Beamtenrichter, b) die Sondergerichts- 
barkeit, c) die Gerichtsbarkeit in den autonomen griechischen Städten. 
Die einzige von den Ptolemiern gegründete x6he t Ptolemals (Wilcken, 
Grundzuge 16), ist eigentlich auch die einzige Statte, Aber die wir 
sichere Nachrichten besitzen. Die Organisation der ältesten griechi- 
schen Stadt in Ägypten, Naukratis (noch unter den Pharaonen im 
7. Jahrhundert entstanden), ist uns dagegen gänzlich unbekannt 
(was zu der Annahme fährte, sie habe unter den Lagiden ihre 
griechische Physiognomie eingebüßt; so Mahaffy: Empire of the 
Ptolemies, p. 81; dagegen Wilcken, Grundzüge 18, Ostraka I, 488, 
Anm. 1 ; Preisigke, Stadt Beamten wesen, S. 1; 2). Was die Schöpfung 
Alexanders d. Gr., Alexandrien, betrifft, so weist sie eine ziemlich 
komplizierte Mischung rein monarchischer Organisationsprinzipien 
mit manchen anderen auf, die an das griechische Recht erinnern; 
das Hauptgewicht liegt jedoch entschieden auf den ersteren, die 
der Hauptstadt auch das Gepräge der Schöpfung einer Cäsaren- 
laune geben. Wie nun Plaumann (Ptolemals in Oberägypten [1910] 
S. 1) treffend bemerkt, waren die jiöXeig der hellenistischen Reiche 
keine x61mk im griechischen Sinne. Insbesondere gilt dies von den 
griechischen Städten im Reiche der Ptolemäer, deren Autonomie stets 
unter einer gewissen Abhängigkeit von den höheren königlichen Beamten 
litt. Der Epistrateg der Thebals, in der Ptolemals gelegen war, führte 
auch den Titel eines dgz^Qvxavig von Ptolemals. Die starke Abhängigkeit 
vom Könige und seinen Beamten steht wohl außer jedem Zweifel (Plau- 
mann S. 25 ; 27 ; 88, Anm. 8 ; Schubart, Klio X 54 A.2) ; so wird in einem 
Dekret aus Ptolemals, wie es ein königliches Schreiben wünschte, die 
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Geltung kamen, aber in der Praxis zu verschiedenen 
Zeiten in verschiedenem Maße Beachtung fanden. Um 
eine richtige Vorstellung zu gewinnen, darf ferner auch 
der Umstand nicht unbeachtet bleiben, daß weder die 
Praxis noch die geschriebenen Normen einen Grund- 
satz kannten, demzufolge das Einreichen der Klagen Kein 
beim Strategen der einzig übliche Weg der Klage- *£*£ 
erhebung war, d. h. daß sämtliche Klagen von diesem Strategen 
Beamten mit Hilfe seines Unterbeamten, des Epistaten, 
vor der Verhandlung vor einem zuständigen autonomen 
Gericht instruiert werden mußten. Und wenn in der 
Praxis vielleicht sogar der größte Teil dieser Eingaben 
doch an den Strategen gelangte, so war dies nicht die 
Folge einer Zwangsnorm, sondern eines durch irgend- 
welche Beweggründe herbeigeführten Usus. Berücksichtigt 
man weiter die, wie schon früher ausgeführt wurde, ziemlich 
starke Rivalität zwischen den autonomen und den Beamten- 
gerichten, so lag es sehr nahe, daß der Stratege auch sein 
Gericht, das aus ihm nebst seinem consilium der Beisitzer 



ein- 
snreiehen. 



Ehrung des Magistratskollegiums beschlossen; in der Inschrift von 
Philae wird der Epistrateg anch ygafi/iaxtvs rffg ßovXrfc genannt. Wenn 
man im Anschluß hieran die schon oben erwähnte Tatsache berück- 
sichtigt, daß sogar Richter wie die Chrematisten in Ptolemals nicht nur 
ihren Briefkasten, das äyyeiov, hatten, sondern daß sie selbst wieder- 
holt in dieser Stadt ihren Aufenthalt nahmen, dann drängt sich der 
Gedanke auf, daß tatsachlich neben der Autonomie die allgemeine 
Reiehsverwaltung und Jurisdiktion in Ptolemals ziemlichen Spiel- 
raum hatte. Ferner scheint sich der Amtssitz des Epistrategen nicht 
in Theben, sondern in Ptolemals befunden zu haben. Wilcken, 1. c. 
8. 17—18: „Wenn aber auch Ptolemals staatsrechtlich durchaus eine 
autonome noXie war, so hat doch seine Zugehörigkeit zu einer solchen 
Monarchie in der Praxis notwendig diese Autonomie durchkreuzen 
müssen/ 
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dm Gericht bezw. Urteilsfinder bestand, als ein den andern ebenbürtiges 

Btn ^La_ xa&rjxov xQtnjgior bezeichnete. Andererseits ist es begreif- 

«in im^mov Uch,wennderStratege,einhoherBeamterdesptolemäischen 

K&vtunov. ReJcijeg^ fo T unB aig „Verwandter" (pvyyevrjs) des Königs 

entgegentritt, sich nicht .prinzipiell" auf die Instruierung 
der Klagen für ein anderes Gericht auf Grund einer Norm 
beschränkte, da eine solche Norm nicht existierte. Wir 
besitzen nicht das geringste Anzeichen dafür, daß dieser 
hohe Beamte in irgendwelcher Beziehung von den Ge- 
richten etwaige Anweisungen erhalten konnte, wir sind 
aber in der Lage festzustellen, daß einige unzweideutige 
Dwstrmteg« Spuren dafür sich finden, daß die Strategen den autonomen 
k d™*iito! h Berichten gewisse Anweisungen erteilen konnten, und daß 
Domen €>•- diese Anweisungen bei Beginn der Verhandlung vor den 
wri«!n««r au *°nomen Kollegialgerichten verlesen wurden. Aus ihrem 
erteilen. Inhalt ergibt sich, daß sie bindende Vorschriften enthielten, 
mithin obligatorisch waren, eine Tatsache, die an sich 
schon imstande ist, uns die richtige Auffassung über die 
Stellung des Strategen zu verschaffen. Von den Belegstellen, 
welche die hohe jurisdiktioneile Stellung des Strategen, 
bezw. seinen direkten Einfluß auf die Rechtsprechung 
der Kollegialgerichte andeuten, ist insbesondere die Ur- 
kunde BGU. 1004 Gol. I aus dem 3. Jahrhundert hervor- 
zuheben. 1 Wenn man unsern Standpunkt vertritt, daß 
der Stratege auch im 3. Jahrhundert v. Chr. ein mit 
Jurisdiktion ausgestatteter Beamter war und eine überaus 
einflußreiche und selbständige Stellung auf diesem Ge- 
biete einnahm, so bleibt für die allgemeine Klärung 



1 BGU. 1004, coL I, anderer Ansieht Schobart; Mittels (Ghrestom. 88) 
nimmt auch an, daß ein Verfahren im Sinne der Magdola-Papyri an- 
gestrebt wird und daß die Eingabe an den Strategen ging. 
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dieser Urkunde keine besondere Schwierigkeit mehr. 
Wenn anch vielleicht die vorgeschlagene Übersetzung 1 
des stark verstümmelten Anfangs der Urkunde nicht 
absolut sicher ist, so bleibt sie doch in der Hauptsache 
zweifellos richtig. Der Text lautet: «Daß aber Arbes 
nicht erschien (seine Sache selbst verurteilend), zeigt das 
Urteil der Chrematisten.../ Das Urteil der Ghrematisten 
liegt ausdrücklich hervorgehoben vor; fj JmxexQtpbn] be- 
zieht sich auf das in der Urkunde verschwundene Wort 
w dlxt]*i d. h. dixrj Hgtifiog. Dieses Urteil der Chrematisten 
wird nun nicht etwa ohne weiteres als Grund eines Exe- 
kutionsantrages geltend gemacht, sondern vielmehr nur 
als Beweismittel in der Darstellung des Tatbestandes er- 
wähnt. Hier wird uns noch einmal eine dem alten deutschen 
Rechte ähnliche Erscheinung bezeugt, nämlich das Vor- 
handensein eines 9 Rechtszuges ". Die res judicata hindert D" bmm»- 
die Parteien nicht, ein neues Verfahren vor einem anderen ""^J^* 
Gerichte anzustrengen, wenn die verurteilte Partei, wie deutsch«* 
es hier der Fall ist, dem Urteil keine Folge leistet. Für ***** 
die Exekution dürfen wir vielleicht aus dieser Stelle 
schließen, daß sie nach dem Urteil eines Beamten wie des 
Strategen praktisch eher verwirklicht werden konnte, als 
bloß auf Grund einer res judicata der Chrematisten, die 
doch sicher bei der Anweisung zur Exekution außer 
auf den ngöxitog £m*d>r auf die Hilfe anderer Beamten 
angewiesen waren. In BGU. 1004, 1 liegt nun ein solcher bgu.ioo4,l 
Fall des Ungehorsams gegenüber einer res judicata der 
Chrematisten vor. Der Petent strengt nun ein neues Ver- 
fahren und zwar vor dem Strategen an, da er dies für 



1 Nach einer von Schabart Mitteis gegenüber mündlich gemachten 
Mitteilung, Chrestom. 42 zu Nr. 88. 
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praktischer hält Er bittet den Strategen, die Sache 
aufs neue zu untersuchen und beginnt sein Petit mit den 
Worten: I6v ooi qxilvrjxai xavö' oüxok fyorra; daraufhin 
soll der Stratege den Beklagten zur Leistung veranlassen. 1 

Der Kläger reicht aber ein $n6(iyrifMa ein, das als 
Ausdruck des erneut angestrengten Prozesses aufzufassen 
ist 1 Noch ein weiterer Umstand spricht aber gegen die 
Vermutung, daß es sich in der Berliner Urkunde um Voll- 
streckung eines von den Chrematisten gegen den Aus- 
gebliebenen ergangenen Versftumnisurteüs handle; hier 
soll der Epistat von dem Strategen angewiesen werden, 
gewisse prozessuale Handlungen und nicht einfach nur 
die Exekution vorzunehmen. 8 Die Exekution selbst wurde 
aber gewöhnlich, wie wir wissen, durch Gerichtsvollzieher, 
die Praktoren — ngdxxogeg tcov £evouav bezw. Idtoxvcdiv — 
vorgenommen. Eine Vollstreckungsanweisung des Epi- 
staten an den ngoxrcog x<öv IdioaxaJv liegt z. B. in P. Hibeh 34 
vor und zwar mit dem charakteristischen (Z. 3) : btavayxaoai 
x6v KaXUÖQOßiov ij x6 v[n]otvyi[o]v dnodovvcu xcSt xvqUoi 
1} TifAY\v xov olvov (dgag/id?) x. 

In den Subskriptionen des Strategen folgt nach dem 
Befehl „schicke zu uns", äjzdoxedov ngdg fifiäs, die ge- 
naue Angabe des Datums, an welchem der Epistat dieser 
Weisung nachzukommen hat, so in P. Magd. 7: &n6cxt{Xov) 



1 Wie wir später im Kapitel Aber die Klage sehen werden, sind 
die formellrechtlichen termini technici in bezng auf die Eingaben zwar 
recht wenig entwickelt, aber die ihntvfa* weist doch eine besonders 
prägnante formelle Physiognomie auf, da sie in der Regel auf den 
Namen des Königs lautete. 

1 Im Gegensatz zn P. Petr. II, 2 (1) = III, 28 (a), II, 12 (8) = 29 (c), 
HI, 29 (c), lalle 8 n. a. m. 

» Vgl. Mitteis, Chrestomathie 42 zu Nr. 88. 
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ngdg fjpäg iy tfjg dexdrrjg [xov Xotax, Smog bü xov xadrjxovzoc 
xgtx]t]glov diaxQvlkooi; auch P. Magd. 13 und 28: In Ttjg i xov 
Xofax; l Magd. 29: txxrjgixov IJavvi. Diese Angabe des Da- 
tums ist von großer Bedeutung für die Klärung der schein- 
baren Divergenz zwischen den Petiten der Parteien und 
der Subskription des Strategen. Zunächst schreibt damit 
der Strateg dem Epistaten vor, die Dialysisverhandlung bis 
zu einem bestimmten Termin vorzunehmen. Ferner gibt 
der Strateg damit kund, daß die Verhandlung vor einem 
zuständigen Gericht, an welches die Frage nach dem 
Epistaten verwiesen wird, zu einer gewissen, im vor- 
aus bestimmten Zeit, d. h. offenbar während der 
periodischen Sessionen, stattfinden solle. Der Zeitraum, 
innerhalb dessen der Dialysisrichter, der Epistat, die Ver- 
handlung abzuhalten hatte, ist in P. Magd. 7; 13; 28 ein 
sehr kurzer; die Anweisung des Strategen, vom 29. Athyr 
(26. November) datiert, schreibt dem Epistaten die Zu- 
stellung der Sache im Falle des Mifilingens der Dialysis 
schon für den 10. Ghoiach (7. Dezember) vor; in P. Magd. 29 
aber verlangt die Anweisung des Strategen vom 29. Athyr 
die Zustellung erst für den 10. Payni (5. Juni), also erst 
nach einem Zeitraum von sechs Monaten. Diese auf- 
fallende Differenz in der Fristbestimmung führte zur Auf- 
stellung der sehr plausiblen Hypothese, 1 daß die Sessionen 
der Gerichte zu der Jahreszeit stattfanden, in welcher 
keine Feldarbeiten im Gange waren. Die eine Session 
dauerte z. B. vom 10. Choiach bisMecheir, d. i. ungefähr von 
Ende November bis Ende Februar; das war die freie Zeit 
nach der Saat bis zu Anfang der Ernte. Die zweite Session 



Die 
Sessionen 
der Ge- 
rich tarer- 
handlnngen. 



1 Leequier: Die Introduktion zu Pap. Magdola (1912) p. 25. 

2 Lesqnier: 1. c. p. 25. 
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begann nach Beendigung der Ernte nnd dauerte von Payni 
bis zum Phaophi, d. i. von Ende Mai bis Ende September. 1 
Diese Hypothese hat sehr viel für sich, da sie die An- 
setzung der (Berichtsperioden an die für die ptolemäische 
Bevölkerung wichtigsten wirtschaftlichen Faktoren knüpft; 
doch spricht auch manches gegen sie, da man die Tatsache 
nicht außer Auge lassen darf, daß die Gerichte verschiedener 
Art waren und daher wohl kaum alle dieselben Sessionen 
einzuhalten hatten. Auch die überlieferten Quellen lassen 
gewisse Zweifel aufsteigen. In P. Magd. 29 soll der Epistat 
sich an Ort und Stelle begeben, um eine Grenzregulierung 
vorzunehmen; der Zeitraum vom 29. Athyr bis 10. Choiach 
wäre für diesen Zweck allerdings sehr knapp gewesen, 
da die genaue Behandlung einer actio finiutn regundorum 
meist mit großem Zeitaufwand verknüpft ist. Es konnte 
ja der Strateg auch einen späteren Termin bestimmen, 
z.B. den 10. Tybi, bezw. Mecheir; er tat dies aber nicht, 
wies vielmehr dem Epistaten einen Zeitraum von sechs 
Monaten zu und hatte so eine ganze Session übersprungen. 
Gegen die allgemeine Geltung einer solchen Ansetzung von 
Sessionen spricht auch der Umstand, daß der Strateg in 
mehreren Anweisungen überhaupt nicht von einer Zeit der 
Zustellung spricht, z. B. in P. Magd. 8. Indes soll hier nicht 
eine Zusammenstellungder Daten und Fristen derartigerUr- 
kunden versucht und daraus eine Hypothese über irgendeine 
Regel abgeleitet werden. Die Verschiedenheit der Fristen 
läßt vielmehr auf eine verschiedene Entwickelung schlie- 
ßen, welche die beim Strategen angestrengten Prozesse 
nahmen. Hier insbesondere darf die Mannigfaltigkeit des In- 
haltsdervjro^a^Ta/desStrategennichtunterschätztwerden. 



1 Diese Zeitberechnungen sind gewiß nur ungefähr richtig. 
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Es liegt die Annahme nahe, daß, wenn die Eingabe 
beim Strategen eingereicht wurde, insbesondere folgende 
Faktoren auf den weiteren Verlauf des Prozesses von 
Einfluß waren: 

a) das dem Strategen zustehende Recht, das Gericht 
zu bestimmen, vor welchem der Fall entschieden werden 
sollte, 

b) die speziellen Normen, die dieses Bestimmungs- 
recht einschränkten. 

Ka&fjxov xqittjqiov bedeutet sowohl das Gericht des 
Strategen selbst (als eines Einzelrichters mit einem Kon- 
silium) als auch das xoivodlxtov, das Gericht der Laokriten, 
ebenso aber auch das der Chrematisten. Man kann unmöglich 
annehmen, daß die vielen Petenten, die um das Gericht 
des Strategen bitten, als dessen Sitz sie KgoxodlXaiv 716kg 
angeben, sich hier nochmals geirrt hätten. So bitten 
sie in Magd. 28: äjtooreiXai üeioßdcrciv xal *Qqov xovg 
iyxcxXf]fji£vovs dg Kqoxoöüxov ndhv, Sncog dtaxQt&co avxolg 
bd AuHpdvovg. Vgl. ferner Magd. 7; 32 ; 36. l Die Mehr- 
zahl der dem Strategen überreichten Klagen kam vor 
das Gericht des Strategen selbst. Der Stratege hielt die 
Gerichtsverhandlungen meistens im Verein mit einem 
Konsilium ab; sie wurden von ihm im voraus auf bestimmte 
Zeit periodisch angesetzt. Die Sache wird nach der 
Einreichung der Eingabe an den Strategen prozefihängig, 
sie wird eine bd xov tnqaxr\yov inaQxovoa xgfotg. (Petr. der ver- 
II, 12 (2) = III, 29 (b).) Die Verhandlungen vor dem Stra- *■*«•• 
tegen fanden nicht nur periodisch zweimal im Jahre, Strategen 

wurde toh 

ihm wahr- 

1 In P. Magd. 32 soll der gtrateg einen Vormund bestellen ; es handelt ^ ei ^ leh 
sich also nicht um eine Streitverhandlung; dieser Bestellungsakt ge- sv Fall 

hörte also auch zu den Amtsbefugnissen des Strategen. bestimmt. 
Semeka: PtolemliiehM Proseftrecht L 5 
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w&hrend zweier oder dreier Monate statt, sondern sie 
wurden — vielleicht im Gegensatz zu den Sessionen des 
xoivodhaov — aller Wahrscheinlichkeit nach von Fall zu 
Fall anberaumt, ähnlich wie dies die römischen Statthalter 
zu tun pflegten, indem sie die Sachen zuerst in größerer 
Anzahl einlaufen ließen und dann auf Grund der Häufung 
des Materials eine bestimmte Zeit hindurch sie nach- 
einander erledigten. 1 In Magd. 12 wird dem Epistaten 
kein Termin vorgeschrieben, die foioyQcuprf des Stra- 
tegen stammt vom *C $afjievd># 9 d. h. aus der Zeit der 
Ernte (März); auch in Petr. II, 2 (2) = III, 28 (b) ist die 
vnoyQacpi] vom 6. &agßiov&i datiert, also aus einer 
Zeit, in der die Feldarbeiten lange noch nicht beendigt 
sind. 8 

Auch in den Fällen, wo die Rechtsfrage an ein aus- 
drücklich bestimmtes Kollegialgericht verwiesen werden 
soll, wird kein Termin für die Zustellung bestimmt; dies 
ist entweder dahin zu verstehen, daß die Sitzungsperioden 
dieser Gerichte auch dem Epistaten im voraus bekannt 
waren, oder aber so, daß die Sitzungsperioden fest be- 
stimmt waren, die Zustellung aber die ganze Zeit hindurch 
üblich war, so in Magd. 21; 23; 42. In Magd. 2 ist die An- 
weisung vom 13. Choiach datiert und enthält keine Zu- 
stellungsfrist, vielleicht aus dem Grunde, weil der Epistat 



1 Wilcken, Der ägyptische Konvent, Arch. IY 367. 

* Leaquier L e. 8. 25. Zorn Vergleich ist hier eine Urkunde ans. 
späterer Zeit zu erwähnen, wo sich der Beklagte an das Gericht der 
Chrematisten mit der ausdrücklichen Bitte wendet, die Verhandlung so- 
lange zu verschieben, bis er seine Feldarbeiten erledigt habe. Teb. 29 
1.15 sq.: d£«S> toO xcu[qov av]xoO ngoodeopfrov vnotdßat na&sjii[oxetv\ 
tä xa#' TJfAäg fiixQ 1 [ t0 V> &*& xfy XQo\xti\^iivTjg doxoX[(]a[e iutolv&rflpai 
Tra fjitjdb* tjt] ipjiSdwr. 
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schon aus früheren Anweisungen vom Monat Athyr wußte, 
daß vom 10. Ghoiach an die Sache vor den Strategen 
geschickt werden könne. Die Annahme, daß die Zeit- 
bestimmungen, wann der Epistat die Sache nach einem 
mißlungenen Dialysisverfahren weiterschicken soll, in den 
Magdola-Urkunden sich aller Wahrscheinlichkeit nach 
auf die Gerichtstätigkeit des Strategen selbst beziehen, 
wird auch noch dadurch unterstützt, daß in den Fällen, 
wo der Stratege ausdrücklich eine sofortige Ladung der 
Beklagten ohne eine Dialysisanweisung anordnet, die ino- 
yga<pr) vom Monat Tybi datiert wird, d. h. zur Zeit kurz 
nach dem 10. Choiach. 1 In dieser inoygaqrf verlangt 
der Stratege ohne jeden Zusatz, daß die Beklagten zu ihm 
geschickt würden; so in P. Magd. 14: Zwanomedov [Arß- 
ßwuy rfjg Nixavögag. ^Erovg)a, r(oQ7tta)(ov l, Tvßi *y.* 

Nun handelt es sich in P. Magd. 14 und 33 um strafrecht- 
liche Angelegenheiten, und der Umstand, daß hiebei weder 
von einer Dialysis noch von einem zuständigen Gericht 
die Rede ist, führte neben anderen Momenten zu der An- 
nahme, daß der Stratege als Strafrichter fungierte, aber 
die ganze Zivilgerichtsbarkeit ihm nicht zustand. Auch 
diese Theorie beruht auf einer zu weit gehenden Ver- 
allgemeinerung; die Mannigfaltigkeit der prozeßrecht- 
lichen Gedanken, die den vnoyqaqxd des Strategen zu- 
grunde liegen, wird hiebei nicht genügend gewürdigt. 
Eine strenge Scheidung des Strafrechtes vom Zivil- 
recht war bei den Ptolemäern nicht durchgeführt, was 
indes noch nicht sagen will, daß ihnen eine solche Scheidung 

1 Magd. 14. 33. Magd. 17 ist am Schlüsse stark verstümmelt; auch 
das Datum fehlt 

* Magd. 83. An6o[x\iXov xov IvxaXovfievov. ("Etovc)a, r(ooma)iov 
xrj, TCßi iö. 
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ganz unbekannt gewesen sei. Wie wir später sehen 
werden, kannten die Untertanen der Lagiden die grie- 
chischrechtliche Differenzierung der Klagen in zivilrecht- 
liche und strafrechtliche nur in geringem Maße; der 
Unterschied zwischen Klage und Anklage war ihnen zwar 
bekannt, hatte aber hinsichtlich seiner Geltendmachung 
nur beschränkte praktische Bedeutung. Alles spricht 
dafür, daß die Strafgerichtsbarkeit — vielleicht mit 
einigen Ausnahmen (unten) — der Jurisdiktion der Be- 
amten unterstand, hauptsächlich dem Gerichte des Stra- 
tegen. Und wenn uns auch bis jetzt keine festen Normen 
fiberliefert sind, die dies bezeugen, so berechtigen doch 
die vorhandenen Quellenstellen zu dieser Annahme, vor 
allem aber der allgemeine Geist des uns bekannten 

Der Stratege Quellenmaterials. War der Stratege als Strafrichter 
b^fraer w °hl von der Konkurrenz der autonomen Gerichte frei, so 

8tnfrieht«r. war er ihr als Zivilrichter unterworfen; aber auch hier 
haben vor allem drei schon erwähnte Faktoren diese 
Drei freie Konkurrenz eingeengt. Diese drei Faktoren sind: 
a) die Normen über die Sondergerichtsbarkeit, die 

riYürooht- viele Sachen der Jurisdiktion des Dioiketes und des Ba- 

^oukoo" silikogrammateus unterstellten; 

konwudM b) das Prozefiwahlrecht der Parteien, die auch die 
autonomen Gerichte direkt angehen konnten; 



Faktoren, 
welehe die 



Strategen 
mit der der 



autonomen c) die Weitergabe der Sachen, die beim Strategen 
trinken! eingereicht wurden, durch diesen an die autonomen Ge- 
richte und zwar: 

a) auf Grund seines Ermessens, 

ß) kraft ausdrücklicher Gesetzesbestimmungen. 1 



1 Die bis jetzt zwar nicht bekannt sind, aber mit Sicherheit ver- 
mutet werden dürfen. 
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Der Umstand, daß in Magd. 14 und 83, wo es sich 
um einen strafrechtlichen Tatbestand handelt, 1 keine 
Dialysis vorgeschrieben wird nnd damit der Epistat 
nicht nur nicht zum causam finire, sondern auch nicht 
zum diaXvstv ermächtigt wird, hängt sicherlich damit 
zusammen, daß bei solchen strafrechtlichen Tatbeständen 
eine Dialysis nicht am Platze ist. Wir müssen indes 
auch hier Magd. 17 zum Vergleich heranziehen, wo 
der Tatbestand rein zivilrechtlicher Natur ist und das 
klassische duAXvoov ainovg doch fehlt. Man kann da- 
gegen nicht etwa einwenden, es handle sich hier um einen 
einfachen Exekutionsantrag ; jedenfalls ordnet der Stratege 
keine Exekution an, sondern verlangt eine Gestellung des 
Beklagten. Die DiaJysisanweisung fehlt auch in Magd. 25 
und 34, wo es sich um rein zivilrechtliche Ansprüche 
handelt und wo sogar eine mögliche Bückgabe der 
Sache nicht anbefohlen wird. Das Fehlen der Dialysis- dm Fehl« 
anweisung ist damit für den strafrechtlichen Tatbestand d ^^£" 
bezeugt, ebenso für rein privatrechtliche Fälle. Aus 
dem Vorhandensein oder Fehlen derselben kann also 
nicht gefolgert werden, daß nur in strafrechtlichen An- 
gelegenheiten der Stratege eine Dialysis nicht anordnete; 
er unterließ dies auch bei zivilrechtlichen, indem er, wie 
in Magd. 25 und 84, den Epistaten sogar zum causam finire 
ermächtigt und das charakteristische 9 el di jurj, öji6otei- 
lov* nicht anwendet. Also auch hier wieder die oben 
angedeutete Mannigfaltigkeit des Verfahrens. 

Wie schon mit Recht hervorgehoben wurde,* weisen 
die Magdola-Papyri nicht etwa nur zwei Arten von Klagen 



1 Magd. 14 ein Wuchergeschäft, Magd. 88 eine Körperverletzung. 
* Lesquier in der Introdnction zu den Magdola-Papyri (1912) S. 7. 
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Kia«ra,4i« auf, strafrechtliche und zivilrechtliche, sondern sie 
uJ^*^ ^ ennen ihrem Zwecke nach drei Kategorien von Klagen: 
rtntr*cht- a) Klagen rein strafrechtlicher Natur, so Magd. 24 ; 33, 
U ^rai|i«ieh ir "*) gemischte Klagen, welche zivilrechtlicher und straf- 
■lad. rechtlicher Natur sind, Magd. 1; 14; 35; 38 + 6; 42, 
c) rein zivilrechtliche Klagen. 
Hier interessiert uns besonders die zweite Art von 
Eingaben. Durch diese Zusammenfassung zivilrechtlicher 
und strafrechtlicher Klagen wird zuerst die Tatsache be- 
zeugt, daß, wenn auch eine strafrechtliche Klage getrennt 
von einer zivilrechtlichen eingereicht werden konnte 
(d. h. auf Grund desselben Gesamttatbestandes), wie in 
P. Par. 14; Magd. 1 u.a.m., der Kläger doch dazu nicht 
verpflichtet war; vielmehr auch in der nämlichen Ein- 
gabe beide Zwecke verfolgen konnte. Die Kläger pflegen 
in diesem Falle die Beurteilung der strafrechtlichen Seite 
der Frage durch den Strategen besonders zu betonen: 
9 vözw negl 6k xfjg Cßgecus xbv OTQorriydv diayvwvai (6); tv^i tyiiiag 
J^^* ijs äv 6 (ngatfiyds owxqIviji (24), während sie selbst ihren 
ovrx&rvis zivilrechtlichen Anspruch formulieren. Diese Eingaben 
zeigen aber weiter, daß bei dieser Art von Klagen, was 
ihr Einreichen anbetrifft, eine Trennung des zivilrecht- 
lichen Verfahrens vom strafrechtlichen kaum durch- 
geführt war. 1 Durch diese Eingaben wird — wie eben an- 
gedeutet — auch gezeigt, 9 daß die Petenten die Bemessung 
der gesetzlichen Strafe ausschließlich der Beurteilung des 
Strategen überlassen. Da nun aber auch der zivilrecht- 
liche Anspruch an den Strategen gerichtet ist, ist diese 



1 Vgl. aber ▼. Draffel zu P.Magd. 88 + 6 f Philologus 71 S. 276. 
1 Waszynski, Arch. V 21, Wilckeo, Arch. IV 176; anderer Ansicht 
jetzt Zacker 1. c. 8. 24. 
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Hervorhebung des strafrechtlichen Elementes nicht etwa 

so zu verstehen, daß die zivilrechtliche Klage in der, Regel 

an das autonome Gericht weiterginge, die strafrechtliche 

dagegen beim Strategen bliebe, sondern vielmehr so, daß 

zwar die Bemessung der Strafe eine Spezialkompetenz des 

Strategen war, er aber trotzdem auch Zivilrichter blieb. 

Er konnte die Sache, wenn sie zivilrechtlicher Natur war, 

weitergeben, nicht aber Strafsachen, oder damit höchstens 

in sehr beschränktem Umfang die autonomen Gerichte 

beschäftigen (vgl Magd. 42). Es hegt der Gedanke nahe, 

daß die Kollegialgerichte der Ghrematisten, Laokriten und w« 

der Zehnmänner nur insoweit Strafgerichtsbarkeit aus- ^2£j?£, 

übten , als diese in Geldbußen ihren Ausdruck finden konnte, * rieht« übten 

TieUtleht 



„während in denjenigen Händeln, bei denen die richterliche die QtnJ _ 
Kunst Schuld und Sühne zu Wägen hat, die königlichen geriehtsbar- 
Beamten nicht etwa konkurrierten, sondern sogar aus- JJJJ^^JJ^ 
schließlich Recht sprachen. * * Zum Zwecke der Vorführung Geldbußen 
des Beklagten, bezw. Angeklagten nahm der Stratege nicht ^ 

1 So Gradenwitz, Arch. III 88; 39; dagegen mit Unrecht Tauben- 
schlag, Aren. IV 25, und jetzt auch Zucker S. 23 ff.; vorsichtiger drückt 
sich P. M. Meyer (Klio VII 290 A) ans: ,ob dem oxQaxr)y6q die Straf- 
gerichtsbarkeit reserviert war, ist zurzeit nicht zu entscheiden; wahr- 
scheinlich erscheint es mir nicht" Es ist, übrigens auch für Magd. 42 
Wilckens Annahme (Arch. IV 176 zu Mel. Nie. 281) sehr zutreffend, 
daß, da die Petentin hier die strafrechtliche Ahndang als speziell zu 
der didyvcoois des Strategen gehörend betrachtet, „es durchaus denkbar 
ist, daß der Stratege durch die angefahrten Worte auch nur die zivil- 
rechtliche Klage vor die Laokriten bringen will, die andere wie selbst- 
verständlich für sich behaltend." W enger, Arch. II 491 A. 2 halt es 
für nicht aasgeschlossen, daß schon aus politischen Gründen allein 
die ganze private und Öffentliche Strafgerichtsbarkeit nur vor die 
griechischen Gerichte kam. 

* Gradenwitz 1. c. S.39. Vielleicht konnten auch ausnahmsweise 
einige leichtere Delikte ihnen Überwiesen werden. 
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nur den Epistaten in Anspruch, sondern bei strafrechtlichen 
Angelegenheiten auch den Archiphy lakiten : Magd. 19. 83; 
dieser soll die Beschuldigten nicht nur äjiooxeilai, sondern 
er soll sie ävayayeiv vorführen. 1 Die Tatsache, daß auch 
bei strafrechtlichen Tatbeständen der Beamtenrichter, der 
Stratege, eine Dialysis anordnen konnte, * wie in Magd. 42, 
deutet darauf hin, daß der weitere Rechtsweg für die beim 
Strategen eingereichten Klagen hauptsächlich von diesem 
selbst bestimmt wurde, und wenn er auch in Strafsachen 
wie in Magd. 33 meist eine didXvoig nicht befiehlt, er dies 
doch bei geringeren Delikten tun konnte. 

Die strafrechtliche Jurisdiktion 8 des Strategen wird in 
den Eingaben hervorgehoben, so in Magd. 6: negl 6k tilg 



1 Dabei muß wiederum bemerkt werden, daß auch dieser Unter- 
schied zwischen ävayayeiv und cutooreUeu kaum große Bedeutung hatte, 
da in der Strafsache Magd. 38 die Petentin um ein ävayaytiv bittet, 
der Strateg aber doch nur Befehl zum änomeiXai gibt 

1 v. Druffel 1. c. 8. 276 hält dies für denkbar. 

* Der Hinweis darauf, daß der strafrechtliche Tatbestand der Sache 
ausschließlich der Beurteilung des Strategen unterliege, ist wiederholt, 
sowohl für das dritte, wie auch für die beiden späteren Jahrhunderte 
bezeugt Es läßt sich aus diesen Quellenstellen kaum ein anderer Schluß 
ziehen als der, daß der Stratege zum Strafrichter berufen war und die 
Strafgerichtsbarkeit mit den autonomen Gerichten (abgesehen vielleicht 
yon leichteren Delikten) nicht teilte. Quellenstellen strafrechtlichen 
Inhalts sind: Magd. 6 + 88; 24; 88; 1; 14; 19. In Magd. 19 liegt gewiß 
ein strafrechtlicher Tatbestand vor, wie die Bitte des Klägers, den Schul- 
digen durch die Phylakiten vor Gericht stellen zu lassen, beweist (vgl. 
Zncker,l.c.S.26);85;42. DazuLesquierl.c.7;27. WennLesquier(p.28) 
in bezug auf Magd. 42 zweifelt ob hier bestimmte Schlußfolgerungen 
gezogen werden dürfen, da der Tatbestand zivilrechtliche und straf- 
rechtliche Elemente umfasse, so ist in diesem Falle die Schwierigkeit 
doch nicht unüberbrückbar. Es handelt sich um eine tätliche Be- 
leidigung und um einen einfachen Diebstahl, die auch in unserer 
modernen Zeit in manchen Prozeßsystemen, z. B. in England, Bußland 
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üßgews xdv OTQarriydv öiayvamu — Magd. 24 : (&i ok) tiffli 
CrjfMag, ijs äv 6 aiQOifiybg cvyxQivrjt — Magd. 83: Stzcuq Aio- 

u. a. m., vor Richter kommen, die eigentlich nicht Kriminalrichter 
Bind und deren Strafgerichtsbarkeit sehr beschränkt ist Was da- 
gegen den Terminus yv&o*e anlangt (Hib. 92, 2 1. 2 ff., Lesquier 1. c), 
so soll diesem anch im Vergleich zu Magd. 28 keine besondere Be- 
dentang zugeschrieben werden, denn es muß für das richtige Ver- 
ständnis der Strategenjurisdiktion daran festgehalten werden, daß 
die Ptolemäer ganz besonders frei in der Wahl der Urmini iechnici 
in bezug auf die Beamtenjurisdiktion sind ; yväots, ixfoxeyie, didyrwots, 
dugaycoytj sind Bezeichnungen, die für die nämlichen, aber auch für 
ganz verschiedene Verhandlungen und Tatbestände vor den Beamten- 
gerichten gebraucht werden. Weiterhin liegen strafrechtliche Tatbe- 
stände vor in: Lond. 1 p. 84 (161 v. Chr.); Lond.86 = Par. 88 (Zucker 27 
a. 29) ; Par. 14 = Tor. 8 ( 127 v. Chr.) ; Par. 86 ; Par. 37(163 v. Chr.) ; Teb. 
48; 264; vgl. auch Teb. 12 und insbesondere Teb. 14, wo sich im Gegen- 
satz zu dem Verfahren in einer Zivilsache wie in Grenf. 1, 11, ein echtes 
Kriminalverfahren findet, und wo es sich sogar um eine Kapitalsache 
handelt; der angewendete Terminus ist dieEayayy. Auch .Vorbescheid* 
kann ä«£ayo>yi; bedeuten; di*£aycoyrj heißt aber nicht etwa speziell 
ein Vorbescheid, sondern bedeutet höchst allgemein das 
Verfahren und zwar nicht nur im spezifisch prozeßrechtlichen Sinne 
(anderer Ansicht scheint Mitteis, Sav.Z. 28,282 zu sein). Neben mehreren 
Belegen dafür, daß die strafrechtliche Seite der Frage nicht den auto- 
nomen Kollegialgerichten vorgelegt werden solle, wie in Par. 14, be- 
gegnen auch Stellen, welche bezeugen, daß der zivilrechtliche Anspruch 
von den Chrematisten beurteilt werden sollte. Für die strafrechtliche Seite 
Vgl Par. 14: juqI per yag trjg vßgtoK xai nXrjyöbv xai <5v owisteltofisrot 
dohr tk pi, ptra ravxa X^y/ofiat nag* avr&v dt 9 äXXije forsv&ay; xo dbeator 
cfc xcrihjxei. Gerade das letzte Wort cfc xa&^xtt ist hier bestimmend; 
die Strafsache kommt nicht vor die Chrematisten, weil sie hierfür 
nicht zuständig sind. Neben diesem Zurückbehalten der Strafsachen 
gegenüber den autonomen Kollegialgerichten ist uns kein einziger Fall 
überliefert, in dem es sich um eine schwere Straftat handelt, die 
einem autonomen Kollegialgerichte zur Entscheidung vorgelegt wurde. 
Dagegen haben wir eine ganze Reihe von Belegen dafür, daß auf 
dem Gebiete der Strafgerichtsbarkeit die Prozesse von Anfang bis zu 
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(pdvrjg Imoxhprjxai tuq\ rofaayv — Magd. 14: tkqI d' avrf}? 
Aio<pdvT)v xbv oTQavqybv öiayvayvcu — Magd. 19: negl fjikv &v 

Ende von den Beamten vorbereitet und entschieden worden, Teb.43; 
14; 151; 53; 25; Petr. 3, 28c, V (b); Lille 28. Ein Äußerst charakte- 
ristisches Bild der strafrechtlichen Prozedur liefert ans Tebt I, 48 
(118 v. Chr.). Ein Komogrammateus and sein Bruder reichen dem Ktinig 
eine cravfc ein and bitten ihn, dem Strategen die Anweisung zu 
geben, daß die Petenten für die Zukunft vor angerechter Behandlang 
sicher seien and von niemanden mißhandelt würden. Der Eingabe liegt 
folgender Tatbestand zugrunde : Als diese Leute einmal den in die 
Ortschaft kommenden Asklepiades, einen Untergeordneten des Phyla- 
kitenchefs (d. h. aller Wahrscheinlichkeit nach einen Phylakiten oder 
Archiphylakiten), begrüßten, ließ sie dieser, statt ihren Groß zu er- 
widern, ohne weiteres mit noch einigen andern verhaften anter dem 
Vorwand, daß sie in dem Verdachte standen, einen Ortseinwohner ver- 
giftet za haben. Sie worden dem Chef der Phylakiten vorgeführt and 
freigelassen, nachdem eine Untersuchung stattgefunden hatte, die offen- 
bar die Form einer regelrechten Verhandlang hatte, da ihr auch der 
Basilikogrammateos beiwohnte (auch diese Untersuchung heißt «*<*- 
xffyic, welches Wort auch für rein zivilrechtliche Fälle gebraucht wird, 
z.B. in Par. 14 u.a., aber daneben ganz allgemein .Untersuchung" be- 
deutet), bei der sich ihre Unschuld herausstellte. Der König entspricht 
ihrem Petit durch die Anweisung an den Strategen: si preces veritate 
nituntur, sorge dafür, daß sie nicht belästigt werden. Man sieht hier, daß 
die Durchfuhrung der Strafverfolgung keineswegs ausschließlich Sache 
etwa des Strategen oder Archiphylakiten war, sondern daß verschiedene 
Beamte daran beteiligt waren, so ist hier ein Komogrammateus m die 
Angelegenheit verwickelt, daher wirkt auch sein direkter Vorgesetzter, 
der Basilikogrammateos, bei der irnoxetpie mit Auf dem Gebiete 
der Strafgerichtsbarkeit steht im Gau Aber allen diesen Beamten der 
Strateg, da nicht etwa der Basilikogrammateos für Sicherstellung seines 
Untergebenen sorgen soll, sondern der Strateg, als erster Beamter und 
Beamtenrichter des Gaues, dem die ordentliche Strafgerichtsbarkeit 
mit Ausschluß der autonomen Gerichte zustand. Mitteis hat sicherlich 
Recht mit der Vermutung (Grundzüge 21), daß nach den dringlichsten 
Erhebungen und Verfügungen die weitere Untersuchung doch in der 
Regel in der Hand des Strategen liegt (Teb. 15, 1, 15; Rein. 17; 14; 
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owtcxiXearai, xv%eiv afadv xfjg wg[. . . . tyfjUas, tuqI de rijs ovy- 
yQaqrijs] — Magd. 35 : juqI &k xrjg §aidiovgylag. l Man sieht, daß 
diese Hinweisung auf die strafrechtliche Jurisdiktion des 
Strategen recht mannigfaltig präzisiert ist; Begriffe wie <J«a- 
yvwvcu und ovyxqlveiv werden neben biioxhvteö&ai gebraucht, 
und die strikte Bezeichnung fy/da, Strafe, wird neben ganz 
allgemeinen Formeln wie z. B. negl d' aMjg verwendet. 

In vielen Magdola-Urkunden fehlen die Anweisungen 
des Strategen überhaupt, so in Magd. 1; 3; 5; 24; 35; 86; 
39;* es liegt daher der Annahme nichts im Wege, daß 
in der Mehrzahl dieser Fälle die Sache beim Strategen 
liegen blieb, ohne daß er sie dem Epistaten weitergab. 
Diese Vermutung gewinnt an Boden, wenn wir bedenken, 
daß bei Nichtvorhandensein einer inoygaqnj sich auf 
diesen Eingaben ein kurzer Registrierungsvermerk findet, 
der von großer Bedeutung ist, da das Datum dieser Ver- 
merke in fast sämtlichen Urkunden * mit dem Datum der 
Anweisung des Strategen übereinstimmt. Dieser Vermerk 



vielleicht ist auch Hib. 72, 14 eine Strafsache; Petr. 2, 18, 2 (a) (b)). 
Das muß man sich n. E. so vorstellen, daß zwar der Archiphylakit die 
Funktionen des Untersnchimgarichtera an Ort and Stelle versah, ihm 
aber ein Urteil Über die Ergebnisse seiner Erhebungen im Sinne einer 
Strafzumessung nicht zustand; er ordnete nur die Untersuchungshaft 
an, Haft als Strafe konnte er nur auf Anweisung des Strategen ver- 
fügen. Vgl. Lesquier, Les Institutions militaires de l'figypte sous les 
Lagides (1911) p. 71. 

1 At<xpdrr}v ro> oToanpyoV diayv&vai. Lesquier, Introdnction zu 
Magdolap. 7; 8. 

* Sie fehlen auch noch in Magd. 9 ; 1 1; 15 ; allein in 9 und 11 handelt 
es sich nicht um eine Streitsache und P. 15 ist sehr mangelhaft Überliefert 
Auch viele andere der erwähnten Urkunden lassen im gegenwärtigen 
Zustand nicht erkennen, ob die vnoygcupq ursprünglich da war oder nicht. 

* Mit Ausnahme von Magd. 9. 
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wird also beim Strategen ausgestellt und zwar zu der 
Zeit, wenn entschieden wird, ob die &xev£ts xexQrjjuaiio- 
fiht] an den Epistaten weitergeht oder nicht. Bleibt 
sie beim Strategen zur Entscheidung, so wird sie nur 
auf dem Yerso mit dem Vermerk versehen und gelangt 
dann entweder vor das Forum des Strategengerichts oder 
erleidet das Schicksal einer denegatio actionis. 
Dt« Die Prozeßverschleppung spielte gewiß auch unter den 

Lagiden als eine notwendige Nebenerscheinung bei der 
Zulässigkeit eineß Rechtszuges eine nicht zu verkennende 
Rolle. Nicht immer fand eine prompte denegatio actionis 
da statt, wo man sie erwarten sollte. Auch bedurfte es oft 
wiederholter Eingaben der Parteien in derselben Sache, 
um den schon eingeleiteten Prozeß weiter zu bewegen. 
Bei Betrachtung solcher Prozeßurkunden tritt die selb- 
ständige Jurisdiktion des Strategen klar hervor und damit 
zugleich die Tatsache, daß die erste Eingabe nicht immer 
die rechte Erledigung gefunden hatte. Neben vielen an- 

p«tri« n, deren Quellenstellen ist besonders charakteristisch Petr. 

^^ ( " II, 12 (3) = III, 29 (c) : l 'Aq&ovrjxayi oxQaxtjydk nagd $dbatov 
Kai ÜToAeßiatov. Eloedü>xajub> ooi $vxev£iv xaxä üavoaviov 
Tiegl cor hexakov^iev avxan' aov dk ygdtpavxog xcbi bum6xr\t 
7iaQan£\jx\pai aix6v\ d£iovjuev oi\y\ oe eloxaXioao&ai ijßiäg 
xal imoxeydfjLEvov ä did zrjg {vxe6$ecoq avxän lyxexkrjxafiev, 
btavayxdoax aixdv xd dlxaiov ißuv vnoo%üv. Der Strateg 
hat demnach zwar auf die Eingabe reagiert, der Epistat 
sich aber scheinbar nicht an dessen Anweisung gehalten, 
oder es hatte der Beklagte der Aufforderung des Epi- 
staten keine Folge geleistet. Man dürfte entschieden zu 
weit gehen, wenn man auch hier, wo doch durch die 
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Kläger die Jurisdiktion des Strategen zum zweitenmal 
angenommen wird, behaupten wollte, der Strateg habe 
keine Jurisdiktion besessen. 1 



1 Dar noch ziemlich mangelhafte Zustand unserer Quellen macht 
auch den Verteidigern der Ansicht, der Strateg sei im 3. Jahrhundert 
nicht Richter gewesen, die Erklärung der prozessualen Erscheinungen 
ziemlich schwierig; die sicherlich sehr hflbsche and bestechende 
Idee der strengen Trennung von Jurisdiktion und Verwaltung verstößt 
nämlich in ihrer Begründung gegen die quellenmäßigen Belege. Die 
höchst fördernde Arbeit von F. Zucker leidet in ihrer ersten Hälfte 
unter dem Umstände, daß der Verfasser, nachdem er einmal die 
Idee der oben genannten Teilung sich zu eigen gemacht hat, sie zu 
konsequent durchführen wilL Zocker behandelt demgemäß manche 
verschiedene Elemente des ptolemaJschen Prozesses, die naturgemäß 
eine reiche Mannigfaltigkeit aufweisen, zu einheitlich, indem Z. 
die Prozeßformen zu wenig differenziert Dabei ergeben sich aber 
Schwierigkeiten, die auch auf konstruktivem Wege schwer zu lösen 
sind. Annahmen wie: es sei gewiß Sache des Strategen, eine ävdxQtots 
anzuordnen oder vorzunehmen, die Gerichtstage der xa&rjxorra xgiriJQia 
zu bestimmen (Zucker 1. c. S. 20). das zuständige Gericht zu bezeichnen, 
die iurisdieHo wduntuaHa auszuüben, lassen sich sehr wohl mit den 
Grundsätzen der ausschließlichen Geltung der rjyefiovia tov duccumjglov 
vereinigen, es taucht aber weiterhin ein Widerspruch prozessualer Natur 
auf. Zucker (1. c S. 18) hält es zwar (statt der Theorie von Tauben- 
schlag) für den nächstliegenden Gedanken, daß die Verhandinngen 
vor den Gerichtshöfen unter dem Vorsitz des Strategen stattfinden; 
sogleich schränkt er aber diese Vermutung dahin ein, .daß sich diese 
Annahme kaum halten läßt". Dann aber schreibt Zucker im Hinblick 
auf die Schlußbitten der Magdola-Papyri: „wenn man weiter an 
einige gleich zu besprechende Urkunden denkt, in denen von Ver- 
handlungen vor dem Strategen die Bede ist und die durch die 
vorgebrachte Annahme die beste Erklärungfindenmttssen, 
so wird man zugeben müssen, daß es jedenfalls nicht Über- 
flüssig ist, die Möglichkeit, die schon durch den Sach- 
verhalt im ganzen nahegelegt ist, in Erwägung zu ziehen". 
Zncker sucht dann trotz der klar hervortretenden Mannigfaltigkeit 
der quellenmäßig bezeugten Prozeßmomente und Konstellationen der 
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Ein ausgezeichnetes Bild der damaligen prozessualen 



Gerichtsverfassung die Dinge unter einen Hut zu bringen; der Strateg, 
meint Zucker insbesondere, sei kein Richter, wobei er Erwägungen prak- 
tischer Natur vorschiebt, daß nämlich der 8trateg bei seiner außerordent- 
lich umfangreichen Tätigkeit kaum noch den Vorsitz in mehreren Ge- % 
richtshöfen fuhren konnte. Die Urkunden dagegen sprechen eine ganz 
klare Sprache : KaXXcavei oxgaxijywi naga Zsvihv (ixaxovr) (&qovqov). xara- 
ordvros fiov ini [aoö ng6c] Eigrjrrjv xiji x§ ro0 üaüvi (Petr. III, 80) ; ttjt 
vxoQxovoäv fiot [xax]' avroO bti aoO xgioty (Petr. III, 29 b = II, 12 (2) 
usw.). Dem Strategen wird von Zucker auch das Recht der Termin- 
ansetzung für die mehreren Gerichte des Gaues zugesprochen (S. 20); 
diese Befugnis soll durch die Überlegung begründet werden: .daß bei 
gleichzeitiger Tätigkeit mehrerer Gerichtshöfe in einem Gau die Ordnung 
am leichtesten aufrecht erhalten wurde, wenn der Chef der Verwaltung 
des Gaues die Ansetzimg der Tagungen in der Hand hatte." Ja noch 
mehr; die Tätigkeit des 8trategen wird von Zucker in der Weise in 
den Vordergrund gestellt, „daß die Petenten tatsächlich die Gerichts- 
hofe in ihren Eingaben ignorieren konnten". Das für diese Theorie von 
der Teilung der Gewalten schwierigste Hindernis, P. Petr. III, 29 b: 
vjtdgx ovoa *?<W, wird zu wenig gewürdigt und der folgende Passus: 
owtxatas dovvat Jjfüv wird zwar als Anordnung des Strategen zur Be- 
friedigung des Petenten erklärt (was ganz richtig ist), in Anmerkung 19 
aber hinzugesetzt, daß dies Bedenken vorläufig nicht zu erledigen 
seil Auch die Wendung der Anweisungen des Strategen nQoe tfftäg 
wird ohne die nötige Schlußfolgerung nur sekundär, gelegentlich, 
erwähnt Zucker geht sogar noch weiter, und hält (8. 21) den Einwand 
für möglich, daß eine Urkunde, in der von einer wtdexovoa xgiatt die 
Rede ist, nicht in das in Frage stehende Verfahren mit hineinzuziehen 
sei, da der Hinweis darauf fehle, daß sie als Arcvfc ek xo n>0 ßaodimg 
Srofxa eingereicht sei. Um diesen ganz unmöglichen Einwand einiger- 
maßen zu rechtfertigen, führt Zucker aus: „Zugegeben selbst, sie (d. h. 
diese Urkunden) gehörten einem andern selbständigen Gerichtsverfahren 
vor dem Strategen an, so wird dadurch das Ergebnis keineswegs be- 
einträchtigt, das sich dabei herausgestellt hat, daß nämlich die Stellung 
des Strategen im ganzen Verfahren, ohne daß man seinen Vorsitz 
in der Hauptverhandlung annehmen müßte, eine solche ist, daß für 
die Parteien fast er allein in Betracht kommt und der Ge- 
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Verhältnisse liefert uns ferner die Eingabe in Magd. 38 Migiss+e. 



richtshof ganz in den Hintergrund tritt, soweit es sich nicht 
um die HanptTerhandlnng selbst und die Urteilsfindling dreht* Man 
ersieht hieraus klar, daß die Last des Quellenmaterials unwillkürlich 
den Verfasser drängt, sobald er die allgemeine Konstellation der Dinge 
zu schildern versucht, die eminente jurisdiktioneile Macht des Strategen 
anzuerkennen. Zacker gibt diesem Drang nur mit Widerwillen nach und 
will den Hinweis auf die froher eingereichten ensv^eig eis xo rot) ßaodiax 
cvofia auch in solchen vjiofivrjfiaxa finden, wo der Prozeß schon längst 
eingeleitet ist, und spricht dem Strategen die Jurisdiktion in Strafsachen 
(S. 24) (gegen die zweifellos richtige Annahme von Waszynski und 
Wilcken) glatt ab. So zeigt sich beim Verfasser fast unbemerkt die 
Tendenz, die bezeugten und angefahrten Möglichkeiten und äußerst 
bunten Prozeßmerkmale unbedingt unter das Prinzip der Trennung von 
Jurisdiktion und Verwaltung zu bringen, anstatt sie in ein detailliertes 
System zusammenzufassen. Einerseits erkennt Zucker die kolossale 
Jurisdiktionelle Macht des Strategen an, der für die Parteien auf 
diesem Gebiete alles bedeute, andererseits leugnet Zucker dessen 
Jurisdiktion! Man sieht, daß der Verfasser unter der Voraussetzung: 
m tertium tum datur* nur diese beiden Möglichkeiten gegenüberstellte 
und so zu der richtigen Ansicht nicht gelangen konnte, daß nach 
den Quellen dieses iertium datur: der Strateg war für die Parteien 
nicht alles, er tritt nicht so in den Vordergrund, daß die Gerichte 
neben ihm ganz verschwinden, er besaß aber Jurisdiktionelle Be- 
fugnisse wie die autonomen Gerichte: seiner hohen Stellung gemäß 
konnte er (an gesetzlichen Bestimmungen hat es nicht gefehlt) die 
Rechtsfrage vor sein Gericht (bestehend aus ihm und seinem Kon* 
silium) oder vor ein autonomes Gericht zur Verhandlung bringen. 
Zacker hat dasjenige Element der Beamtenjurisdiktion aus dem Auge 
gelassen, das seiner Natur nach eine Mischung von rein privatprozeß- 
rechtlichen und verwaltungsrechtlichen Normen darstellt, nämlich 
die Tatsache, daß die Befugnis der Beamtenrichter, die zugleich 
Verwaltungsbeamte sind, zur Verweisung der Sache an das autonome 
Gericht meist — wie auch in andern Rechtssystemen — zu ihrer 
verwaltungsrechtlichen und nicht rein richterlichen Kompetenz ge- 
hört. Wesentlich andere Schlußfolgerungen ergeben sich für Zucker 
aus den Urkunden der sog. zweiten Periode. Da die Sprache in den 
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+ 6. 1 Die Sache kommt zuerst vor den Epistaten, dann 
reicht der Kläger eine Svzevtig beim Strategen ein, der 
sie zu einer xexgrj^aziofxivYj macht und damit offenbar dem 
Epistaten in derselben Sache eine Anweisung erteilt; der 
Beklagte hat aber davon keinen sonderlich großen Nutzen : 
er bekommt nur seinen Mantel zurück, alles übrige ver- 
mag er nicht zu erlangen ; er verliert aber die Hoffnung 
nicht und reicht nun abermals eine $vzev£ie ek rd xov 
ßaoiUcog 8vofAa ein und bittet den Strategen um Rechts- 
hilfe. Diese Urkunde, die übrigens eine Eingabe dar- 
stellt, die allem Anschein nach doch den König erreicht 
hat und entweder im Namen des Königs oder von ihm 
selbst mit einer Anweisung versehen wurde, gibt ein 
allgemeines Bild von den damaligen Funktionen der 
Beamtenjurisdiktion. Es liegt hier, ähnlich wie im 
d« deutschen Rechte, ein „Rechtszug vor, keine Appel- 
B * ebtBKÜg> lation im technischen Sinn, kein weiteres Rechtssuchen 
auf Grund eines Urteils, das vom Kläger angefochten 
wird, sondern ein weiteres Rechtssuchen als Folge ent- 
weder des Ungehorsams des Beklagten gegenüber dem 
Urteile oder, noch einfacher, gegenüber dem Befehl des 
Strategen, bezw. Epistaten. Der Kläger wandte sich 



späteren Quellen viel einfacher ist, die Verhandlungsprotokolle wie 
Tor. 1 ; Psr. 15 an Klarheit, was die Grundfragen betrifft, nichts zu 
wünschen übrig lassen und für diese Periode die Grundlinien der ge- 
samten Gerichteverfassung quellenmäßig hier und da skizziert sind, so 
braucht der Verfasser keine besondere allgemeine Hypothese zu ver- 
treten, vielmehr kann er sich frei bewegen und bietet eine wirklich 
wertvolle Bearbeitung des Quellenmaterials, deren wichtigste Ergeb- 
nisse von uns mehrfach besonders betont und hervorgehoben werden. 
1 Daß diese beiden Urkunden zusammenhängen, ist von E. v. Druffel 
1. c. festgestellt und von den Herausgebern nach Prüfung des Originals 
anerkannt worden. 
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zuerst direkt an den Epistaten, worauf ein Verfahren 
stattfand und ein Teil seines Anspruchs befriedigt wurde, 
aber auch nur ein Teil; sein weiterer Anspruch wurde vom 
Strategen nicht denegiert, sondern zu nochmaliger Ver- 
handlung bestimmt, welche dann erfolglos blieb. Wäre die 
Theorie richtig, daß der Strateg keine Jurisdiktion besaß 
und der Epistat nur auf eine Anweisung von oben zum 
Dialysisverfahren befugt war, so hätte der Strateg nach 
dem ersten Verfahren vor dem Epistaten die Sache nicht 
zum zweiten Male an diesen verwiesen und der Beklagte 
hätte in seiner ziemlich ausführlichen Klageschrift min- 
destens einmal von einem dixaorrjQiov gesprochen; ferner 
wäre durch die königliche Anweisung die Sache, nachdem 
sie nun zweimal vor einen Beamten gekommen war, nicht 
nochmals an denStrategen, sondern direkt an das zuständige 
autonome Gericht geschickt worden. Die Sache ist vom 
Anfang bis zum Ende auf den Weg der Beamtenjurisdiktion 
verwiesen, vom untersten ordentlichen Beamtenrichter, 
dem Epistaten bis zum Strategen, diesem mächtigen 
Beamten, bis uns schließlich die jurisdiktionelle Bevor- 
mundung und Übergabefunktion des Landesherrn begegnet. 

Diese Beamtenjurisdiktion war mit dem Rechte der .werrieh- 
Exekution ausgestattet, wie auch im römischen Verfahren 



teil kann, 
kann auch 



extra ordinem und selbst in dieser Richtung entsprechen ToUstreeken 
die Eingaben aus dem 3. Jahrhundert wie die aus einer M8eiL 
späteren Zeit der wirklichen Lage der Dinge, wenn sie 
beide Prozeßfunktionen, Rechtsprechung und Exekution, 
in der Person des Strategen voraussetzen. Dies verdient 
hervorgehoben zu werden, z. B. in P. Lond. III p. 1 Nr. 887: 
buoxhpao&at tuqI tovkov xal Slv fj xavxa &i^\prj\ biavayxdocu 
avrdv bcxcoQtjoat fioi xä>v ifubv fxegcbv. Es ist nun ganz 
natürlich, daß in dieser Beamtenjurisdiktion in vielen 
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Fällen ein nicht geringes Quantum reiner Maßnahmen 
der Verwaltungsrechtspflege steckte — eine Erscheinung, 
die in der geschichtlichen Entwicklung der verschiedensten 
Volker dort nachzuweisen ist, wo in der Hand eines 
einflußreichen Beamten sowohl Rechtspflege wie Ver- 
waltung vereinigt waren. Es blieb sich dabei gleich, in 
welcher Form sich die Beamtenjurisdiktion äußerte: sei 
es in der Leitung des Dialysisverfahrens oder des ordent- 
lichen Streitverfahrens, sei es in der Verweisung der Sache 
an das autonome Gericht. In diesem Falle mußte die Ein- 
gabe bezw. die Beweismittel einer vorherigen summarischen 
Prüfung unterzogen werden, die der attischen ävdxQiais 
nicht unähnlich war. Die Rechtsgebräuche der Ägypter 
waren einerseits gewiß zu patriarchal, der Wunsch der 
Eroberer nach der Herrschaft in dem neuen Lande anderer- 
seits zu mächtig, als daß die Ptolemäer auf die Möglichkeit 
der doch eminent monarchischen Organisation einer Be- 
amtenjurisdiktion hätten verzichten können. Und man 
muß es den ptolemäischen Königen, ihrer Bildung und 
Kulturhöhe gewiß zugute halten, wenn sie neben diesem 
erprobten Mittel in den neueroberten Provinzen nicht 
allein die schon vorhandenen autonomen Gerichte be- 
stehen ließen, sondern sogar den griechischen Elementen 
Rechnung tragend, einige neue ins Leben riefen. 

Als ordentlicher Beamtenrichter, der im Vergleich mit 
dem Strategen vielfach als Unterrichter fungierte, tritt uns 
der Epistat entgegen. Der Beamtentitel imaxdmjs kommt 
wie im griechischen Recht als Bezeichnung eines Chefs, 
eines Vorstandes, Obmannes in verschiedener Bedeutung 
vor. Uns interessiert hier der Epistat als Verwaltungs- 
beamter und Beamtenrichter, der dem Strategen unterstand 
und unter diesem, als einem hohen Verwaltungsbeamten, 



m. Kapitel. Beamtenricbter. 



83 



einen größeren oder kleineren Bezirk zu verwalten hatte. 
Wie das deutsche Recht „kleinere und „größere' Vögte 
kannte, kennt auch das ptolemäische Verwaltungsrecht und 
ebenso das Prozeßrecht solche „kleinere' und „größere'Epi- 
staten, kleinere — die xrjs xcbfirjs, größere — die xov vopov. 
Man kommt zu einer falschen Vorstellung, wenn man den 
ptolemäischen Epistaten (einen Friedensrichter, Concilia- 
tor, Untersuchungsrichter), der dasZivil verfahren einleitet, 
für einen Epistaten bald ausschließlich der Stadt, bald aus* 
schließlich für einen Dorf epistaten hält. Dessenungeachtet, 
daß auch der Begriff der Stadt in damaliger Zeit ein ganz 
anderer war als im Mittelalter und jetzt, verstößt diese 
Annahme auch gegen die klaren Quellenzeugnisse. In den 
Eingaben der Magdola-Papyri handelt es sich durchaus 
um den biiax&ttjg xrjg xcojUTje, 1 was die Herausgeber ganz 
richtig mit dem Worte du bourg, des Marktfleckens, wieder- 
geben. Der Epistat kommt aber in späteren Urkunden 
auch als Vorsteher eines Teiles des Gaues,* xov Ila&v- 
gixov vor, P. Tor. 11, Par. 16, schließlich auch als bit- 
<ndxtjg xov negl Orjßaq in Par. 15. Zwar gehören letztere 
Urkunden einer späteren Zeit an, wir dürfen aber ohne 
weiteres auch für die erste Periode annehmen, daß auch 
zu dieser Zeit größere und kleinere Epistaten fungierten. 
Die Hauptaufgabe des Epistaten in seiner prozefirecht- 
lichen Kompetenz war die Durchführung des Dialysis- 
verfahrens, er war der Adressat des seinem Sinne nach 
für das ptolemäische Recht klassischen „^dliora didlvoov 
avrovg*. Auf eine derartige Anweisung des Strategen 
hin fungierte er als Unterrichter, dem im Wege der 
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1 Vgl. die Zusammenstellung bei Lesquier 1. c. p. 19. 
8 Es ist aber fraglich, ob nicht ebenso nadvQlxrjg ein Gau ist. 

6* 
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Delegation zwar die Befugnis zur Ausübung der Juris- 
diktion für einen bestimmten Fall erteilt, das Recht 
zum causam finire aber nicht eingeräumt wird. Neben 
seiner Hauptaufgabe als Dialysisrichter waren ihm noch 
andere zugewiesen. Er konnte von den Klägern direkt 
angegangen werden, wie z. B. in Magd. 6; 12; 20; 38 + 6; 
83 und in der nämlichen Rechtsfrage vom Strategen 
später Anweisungen empfangen; er mufite, wenn ihm 
der Strateg ein cbiooxeuLai auftrug, gewiß nicht so wie in 
Magd. 18 dies die Kläger wünschen, die Beklagten nebst 
Zeugen und Beweismaterial ohne weiteres an den Stra- 
tegen schicken, sondern durfte auch eine Untersuchung 
vornehmen. In Magd. 29 wird er als arbüer zur Fest- 
stellung einer Grenze infolge einer actio finium regundorum 
angegangen. Und in solchen Fällen, wo der Epistat den 
strikten Befehl des Strategen „schicke zu uns* erhielt, 
bleibt nur die Annahme, daß er, bevor er die Sache 
dem Strategen zustellte, an Ort und Stelle die nötige 
Vernehmung der Beklagten und eine kurze Prüfung der 
Angaben des Klägers vornahm. Wie der Epistat einen 
inttmgatto. Dialysisversuch ausführen konnte, zeigt uns z. B. Petr. 
II, 2 (2) = III, 28 (b), ein Bericht des Epistaten an den 
Strategen über die erfolgte Ladung zu einem Dialysis- 
verfahren und dessen Erfolglosigkeit (221 v. Chr): 1 

Moo%Iojv Auxpdvei xalgeiv* y Ex6fuoh /luh AtoQljuaxo? 
(vxet)^iv Ht%Qr\ixaxioyityr\v xaxä Atowolov, h fji vneyiyQcutxo 
<PqovtIocu, öticos r&v ducalcov tvx 1 ! 1 - ävaxaXeod/usvos ovr 
xbv Aioyvoioy biavkyvcov avxcoi xijv hnev£tv xal ixiXevov xä 
dlxaia xcoi Aa)Qiful%a)t noirjoai ' AvrdiyovTog di rov Aio- 
vvoiov, fAtjdb lyuv xcov duk xijq hxev£eox; fyxexkrifi&va)v> 



ia, Chrestomathie Nr. 22. 
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AniaxaXxa avxbv nqöq oh xrji g xov $OQfiov&i. "Eqqcooo. (^Exovg) 
xe, $aQf*ov&i e. 

Man sieht, dieses Verfahren vor dem Epistaten trägt 
das ausgesprochene Gepräge einer Dialysis Verhandlung : 
durch die einfache Einrede des Beklagten, die Angaben 
der Klagen seien unbegründet, wird diese Verhandlung 
beendigt; der Epistat hat seiner Richterpflicht Genüge 
geleistet, die Anweisung des Strategen befolgt; gemäß 
dem Hinweise et ök ptf schickt er die Sache an den «***^... 
Strategen zurück. Damit deckt sich wohl auch die 
Vorstellung der Petenten über die Jurisdiktion des 
Epistaten; es wird z. B. die Zustimmung, das Schuld- 
anerkenntnis des Beklagten, vom Kläger zur Voraus- 
setzung eines erfolgreichen Verfahrens vor dem Epistaten 
gemacht und gebeten, wenn ein solches nicht erfolge, 
möge die Angelegenheit dem Strategen zurückgeschickt 
werden. So P. Magd. 28: lav ßih 6ixoh>\yr\i nq^avxa 
clM]v äjwdovvai fjfuv läv di xt ävxiüyrji, inoaxeUat avxijv 
bd Ato[(pdvt]v x~\6v oxgaxriyAv. 1 Die Petenten selbst schließen 
in ihrer Klage ein zwingendes Urteil des Epistaten aus. 
Sie erwarten von vornherein, daß die richterliche Funk- 
tion des Epistaten mit dem Zwecke, dem in seinem 
Rechte Verletzten zu seinem Rechte zu verhelfen — thtcos 
x&v dixaloyy t^xv 1 — » 8 ^ c ^ nur au f dem gütlichen Wege 
des Zuredens, einer Einwirkung der autoritativen Meinung 
des Epistaten entfalte. Daß selbst ein ganz bestimmt 
lautender Dialysisspruch des Epistaten — etwa: du hast 
offensichtlich Unrecht, du sollst dem Kläger dies und jenes 
leisten, — nicht immer den gewünschten Erfolg zeitigte 
und oft sogar ganz ohne Beachtung blieb, wissen wir 



1 Leaquier 1. c. 21. 
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z. B. aus P. Magd. 12: l/tov dk hxv%6vxoq xar' avxcbv Hxga- 
tla>t xcbi £mordxr)i, ovdha Xöyov bioufjoavxo, AXXd fyßeßXrj- 
xaoiv jue Ix xwv xXi?jqwv. Infolgedessen bitten die Klager, 
die Beklagten vor das Gericht des Strategen zu ziehen. 
Der Epistat hat hier offenbar einen Dialysisspruch gefällt 
und den Beklagten „empfohlen" nachzugeben; allein diese 
kümmerten sich nicht darum. 1 Allerdings fehlt es auch 
nicht an Beispielen dafür, daß die Parteien annehmen, 
der Epistat besitze die Macht, die Befolgung seines 
Befehls zu erzwingen. Dies ist aber nicht so zu ver- 
stehen, daß die Petenten in solchen Fällen die Befug- 
nisse des Epistaten überschätzen, sondern vielmehr so, 
daß um eine besondere Ermächtigung des Epistaten 
durch direkte Anweisung des Strategen gebeten wird. 
Die Sache stand also folgendermaßen: wurde der Epistat 
unmittelbar, ohne die Übergabefunktion des Strategen in 
Anspruch zu nehmen, als zunächst zuständiger Richter 
angegangen, so fand seine Jurisdiktionsbefugnis in dem 
Dialysisspruche ihre Grenzen. Führte er aber die Ver- 
handlung auf eine höhere Anweisung, so wurde seine 
Kompetenz in jedem einzelnen Falle durch den Inhalt der 
di« fetagnia v7ioyQa<pr) bestimmt. Dabei wird ihm jedoch die Befugnis 
a fl ^** m zum causam finire meist nicht erteilt, wenn sie ihm auch 
prinzipiell erteilt werden konnte; er wurde in letztem Falle 
im Wege einer Singulardelegation zu einem Streitrichter, 
der ein erzwingbares Urteil fällt, das er gegebenen 
Falles auch exequieren kann. So bitten die Kläger in 
P. Magd. 13: ygdxpat <Pdd>xai x&t Imoxdxrji, idv fy äXrjfrfj 
xd did xifg hrxevSecog yeygajAßieva, bzavayxdoai <Pdc6xav xal 
OeAdoxov xal 'Ayd&cova xd xe l£eve%&£yxa djtodovvat fjfuv 



1 Vgl. den oben besprochenen P. Magd. 88 + 6. 



HL Kapitel. Beamtonrichter. 



87 



5 äv tvd€i£d)fjdki. Und wenn auch der Strateg in diesem 
Falle der eigentlichen Bitte der Kläger nur durch An- 
ordnung einer öiMvotg mit dem Satze: et dk fifj ent- 
spricht, so bedeutet dies nicht etwa, daß auch hier ein 
Fehler in der Bitte der Petenten vorliegt, sondern nur, daß 
der Strateg seine Weisung für zweckmäßiger hält als die 
von den Petenten vorgeschlagene Lösung. Man ersieht 
hieraus, daß zwischen der Jurisdiktion des Strategen und der 
des Epistaten scharf zu unterscheiden ist und zwar nicht 
nur in bezug auf die strafrechtlichen Tatbestände, vielmehr 
bezieht sich dieser Unterschied ganz allgemein auf den 
Charakter der Jurisdiktionellen Tätigkeit beider Beamten. 
Ihre Jurisdiktion war nicht nur hinsichtlich der ört- 
lichen Zuständigkeit und Kompetenz eine verschiedene, 
sondern sie war grundsätzlich anderer Natur. Der Stra- 
teg war Oberrichter mit umfangreicher Jurisdiktion, der 
Epistat Unterrichter mit beschränkten Befugnissen, dem 
das Recht zum causam finire in der Mehrzahl der vor 
ihm zur Verhandlung gelangten Ffille nicht zustand und 
dem auch die Leitung der Verhandlung erst infolge einer 
singulären Delegation übertragen wurde. Man kann auch 
anderseits gar nicht behaupten, daß die strafrechtlichen 
Sachen ausschließlich vor den Strategen gehörten ; wenn 
auch vornehmlich der Strateg in Strafsachen Richter war, 
so konnte doch der Epistat in gewissen leichteren Fällen 
Strafgerichtsbarkeit auch ohne spezielle Delegation des 
Strategen ausüben. 

Während die Stellung des Strategen zwar nicht 
ganz, aber doch in ihren wesentlichen Zügen unver- 
ändert blieb, änderte sich die Jurisdiktion des Epi- 
staten, insbesondere der Epistaten der größeren Be- 
zirke, die mit größeren Vollmachten als der Epistat 
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eines Marktfleckens ausgestattet waren, dann des Epi- 
staten eines Gauteiles und schließlich des ganzen Gaues 
(bwnatrjg xov tuqI Orjßag, Par. 15); dieser letztere ge- 
wann nicht nur, wie dies ja auch beim Strategen der 
Fall war, immer mehr an Einfluß gegenüber den auto- 
nomen Gerichten, sondern er erwarb auch als Richter 
in erster Instanz das Recht zum causam finire. Ja, 
seine Gerichtsverhandlungen werden ihrer prozeßrecht- 
lichen Konstruktion nach denen des Strategen gleich ; der 
Epistat des Gaues wird zu einem selbständigen Richter, 
dessen Gericht nicht mehr nur als das eines abhängigen 
Unterrichters fungiert, der meist auf Anweisung von 
oben ein Dialysisverfahren vornimmt, sondern der, wenn 
auch als unterste Instanz, so doch aus eigener Juris- 
diktionskompetenz Recht spricht. Dabei erhielten sich 
aber sicher auch in seinen regelrechten Streiturteilen 
(im Gegensatz zu Dialysisurteilen) die Elemente des 
Dialysisverfahrens, wenn auch nur in der Weise, daß 
sämtliche Prozeßurteile der ptolemäischen Beamten- 
gerichte, wie schon hervorgehoben wurde, nur bedingte 
Di« schia»- Rechtskraft genossen. Die Bitten am Schluß der an 
Eingaben den Strategen gerichteten Eingaben aus dem zweiten 
mb dem und ersten Jahrhundert decken sich vielfach mit jenen 
hundert aus dem dritten und in einigen Fällen stimmen sie sogar 
decken rieh wörtlich überein, was wiederum einen wertvollen Finger- 
radem 1 ze *& dafür liefert, daß diese Schlußbitten der vielen 
s. jähr- Magdolaurkunden nicht unterschätzt werden dürfen, 
sondern vielmehr, als dies bis jetzt der Fall war, als 
dem wirklichen Gerichtsbrauch entsprechend betrachtet 
werden müssen. Und wenn für das 3. Jahrhundert 
wenigstens eine plausible Erklärung der scheinbaren 
Divergenz gegeben werden kann, daß nämlich die neuen 
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Untertanen der Lagiden den alten ägyptischen Ge- 
bräuchen folgend 1 die Kompetenz der Beamten über- 
schätzten und ihre Klageschriften, formell genommen, 
nicht ganz zutreffend stilisierten, so ist doch eine weitere 
Deutung dieser vermeintlichen Unkenntnis der Verhält- 
nisse hinsichtlich der Eingaben auch noch für das 2. und 
1. Jahrhundert in keiner Weise zulässig; drei Jahr- 
hunderte hindurch konnten sich die Kläger nicht in 
solch schlimmer Weise irren. 

Die fichlufibitte in Grenfell I, 38 (Ende des 2. bis 
Anfang des 1. Jahrhunderts) lautet: dtd &£uö lAv (pcUvrjxai 
owxd£cu ygäyat KÄeaQX<oi ra>i bu[oxaxr}i l£ajiooxe\}\Xat, 
avxdv hü ai, tv id ygiqxo äXtj&ij, [tv^co] xov di[xaloy 
xa[$]d>g &v <J«aA[d]/%; in Amh. 35 Z. 40 (132 v. Chr.): 
ygdysai 'AnoXXcovUoi xcbi buoxaxei xaxaoxrjoai avxdv bü ok 
TiQÖg xijv xofacov die£aycoyrjv, \xovrov yevofihov x€v£6jxe&a 
xi/jifjg] Xv läv fjt xavft' oßxcog lypvxa fjfxek fiiv xo/uod)- 
fie&a rag Zxe (ägxaßag) elg xbv xov #bov hiyov, negl öh 
fjs nBTtoirjxai ßlag xal x et Q°yQ( a( P^) ^alaßeiv. Beide 
Stellen beziehen sich auf das Strafrecht; die zweite 
Bitte verfolgt außerdem noch einen zivilrechtlichen An- 
spruch. ' 

Wir sehen, daß der Inhalt dieser Schlußbitten aus 
der zweiten Periode, was die Jurisdiktionelle Funktion 
des Strategen anlangt, sich mit jenen aus dem 3. Jahr- 
hundert völlig deckt; der Epistat muß die Sache zu- 
stellen und wenn sich die Angaben des Klägers als 



1 Was übrigens kaum zutreffen dürfte. 

* Vgl. Par. 8; 18; 86; 87; an den König 88; Lond. I p. 82 f.; p. 84; 
Lond. II p. 12 f. ; Mitteis, Chrestomathie 18 (möglicherweise auch Tor. 14, 
B6U. 1187, Teb. I y 18, Leid. A, Grenf. 1, 15) . 
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wahr erweisen, den Beklagten, nachdem eine Verhand- 
lung stattgefunden hat, zur Leistung zwingen: ovva- 
vayxaoat (Par. 8, 13); btavayxdoai (LoncL I, p. 32 f.)! Es 
läßt sich nur als formeller Unterschied feststellen, daß 

inap&tera» in diesen Eingaben aus der späteren Zeit der Strateg 

!m£ auch in der Stilisierung der Eingaben direkt angerufen 
strateg wird und nicht wie im 3. Jahrhundert regelmäßig unter 

1*^^, Anwendung der Formel: der König möge den Strategen 
anweisen: ötdfie&ä ovv aov ßaadev, etaot doxa, nQoord(cu 
Auxpdvtjt Tcot öTQarrjycoi ygaytcu Aeivlcu xa>t ijitordzrji xxL 
Es war gewiß auch in der späteren Periode durchaus 
üblich, daß bei solchen Eingaben, die an den König 
adressiert waren, hauptsächlich der Strateg als Richter 
in Betracht kam; das war aber nur dann der Fall, wenn 
die Klage entweder tatsächlich zuerst dem König über- 
reicht wurde, oder wenn dem Strategen eine regelrechte 

Der Brach, famfe zuging. Diese Rechtssitte kam mit der Zeit 
König immer mehr außer Gebrauch, es wurden vielmehr vno^ 

anzurufen, yjiuoxa eingereicht, d. h. Eingaben, in denen sich keine 

kam mehr 

nndmehrab. Anrufung des Königs findet. In Tor. 1 wird nicht eine 
frrevfcc, sondern ein in6fivi]/ia verlesen: äveyv&odri tö 
buiv&iv 'Eg/bdai xd>i ovyyevd xal ozQaxrjycot xal vofidQXty 
naqä 'Eq/uov inöpvriiia. 1 

Für die zweite Periode der ptolemäi sehen Rechts- 
geschichte sind es die Verhandlungsprotokolle für die 
Gerichtssitzungen der Strategen und Epistaten, die uns 
ein sehr detailliertes Bild der Rechtsprechung dieser Be- 
Die amtenrichter liefern. Man kann aus diesen Protokollen 
^ver* ersehen, daß die Gerichtsverhandlungen prozeßrechtlich 
Handlungen, in jeder Hinsicht auf der Höhe der Zeit standen ; die Ver- 



1 Vgl. Par. 15; P. gr. Wiss. Ges. 277. 
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handlungen vor dem Gauepistaten waren jenen vor dem 
Strategen nachgebildet. Die Parteien erscheinen mit 
Advokaten, das Verfahren entwickelt sich mit Plaidoyers 
nnd Beweisführungen, wobei meist reiches Quellen- 
material beigebracht wurde. Das Gerichtsforum dieser 
Beamten wird gelegentlich von den Parteien mit den 
autonomen Gerichten verglichen und dabei betont, daß 
die Beweisführung vor den Beamtenrichtern * ihrer Natur 
nach der vor den Laokriten gleicht. Dann wird die 
Rechtssprechung der Laokriten mit der des Gauepistaten 
noch dadurch für durchaus ähnlich erklärt, daß beiden 
Gerichten die Funktion des diaxgiveiv zugeschrieben wird. 
So führt Deinon, der Advokat des Beklagten in Tor. 1 col. 7 
1. 8 f.* aus: , selbst wenn der Streit nach den angeführten 
Gesetzen vor den Laokriten zu entscheiden wäre, so hätte 
doch Hermias zuerst nachweisen müssen, daß er der 
Sohn des Ptolemaios und der von ihm angegebenen 
Mutter sei. . . / „Auf dieselbe Weise müsse er den nie B«w«i*- 
Reichsgesetzen und den Beschlüssen zufolge dieselben ^^ 
Beweise zuerst vorbringen. 8 Die Deutung dieser Stelle Laokriten 
fällt nicht schwer: der Advokat der Beklagten gibt uns ^m^. 
hier zu verstehen, daß jedenfalls seiner Meinung nach riehtem. 
auf Grund von Gesetzen das Verfahren vor den Laokriten 
formell nicht so streng geregelt war, wie vor dem Epi- 
staten, da er sagt: »wenn auch*, „wenn sogar* <bg ei 
xal im Xaoxgixcbv diexQirovTo,* d. h. der Kläger hätte 
dieses und jenes nachweisen müssen, selbst wenn die 
Rechtsfrage vor den Laokriten verhandelt worden wäre, 



1 Vor dem Gauepistaten. 
f Tor.lcol.71.2f. 
»Tor.lcoL7L4. 
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um so mehr müsse er es hier tun, wo nicht die Normen 
des ursprünglichen Landesrechtes .entscheidend seien, 
sondern die viel strengeren Vorschriften des Reichs- 
gesetzes. Schon aus Tor. 1 col. 2 1. 30, wo das Juris- 
diktionsforum des Strategen als xgm/JQiov und aus Par. 15 
1. 22, wo es als owidgiov bezeichnet wird, ferner aus den 
oben erwähnten Eingaben an den Strategen und be- 
sonders aus dem Gesamtinhalt aller prozeßrechtlichen 
Quellenstellen kann man den Schluß ziehen, daß der 
Strateg in der zweiten Hälfte der Lagidenzeit eine 
umfangreiche selbständige Jurisdiktion innehatte. Spätere 
Funde haben diese Annahme bestätigt; es liegen nun- 
mehr neben den Protokollen der Gerichtsverhandlung vor 
dem Epistaten auch solche der Verhandlung vor dem 
Strategen vor. 1 



1 Durch das neue Material ist nun die jurisdiktioneile Kompetenz 
des ptolemäischen Strategen und seines Unterbeamten, des Epistaten 
für die spätere Zeit, in ein klares Licht gestellt; ein Zweifel ist u. £. 
kaum zu begründen, und wenn, wie gesagt, für das 8. Jahrhundert das 
Fehlen der Yerhandlungsprotokolle wenigstens einen formellen Grund 
zur Bestreitung selbständiger Jurisdiktion lieferte, so ist nun für die 
zweite Periode eine Meinungsverschiedenheit kaum darüber möglich, 
ob der ptolemäische Strateg und Epistat dieser Zeit Jurisdiktion 
besaßen oder nicht. Dabei soll aber für das richtige Verständnis 
der allgemeinen Jurisdiktion der Beamtenrichter der wichtige Um- 
stand nochmals betont werden, daß eine strenge Trennung der 
Jurisdiktion und Verwaltung in dieser Periode noch weniger durch- 
geführt war, als dies im 8. Jahrhundert der Fall war. Vor allem 
aber muß man davor warnen, in der Sprache der Urkunden die ganz 
bestimmten termini technici da erblicken zu wollen, wo dies auf 
Grund der Annahme einer Analogie aus dem griechischen Recht gewiß 
sehr plausibel erscheint, in Wirklichkeit aber der Mannigfaltigkeit 
der Beziehungen derselben Prozeßakte und Maßnahmen in den vor- 
handenen Urkunden nicht entspricht So füllt es zunächst auf, daß 
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Der Strateg übte seine Rechtsprechung in der Regel 
nicht allein aus, sondern mit einem Consilium, das aller 
Wahrscheinlichkeit nach eine zweifache Funktion zu er- 
füllen hatte : entweder trat es nur als Beisitzer, als Beirat 
neben dem Beamtenrichter auf, 1 oder es hatte die Auf- 
gabe, die Verhandlung durchzuführen, die Sache endgültig 
zu instruieren, den Entwurf eines Urteils zu finden und 
darüber dem Strategen zu referieren/ kurz ein Goncilium 
von Urteilsfindern zu bilden. 9 

Die Gerichte des Strategen und des Epistaten waren 
die richtigen xaöqxovra xqityjqwl,, die neben den Chrema- 
tißten und Laokriten Recht sprachen. 

Das Vorhandensein eines Rechtszuges, ähnlich wie 
im deutschen Rechte, wird uns in den Urkunden dieser 
späteren Periode noch viel ausgiebiger und deutlicher be- 



ul den Urteilen der Beamtengerichte das Urteil mit einem einfachen 
9 etka/iev* eingeleitet wird, wie in Tor. 1 ; Par. 15; owhagev findet sich 
in P. gr. Wies. Ges. 277, während die der Chrematisten in Tor. 13 mit 
ovrgxQtvaftsv und die des Zehnmännergerichts in Petrie 21g mit iyvtofjuv 
heginnen. Und doch wird die Vermutung, es handle sich hier um einen 
Begriffsunterschied des Prozeßrechtes, nach dem die autonomen Richter 
„urteilen*, die Beamtenrichter bloß .Recht sprechen*, »empfehlen, 
befehlen*, durch Tor. 5; 6; 7 sofort widerlegt, wo es sich um eine rein 
Terwaltungsrechtliche Sache handelt und wo der Epistrateg in seiner 
Resolution auf diese rein verwaltungsrechtliche Beschwerde die Wen- 
dung: ixgirafiuv /*rj xtX. gebraucht. Tor. 1 ; Par. 15; 16 (wahrscheinlich 
eine Klageabweisung); Orenf. 1, 11 ; Amh. 80; 82 (dazu Zucker 1. c. 105); 
P. gr. Wies. Ges. 277 ; vgl. die ausführliche Eingabe an den Epistrategen 
bei Gerhard: Erbstreit, P. Heidelberg. Inv. Nr. 1280 + P Brit. Mus. 
612 = Grenf. 1 17 + P. Brit Mus. 611 = Grenf. 1 15. Es bedarf keiner 
weiteren Ausführung, daß awxQtoiv und xgivsiv bei den Ptolemäern 
technisch wenigstens niemals auseinandergehalten wurden. 

1 Wobei der Strateg die Verhandlung leitete und selbst Recht sprach. 

• P. gr. Wias. Ges. 277. 
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zeugt als für das 3. Jahrhundert. Außer der Tatsache, 
daß in Tor. 1 die Beklagten der Ladung, vor Gericht zu er- 
scheinen, mehrmals keine Folge leisteten, obwohl sie auch 
amtlich vorgeladen wurden, ist noch eine andere Erschei- 
nung von einschneidender prozeßrechtlicher Bedeutung: der 
Rechtszug zieht sich durch Jahre hindurch, der Ungehorsam 
gegenüber dem gefällten Urteil begegnet wiederholt, ja, 
der Befehl des Strategen, die Beklagten zur Erfüllung 
zu zwingen, bleibt tatsächlich ohne Erfolg. 1 Hermias 
wendet sich zuerst nicht gegen die zwölf Besitzer seines 
Vaterhauses, sondern gegen eine Frau Lobais, die das 
Haus früher besaß und den nunmehrigen Besitzern ver- 
kaufte, und zwar geht er die Ghrematisten an. Dies war 
allerdings weder formell, rein prozeßrechtlich, noch dem 
materiellen Rechtsgrunde nach richtig; da, wie der An- 
walt der Beklagten treffend hervorhob, nach den gelten- 
den prozeß- und materiellrechtlichen Normen Hermias 
infolge des Grundsatzes der Verpflichtung des Verkäufers 
zur Prozeßintervention — xrjv xqlotv tydixrjoavzee — zu- 
erst die Käufer selbst zu belangen hatte. Nun wendete 
sich Hermias zwar gegen die Käufer, aber nicht auf Grund 
desselben Tatbestandes, und zwar ging er diesmal nicht 
die Chrematisten an, sondern den Strategen. Das tat er 
nicht etwa deswegen, weil das Gericht der Chrematisten 
seine Ansprüche genauer prüfte und seine (des Hermias) 
Chancen auf Erfolg vor ihnen von vornherein recht gering 
waren, 1 sondern deshalb, weil in dieser Periode das Qe- 



1 Per. 15 Z. 24. 

1 Wie Mitteis, Chrestomathie 29, vermutet; das Gericht der Chre- 
matisten wirkte doch in der xardtncuue zwischen Hermias und Lobais 
zugunsten des enteren I Es handelte sich hier um einen gerichtlichen 
Vergleich. 
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rieht des Strategen und Epistaten mehr und mehr an juris- nie 
diktionellem Einfluß gewann. Wenn das berühmte Dekret gtri^hu 
Euergetes II. die Jurisdiktion dieser Beamtenrichter gewannen 
parallel der der Laokriten und Chrematisten nicht er- ^j™^ 
wähnte, so geschah dies nicht etwa deswegen, weil sie Bint**. 
ignoriert worden wären, sondern weil eine Abgrenzung 
der Zuständigkeit nach der Nationalität hier gegen- 
standslos war. Von einem fit] biiojiäo&at, das an die 
Strategen gerichtet gewesen wäre, konnte keine Rede 
sein, da in dieser Zeit ein Anwachsen der Jurisdiktionellen dm 
Macht der Beamtenrichter von den Königen wenn nicht ^tS** 
gerade gefördert, so doch als erwünscht betrachtet wurde, diktioneilen 
Diesen Beamtenrichtern gegenüber begnügt sich die ££u!Im 
königliche Verordnung mit der viel weniger kräftigen war den 
und — prozeßrechtlich genommen — ganz elementaren Jjjjjjjj^ 
Anweisung, sie sollten die Leute nicht ohne weiteres 
nach Gutdünken einsperren bezw. mit Hausarrest be- 
legen, sondern sie vor das in bestimmten Fällen zu- . 
ständige Forum zitieren und ihnen die Möglichkeit ge- 
währen, hier Recht zu nehmen und zu geben gemäß den 
ergangenen Edikten und Reskripten. Gerade diese Stelle 
des Edikts weist übrigens darauf hin, daß derartige Haus- 
arreste und Verhaftungen keineswegs seltene Erschei- 
nungen waren. Dieser Zustand sollte beseitigt werden, 
nicht etwa aber die Beamtenjurisdiktion, die gerade 
in dieser Zeit in vollster Blüte stand. 1 



1 Hermias wandte sich an den Epistaten Ptolemaios und wurde 
mit seinen Ansprachen abgewiesen, was ihn aber nicht hinderte, den 
Rechtszug zu verfolgen; er suppliziert heim Strategen des peri- 
thebanischen Gaues, dieser schickt die Sache vor den Epistaten 
tov üsQi&rjßag; Hermias wird abermals abgewiesen. Der Strateg 
Daimachos (als solcher richtig erkannt von Naber, Arch. II 39 ff., 
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D«r Für die Thebais wird auch ein Epistrateg 1 erwähnt. 

Eputrmt««. j)j eser Beamte scheint eine höhere Stellung inne gehabt 

zu haben, als ein gewöhnlicher S träte g; er besucht die 

Städte der Provinz* und die Bevölkerung wendet sich 

an ihn mit Eingaben. 8 Vielfach 4 wird er zugleich als 



und von Zacker 1. c. S. 104) delegiert die Sache in Grenf.1 11 (152 
y. Chr.) dem Epistaten Pechytes; vor diesem findet eine xaxaoxaote 
statt; durch einen vereinbarten Eid fallt der Streit zugunsten der 
Beklagten Panas ans. Der Klager prozessiert weiter, ebenso der Be- 
klagte. Auch im 2. Jahrhundert erstatten die Waisen (Gerhard, Erb- 
streit S. 12) beim Archiphylakiten des Pathyrithischen Gaues eine 
Anzeige gegen die Leute, welche ihre Erbschaftssachen entwendet 
haben, diese werden vor den Archiphylakiten zitiert, verpflichten 
sich eidlich, das Gestohlene zurückzugeben, erfüllen ihr Versprechen 
aber nur mit knapper Not Doch das ist noch nicht das Schlimmste: 
der Beklagte und seine Genossen machen einen Überfall auf das 
Gehöfte, der Schuldige wird verhaftet, dann freigelassen und die 
Sache kommt zu einer regelrechten Verhandlung vor den Epistaten, 
in welcher der Beklagte freiwillig nachgibt, was ihn aber nicht 
hindert, weiter zu prozessieren. Auch die Waisen setzen, um sich 
vor Ghikane zu sichern, den Prozeß fort, und wenn sie den Epi- 
strategen bitten, er möge die Anweisung geben, damit sie nicht »vor 
die (nicht zuständigen) Gerichte geschleppt wurden* (Gerhard 1. c. S. 17), 
so haben wir hier an ein unzuständiges Gericht, vielleicht das der 
Laokriten zu denken, vor welches nach einer sehr plausiblen Auslegung 
(Gerhard 1. c. S. 14) die Sache gebracht werden sollte. Auch in P. gr. 
Wiss. Ges. p. 277 handelt es sich um wiederholtes Prozessieren, nicht 
im Sinne einer modernen Berufung, wo wahrend einer genau bestimmten 
Frist, bevor das Urteil rechtskräftig geworden ist, eine Berufung an 
eine höhere Instanz eingelegt werden kann und die Wirkung des Urteils 
suspendiert wird, sondern im Sinne eines Rechtszuges. 

1 P. Tor. 1 Z. 17; 7; P. Par. S. 168. 

■ P. Tor. S. 64/5. 

1 P. Tor. 1 Z. 16/7. imßaldvrog sie Aioxmohv jrjv fuyäXtp' AijfiijjQhv 
xoü ovyysvovg xai imaxQax^yov ixidcoxa vjtdfivfjfAa . . . 

4 Wilcken: Grundzage 10. 
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Strateg von Peritheben bezeichnet. 1 Demgemäß handelt 
es sich wohl um einen Strategen mit größerer Macht- 
befugnis. Aber es darf die Unterscheidung dieser beiden 
Beamtentitel nicht so verstanden werden, daß der Epi- 
strateg etwa der nächste Vorgesetzte des Strategen in allen 
Teilen des ptolemäischen Königreichs gewesen wäre. Eine 
solche Vermutung würde der quellenmäßigen Grundlage 
entbehren. Außer dem thebaischen Epistrategen, der sin «üudgw 
stets auch als Strateg galt, kommt ein Epistrateg in — *# 
den Quellen für die ptolemäische Zeit nicht vor; viele w*** 
Magdolaurkunden beweisen uns klar, daß in den anderen 
Provinzen in der Verwaltungsbeamtenhierarchie zwischen 
dem Strategen und dem König in der Regel kein Epistrateg 
stand, sondern nur ein Vertreter des Königs, und zwar sein 
Sekretär. Die Stellung des perithebaischen Epistrategen 
und Strategen ist in jurisdiktioneller Hinsicht vielleicht 
einflußreicher als die eines gewöhnlichen Strategen, doch 
lassen sich hier kaum sichere Annahmen aufstellen. 1 



1 P. Tor. 7; auch vom Jahre 185 Amh. 86. Borj&mt ovyyeveX xal 
hviargat^ycoi xal oxQOttjy&i xrje ßrjßatdoc. 

* Für die eigenartige Beamtenorganisation der thebaischen Pro- 
vinz ist anch der Obelisk von Phylae (Dittenb. Or. Gr. 1 189) von 
Bedeutung, auf dem der König gebeten wird, dem »Verwandten*, 
dem (thebaischen) Strategen, zu befehlen, er solle dafür sorgen, daß 
den Priestern jeder Ärger erspart werde, und dafür, daß dies von 
den ihm untergeordneten Beamten auch ausgeführt werde: ol nagt' 
m&tjfiovvTte eis xäs $lXae jSxgattjyol xal 'Entoxaxai xal StjßdQx** 
xal ßacdtxol rgafifmveVe xal Emordtcu awXaxlxojv xal ol &XXot Ttgay- 
paxixol n6vxEQ xal al äxolov&otioai 6 K wdf*8ig xal $ Xovrij vmjQecla . . . 
A. Peyron, P. Tor. S. 65, 8. 67. Über den Epistrategen im allgemeinen 
vgl. B. Droysen, De Lagidarum regno, S. 388. Wilcken, Ostraka 1,427 
meint (wofür das ganze Urkundenmaterial spricht), daß die großen Ver- 
waltungsgebiete bei den Ptolemäern, an deren Spitze besondere Ober* 
Semeka: PtokmUMhM FroMAraht L 7 



98 Erster Teil Gerichtsverfassung. 

Wie gesagt, trotz wesentlicher Unterschiede der juris- 
diktioneilen Stellung des Strategen und des Epistaten im 
8. Jahrhundert von ihrer Stellung in der späteren Zeit 
bleibt die Grundidee ihrer Jurisdiktion dieselbe. Freilich 
haben sich die konkreten Formen und auch ihr Inhalt 
stark verändert, indem die Beamtenjurisdiktion auf Kosten 
der autonomen Gerichte mehr und mehr an Einfluß und 
Geltung gewann, konstruktiv war sie jedoch dieselbe wie 



beamte, die Epistrategen, standen, erst später geschaffen wurden. Die 
Thebais war von der Hauptstadt weit entfernt, eine Tatsache, die allein 
schon besondere Maßregeln begreiflich erscheinen läßt Grenfell-Ma- 
haffy, Rev. Laws S. 117, P.Lond. I, 401; Taubenschlag, Arch. IV 26. 
Vgl. Martin: Les tipistrateges (Geneve 1911). Martin stellt alle Quellen- 
belege zusammen, ans denen sich ergeben soll, daß der Epistrateg erst 
Ende des 2. Jahrhunderts v. Chr. und zwar nur für Thebais ins Leben . 
gerufen wurde (Introduction p. IX suiv.). Erst schufen die Römer noch 
zwei Epistrategien, eine für Mittel- und die andere für Unterägypten. 
Diese beiden Beamten fungieren bis Diokletian und begegnen in 
späteren Quellen nicht mehr. Wie Martin richtig betont, war der 
Epistrateg ein sehr hoher Beamter, dem der Strateg zwar untergeordnet 
war; aber in seinen Jurisdiktion eilen Befugnissen war er ihm gleich- 
gestellt (p. 66). Nicht ganz richtig ist jedoch Martins Annahme (p. 66), 
daß beide Beamte, der Epistrateg sowohl wie der Strateg, kein Recht 
zur Urteilsfällung gehabt hätten, ,et que ni Tun ni l'autre n'ont le 
pouyoir de prononcer des sentences." Diese Ansicht wird nunmehr 
widerlegt durch das Urteil des Epistrategen Boethos in P. gr. Wies. 
Ges. 277. W. Schubart (Klio 10 S. 54, 55 Anm. 2) nimmt mit Recht an, 
daß der Titel &Qzv*Qvravie nicht auf priesterliche Funktionen hinweise 
(Inschr. von Menschije nach der Photographie von 0. Rubenson. Anders 
P. M. Meyer, Arch. II, 436 Nr. 82). Über den Epistrategen vgl. auch einen 
königlichen Befehl aus der Sammlung Golenischtscheff, angeführt von 
Schubart 1. c. ; dazu jetzt Plaumann, Ptolemais in Oberägypten, S. 35 ff. 
In diesem Texte wird auch das Amt eines Thebarchen genannt. Letronne, 
Recherches pour servir ä l'histoire de l'tigypte (Paris 1823) S. 297. 
E. Mayser, Grammatik der griech. Sprache aus der ptol. Zeit S. 256, 427. 
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die Beamtenjuriediktion älteren Ursprungs, die eben auf 
dem Wege friedlicher Rivalität mit den autonomen Ge- 
richten ihre Erweiterung erfuhr. Es ist daher wohl mög- 
lich und wird auch der allgemeinen Staatsverfassung der 
Ptolemäer entsprechen, wenn wir eine kurze zusammen- 
fassende Systematisierung der Jurisdiktion des Strategen 
und des Epistaten zu entwerfen versuchen. 

Der Strateg war wirklicher Richter mit umfangreicher d« otnu* 
Jurisdiktion, seine richterlichen Funktionen waren folgende: 

a) Rechtsprechung auf Anweisung des Königs, 

b) auf direkte Eingabe des Klägers hin, 

c) auf Grund des Berichtes eines anderen Beamten. 1 



Jurisdiktion. 



1 Wir haben bereits gesehen, daß die Eingaben an den Strategen, 
wenn sie als J*r«/f«c eingereicht werden, stets auf den Namen des 
Königs lanten, obwohl sie meist direkt dem Strategen abergeben wurden. 
Man sab es diesen Eingaben nicht an, ob sie wirklich dem König ein- 
gereicht wurden oder direkt an den Strategen gingen. Dies bangt damit 
zusammen, daß eine hntvfa nur eine Eingabe sein konnte, die formell 
an den König gerichtet war, wenn sie auch tatsächlich, obwohl an den 
König adressiert, dem Strategen, diesem hohen Beamtenrichter, den 
Ghrematisten und dem Zehnmannergericht direkt eingereicht werden 
konnte. Genau so, wie in den Eingaben, die dem Strategen direkt 
zugingen, wenn sie ivttv&tc waren, der König gebeten wird, den 
Strategen anzuweisen, damit dieser seinerseits weiter anweise, lauteten 
auch die Bitten in den brtvtw, welche wirklich den König bezw. seine 
Kanzlei erreichten. Es war ein fest eingewurzelter Brauch und eine 
Rechtssitte, daß der größte Teil der ganzen Jurisdiktion in Form solcher 
Eingaben, an deren Anfang der König angerufen wird, seine Erledigung 
fand. Dagegen wurde am Schlüsse, d. h. im eigentlichen Urteil, wie wir 
später sehen werden, der Name des Königs nicht erwähnt (die Angabe 
des Datums mit dem Namen des Königs, die sich übrigens nicht immer 
findet (Tor. 1), kommt hier nicht in Betracht), also im Gegensatz zum 
Brauche europäischer Prozeßrechte, wo die Rechtsprechung auch heute 
noch in einigen Staaten im Namen des Souveräns ausgeübt wird. Wir 
wissen schon aus dem vorhergehenden Kapitel, daß dem König auch 

7* 
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Manche 

Züge des 

römischen 

Verfahrens 

extra 

ordlnenL 



Der Strateg war ordentlicher Beamtenrichter und 
wenn auch seine richterliche Tätigkeit ihrer Form nach 
in mancher Richtung mit dem römischen Verfahren extra 
ordinem zu vergleichen ist, so bleibt sie doch von diesem 
in der Hinsicht grundverschieden, daß sein Gericht, das 
Gericht des Strategen, neben den anderen Gerichten als 



Eingaben Überreicht wurden, in welchen er gebeten wird, den Be- 
klagten vor sich zu zitieren und dem Kläger sein Recht zu verschaffen, 
Par. 85 1. 84. Dies war die seltenere Form einer Petition an den König. 
Die gewöhnliche Struktur, die in allen drei Jahrhunderten gleich blieb, 
war diese: der König wird gebeten, den Strategen, einen andern hohen 
Beamten oder das Gericht der Ghrematisten anzuweisen. Diese Ein- 
gaben mit der Bitte um eine Anweisung des Strategen lauteten gleich 
jenen in den uns überlieferten Magdolaurkunden, von denen eine, 
Nr. 88 + 6 allem Anscheine nach wirklich die königliche Kanzlei 
erreicht hat. (Auch die neue Lesung der Subscriptio kann u. E. diese 
Annahme nicht widerlegen, da aus dem Inhalt der Urkunde zu 
schließen ist, daß sie dem König direkt eingereicht wurde. Es findet 
ein Rechtszug statt wegen der Erfolglosigkeit der schon einmal be- 
wirkten Klageeinreichung und ihrer Weitergabe durch den Strategen. 
Anderer Meinung v. Druffel 1. c, vgl. Zucker S. 9.) Die königliche 
Subscriptio auf Eingaben, die an den König kamen, lautete sicher sehr 
verschieden, schon nach der Verschiedenheit des Inhalts der Eingaben; 
vgl. rein verwaltungsrechtliche Subskriptionen in Par. 22; 26; 29; 88 
und eine, die doch prozessuale Folgen nach sich ziehen kann, in P. 
Leid. J, H; vgl. dazu Reuvens: Lettres ä M. Letronne, 8»« lettre, p.47 
suiv. Dabei sei schon hier darauf hingewiesen, daß man nicht zu weit 
gehen und die Stilisierung der Eingaben auf den Namen des Königs 
nicht als einen bloßen Brauch erklären darf; die wirkliche Einreichung 
bei der königlichen Kanzlei oder dem König selbst war keine besondere 
Ausnahme, weswegen auch die Jurisdiktion des Strategen auf An- 
weisung von oben eine nicht allzu seltene Erscheinung war. Der König 
befahl dem Strategen in einem äußerst hoflichen und freundlichen 
Ton, was seinerseits wiederum auf die hohe Stellung des Strategen 
hindeutet; so ist die Anweisung an den Strategen Apollodorus in Leid. H 
mit xa/gw, fQQO>o&ai und Iqqcooo versehen. 
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ein xa&fjxov xgm/JQtov galt und zu den autonomen Gerichten 
vom Gesetze nicht in Gegensatz gestellt wurde. Außer der 
Fällung von Streiturteilen erließ der Strateg einstweilige Btaitwtflig* 
Verfügungen, Rein. 18 t Amh. 35; bestellte Vormünder, uZJ^. 
Magd. 32 ; gab an Notare Anweisungen, gewisse privat- 
rechtliche Sicherungsmaßnahmen zu treffen, M^&iBV 

Falls es entweder gesetzlich ausdrücklich vorgeschrjpjbep 

war, oder der Strateg es für erwünscht undtatwtadigjlfeft£ l\ 
(wenn z. B. beide Parteien Ägypter und der griechischen 
Sprache nicht mächtig waren), so begnügte er sich nicht mit 
der bloßen Verweisung der Sache an ein autonomes Gericht, 
seine der An Weisung vorangehende Tätigkeit gestaltete sich 
zu einer ävdxQioig. Nun darf aber auch dieser terminus tech- 
nicus nicht im rein griechischen Sinn, sondern dem allge- 
meinen prozessualen Sprachgebrauch der Ptolemäer gemäß 
verstanden werden. Eine ävdxQimg als prozeßrechtliche Er- 
scheinung kannten die Ptolemäer zwar lange nicht in dem 
Umfange, wie dies im griechischen Rechte der Fall war, 
aber die technische Bedeutung von ävaxglvetv als einer Vor- 
bereitung, einer Instruierung der Sache war ihnen wohl 
nicht fremd. Der Satz in dem Sockel einer Statue aus 
ArsinoS (zweite Hälfte des 2. Jahrhunderts) xal ngdg tcuq 
ävaxQioeoi ist aber allerdings kaum als Bezeichnung der 
Eigenschaft des Strategen als Untersuchungsrichters für 
das Königsgericht zu verstehen. Die Ptolemäer gebrauchten 
die Ausdrücke awxQtveiv, dtaxQlveiv und auch dvaxglvetv in 
der allgemeinen Bedeutung von aburteilen, richten, ent- 
scheiden. Der Passus dieser Inschrift soll wohl nur die 
allgemeine Jurisdiktion des Strategen hervorheben. 1 



1 G. Leftbvre : Annales du Service des antiqnites de l'tigypte (1908) 
-p. 284 ff., Zucker 1. c. S. 88 Anm. 88. 
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Die Juri»- Viel komplizierter und prozefirechtlich mehr präzisiert 
^tetatüT war ^ 6 Jurisdiktionelle Stellung des Epistaten. Seine 
Jurisdiktion war von vornherein stark begrenzt und wenn 
im Laufe der Zeiten auch der Epistat rfjg xcöfxrjs, ursprüng- 
lich ausschließlich ein Dialysisrichter, vielleicht das Recht 
erwBfb^jBgSelrechte Streiturteile zu Allen, so blieb doch 
sowohl seine jals auch des Gauepistaten Stellung als Unter- 
yj-ncM^^.g^qüber dem Strategen als Oberrichter stets 
gewahrt. Demgemäß tritt uns der ptolemäische Epistat 
in folgenden Gestalten entgegen: 

a) als Dialysisrichter, 

b) als ordentlicher Streitrichter, 

c) als Untersuchungsrichter, 

d) als Vollzugsorgan des Strategen, wenn er dessen 
richterliche Befehle vollstreckt. 

Als ordentlicher Richter kommt hauptsächlich der 
Epistat des Gaues in Betracht, welcher Recht sprach: 

a) kraft eigener Jurisdiktion, falls er von den Parteien 
direkt angegangen wurde, 

b) kraft Singulardelegation des Strategen. 
DtrAnhi- Der Epistat war nicht der einzige Untersuchungs- 
ataUBtiir- richter, da &uf dem Gebiete der Strafgerichtsbarkeit in 

erster Linie der Archiphylakit und seine Untergebenen, 



die Phylakiten, zur Entgegennahme von Anzeigen und wohl 
auch zur Untersuchung berufen waren. Der Epistat war 
in solchen Fällen gewöhnlich mit der Zustellung des Beweis- 
materials beauftragt und hatte für das Erscheinen der Par- 
teien vor Gericht zu sorgen ; so in Magd. 18. Strafrechtliche 
Anzeigen konnte man auch beiden Beamten, dem Archi- 
phylakiten sowohl als dem Epistaten erstatten, wie in 
Magd. 88: T[avx]a eigovoa Ttagidcoxa iVqc&foigt xäk &qz i ~ 
qwlaxhrji rrjs xc&fjujs, nagövroc JX/müvoq xov bumdxov. 
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Auch die Gestellung vor das Gericht des Strategen kann 
von beiden Beamten bewirkt werden: y Q dy>ai ZIjmovi 
tcoi imoxdnji xal Ne%{>6oiQi za>i &Qxtcpvkaxlxrn dvayaysiv 
l(p* avxdv .... Sncos Auxpdvrjg buox&pijTCu. 1 

Wie infolge einer direkten Eingabe an den Epistaten 
(Par. 15,16; Tor. 9), so findet auch im Falle einer Delegation 
von seiten des Strategen (Grenf. 1, 11; Tor. 1) die Gerichts- 
verhandlung vor dem Epistaten in den üblichen Formen 
unter Zuziehung eines Kollegiums statt * Hiebei darf ein 
für die Aufklärung der Stellung des Epistaten innerhalb 
der Organisation der Rechtspflege sehr wichtiger Um- 
stand nicht übersehen werden. Wie dies auch im 
deutschen Rechtszug der Fall war, konnte der Epistat, 
nachdem die Sache schon von dem Strategen entschieden 
war, doch auf eine neue, direkt an ihn gerichtete Ein- 
gabe hin v eine Verhandlung ansetzen und ein Urteil fällen. 
Der Strateg konnte ihm dies freilich ausdrücklich unter- 
sagen; geschah das aber nicht, so konnte die Partei den 
Prozeß aufs neue anfangen und der Epistat entschied 
nach freiem Ermessen darüber. In Par. 15 ist die Frage 
schon durch den Strategen entschieden und trotzdem 
findet vor dem Epistaten eine neue Verhandlung ohne 
Delegation statt. 3 



1 In dieser Strafanzeige an beide Beamte spiegelt sich der Gedanke 
einer gewissen Kollegialität, der Doppelung wieder, den man niemals 
bei der Beurteilung der Verwaltungstätigkeit nnd Rechtsprechung der 
Ptolemäer vergessen darf. Das war einer — und seiner Bedeutung nach 
nicht der letzte Grund dafür, daß auch die Beamtenjurisdiktion neben 
der Jurisdiktion der autonomen Gerichte als Rechtsprechung vor xa&rj- 
xovia. xQnt}Qta angesehen wurde. 

1 Worauf Zucker 1. c. S. 107 treffend hinweist 

• Zucker S. 108. 
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Der Epistat ztfg xayfitjg übte in einem Marktflecken — 
xcb/xt) — die Verwaltung neben dem Archiphylakiten, Komo- 
grammateus, Eomarchen und dem Gemeindeältesten — 
TtQeoßfaeQos — aus, der Gauepistat dagegen neben dem Phru- 
rarchen, Archiphylakiten, Hypereten usw. Da dieser Beamte 
aber hinsichtlich seiner Jurisdiktion mit besonderen Be- 
fugnissen ausgestattet war, insbesondere in den Gerichts- 
verhandlungen den Vorsitz führte und sein Kollegium mehr 
die Stellung von Assessoren als von Mitrichtern einnahm, 
so genoß seine Position besonderes Ansehen; er galt als 
DorSptout primus inter pares. Diese seine Jurisdiktionelle Präponde- 

teturmuM ranz 6r ^ u ^ r nun a ^ 6r wiederum von zwei Seiten eine 
utordto Einschränkung: einerseits durch die Normen über die 
0rta ~ Sondergerichtsbarkeit für die Rechtsfragen der könig- 
lichen Domänenverwaltung, anderseits durch die Kom- 
petenz der Gendarmerie, d. h. der Archiphylakiten und 
ihrer Untergebenen, der Phylakiten. So wendet sich ein 
Monopolpächter an den Basilikogrammateus mit der Bitte, 
die Ortsbeamten wie den Epistaten, Archiphylakiten, 
Komogrammateus und die Gemeindeältesten anzuweisen; 
der Basilikogrammateus gibt aber nur dem ihm direkt 
unterstellten Komogrammateus einen Befehl (Teb. 40). 

Das Amt eines AQxupvlaxinje konnte auch mit anderen 
Amtern in ein und derselben Person vereinigt sein: 
P. Par. 6: A — cot xa>v cpüuov xal bzndgxfl bi ävdgojv xal 
äQXiqwhxxttfi xov tuqI &/jßag. Es handelt sich hier um 
eine violatio sepulcri; der Hipparch und der Archiphylakit 
werden angegangen: ä£ia> ivaxakioat avxovg hü oi, xal 
rrfv TZQooYjxovoav l£ buoxrjyjecog dMrjyHv noirjoaa&ai. 

Die Phylakiten sind in dem Obelisken von Phylae 
(L 7) erwähnt unter den „TtQayfiaxixoi* (P. Par. 65). 
Dieses Wort bedeutet im allgemeinen einen V erwaltungs- 
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beamten. Der Archiphylakites selbst war gewöhnlich 
ein Grieche, die Phylakiten dagegen waren sehr oft, ja 
meistens, Eingeborene. 

Wie sich aus verschiedenen Urkunden ergibt, wandte du 
sich die Bevölkerung sehr oft mit Beschwerden wegen ^JJ 6 ^ 
Ruhestörung, Angriffen, Diebstählen, Raub u. dgl. zuerst Pbyindten. 
an die Phylakiten und ihren Chef. 

P. Teb. 41: Kgovtwi &QxupvXaxttrji Kegxeooigecog nagä 
'Agfuvoiog xcofJidQXOv xal t(bv hx rrjg afarjg ßaodixwv yecogy&v, 
eine Beschwerde gegen den Toparchen, welcher beschuldigt 
wird , mit Gewalt Geld von den Frauen der Ankläger erpreßt 
zu haben, did imdldo/xev ooi tö {möjuvrjjua Sncog inovd^g 6k 
xa&rfxet tva xov Maggeiovg xaxaöxaXhxog xal ehnQax&ircog 
xä oeiofxaxa vbyyii vfjg ägjuoCovorjg ImjiXrj&cog u. a. m. l 

Eine Jurisdiktion, wie die Herausgeber der Tebtynis- Ffcyiauten 
papyri richtig hervorheben, besaßen die Phylakiten und ^fSjJJä 

ohne 

1 Übersetzung von Teb. 41: an Kronios den Archiphylakiten von '"ri**™ 011 ' 
Kerkeosiris von Harmiysis, dem Komarchen, und von den könig- 
lichen Bauern ans demselben Dorfe: Häufig ist Marres der Topo- 
grammatens nebst mehreren anderen Bewaffneten in dem Dorfe er- 
schienen und {oxvlfAog — das Zerzausen) hat unter großer Belästigung 
beständige Beschlagnahmen (btiXtiyne) vorgenommen und gegen mehrere 
von unseren und gegen andere Weiber Erpressungen verübt (diaosisiv), 
ohne sich um die Garantien zu kümmern, die wir von Lysanias, dem 
Syngeneus und Strategen, besitzen, und als dann einige tüchtige Leute 
von uns mißtrauisch geworden waren, flohen wir in die umliegenden 
Dörfer. Deshalb sind wir verhindert an der Bezahlung unserer Schulden 
bezüglich der Pacht (xai taug axscpdvovg, nach Rostowzew (S. 7) der 
Kaufpreis für Gewährung einer Emphyteusis) und reichen das vn6/Avijfia 
ein, damit du es den zuständigen Behörden vorlegest und Marres 
herbeigeholt und ihm abgenommen werde, was er erpreßt hat, und 
er die gebührende Strafe erhalte. 

Hier wird wieder die Tatsache einer direkten Beziehung zwischen 
dem Strategen und den Bebauern des königlichen Landes konstatiert. 
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Archiphylakiten nicht. 1 Ihre ganze Tätigkeit war rein 

polizeilicher Natur, und wenn sie auch den Beschuldigten 

im Wege der ersten Rechtshilfe veranlassen konnten, 

das offenbare Unrecht zu unterlassen, das Gestohlene 

herauszugeben usw., so taten sie das nicht als Richter, 

sondern als Gendarmeriebeamte, welche sich nicht mit 

gerichtlichen Urteilen beschäftigen, sondern zunächst den 

nötigen tatsächlichen Schutz im täglichen Leben gewähren. 

*ntff««sfo Hier ist noch zu bemerken, daß es ebenso wie eine 

r^qwm/ff ^ 7M(JTaTe ^ a **?£ xcojurjg auch eine &QXtqwlaxitela xrjg xco/ntjg 

tte*6ns> gab. 1 Der Chef der Phylakiten des ganzen Gaues aber 

trug den Titel btKndrtjg ra>v qwlaxircbv* 

Für das richtige Bild der allgemeinen Stellung des 
Archiphylakiten ist auch die Tatsache sehr wesentlich, daß 
er auch an der Verwaltung des Staatsgutes beteiligt war. 4 
Die Archiphylakiten konnten ferner an eigens ein- 
gesetzten Untersuchungskommissionen teilnehmen. So 



Der Strateg gibt ihnen besondere Garantien, daß sie von den Über- 
griffen der Unterbeamten gesichert sein sollen; er sorgt also such in 
concreto speziell fttr ihre Rechtssicherheit 

1 Teb.lS.47zuP.5. 

' Teb. 43 1. 9. 10. 

1 Ans der Tatsache, daß das Amt des Archiphylakiten mit dem 
eines Epistaten in einer Person vereinigt wurde, und ans vielen anderen 
Beziehungen dieses Beamten zn den anderen Ortsbeamten ergibt sich, 
daß seine Stellung sehr von Einfluß auf das lokale Leben sein konnte. 
So verhaftet z. B. auf Befehl des Epistaten ein Unterbeamter (wahr- 
scheinlich ein einfacher Fhylakites oder Eomarch) einen gewissen 
Kallidromos, der Archiphylakitea befreit ohne weiteres den Verhafteten 
ans dem Gefängnis, worauf der erste Beamte dem König eine Be- 
schwerde vorlegt, P. Hib. 84. 73. 

« Preisigke. Qirowesen (1910) S. 841 A. 1 ; P. Lond. III S. 2 Nr. 1200 
(192 oder 168 v. Chr.) Col. 2. Die diayocupy ist von dem Archiphylakiten 
ausgestellt und vom Topogrammatens gegengezeichnet 
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begegnet in Teb. 43 ein Kollegium, bestehend aus dem 
Verweser der Epistatie und Archiphylakitie und einigen 
anderen Ortsbeamten; diese haben in Anwesenheit des 
BasUikogrammateus selbst die Anzeige gegen den vom 
Archiphylakiten verhafteten Eomogrammateus geprüft 
und ihn freigelassen. Das selbständige, sozusagen prä- 
ventive Eingreifen des Archiphylakiten bezieht sich also 
auf strafrechtliche Angelegenheiten. 1 



1 Da die ganze Verwaltung, teilweise auch die Jurisdiktion von 
Alexandrien ans in der Richtung stark beeinflußt wurde, daß auch 
rein staatliche Verwaltnngsbeamte mit der Sorge um das könig- 
liche, bezw. Staatseinkommen betraut worden, so erscheint es be- 
greiflich, wenn die Könige in den diesbezüglichen Befehlen die Be- 
amten der Finanz- und ordentlichen Gauverwaltung zusammen nennen. 
Das darf aber nicht so aufgefaßt werden, daß z. B. die Archiphylakiten 
und Phylakiten mehr als Beamte zum Schutze des Staatsvermögens 
als zur öffentlichen Sicherheit betrachtet werden, wie dies Engers (De 
Aegyptiorum xmpßbr administratione p. 73) tut Und wenn auch Hermias 
6 hzi x(bv nQootäcw vom Dioiketen (einem der höchsten Finanzbeamten) 
darauf aufmerksam gemacht wird, daß die Ökonomen nnd Archiphyla- 
kiten ans den fÄhigsten nnd besten Leuten genommen werden sollen, so 
beweist das noch nichts für die überlegene Tätigkeit dieser Beamten. 
Ob übrigens Hermias in Teb. I, 27, 44 nur im x&v nQooodcov war, 
steht noch dahin; denn wir wissen, daß dieses Amt mit dem eines 
Strategen bisweilen kumuliert wird wie bei Hermias in Par. 15. Da- 
gegen hat eine andere Vermutung Engers' (p. 75) viel für sich, daß 
nämlich die Stellung der Archiphylakiten in späterer Zeit, d. h. im 
2. und 1. Jahrhundert einflußreicher als im 3. Jahrhundert war. Auch 
darin ist Engere (p. 76) zuzustimmen, wenn er behauptet, es gäbe 
Archiphylakiten xrjg xcbftrjc nnd toO xfaov, Hib. 1, 34 nnd 78. Die Phyla- 
kiten werden in dem xowbv owidgiov vereidigt (Teb. I, 2729—m); auch 
an der Exekution beteiligten sich diese Beamten, indem ihnen wie in 
Hib. 1 10, Teb. 1, 5 1. 156 gewisse Gelder ausbezahlt werden (Engers p. 81). 
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IV. Kapitel. 

Das Konsilium des Beamtenrichters. 

Inhalt: Das Recht des Beamtenrichten, aus der Gerichtsgemeinde 
heraas das Urteil zu erfragen. Urteilsfindling und Urteilsfallong. Der 
Ausdruck : xai äXXcov jiXeiövoyv deutet auf eine größere Zahl von Richtern 
hin. Eine Provokation an den König war stets möglich. Der Unter- 
schied zwischen dem Assessor und dem Mitglied des Richterkollegiums 
war auch den Ptolemiern bekannt. Die Zahl der Beisitzer war fakultativ. 
Pluralis majestaticus. Die Beisitzer waren in der Regel Griechen. 

A hnlich wie Dach deutschem Rechte steht dem ptole- 
x\ maischen Richter das Recht zu, aus der Gerichts- 
gemeinde heraus das Urteil zu erfragen. 1 Die fränkischen 
Rachinburgen waren Urteilsfinder, die einen vom Richter 
ernannten Ausschuß der Gerichtsgemeinde darstellten. 
Eine analoge Erscheinung läßt sich, wie schon erwähnt, 
unter den mannigfachen Formen der ptolemäischen Recht- 
sprechung seit kurzem auch für das Lagidenreich nach- 
weisen. In dem Prozesse in P. gr. Wiss. Ges. liegt das 
Schwergewicht nicht darin, daß die Rechtsfrage von 
Obersten, fjyefjtAveg, des Epistrategen im Wege einer regel- 
rechten Verhandlung mit Plaidoyers der Parteien, Beweis- 
aufnahme usw. instruiert wird, sondern vielmehr darin, 
daß, nachdem die Sache vor ihnen verhandelt ist, deip 



1 Vgl. Brunner, DBG. 1, 154; Bethmann-Hollweg, Germanisch-römi- 
scher ZP. 1, 428 ; Beauchet, Hist de rorganisation judiciaire en France 84. 
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Epistrategen als Oberrichter darüber referiert wird, 
worauf dieser dann das Urteil fällt. 

Die Ratsmänner des ptolemäischen Beamtenrichters 
wurden entweder den Honoratioren des Ortes entnommen 
(Tor. 1; Par. 15) oder es wurde ein gemischtes Konsilium 
aus Beamten und Honoratioren gebildet, wie in Grenf. 1, 11, 
wo außer den Beamten (Archiphylakit und Phrurarch) 
auch Privatleute im Konsilium des Richters tätig sind. 
Die imposante Zahl der in einer und derselben Gerichts- 
verhandlung beschäftigten Richter, wie sie im griechi- 
schen Rechte begegnet, wo z. B. über Sokrates mehrere 
Hunderte von Richtern das Urteil fällten, 1 kommt bei den 
Ptolemäern allerdings nicht vor.* Gleichwohl aber mag 
die Zahl der Beisitzer nicht gering gewesen sein, da der 
stereotype Ausdruck xal äXXcov nkeiövcov gewöhnlich erst 
nach einer Aufzählung der mehreren Ratsmänner ge- 
braucht wird und demgemäß auf eine offenbar ziemlich 
lange Liste hindeutet. Die dem Satze xal äXXcov nXeiövcov 
vorhergehende Aufzählung der Ratsmänner war an keine 
bestimmte ' Ziffer gebunden, es war offenbar vielmehr der 
Praxis überlassen, sie mehr oder weniger vollständig auf- 



1 Im 5. Jahrhundert stieg die Zahl der griechischen Richter bis 6000. 
Im Prozeß des Leogoraa im Jahre 415 waren es 6000 Richter. Für 
die einzelnen Prozesse wurden sie aller Wahrscheinlichkeit nach 
nach Phylen geteilt. Die Zahl der Richter in dem Prozesse des 
Sokrates wird auf 500 geschätzt Plat ap. 36 a. Thalheim in Pauly- 
Wissowa 9, 566 f. 

1 Abgesehen vielleicht von den autonomen Städten, worüber wir 
übrigens noch nicht unterrichtet sind. 

* Auch im deutschen Rechte war die Zahl der Schöffen eine nicht 
feste. Es konnte, wenn ein Schöffenkollegium nicht funktionierte, ent- 
weder die versammelte Gerichtsgemeinde oder ein jedesmal neu ge- 
bildeter Ausschuß das Urteil schöpfen. 
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zuzählen, da wir ganz verschiedene diesbezügliche An- 
gaben in den Gerichteprotokollen finden: vier in Par. 15, 
rieben in Tor. 1, d. h. eine verschiedene Zahl der ovpna- 
Dte Q6vxeg in zwei Verhandlungen in derselben Sache. Die 
angesehensten Notablen des Ortes und die Beamten wurden 
mit Namen angeführt, die übrigen fielen unter den Gesamt- 
begriff der äXXoyv 7tXa6vcov. 

p.par.i* P. Par. 15 (120 v. Chr.) Verhandlung vor dem Epi- 
staten: 

*Enl IlxoXepalov x&v tpiXcov xal Inndq^ov, In 
dvdg&v xal imoxdxov xov negl Grfßag ovpnaQÖvxcDV 
üxoXe/nalov xov Aya&dgxov x &* <f>ÜLö>v xal bmdQxov bt 
ävögcöv ElQYjyalov xov Elgrjvalov x&v afa&v, üoXvniQxovxog 
xov 9 A/j,fKi)vlov x&v xaxohccDv bmicvV UeoodboiOQ q cpdoßaotXi- 
ox&v TZQoövfiicov xal üXXcov. Hier werden also vier Mit- 
glieder genannt, die anderen nicht. 

Tor. l p. l. P. Tor. 1 p. 1 : "Exovg vd 'Advg xß h AioonöJLu trji /ueydXfjL 

*Eqf 'HgaxXeldov x&v dgxiowtiaxoqwXdxcDV xal buaxdxov xov 
Ttegl &/jßag xal hü x&v ngooddcov xov voßwv, ovfJuiaQÖvxoyv 
IIoUfjLwvoQ x&v ägxiocopaTO<pvXdxcov, 'HgaxXeldov x&v avx&v 
xal yvfivaoi&Qxov, AnoXXcoviov xov AtzoXXcdvIov, xal 'Eqiao- 
yhovg x&v <püUov, JlayxQaxovg x&v diadox&v, Kojudvov x&v 
jjyejuövcov, üavlaxov xov *A/j,jucoviov x&v xaxotxcw, xal äXXwv 
Tileidvcov. . . . * 



1 Et werden also sieben Mitglieder genannt; es dürfte aber nicht 
richtig sein, wenn man annimmt, daß ihre Zahl stets mindestens sieben 
war. Peyron, F. Tor. 1, 54: Assessores Praefecti erant sattem bis eepUm; 
Septem enim recensentur, ceteri vero, qui reHnentur, erant phtres his. 
Es ist interessant, auf folgende Urkunde ans dem Jahre 1886, ein 
Protokoll des Hofgerichts, des Vergleiches wegen hinzuweisen: ,Im 
Jahre 1886, Donnerstag vor Mitfasten (7. März), bezeugt Johann von 
Buch als gemeiner Hofrichter zu Brandenburg und unter Anhängnng 
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Orenf. 1, 11 col. 2Z.9t.:vfjidkig xov 'Ejubp xazaoxdyxcov 
iy KgoxodüLcov ndXet, owizagövrog Arj/bLrjxgiov xov (pQOVQdgxov 
xal 'AoxXrjmddov vTtrjQixov xal üoXuiv&ov xal We/xpuvtog xov 
üaxovxog xal 'EQjbtoxQdrovg xov &Q%upvXaxlxov xal äklcov 
nlsiövcov. 1 

Für das römische Recht hat Mommsen vermutet, daß 
„das Konsilium eine Art Ersatz für Provokation und 



des Siegels des Hofgerichtes zu Brandenburg, daß vier bei dem Dorfe 
Getzenow belegene Mühlen* usw., dann: „Die Beisitzer, welche bei 
diesem Akte erwähnt werden, sind: Gerbert von Bortenfelde, Hoch- 
meister des Johanniter-Ordens, Dietrich von Cyckow, markgrifischer 
Vogt, Jan von Belline, markgräflicher Hofmeister, Hentse von Gro- 
cheren, Bitter, Sparre, Vogt zu Liebenwalde, Ziwe von Buch, Kammer- 
meister der Markgrftfin, Heinecke von Gliben, Arnold Randow, Knappen, 
Laurencius Beyer, Bethe Wale, Bathmannen in Frankfurt, Hannes Beyer, 
Burger, und andere gute glaubwürdige Leute.* (J. Kuhns, Ge- 
schichte der Grichtsverfa8sung und des Prozesses in der Mark Branden- 
burg Tom 10. bis zum Ablauf des 15. Jahrhunderts, Bd. H S. 264, 265.) 
Zuerst ist also bezeugt, daß es auch im deutschen Rechte nicht alle 
Beisitzer sind, sondern nur einige davon, „welche bei diesem Akte 
erwähnt werden*, und dann steht am Ende der Urkunde die merk- 
würdig Ähnliche Phrase „und andere gute glaubwürdige Leute*, 
das wie eine Parallele des „tcDv cüLXcdv 7tXsi6v<ov € von P. Tor. 1 p. 1 an- 
mutet. Was nun die Beisitzer selbst betrifft, so fuhren sie auch wie bei 
den Ptolemftern Hoftitel, Öffentliche Ehrentitel, Amtstitel, daneben be- 
gegnen wir aber doch auch solchen ohne Titel, ebenso wie im P. Tor. 1 
xaxolxcav. Aus der deutschen Urkunde erkennt man, daß bei ihr 
nicht alle Personen dem Orte angehörten, wo der Rechtsakt stattfand 
(Kahns S. 265). 

1 P. gr. Wiss. Ges. 277 Stück. B Spalte 1 : i]v Ato[s n6k]i zijt 
[isydliji [ ] d %oQ &o)vd [i]ov X£jL bu t&v [ ] Bor^mi 

av[y]yeveT xal hitmQaxriyoyi [ ] aidoe tjy[e]fi6v<ov, und Spalte 2 

Z. 82 f.: nag Eorathjoav Boqfoot, xai ixdorayv aüx&t {fjz6[ds]&8ix&evT(ov 
owhagev xqcczsZv vtjv Ztvtroßmv x&r fttjTQix&r &xoXov&qk ak ix** 
xtrfosoiv. 
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Interzession bildete; wo diese beiden Rechtsmittel ein- 
greifen konnten, habe kein Konsilium an der Ent- 
scheidung teilgenommen 11 . 1 Eine Parallele hiezu läßt sich 
für die Gerichtsverfassung der Ptolemäer nicht nach- 
weisen; es ist vielmehr mit Sicherheit anzunehmen, daß 
ebenso, wie es später im kaiserlichen Rom der Fall war, 
sin« stets eine Provokation an den König stattfinden konnte, 
ulraKfejg °^ ne Rücksicht darauf, ob das Urteil von einem Beamten 
wir stets allein oder mit einem Konsilium gefällt war. Das zeigen 
mogitoa. uns w j e( j er <jj e Protokolle des Hermiasprozesses: nach 

einem von dem Konsilium gefällten Urteil hat der Prozeß 

sein Ende noch nicht gefunden. 

Der Ob sich auch für das ptolemäische Beamtenverfahren 

ununohied ( jj e f e i n e t den Römern eigene Unterscheidung zwischen 

den Assessoren und den Mitgliedern des Kollegiums des 



und d«n Richters aufstellen läßt, bleibt für uns nicht fraglich. 
Biehtor- M Auch die Ptolemäer haben zwei Arten von Beisitzern 
koiieghima gekannt, wirkliche Mitrichter und bloße Assessoren, 
Ptofemtom Berater der Richter.* Wir kommen auf die Mitrichter 
bekannt jxqq^ zu sprechen. Hier haben wir es zunächst nur 
mit den Beratern zu tun. Es wurde bereits bemerkt, 
daß die Ziffer der namentlich aufgezählten Teilnehmer 
am Konsilium schwankte, Ahnliches gilt nun auch 
bezüglich der tatsächlich vorhandenen Zahl der Teil- 
nehmer. 
Di« zahl der Das Konsilium des Strategen und Epistaten bestand 
B# ww" n ^ c ^ immer aus der nämlichen Zahl von Mitgliedern. 

faknltatir. 



1 Mommsen, Staatsrecht 1, 810; II, 222 ff.; Pernice, Zeitschr. Sav.- 
Stift. 14, 450. 

1 Ober den Unterschied von Assessoren und Konsilium vgl. A. Per- 
nice, Sav.Z. 14, 148. ' 
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Diese Zahl war verschieden und es ist ferner sehr wahr- 
scheinlich, daß es dem Strategen und Epistaten freistand, 
die Sache entweder als Einzelrichter zu entscheiden oder 
in Verbindung mit einem Konsilium dies zu tun. 1 Die 
Zahl der Mitglieder dieses Kollegiums in den einzelnen 
Fällen zu bestimmen, war vielleicht doch nicht in ihre 
Macht gegeben, sondern es war möglicherweise gewohn- 
heitsrechtlich oder auch gesetzlich für konkrete Fälle 
eine bald größere, bald kleinere Zahl von Beisitzern 
vorgeschrieben. 

In P. Tor. 9 sind nur vier genannte Beisitzer an- 
zunehmen. Diese Beisitzer waren, wie man an ihren 
Namen erkennt, Griechen; sie führen verschiedene Titel, 
meist Militär- oder Hof titel wie zärr &Qxw(o[iaxwpvX6xcov, 
yvpyaouxQx6g, xcöv <pllcov, xöbv duxd6%(ov t x&v Ijye/iävcov, 
x&v xaroixcov. 

Über die Bedeutung dieser Titel sind drei verschiedene Drei 
Theorien aufgestellt worden. Nach der einen Meinung sind ^ ^ 
es Titel, die nach griechischem Vorbild den öffentlichen ntai. 
Spielen entnommen wurden, die in Alexandrien, einer ganz 
griechischen Stadt, aber auch in anderen griechischen 
Städten stattfanden. Nach Strabo XVII p. 795 war eines 
der Hauptgebäude in Alexandrien ein pompöses Gym- 
nasium, ferner waren dort ein Zirkus und ein Hippodrom. 
Es gab drei Klassen von Spielern : 1 . Kinder, naldes, 2. junge 
Leute, Iqnjßot, iyiveioi, und 3. Männer, ävdgeg; danach soll 
der bxnäQxw &i ävdgcov der Führer einer berittenen 
Spielerabteilung sein. Die Beisitzer wären demnach Ehren- 



1 Ähnlich stand es auch mit dem markgrftflichen Rat, was hier 
vergleichsweise bemerkt sei. Kuhns, Geschichte der Gerichtsverfas- 
sung in der Mark Brandenburg, S. 281. 

S*meka: PtolemitohM ProMtraeht L g 
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bürger oder Beamte gewesen, welche diese Titel — und 
zwar die Beamten neben ihren Amtstiteln 1 — führten. 

Nach einer andern Annahme * können diese Titel ent- 
weder nur Ehrentitel sein oder aber wirkliche AmtstiteL 
Wenn nämlich ein solcher Titel allein genannt werde, 
so soll er nur ein Ehrentitel sein, d. h. ein einfacher 
Titel ohne Amtsbezeichnung. Werde aber noch ein 
bi dvögcov oder bt dvögatv xaxobuov bmicov (P. Tebt. 
54) hinzugefügt, so bedeute der einen wirklichen 
Amtstitel. 

Die dritte Meinung endlich, die auch wir für die rich- 
tige halten, nimmt an, daß die Bedeutung solcher Titel, 
wie z. B. yv[ivaot&Qxog % im Laufe der Zeit sich geändert 
habe. Wir haben also in den verschiedenen Perioden uns 
unter demselben Titel verschiedene Ämter und Funktionen 
vorzustellen. So ist z. B. der Gymnasiarch in der Ptolemäer- 
zeit zugleich hoher Staatsbeamter, wird jedoch zu Beginn 
der Römerzeit städtischer Beamter der Metropole. 8 Dieser 
Der Wechsel Wechsel der Bedeutung einer Titulatur kann auch sonst 
Beratung nachgewiesen werden. Die ursprünglich rein militä- 
der Titel rischen Titel werden im Laufe der Zeit zu administrativen 
d^zeit Titeln — man denke nur an den Titel Strateg, der eben- 
falls diese Wandlung erfahren hat; die reinen Ehrentitel 
werden zu echten Amtstiteln usw. 

Auch im römischen Rechte fehlen allgemeine Vor- 
schriften über die nach Sitte und Herkommen zu einem 
Konsilium berufenen Persönlichkeiten. Die Auswahl der- 
selben richtete sich nach dem zur Beratung stehenden 



1 P. Tor. 2, L 2, P. Tor. 16, P. Tor. lp.ll. 15. 
1 Peyron, P. Tor. p. 50 s. 
* Preisigke 1. c. S. 56. 
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Gegenstand und war Sache desjenigen, der das Kon- 
silium zusammentreten ließ. 1 Entschieden wurde im 
römischen Konsilium nicht durch Majorität. 1 Epistat 
und Strateg der Ptolemfter spielten als Vorsitzende des 
Konsiliums eine noch bedeutendere Bolle als der Vor- Di* 
sitzende in Rom. Hier pflegte der präsidierende Beamte *^J^Jf" 
bei der schriftlichen Abfassung des Urteils zu schreiben Bou« <a«« 
c. c. <?., d. h. cum consüio collocutua. In P. Par. 15 sieht ^f^ 1 
man aus der Fassung des Urteils, daß der Epistat, und Bpisutw im 
ebensowohl auch der Strateg, von sich aus das Urteil ver- Kona,11,,BL 
kündet. Auch in diesem Falle lautet die Eingabe an 
den Epistaten und nicht etwa an das dixaaiJJQiov xov 
bitox&Tov. Dieses ist auch die Regel; nirgends werden 
die Eingaben an das docaorfgtov der Beamtenrichter adres- 
siert, sondern stets an den Beamten persönlich, so in 
P. Par. 15, 7 ff.: vTidfMvrjfxa oi ioxiv &vxlyQa<pov. Ihoke- 
fiako xayy <piXcov xal bzndgxfl in' ivdq&v xal buordrei xov 
negl ßrjßag, nag' 'Eq/jUov xtL 

In seinem Beschluß schreibt der Epistat einfach vor: 
xä> jbtiv 'Egfuq ebiajuev yA\ ävzmoieto&ai und in P. Par. 16, 
wo der Epistat ohne Konsilium entscheidet: ema/iev xara- «uo,*«**. 
xoXoxr&elv xdlg i£ äQ%rjs t&tojtok xal /birjdh xcuvlteiv, wir 
haben befohlen, den hergebrachten Gebräuchen Folge zu 
leisten und keine Neuerungen einzuführen. 

Von dem Konsilium ist also keine Rede, und wenn 
das Wort dkafiev im Plural gebraucht wird, so bedeutet 
das nicht etwa: wir, ich und das Konsilium, sondern der 
Plural steht nur, um dem Urteil eine besonders feierliche 
und eindrucksvolle Form zu verschaffen (pluralis maje- 



1 Panly-Wissowa VII, 918. 

> Mommaen, StR. 1, 813, Panly-Wissowa 918. 

8" 
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pinniis staticus). 1 Außerdem war es Sitte, daß die Beamten nicht 
JmbÖl nur * n re * n P r ozeßrechtlichen Sachen, sondern auch in 
ihren Beschlüssen bezüglich verwaltungsrechtlicher Be- 
schwerden den Plural gebrauchten, so in P. Tor. 6 p. 44 
wo der Epistat auf eine Anweisung des Strategen und 
Epistrategen des thebaischen Gaues in Pluralform be- 
Auctoyicv. schließt: IxQetvapev fii) vjidgicu. 

Das Konsilium des Strategen und Epistaten ist allem 
Anschein nach von den Ptolemftern eingeführt worden. 
Diese Institution sollte vielleicht den schroffen Gegensatz 
zwischen der Beamtenjustiz der Lagiden und der Juris- 
diktion der autonomen Kollegialgerichte etwas über- 
brücken, damit die einheimische Bevölkerung, welche bis 
zu ihrer Besiegung durch die Lagiden vielleicht mehr an 
die Jurisdiktion der Kollegialgerichte gewöhnt war, den 
Übergang nicht so schwer empfinde. Die Tatsache, daß alle 
DUB«iaitMr Beisitzer Griechen waren, deutet aber darauf hin, daß die 
in dwB«g«i Rsgiöttmg in der Praxis bestrebt war, die Rechtsprechung 
Griechen möglichst in ihrer Hand zu zentralisieren, und daß die 
bekannten Sätze des Dekrets Euergetes II., wonach die 
Laokriten in ihrer Weiterexistenz geschützt werden sollten, 
nichts weiter als eine Ausnahme von der Regel darstellen, 
oder vielleicht einmal eine vorübergehende Kursänderung 
zur Beruhigung oder Gewinnung einheimischer Elemente. 



1 A. Peyron, P. Tor. p. 58. 
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Kollegialgerichte. 1 

Inhalt: Kollegialgerichte zweifacher Art Chrematisten, Laokriten, 
xoivov &ixaorrJQiov. Diese Kollegialgerichte fungierten parallel und nicht 
einander untergeordnet Die Chrematisten königlich ernannte Richter, 
und doch Privatleute. Königliche Aufsicht über die Chrematisten. ört- 
liche Zuständigkeit der Chrematisten. Die Chrematisten waren Wander- 
richter. Innere Organisation desChrematistengerichts. Eioaywyevg. Auch 
der rein griechische eloaywyevg war Gerichtsvorstaud. Der eioayojyevg 
handelt im Namen der Chrematisten. rgafiparevs, vjirjghrjg. Kompetenz 
der Chrematisten. tä ßaodixa xal noocodixä xal Idicouxa xotvovrEs 
XQrjfiariojat. Das Dekret des Euergetes II. Die Ansprüche wegen 
schätzbarer Privatdelikte gehörten vor die Chrematisten. Reichsrecht 
bricht einheimisches Recht. Die Rivalität zwischen den Laokriten und 
Chrematisten. Das xoivov ducoorygiov. Es sprach Recht für Parteien ver- 
schiedener Nationalität Es verschwand im Lauf der Zeit Das Chre- 
matistengericht als wichtigstes autonomes Kollegialgericht der späteren 
Periode. Das Zehnmännergericht Mehrere Zehnmännergerichte. Jus 
reiciendi. Auch das Zehnmännergericht gehörte zu den 9 xa^xovza 
xQtrrjgia* der Strategenanweisungen. Auch dieses Gericht hat einen 
ehaycoyevg. Der Richtereid. Drei Arten der Ladung. Das Zehnmänner- 
gericht kein Wandergericht. Verschiedene Einleitung der Gerichts- 
verhandlung. Gemischte Kollegialgerichte. Die Kriminalgerichtsbarkeit 
stand den autonomen Gerichten nicht zu. Auch in gemischten Kollegien 
stand vielleicht die Prozeßleitung den Chrematisten zu. Die Gemeinde- 
ältesten, jiQsoßvxcQot, als Beihelfer zur friedlichen Streitaustragung. 

Das ptolemäische Recht kennt Kollegialgerichte zwei- Koiiegui- 
facher Art: geriete 

1. reine Kollegialgerichte, die sich ausschließlich aus Art 
unabhängigen, nichtbeamteten Richtern zusammensetzen ; * 

1 Zu der politischen Situation: Preisigke, Arch. V, 801 f. 

2 P.Tor. 13; Inschrift von Ghazin, (Mitteis: Chrestomathie Nr. 2.). 



118 Erste TeiL (^chtsreriaasnng. 

2. gemischte KoUegialgerichte: hier treten zu den 
eigentlichen Richtern noch Verwaltongsbeamte hinzu. 1 

Beine KoUegialgerichte sind: 

a) das Gericht der Chrematisten * (quellenmäßig ein- 
fach »Chrematisten* genannt); 



1 Amh. 88. Tebt 48. 

1 Bezüglich der Herkunft des Ghrematisteiigerichtes sind die 
Meinungen in der Literatair geteilt. A. Peyron (Tor. I p. 97 f.) betrach- 
tete sie trotz dem klaren Berichte bei Pseado-Aristeas (ad Philo- 
cratem §§ 110—111) als eine Institution, die schon zu der Zeit der 
Pharaonen fungierte, andererseits vergleicht er die Chrematisten 
mit den dominici legati Karls des Großen; an Peyron sich anlehnend 
stellte A. Moret (Recneil des trayaux relatifs. 1895. Fascicules I — II 
p. 49) schon ganz affirmativ die Behauptung auf, daß die Chrematisten 
ägyptischen Ursprungs seien, und verglich sie dann noch mit den 
„Enquesteurs royaux* der Eapetinger und den Wanderrichtern der 
ersten anglo-normannischen Könige. Vgl. Revillout, Droit figyptien II 
(1908) p. 1496. Brauet de Presle in P. Par. p. 217 geht sogar so weit, 
daß er eine Ähnlichkeit der Chrematisten mit den Kommissionen 
der alten franzosischen Parlamente finden will. Lumbroso, Rech, sor 
Feconomie politiqne de l'figypte sons les Lagides (1870) p. 188 s. 
halt sie ftr griechische Richter, die erst von Lagidsn ins Leben 
gerufen wurden. Vgl. Robiou, Memoire sur l'economie politique, 
l'administr. et legis! de l'tigypte (1875) p. 222. Droysen, De Lagidarum 
regno, Kleine Schriften S. 884, mit Anmerkungen von Wilcken S. 487. 
Krebs, Nachr. d. Ges. d. Wissensch. z. Göttingen (1892) Heft 15 S. 587. 
Gradenwitz, Arch. III 86 A. 1 nimmt an, daß die Chrematisten 
eine ptolemaische Institution bilden, und will die Laokriten als das 
Ägyptische Korrelat der x9Vf ULTtaxa ^ aufTassen. Ähnlich Bouche- 
Leclercq, Histoire des Lagides IV p. 202. Für den ptolemüschen Ursprung 
auch Waszyriski, Arch. V 17. Jetzt macht Mitteis, Grundzüge 8 f. 
darauf aufmerksam, daß die bekannte Stelle des Aristeas §§ 110—111, 
wonach die Chrematisten zur Zeit des Ptolemaus Philadelphia ins 
Leben gerufen worden seien, ohne positiven (A. 4) Anhalt an- 
gezweifelt wird (Peyron, P. Tor. Kommentar p. 98 f.). Mitteis ist 
gegen die Annahme von P. M. Meyers, daß die Organisation der 
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b) das Gericht der Laokriten (auch einfach Laokriten 
genannt); 

c) das xoivöv dixaorrjQiov, dem vielleicht das sog. Zehn- 
männergericht entspricht. 

Im allgemeinen sind wir am besten über die Ghrema- 
tisten unterrichtet, deren genaue Zahl und Organisation 
uns überliefert ist. Dann haben wir einige Urkunden über 
das sog. Zehnmännergericht und am schlechtesten steht 
es mit den Laokriten, über welche die vorhandenen 
Urkunden nur wenig mitteilen. 

Es soll von Anfang an darauf hingewiesen werden, 
daß die Tätigkeit dieser verschiedenen Kollegial- 
gerichte aller Wahrscheinlichkeit nach keine ein- 
ander untergeordnete, wie etwa die eines Landes- 
gerichtes zum Oberlandesgerichte war, sondern 
eine parallele, eine Tatsache, die schon die politischen 
Verhältnisse mit sich brachten, und die außerdem gesetz- 
liche Regelung in positiven Bestimmungen fand. 

Zu der zweiten Art von Gerichten gehören: 

a) Gerichte, die aus den Ghrematistenrichtern einer- 
seits und hohen Beamten, wie ßaoducoyQapftaxevg und 
bitfjLeXrjxriQ, andererseits gebildet wurden, Amh. 38; 

b) Gerichte, die auf dem Lande aus den gewählten Ver- 
tretern der Gemeinden und den niederen Ortsbeamten ge- 
bildet wurden, in der Regel unter dem Vorsitz der Beamten. 

Seiner praktischen Bedeutung nach das wichtigste 
Kollegialgericht war das Ghrematistengericht. 



Chrematiaten im 2. Jahrhundert eine Änderung erfahren habe, (1. c. 
S. 5. Meyer, Klio VII, 289 f.), und zwar in der Richtung, daß seit dieser 
Zeit die Chrematiaten ihre Jurisdiktionelle Selbständigkeit verloren 
und seitdem zusammen mit Beamten wie impeXtjjfc, ßaodixoyQafifiaxtvi 
Recht gesprochen hätten. Auch P. Teb. 7 ist kein Beweis dafür. 
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a) Chrematisten. 

chr#- Das Kollegium der Chrematisten bestand aas drei 

Richtern, die den Titel %Qr\ixaxujrr\<; x fahrten; ein rtoa- 
ycoyevg bereitete die Rechtssachen zur Verhandlung vor, 
x&g dtxag dodyei;* ein Gerichtsschreiber, der ygappcnevs, 
und ein Oerichtsdiener Y der vrnightis,* bildeten das Kanzlei- 
personal. 

Im Gegensatz zu den Beamten führen die Chrematisten 
in den Akten keine Titel, sondern schließen nur an ihren 
und ihres Vaters Namen den dtj/wg an, *AX££avÖQ<K*Ale£dv- 
dgov ^do/LtrjrÖQeiog, 'HQaxXeldrjg 'Hgoxletdov Geopuxpögtog, 
JZcoybtjg Sayyivovg Koivevg.* Sie waren, wie ihre Namen 
zeigen, stets Griechen, die vom König wahrscheinlich für 
eine Frist von zwei Jahren zur kollegialen Rechtsprechung 
berufen wurden. 5 Aus der Inschrift von Ghazin l&fit sich 



1 Gradenwitz vergleicht sie mit den trtumvirt rtüitibus iudicandi*, 
L c. 28. 

1 Vgl. Mommsen, Z.R.G. 16, 189, über den xQooodwtoite, auch L c 
N. 4. Mitteis, Hermes 80, 589. 

* Inschrift von Ghazin (172 ▼. Chr.): xQt}fJiaxi(yxai ot xo rj xai ö(hoe) 

XeXQTffMLXlXÖTSC h X&t IjQOOWxiTTJl XcU TOft AU<M? XOIC fABfUQtOftiyOtC 

vopok 'HqoxHwp Ilv&ayÖQov Nue6axQaxos AtjptjxqIov "Ageiot Atowolov 
xai sUfayayysvc 'Aftvrxac Xftvrxov xai ygafifiaxtvg Atha^xq^k 'AxoXXtaviov 
xai {fmjghrjc Mtwkbs Aiowolov. Krebs, Nachr. d. Ges. d. Wissensch. z. 
Göttingen (1892) p. 586. Gradenwitz, Arch. III, 25, 26. Dittenberger, 
Inscr. Or. I n. 106. Mitteis, Chrestomathie S. 2. Vgl P. Tor. 1, 2, 6; 
8,87; 4, IL Amh.88, 9. Tor. 18, 26. Petr. II, 88c; 8b; 14 (la). Petr. 
III, 20 coi 2; 25 1. 8, 47; 86 (a) Ter. 1. 25; 42 n (7) 1. 8. Fay. 11 ; 12. Teb. 
1, 5, 214, 218; 24, 85; 29, 1. Par. 14, 85. Grenf. 1, 40. 
4 Mitteis, Chrestomathie S. 25. 

* Daß sie daneben etwa auch einzeln funktionierten, ist uns 
nicht bezeugt, und allgemeine Erwägungen sprechen eher gegen eine 
solche Annahme, da die Bedeutung dieses Gerichts gerade in seiner 
kollegialen Organisation liegt 
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diese Amtsdauer wohl erschließen: xoripoximcl ot xb tj xal 
# (frog) xexQfifuxvtxöre^ d. h. diejenigen, welche das achte 
und neunte Regierungsjahr des Ptolemäus Philometor und 
der Königin Kleopatra als Chrematisten tätig waren. 1 Die 
Tatsache, daß die Chrematisten nicht etwa von der Be- 
völkerung gewählte Kollegialrichter, sondern vom König 
ernannt waren, läßt sich schon daraus entnehmen, daß 
ihre Kompetenz sich auch auf Sachen der königlichen 
Domanialverwaltung erstreckt und zu ihr auch die be- 
sondere Sorge um die Rechtshilfe für die Bebauer des 
königlichen Landes gehörte; denn das geht doch wohl 
schon aus der Bezeichnung: ot rä ßaoüUxd xal nQooodoeä 
xal Iduouxd xqIvoytes* hervor. Denkbar wäre, daß sie 
vielleicht von der Bevölkerung, und zwar dem griechischen 
Teil derselben, vorgeschlagen wurden, doch würden sie 
auch in diesem Fall nur kraft der königlichen Ernennung 
Chrematisten. Dabei haben sie aber ihren Nichtbeamten- 
charakter in vollem Maße beibehalten, sie wurden keine 
Beamten, sondern blieben Privatleute, die zeitweise zum 
öffentlichen Dienst zugezogen wurden mit ausschließlicher 
Tätigkeit auf dem Gebiete der Rechtssprechung. Die er- 
wähnte Inschrift von öhazin bezeugt uns die Tatsache, daß 
die Chrematisten auch außerhalb der Erfüllung ihrer Amts- 
pflicht ihre Treue dem König zu bezeugen suchten, der sie 
zu Chrematisten gemacht hatte. 8 Im P. Fay. 12 schreibt 
der Kläger, der König möge seine Eingabe an die „doo- 
xeiayfiivoi xfi xaxoodq. %Qripazimal* übergeben; 4 auch diese 



Di« Ohre- 

matiaten 

königlich 

•nannte 

Richter. 



DI« Chre- 
matisten 
waren 
PriTatlente. 



1 Krebs, Nachr. d. Ges. d. Wissensch. z. Gfttttngen (1892) Heft 15 
S.587. Gradenwitz, Arch. HI 28; 25. Mitteis, Grondzflge 4 A.8. 
1 Tor. 13. Mitteis, Chrestomathie S. 25. P. Amh. 88. 
* xal xQVfMLTtozas xal xovg tovtcov vatjohac htfoa(e xaxä vopov?. 
ad Philocratem 88 110—111. 
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Ausdrucksweise deutet auf die Einsetzung der Chrema- 
tisten von selten des Königs hin. 
Königliche Vermutlich vom Königberufen,blieben dieChrematisten 
während der Dauer ihrer Richtertätigkeit unter ständiger 



AniUcht 
Aber die 



otn- Aufsicht des Königs. Er konnte über eine von den Chrema- 
matteten. fafo n zurückgewiesene Eingabe, wenn er dies für richtig 
hielt, auch ohne ihre Zuziehung entscheiden. 1 Mitten im 
Verlauf eines Verfahrens, nachdem der Verhandlungstermin 
von den Ghrematisten angesetzt ist, wenden sich die Par- 
teien an den König und bitten ihn, dafür zu sorgen, daß 
die besonderen, zugunsten ihres Standes erlassenen könig- 
lichen Prozeßvorschriften nicht außer acht gelassen werden 
mögen; es wirft ein eigentümliches Licht auf den Satz iura 
novit curia , wenn diese Richter im Namen des Königs durch 
besonderen Befehl auf die Gesetze verwiesen werden. 1 
Und wenn wir nicht vergessen, daß möglicherweise eine 
große Zahl der Eingaben , die für die Chrematisten be- 
stimmt waren , zuerst tatsächlich dem König, bezw. der 
königlichen Kanzlei, übergeben wurden mit der Bitte, sie 
mit der entsprechenden Subskription den Ghrematisten 
weiterzugeben, und sie auf diese Weise durch königliches 
Geheiß zur EinleitungdesVerfahrenszu veranlassen, ferner, 
daß alle Eingaben an die Ghrematisten formell an den König 
lauteten, so wird uns das allgemeine Bild ihrer Abhängig- 
keit von der königlichen Aufsicht ganz klar. 8 
örtlich« zu- DenChrematisten war eineAnzahlGaue zugewiesen 4 ihr 

■Uadlgktlt 
der Obre- 

.matteten. 1 p etr . n, 8, 2 (c); 2 (a). Dazu P. M. Meyer, Das Heerwesen der 

Ptolemäer (1900) S. 29, 80 A. 102. 

2 P. Amh. 88. 

s Gradenwitz, Arch. III 85. 

4 z. B. x«£gf7/iaTixoT*£ h x6>i TIgooo>xltTji xal xök älXotc xcie pefis- 
QtcfUvois vofwk, Inschrift von Ghazin L 7 f. 
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Zuständigkeitsgebiet stimmte weder mit dem Verwaltungs- 
bezirk einer Strategie noch mit dem einer Epistrategie über- 
ein. 1 Manches spricht dafür, daß die Chrematisten auch in 
StädtenwieAlexandreia,PtolemaisundNaukratis t wo eine 
ziemlich entwickelte Jurisdiktion^ und Verwaltungs- 
autonomie bezeugt ist, 1 neben den anderen Gerichten Recht 
sprachen. 8 



1 Eine solche Annahme wollte Peyron aufstellen, P. Tor. p. 08 1 
Gegen ihn überzeugend Krebs, Nachr. d. Ges. d. Wissensch. z. Göttingen 
(1892) S. 587, 588. 

1 Planmann, Ptolemais in Oberägypten (1910) S. 25 f. 

* Wenn, wie PlanmannLc.S. 81 richtig bemerkt. Tor. 1 u.Tor. 4, wo 
dasVorhandenaeindesd^fSov der Chrematisten bestätigt wird, allein noch 
nichts gegen oder für die jurisdiktioneile Selbständigkeit von Ptolemais 
zn folgern gestatten, so deuten diese Stellen doch in Verbindung mit 
Petr. III, 25 darauf hin, daß auch in solchen Stftdten die Chrematisten 
Rechtsprachen ; es soll der nächste Termin in Aiexandrien stattfinden, und 
zwar u. £. ganz bestimmt vor den Chrematisten, wie auch der erste vor 
ihnen stattfand. Die Stelle (abgedruckt bei Mitteis, Chrestomathie Nr. 80 ; 
man vergleiche dazu Mahaffy-Smyly in der Edition; Wilcken,G.G. A.1895 
S. 159 f.; Bouche-Leclercq IV, 285 f.; Schubart, Arch. V 28 A. 1) lautet 
(Veno): xfje änsoxaXftir^e ivxevgecae tk xovg xä nQoojtbtxovxa xßivovxag 
XQfjfumatäe do&vai afa&t xai Jtaeaixsfoiku xaxanXsiv tlg 'AXt^avdgsiav tv 
xeug xaxä x6 didygaftpa yj/tidgatc ixoyxa xai xä ngog xrjv xaxdaxaaw Sixaucofiaxa 
xai iäv prjnaQayevtjxai, do&rjoexcu x&i 'AjzoXXcovtayt xo &£ta>pa, sav di naga- 
yerofdvov avxoft *AnalXcavioc/*tj Xdßrji xö a((a>fta, äjtoxtiaei aix&i xä yevöptva 
skxov xaxdnXow ävrjkcbftaxa xai nsgi xovxcov Sv av xq6xov olxorofirjöfjt 
ävxiyQO<pd[y>9i] xgds avrov. "Exovc xs vjisgßtQsxoUov tö <J«a ZwiXov xoV 
'H<paioxi(or<K slaayatyiaK. Mitteis 1. c. S. 28. Da nun einerseits in vielen 
Urkunden die Tatsache der direkten Aufsicht des Königs fiber die Chrema- 
tisten bezeugt ist, andererseits aber nicht die geringste Andeutung darüber 
vorkommt, daß zwischen dem König und den Chrematisten noch eine juris- 
diktioneile Instanz funktionierte, da ferner die angeführte Stelle aus der 
genannten Urkunde von dem Eisagogeus der Chrematisten stammt, so 
bleibt eine andere Deutung des Falles u. E. kaum möglich. Zur Recht- 
sprechung der Chrematisten in Ptolemais vgl. auch P. Grenf. I, 40. 
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Dl« Chre- 
mattitai 



Wanden 
riehtor. 



Die Chrematisten waren Wanderrichter, die ihren 
Distrikt periodisch bereisten und die ihre Briefkasten, 
dyyela, 1 in einigen Zentralorten aufisteilten, damit auch 



1 Die Eingaben an die Chrematisten waren ek xo xoC ßoaüdcK 
foofia stilisiert, d. h. sie waren formell an den König adressiert (Graden- 
witz, Arch. III 88 f., Zucker, Beitrage zur Kenntnis der Gerichtsorgani- 
sation im ptolemäischen n. röm. Ägypten 8.54). In Amh.88 konnte 
dem ganzen Stile dieser Urkunde nach angenommen werden, daß auch 
die nach eingetretener Rechtshängigkeit an den Eonig gerichtete Be- 
schwerde der Kläger doch nur formell an ihn gerichtet war, tate&chlich 
aber nur den Chrematisten selbst, d. h. ihrem tloaywytve eingereicht 
wurde; einer solchen Annahme widerspricht aber die Mitteilung der 
Kläger, daß sie den Chrematisten einen i/upaviopöc nicht etwa ins dyyeXdv 
eingeworfen, sondern einfach übergeben haben { 9 hitdedwxtinGv*). Der 
in vielen uns vorliegenden Eingaben an den Konig vorkommende Satz 
Mfisö* vp&v t&v fieyioTcoy Se&r tl vyüv doxel itxoaxttkat Jjp&v trjr 
fyttvfiv ixi tovc xQVf xatiOX ^ &*cos etc. wird bei der erwähnten An- 
nahme u. E. unnötigerweise allzu einseitig verstanden. Wir wissen, 
daß die frrn/(<? auch dem Könige selbst eingereicht werden kann; 
der Araber MvQoviXäc schreibt seinem Bruder (Par. 48); Kodöjg 
oöv norjoeis xagayfoeoiku tjfdXv elf Iloei, Su xaxaxXttv fiiXXofuv xgog xov 
ßaadia [Tva] htUtäfjuv hnsv^tv negi oov T<p ßaaiUt P. M. Meyer (Heer- 
wesen S. 29, 80 A. 102) hat treffend den Gang des Prozesses in 
P. Petr. II, 8, 2 a— c durch die Annahme erklärt, daß der Kläger, nach- 
dem seiner Klage von den Chrematisten nicht stattgegeben wurde, sich 
nun in einem Immediatgesuch an den König selbst wendete und für 
sich ein gunstiges königliches Reskript erstrebte. Dies ist ein Beispiel 
des Anrufens des Königs nach einem Verfahren vor den Chrematisten; 
in Amh. 88 wird der König während des Prozesses vor den Chre- 
matisten angerufen, und die uns bekannten Eingaben mitdxooxeiXai sind 
keinesfalls von vornherein so zu verstehen, daß sie alle zwar formell 
an den Konig stilisiert, aber doch nur den Chrematisten eingereicht 
wurden. Zu einer solchen etwas einseitigen Erklärung liegt kein Grund 
vor. Es ist vielmehr anzunehmen, daß drei Arten der Klageeinreichung 
bei den Chrematisten in Geltung waren und zwar: 1. das Einwerfen 
in das dyyetw, 2. das Einreichen beim König bezw. seiner Kanzlei zum 
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bei Einreichung der Klagen der Landbevölkerung die 
Reise nach dem Orte ihres Hauptsitzes l erspart werde. Die 
Leerung dieser Briefkasten geschah gewiß im voraus, um 
eine prozeßmäßige Vorbereitung der Sache zu ermöglichen. * 
Die örtliche Zuständigkeit für einen bestimmten Bezirk 
erlaubt es den Ghrematisten, einen an einem Ort zur Ver- 
handlung eingeleiteten Prozeß auch an einem anderen Orte 
weiter zu verhandeln, wie ja auch in Petr. M, 25 der 
nächste Termin für den nicht zu Ende geführten Prozeß 
für einen anderen Ort bestimmt wird; die Richter blieben 
vermutlich dieselben, doch wechselte ihr Forum die geo- 
graphische Lage, was sich aus ihrer Eigenschaft als 
Wanderrichter naturgemäß ergibt. 

Das Chrematistengericht setzte sich, wie wir gesehen *"»«• or- 
haben, zusammen aus drei ordentlichen Kollegialrichtern, ^^^1 
den eigentlichen xet//" 2 *"™^ xQlvovveg, welche das Richter- maütt«n. 
kollegium darstellten, ferner aus einem geschäftsführenden 
Organ des Kollegiums, dem eloayayyevs, einem Gerichts- 
schreiber, yQafifiaxevg^ und einem Gerichtsdiener, ijitjQizrig. 

Der ptolemäische daaycoyevg hat im wesentlichen die «<"9«9«fe 
Physiognomie der aus der rein griechischen Welt be- 
kannten Institution beibehalten, Aristoteles nennt die 



Zwecke der Ausübung der Übergabefanktion, 8. das Einreichen beim 
sloaycoysve persönlich. Es ist sehr wohl möglich, daß vielleicht der dritte 
Modus am seltensten Anwendung fand, es ist aber kein quellenmäßiger 
Grand vorhanden, die zweite Art, welche nns aas den Urkunden 
drastisch überliefert ist, einfach zu streichen und sie mit der ersten 
zu vereinigen. 

1 Denn daß sie eine Zentralstelle hatten, von der aus sie ihre 
Reisen unternahmen, kann man wohl ohne weiteren Quellenbeweis 
vermuten. 

* Gradenwitz, Arch. III 26. 
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doaycoyefc: tivÖQOQ cS rdc tfifu/jrovc doäyova dtxag, tvotr 
(pvhuv Bcaoxog; 1 d.h. sie hatten die Monatsklagen 1 ein- 
zuleiten. Es gab nach Demosthenes • Klagen, die durch 
einen eloaycoyevg instruiert werden sollten, und ferner 
andere, die ohne Instruktion eingereicht werden konnten. 
Die griechischen doayioyug waren Gerichtsbehörden, 
die durch Auslosung bestellt wurden und deren Aufgabe 
in der Aufnahme der Klagen und dem vor Gericht- 
Bringen derselben bestand. Im Prinzip waren sie bei der 
Rechtsprechung nicht mitbeteiligt, obwohl sie bei der 
Vorbereitung der Prozefimaterialien zur Verhandlung einen 
nicht geringen Einfluß auf den Gang des Prozesses ausüben 
konnten. 4 



1 Arist Ath. Pol. 52, 2. Pollux VIII, 101 : *loay<oytie ol toc Iwfrovc 
dl*ac ttodyonss. ijoar di xqoixöc, igariKcU, ifvtoQtncJ, auch VIII, 98. 

■ So genannt, weil sie im Laufe eines Monats an Endo geführt 
werden sollten. 

* Demos th. 87, 88 (xq6s Ilanalmov) : ol dk v6/hh xcu tovra>v dtteaat 
rat xagayga(päc &rtdayz&y*t*, sugl <5r ovx slotr *loay<oyt%. 

4 Thalheim bei Pauly-Wissowa X, 2188 nimmt an, daß in Athen 
bei Gerichtsverhandlungen Aber die Feststellung der Tribute der 
Bundesgenossen ein etoaycoycvs mit deren Leitung beauftragt war, 
und stützt sich dabei auf IG. I, 87 ; IG. I, 266 und auf CIG. II 
p. 1180 addenda 8641 f., wo es L 27 f. beifit: /iijdi ol 8loaya>y[el]c 
av[XXey£]jo>octr [9uc]a[o]i[^}oi[oy h t<J>]? /itfvi [t$] tc&t "Aonktfaulor. 

1. 47 f. : { [xX]tiortxäe *g[<S>Toc iyQ<mfi]d[x6ve , $\xi 2V{MtroxA[4ovt 

djggorrof, ini [xaJv]v[e!o]aya>y[ia>\y, ok *a[ ... tyQappatws]. Es 

scheint uns, daß durch alle diese Stellen die Leitung der Gerichts' 
Verhandlung nicht ganz sicher bezeugt wird; auch daß die Schitsungs- 
urkunde außer nach dem Archon auch nach ihrem Schreiber datiert ist, 
beweist noch nichts. In GIG. 204 sind die eloaycoysTe unter an- 
deren Beamten erst nach den Praktores, Logistai, Agoro- 
nomoiaufgezählt(rgl.ClG.205,206). Wenn wir die oben angeführten 
Stellen von Aristoteles und Demosthenes im Auge behalten, bleibt die 
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Den rein griechischen eloaycoyevg kann man nicht Aach 
als einen Gerichtsvorstand bezeichnen, da ein solcher viel g^ihj^L 
größere prozefirechtliche Macht als ein daaycoyevg be- eioayc^evs 
sitzt. 1 Und wenn im attischen Kecht die Richter, wie z. B. e^chu^ 
die Thesmotheten (ebenso die Gemeinderichter, rezragd- Tonuad. 
xovza bezw. rgiäxorra), ' einerseits als Richter, anderer- 
seits aber nur als Introduktoren funktionieren, 1 so kann 
man nur in diesem Sinne von einem engeren und einem 
weiteren Begriff eines eloaycoyevg reden, insofern nämlich 
als auch diese Richter das „dodyeiv* allein bewirkten, 
ohne selbst mit Recht zu sprechen. Die prozefirechtliche 
Stellung des doaycoyevg als die eines Gerichtsvorstandes 
geht jedoch daraus nicht hervor.* 



Tätigkeit des griech. eloayayygvg doch hauptsächlich die eines Intro- 
duktors. Vgl. Plato Leg. 6 p. 765 A. Pollux 8, 38. Bekker, Anecdota 
p. 246, 14; auch die letzte Stelle liefert keinen entscheidenden Be- 
weis für die Auffassung von Thalheim. Vgl. Demosth. 87, 84. Bezüglich 
der Stelle von Pollux 8, 98 nimmt Lipsius (Meier-Schomaim-Lipsius, 
Der att. Proz. S. 94) an, daß hier eine Verwechslung der engeren and 
der weiteren Bedeutungen des Wortes stattfindet. Auch in dem 
ephesischen Gesetze Recueil des Inscr. jur. Grecqnes I p. 30 ff. (ca. 84 
y. Chr.) heißt es § 4 *A d' &r ol ducaarai [dixaC<ootv] &vayody/an9s *k 
Xsv[xco]pa ol sloaymyelc, xal xäc btixQÜme rag rcfrr duuvrjT&p Bq &v 
hti rot! dueaarrjQiov owofioXoyqowocv . . . Vgl. Recueil p. 501. Ditten- 
berger, Syll. 510, 6. 

1 Aristot. Ath. Pol. 59. 

1 Arist 1. c. 58. 

* Die Annahme von Lipsius, daß tUfaymysvs Gerichtsvorstand 
heißt, scheint uns auch in bezng auf die von ihm zitierten Stellen 
kaum zuzutreffen. Lipsius (Das attische Recht und Rechtsverfahren 
I [1905] 8. 55) fuhrt aus: „Als der, welcher den Prozess in den 
Gerichtshof einfahrt {tloÄysi), heißt der Gerichtsvorstand Bloayoyyvbef 
Die Vorstandschaft im Gerichte wird vielmehr durch das Wort 
^yefiwvia* bezeichnet, wie lipsius selbst 1. c. 8. 58 anfuhrt Die 
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Und wenn auch die prozessuale Tätigkeit eines 
eloaycoyevc ganz vereinzelt als die eines Gerichtsvor- 
standes dargetan wird, so waren dies u. E. nur Aus- 
nahmen, welche die prinzipielle Prozeßstellung des eloa- 
ycoyevg im allgemeinen doch nicht anders zu bestimmen 
imstande sind. 

Auch der ptolemäische eloaycoyeve tritt nicht als ein 
Gerichtsvorstand auf, sondern fungiert als Introduktor 
der Klageschriften und aller dazu gehörigen Akten- 
stücke. Alle seine diesbezüglichen Handlungen, welche 
Der d* 6 gerichtliche Einleitung des Verfahrens bedeuten, 
Biöayoyvg werden nicht etwa von dem etoaycoyevg selbständig vor- 
i^*NamL genommen, sondern im Namen der Chrematisten, so wie 

der Chi*- 

matteten. 

Stellen ms Lysias, die Lipsins L c 8. 65 anführt, liefern n. E. gerade 
den besten Beweis dafür, daß der *Unya>y*ve nicht als Vorstand an 
▼erstehen sei Ans allen diesen Stellen erhellt nnr die Tatsache, daß 
die Vorsitzenden der Richterkollegien (die hier Beamte sind) einen 
großen Einfloß auf den Ausgang der Verhandlang haben konnten; 
und dabei weiden die eloayaryelc nicht erwähnt. Lysias xax. AXxtß. I, 
21 (ed. Thalheim [1901] S. 176): iav di xtrse reo* 6^x6rx(ov ßorj&dxjtr 
afa$ btidei£iv {ihr tffc iavx&y dwdfiinoe notvbfuvot, ydon/iov/iiyoi de Sri 
xal xovg owegdfc fifAaQxrjx6xae mföitv dvvoyxcu, ifiäg de x&V ä*°~ 
Xafißdyeiv xq&xov pk* dxt etc.; xax. AXxtß, II, 1 f. (Thalheim S. 184) 
n. a. m. Lipsins S. 55 A. 5. In der Ausführung gegen Meier will Lipsins 
(l.c.S.288 A. 8) die Verschiedenheit der Gerichtavoretände, bei denen 
eine Sache anhangig gemacht wird, von der Natur des iyxXtjfia und 
auch ron der Rechtsstellung des Beklagten abhängig machen; wenn 
auch eine solche Abhängigkeit von der Rechtsstellung des Beklagten 
möglich ist, so kann eine direkte Abhängigkeit der Verschiedenheit 
der Gerichtsvorstandschaft von der Natur des iyxXrjfm kaum behauptet 
werden. Man kann nur umgekehrt von einer solchen Abhängigkeit 
der lyxXrjfiaxa sprechen, da zuerst die Zusammenstellung der Gerichte 
bestimmt wird, ebenso wie ihre Kompetenz und die iyxXqfutxa nur tot 
bestimmte Gerichte gebracht werden können. 
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es in P. Fay. 11 (ähnlich 12) heißt: änomeiXal /iov xtjv 
&xev£ iv bü xovg bil xcbv xStzcov ^^/zartoTcfc, c5v ehayoyyebg 
Acool&eog, Sncog diaM£avxeg avxrjv dg xaxdoxaoiv xal 
ävaxalsoafievot xx/L; es wird also von den Chrematisten 
selbst gesprochen, auch wenn es sich um Obliegenheiten 
des eloaycoyevg handelt; dieser ist nur ausführendes 
Organ. Die Eingaben werden dem eloaycoyevg zugestellt, 
nicht etwa an seine eigene Adresse lautend, sondern 
stets TÖig xQrjfxazicrccug <bv eloaycoyevg 6 deiva. 1 Und es 
kommt auch vor, dafi der eloaycoyevg gar nicht genannt 
wird, sondern nur die Chrematisten, wie z. B. Amh. 33 
L 22 f.: daiooxeüjai jj/utfov xijv $vxev£tv hii xovg avxovg 
XQtjjbiaxioxdg Sncog hü xrjg öiaXoyrjg xcbv ivxev£ea)V <wvxd(cootv 
xtX. Der Briefkasten für die Klageschriften an die Chre- 
matisten hieß äyysiov s der Chrematisten und nicht etwa 



1 P. Teb. 29. Paris 14. Fay 11 ; 12. Tor. 1 p. 2 1. 5 f. ; p. 3 1. 25. 

1 F. Zacker a. a. 0. S. 54 f. stellt jetzt die Behauptung auf, daß 
die Eingaben an die Chrematisten stets ins ayyetor eingeworfen 
wurden, was kaum richtig ist .Wenn das nicht für jeden einzelnen 
Fall bezeugt ist, so kann daraus nichts gegen die durchgehende 
Einheitlichkeit der Klageanbringung geschlossen werden, denn ip- 
ßahiv hxtviiv auch ohne sigzo dyyeiov ist der fast stets wieder- 
kehrende Ausdruck für das Einreichen von Eingaben an die Chrema- 
tisten, wenn auf vorausgegangene Eingaben Bezug genommen wird." 
Nun ist aber unter vier Quellenstellen, die Zucker zur Begründung 
seiner These anführt, eine, die nicht von einem efißalslv, sondern 
von einer Svxev^ig dneoxaXfisvrj spricht. Es ist dies übrigens nicht 
die einzige Ausnahme von der von Zucker vermuteten Regel. In 
Amh. 33 ist in einem Fall, wo ebenfalls auf eine vorausgegangene 
Eingabe Bezug genommen wird, die Rede von ejziöedwxeipev, in 
Tor. 18 1. 8 von fjs idedwxst hxev^ecog. Wenn auch der einfachste 
Weg zur Einreichung einer Klage an die Chrematisten das Einwerfen 
ins dyyeiov war, so war es keinesfalls der einzige. Eine solche 
Vermutung verstößt auch gegen die bekannt gewordene Tatsache der 

Semeka: Ptolemlischea Prozeßrecht I. 9 
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des doaycoyevg, so daß der doaywyevg auch hier nur als 
ihr Organ auftritt. Das kommt auch sprachlich zum Aus- 
druck, wenn es heißt: S&ev h ran avrcbi hu xolg h xiji 
ßrjßaldi xQtifjLaxuncuQ hißaXov hrzev£iv dg x6 nQoxe&hv vri 
avrtov äyyuov iv vfji Atoondlei, <Lv fjv doaywyevg Aiovvoiog. 1 
Die Auffassung, welche dem doaycoyevg die führende Bolle 
im Gerichtskollegium der Chrematisten zuschrieb, hat die 
Protokolle über die Urteile der Chrematisten und auch die 
Eingaben nicht genügend berücksichtigt, welche die juris- 
diktioneile Tätigkeit der Chrematisten markieren. 1 Wie 



Übergabefunktion des Königs er. seiner Kanzlei und anderer Be- 
amten. Die vermeintliche Einheitlichkeit der Klageanbringnng in dem 
oben erwähntem Sinne ist nicht beweisbar. Wenn nun dagegen nichts 
zu erwidern ist, daß die Terminologie für die Einreichung der Klage- 
schriften für die Selbständigkeit des Chrematistengerichtes spricht 
(Zucker 1. c. S. 55), so last sich der Satz Zackers, daß der eloayayysvg 
eine überflüssige Institution wäre, wenn eine andere .Instanz" die Ein- 
leitung der Prozesse besorgte, kaum aufrecht erhalten. Denn der eloa- 
ycoyevc ist ebensowenig wie das ayyslov eine Instanz, die den Chre- 
matisten selbständig gegenübersteht; durch seine Hände würden daher 
die Eingaben auch dann gehen, wenn nicht die Chrematisten selbst, 
sondern etwa der Stratege über die Introduktion der Klagen zu ent- 
scheiden hätten. 

1 Tor. 1 col. 2 1. 5 f. Aus solchen Stellen läßt sich doch mit Be- 
stimmtheit die gegenüber den Chrematisten untergeordnete Stellung 
des tloaytoyevs folgern. 

■ Als erster hat Peyron (P. Tor. p. 95) eine solche Meinung ver- 
treten, dann auch Krebs (Gott Nachr. 1892 Nr. 15 S. 588), indem 
er den ebaycoyevg für einen Vorsitzenden hielt; dagegen mit Recht 
Dittenberger (Or. Gr. I S. 181 zu Nr. 106), hervorgehoben von Wilcken 
im Arch. III 323. Grenfell-Hunt in Teb. p. 118 übersetzen das Wort 
etoaytoycvG mit „clerk", was vielleicht doch nicht ganz richtig ist, 
da das Wort the clerk in der englischen Sprache zwar auch in der 
Bedeutung von Sekretär vorkommt, im allgemeinen aber mehr für 
einen Privatsekretär oder sonst einen Schreiber gebraucht wird 
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schon von anderer Seite hervorgehoben ist, 1 wirkt bei 
der mündlichen Verhandlung vor den Chrematisten der 
eloaycoysvg nicht mehr mit, man ersieht aus den vor- 
handenen Urkunden, daß die Chrematisten allein für das 
Urteil verantwortlich sind. 

In dem im Jahre 147 v. Chr. ausgefertigten Kontuma- 
zialürteile der Chrematisten in P. Tor. 13 1. 2 wird die Tätig- 
keit des elaaycoyevg bei der Verhandlung nicht erwähnt 
und in der Einleitung werden nur die Chrematisten als 



und daher kaum zur Benennung des Aktenfuhrers und des Intro- 
duktors des Chrematistenkollegiums paßt; vgl. auch Fayum towna 
S. 102, 105, 181 (interessant das Vorkommen des „/oayo>yw otqcl- 
xriyow* Fay. 28 (a) in der romischen Zeit). Lumhroso, Recherche« sur 
l'economie politique de l'l£gypte 8. 184 nahm an, die Chrematisten 
„ötaient conduits par un elaaycoyevg 11 , und verglich ihn mit dem 
ygafifiaToeioaycoysvg. Mitteis, Hermes 80 8. 589. Mommsen, Sav.Z. 16 
8. 189 A. 4, hielt, allerdings nur vorübergehend, den ptolemftischen 
eloaycoyeve für den „Vormann" der Chrematisten. Als erster hat 
Gradenwitz (Arch. III 24) ganz richtig die prozeßrechtliche Stel- 
lung des eloaycoyeve bestimmt, als einen Subalternbeamten, der die 
Schriften des Schöffengerichtes fuhrt, der „auf Befehl" und „im Auf- 
trag" der Chrematisten handelt und in der mündlichen Verhand- 
lung vor den Chrematisten nur eine sekundäre Rolle spielt Bouchl- 
Leclercq (Histoire des Lagides IV (1907) p. 215, 216, 222, 285, 288, 
248 A. 1) nennt ihn einen „introducteur* und „procureur", der die 
Protokolle gegenzeichnet, sein Ermessen konnte aber vielleicht für 
die vorgeschriebenen Formen der Eingaben etc. insofern maßgebend 
sein, als er in gewissen Fallen den Gang der Einleitung des Pro- 
zesses hemmen und einfach aussetzen konnte. Bouchä-Leclercq 
8. 288 zu Petrie III, 86 a verso. Mitteis (Grundzüge 4 — 5) nimmt 
jetzt an, daß, wenn auch der efoaywyevc das Äußerliche des Ge- 
schäftsganges leitete, es doch wenig wahrscheinlich sei, daß er an 
der Urteilsftllung teilnahm. 

1 Gradenwitz, Arch. III 25. 

9 Mitteis, Chrestomathie Nr. 29. 

9* 
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„xQlvovreg* bezeichnet, der etoaycoyevg verliest das Urteil, 1 
1. 26: Ai eloaya>(y£o>s) 'Agrefudcogov tov fo[£]yvco<JTai* 



1 Professor Wenger verweist mich hierzu vergleichsweise auf 
einen noch unpuhlizierten Münchner Papyrus (Inv. Nr. 103) aas dem 
Ende des 6. Jahrb. n. Chr., wo Z. 82 f. der Richter sagt: xa xoirw 
döfartd fwt xaX&e $%*** inavayvove xok ptgsoi hcdidwxa (was mir 
also recht zu sein schien, habe ich den Parteien vorgelesen und 
hinauBgegeben). 

1 Vgl. Mitteis, Grundzüge 26. Zucker, Berl. Siti.Ber. 1910 S. 718. 
Die stark verstümmelte Urkunde Petr. III, 25 (dazu Wilcken, Gott. 
G. A. 1895 S. 159/60. Bouche-Leclercq IV, 285 f. Mitteis, Chrestomathie 
26, 27. Schubart, Arch. V 68 A. 1. F. Zucker S. 60 A. 91) hat viel 
zum Nachdenken aufgegeben. Schubart nimmt an, daß es sich hier 
um eine Verhandlung vor einem höheren Gericht handelt, dieser 
Meinung folgt Zucker und denkt hierbei an das Königsgericht in 
Alezandreia; beide Vermutungen haben offenbar viel für sich, es 
bleibt aber dabei insbesondere zu berücksichtigen, daß die Chre- 
matisten durch ihren ttoaymycve die Folgen des Ausbleibens ver- 
künden ließen, und zwar wie folgt: iav pfä n]agayiv[r}]icu 6[o]#jJ- 
oBx[a]t t<Bi AnoXXewfat x6 d£i<ofia; dadurch wird die Annahme einer 
Verhandlung vor einem höheren Gericht etwas zweifelhaft gemacht, 
da der Satz — iav firj Ttagayhnjxai do&rjoexcu xo &£Uopa für ein 
höheres Gericht von einem instanzenmäßig unteren Gericht als bin- 
dend weder erlassen werden kann noch darf. Wate hier nur eine 
Strafe für das Ausbleiben bestimmt, so ließe sich vielleicht der 
Zweifel einigermaßen überwinden, es wird aber nicht etwa eine 
einfache Strafe, sondern es werden die schlimmsten prozeßrecht- 
lichen Folgen im voraus bestimmt. Mitteis hat versuchsweise die 
Zeilen 28 f. hergestellt wie folgt: Sncog x[ag]ayyelXfji x&i [ y AjLifj]covlqH 
[naga]yevio{hu [xai bicv]ex&svtoc und nimmt danach an, Aphthonetos 
wäre ein Interessenvertreter des angeblichen Beklagten Ammonios, 
Ammonios soll neuerlich geladen und zur Vorlegung eines .freilich 
rätselhaften djtoaqpgdyio/M* veranlaßt werden; Apollonios geht darauf 
ein, und so wird schließlich erkannt! Wenn nun auch die Identifi- 
zierung dieses Aphthonetos mit dem aus Petr. III, 29 (18 Jahre früher) 
bekannten Strategen zweifelhaft ist, so scheint uns doch die Ver- 
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Auch bei dem Hinweis auf die schon stattgefundene 
Gerichtsverhandlung in Amh. 33 wird der doaywyevg in 
zweiter Linie erwähnt und zwar so, daß die eigentlichen 
Mitglieder des Gerichtekollegiums in ihrer Richterfunk- 
tion von ihm getrennt hervorgehoben werden. 

Der doaycoyevs deckt die Chrematisten nach außen, 1 
jedoch nicht in dem Sinne, daß er z. B. die Annahme der 



mutung, daß Aphthonetos hier nur als Interessenvertreter des Am- 
monio8 erscheint, kaum viel für sich zu haben. Wir lesen nämlich 
in Z. 40: y6ay[>] *A<p&ov$ra>i owza^ai xdtg nag' avzov, und dies kann 
kaum eine andere Bedentang haben, als die Bezugnahme auf die 
Untergebenen des Aphthonetos (vgl. Par. 86 1. 18, 19); für die Stell- 
vertreter haben wir die Ausdrücke dta, furd t vnig, &vx( (Wenger, 
Stellvertretung S. 9 f.), vgl. Tor. 1 p. 8 1. 19. Gerade diese Bedewendung 
spricht vielmehr für die Annahme (so Bouch6-Leclercq I.e.), daß 
Aphthonetos ein Beamter sei. Der in der Z. 15 stehende Satz: h 
cpvXaxfji yevio&ai wird nur von Bouch6-Leclercq im Zusammenhang 
mit den anderen Teilen des Tatbestandes genügend berücksichtigt; 
dieser Umstand kann ganz gewiß zu der Annahme führen, daß in 
der Eingabe an die Chrematisten die Bitte des Klägers Apollonios 
enthalten ist, dem Beamten Aphthonetos aufzutragen, er solle durch 
seine Untergebenen dem A/upcoviog die Abschrift der frrevte und damit 
die Aufforderung zukommen lassen, während der gesetzlichen Frist 
zur Verhandlung in Alezandreia zu erscheinen. Der Grund ist der, 
daß in der ersten Verhandlung Ammonios im Gefängnis war, und 
deshalb macht der Kläger Apollonios, wie Mitteis meint, neue Eingaben. 
Die Tatsache, daß auf dem Verso 1. 46/47 die Chrematisten (in ihrem 
eigenen Ausspruch) in dritter Person von sich sprechen, bietet kaum 
Schwierigkeiten (anders Mitteis 1. c). Wir haben hier nicht etwa ein 
wörtliches Urteil der Chrematisten, welches von dem eloaywysve ev. 
dem ygafifMTtvg zu Protokoll aufgenommen wird, sondern eine Verfügung 
der Chrematisten an den ehaycoyevg, die er weiter befördern soll, was 
auch geschehen ist Er hat diese Zvrevfe dem 'Agyatog (vielleicht einem 
Praktor) nebst dem Chrematistenbefehl zugestellt, das Becto aber von 
Z. 5 bis Z. 44 ist direkt dem Protokoll entnommen. 
1 Gradenwitz 1. c. 24. 
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Klage ohne formelle gesetzliche Handhabe im einzelnen 
Fall aus materiellrechtlichen Rücksichten verweigern 
könnte, es scheint vielmehr alles dafür zu sprechen, daß er 
nur die formelle Übergabe der Eingaben samt den nötigen 
Beweisurkunden und anderen Akten an die Chrematisten 
besorgte. Er bewirkte dann auch die Ankündigung des Ge- 
richtstermins (durch die vnrjQtcai), verfügte die Zustellung 
der Ladung und übte, da er alle Prozeßakten führte, trotz 
seiner formellen Nichtbeteiligung an der Rechtsprechung 
einen großen Einfluß auf den Ausgang des Prozesses aus. 
Seine Stellung gehörte vielleicht zu denjenigen, deren 
formelle Nichtberechtigung nur zur Steigerung ihres fak- 
tischen Einflusses dient, indem die Verantwortung, d.h. 
wenigstens ihre Hauptlast, auf den Chrematisten selbst 
ruhte, während der faktische Gang der Einleitung der 
Klagen, die er in seine Hände bekam, von ihm sehr ab- 
hängig war. Er war weniger als ein »procureur*, 1 da ihm 
die amtliche Vertretung der Klage, wie auch der Anklage 
nicht zustand, er war aber praktisch auch mehr ab ein 
9 procureur*, da er die Urteilsurkunde vorlas, nachdem er 
sie wohl auch formell ausgefertigt hatte. Daß die Richter 
die Urkunde unterschrieben, ist möglich, jedoch keines- 
wegs sicher zu vermuten. Unterschrieb aber nur der eloa- 
ycoyevg, so zeigte sich hierin wieder die Bedeutung dieses 
die Chrematisten nach außen deckenden Beamten. 1 
yoawMxtvs. Seinem Range nach der zweitwichtigste Beamte, der 
beim Chrematistenkollegium angestellt war, ist der Ge- 
richtsschreiber, der Grammateus. 8 Er war sicher in seiner 



1 Bonchl-Leclercq IV p. 215. 

* Tor. 18. 

• Inschrift von Ghazin (Mitteis: Chrestomathie Nr. 2). Im atti- 
schen Staate haben diesen Titel verschiedene Behörden geführt Vgl. 
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Tätigkeit stets von dem elaaycoyevg abhängig, und auch 
die Tatsache, daß die vorhandenen Protokolle seine Unter- 
schrift nicht enthalten, weist darauf hin, daß er nach außen 
wie nach innen eine rein untergeordnete Rolle spielte. 

Der nächstuntergeordnete Beamte war der fonye&^c, **%*«&* 
ein Gerichtsdiener, er stellte die Klageschrift und die 
Ladung der beklagten Partei zu. 1 

Der König hat, wie gesagt, nach Aristeas ' das Gericht Kompetem 
der Ghrematisten ins Leben gerufen, um hauptsächlich ^ t £^~ 
der Landbevölkerung, insbesondere den Ackerbauern, eine 
ordentliche unbefangene Rechtsprechung zu sichern. Um 
nun aber diesem Kollegialgericht von vornherein seinen 
Jurisdiktionellen Einfluß zu sichern, wurde ihm eine sehr 
weitgehende Kompetenz bestimmt, wobei vielleicht nur 
die wirklich durchgreifende Beschränkung zu vermuten 
ist, daß die Sachen der Strafgerichtsbarkeit, wenigstens 
bezüglich der Verbrechen, ihrer Rechtsprechung entzogen 
blieben, da, wie es scheint, diese Seite der Jurisdiktion 
den Beamtengerichten vorbehalten war. Die Kompetenz 
der Ghrematisten erstreckte sich in den ihnen zu- 
gewiesenen Gauen auf: 
1. ßaoiXixd, auf die Rechtsfragen, die sich auf die 



besonders Arist Ath. Pol. cap. 54. (Näheres : zusammenfassende Über- 
sicht über die Funktionen der ygafi^iaxetg jetzt bei Schulthese Art. 
YQafifiaxsvQ in Pauly-Wissowas Realenzyklopädie.) 

1 Par. 15. Tor. 1 u. a. m. — Die Bezeichnung vjcrjghrjg kommt in 
der Regel nur für Diener, Boten vor, nach Aiisteas (111) aber scheint 
es doch, daß dieses Wort auch in einem breiteren Sinne gebraucht 
werden konnte, etwa in der Bedeutung von Angestelltem, Organ im 
allgemeinen, da er vom König sagt: xai gg^/mTiora? xal xovs xovxcov 
tmrjQhag inhal-e; , eloaycoyevg und yoapfiaxsvs werden nicht erw&hnt, son- 
dern fallen aller Wahrscheinlichkeit nach unter den Begriff der vnriQ&uu. 

* Aristeas 111. 
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tu ßaodtwä königliche DomÄnen Verwaltung bezogen, d. h. das 

„J^ömä königliche Einkommen betrafen; 

mu idionud 2. TiQooodixä, auf die Sachen, die in einer Beziehung 
"^^ zu dem Staatseinkommen standen; 

3. IdicoTixd, auf reine Privatsachen; 
wie dies in Amh. II, 33 ausgedrückt ist: xä ßaoüuxä xal 
TZQOOodocä xal Iduoxtxd xqivÖytcoy %Qr\iiaxu3x(bv . . . . * 

Die Rechtsprechung über die Streitsachen, welche die 
Interessen der königlichen Domänenverwaltung berührten, 
wurde in vielen Punkten und Richtungen durch eine um- 
fangreiche Spezialgesetzgebung reguliert und beschränkt, 
indem zunächst für die Rechtsprechung der Ghrema- 
tisten in den Fragen, die das königliche Einkommen be- 
treffen, besondere Prozefinormen erlassen wurden, ferner 
aber dadurch, daß ein Teil der Rechtsprechung in diesen 
Sachen der Sondergerichtsbarkeit der Domanialbeamten 
ausschließlich vorbehalten und so den Chrematisten ent- 
zogen wurde. Schon das Gesetz des Philadelphus, das zwar 
nur ausnahmsweise die Chrematisten erwähnt, 1 enthält 
eine Reihe von Vorschriften, welche auf die eine oder an- 
dere Weise die entstehenden Rechtsfragen einer speziellen 
Untersuchung und Entscheidung durch Beamte unterstellt, 
und gibt dadurch vielleicht einen ausdrücklich nicht 
ausgesprochenen Hinweis darauf, den kürzeren Weg 
der Beamtenjurisdiktion zu betreten. 8 An einigen Stellen 



1 Vgl. Petrie III, 86 (d) veno, 3. Jahrb. ▼. Chr. Der Ursprung dieser 
Bezeichnungen, ßaodtxd, xgooodixd, ldia>uxd liegt in der ptolemäischen 
Teilung des Grand und Bodens in yfj ßaodixj, yt} ngooodov, yrf Idioxixy ; 
Rostowzew, Kolonat S. 183, 147. 

* P. Rev. Laws CoL 15 1. 4, 5. 

' Der Grund zu einer Rivalität wird hier nochmals gegeben, Rer. 
Laws CoL 21 1. 10; 22 1. 7; 49 1. 5 bis 50 1. 5. 
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wird die Sondergerichtsbarkeit hervorgehoben, Bev. Laws 
Col. 49 L 14 f.: 61 dk rrjv drvrjv tyovwff xal 6 nagd xov ohcovö/wv 
xal xov dvxtyga<p£cos ftexeveyxdxcooav ek xä ßaodixA IXaiovgyia, 
täv di xtg evge&rji orjoapov tj xgöxcova tj xvrjxov xaxegya£6/xevog 
xqÖtzcoi (Lixtviow xö SXcuov (xal) xtxi tj HXXoftep Jto&h 1 
(bvovfievog xal juf} nagd xcbv xrjv drvrjv t%6vxa)v negl (ikv 
avxov 6 ßaoilevg diayvdboexai, änoxtvho) dk xcfc xi]v 
ow $%ovoi bT xal xov IXalov xal xcbv (pogtlcov oxegio&co 
elojzQaoo6o&(D dk vnb xov obeovö/wv xal xov dvxiyqaxpkoq, 
iäv dk dbtgaxxog fji t nagadöxco avxbv dg . . . .* 

Die Normen des Philadelphusgesetzes und anderer 
Verordnungen, die speziell die Verwaltung der königlichen 
DomÄnen und Monopole regulierten, waren aber lange 
nicht die einzigen, welche die Stellung der Ghrematisten 
berührten, es sind viele ngooi&yiwxa erlassen worden, die 
sich direkt auf Prozeß- und Gerichtsverfassungsnormen für 
die Ghrematisten bezogen. So z. B. wird in Amh. III, 33 1. 3 
ein ngdcFrayfia zitiert, dem zufolge in den Sachen, die mit 
den Staatseinkünften zusammenhängen, keine Advokaten- 
hilfe gestattet ist. Die zuwider handelnden Advokaten 
haben das Doppelte des Schadensbetrages und noch dazu 
ein Zehntel zu bezahlen, es wird ihnen das Recht der 
Advokatur entzogen, wenn sie aber ungeachtet dessen 
als Advokaten auftreten, so droht ihnen Verhaftung und 
Vermögenskonfiskation. Die in Teb. 1, 7 (114 v. Chr.) auf- 
gestellte Norm reserviert die Klagen gegen die Beamten der 
FinanzverwaltungausschliefilichdemDioiketen als Richter. 



1 Die Herausgeber (1. e. p. 146) meinen, daß r\ vor aXXoOefi nobtv 
vor das Wort xo tibouov gehört 

s Vgl. Col. 55, 17—56, 13. Rev. Laws, Appendix I 8. 181 1. 15 f. 
(Papyrns 62 of the Lourre). 

• Vgl. Wenger, Arch. II 49. 
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dm Das Dekret des Eoergetes II. 1 (1 1 8 v. Chr.) schreibt vor : 

^* kT0t A d ü 1. daß die Chrematisten die Prozesse, die unter den 

EnergptMlL 

Ägyptern entstehen, nicht an sich ziehen dürfen, sondern 
sie der Rechtsprechung der Laokriten überlassen müssen; 



1 Die bekannten Stellen ans dem Dekrete des Euergetes II. 
(Teb. 1, 5 1. 207—220) haben schon manche Kontroversen in der Literatur 
hervorgerufen. Rostowzew (Kolonat S. 67, auch 1) hebt die Tatsache 
hervor, daß die ßaodixoi ytagycl bezw. vjiorsXeTe bezüglich ihres Ge- 
richtsstandes eine Ausnahmestellung einnahmen, will dann aber im 
Widersprach zu Grenfell-Hunt and Wenger die Worte nfyv usw. (1. 210) 
nicht nur auf das vorhergehende fj AlyvnxUov xooe (Alyvntiovg) be- 
ziehen, denn dies, meint Rostowzew, hätte einen notorisch falschen 
Tatbestand vorausgesetzt, nämlich, daß alle ßaodixoi yttogyol usw. 
Ägypter waren. Nach der Meinung Bostowzews ist es viel wahr- 
scheinlicher, diese Worte so zu verstehen, daß die genannten Personen 
von der Verordnung überhaupt ausgeschlossen sind, indem für sie 
andere Normen gelten. Jetzt hat F. Zucker (S. 56) die Begründung 
Bostowzews «umgekehrt" und angenommen, daß die Ezemption nicht 
nur gegenüber den Laokriten, sondern auch den Chrematisten gelte, 
und daß die entgegenstehende Ansicht zu der Folgerung führe, daß 
die Eximierten lauter Ägypter seien. Die Voraussetzung von Ro- 
stowzew beruht aber nicht auf dem vorhandenen Texte, sondern 
auf dessen Korrektur von Wenger (Arch. II 490); Wenger hat statt 
des (im ganzen Zusammenhang) sehr auffallenden ngos "EiXrjvac 
(1. 209) das Wort Alyvmlovs empfohlen (vgl. auch Grenfell-Hunt I.e.). 
Uns scheint die Behauptung, wenn die Worte nirjv usw. nur auf das 
vorhergehende fj Alyvmiayv xgog (Alyvmtove) zu beziehen seien, so 
müsse man daraus folgern, daß alle ßaodixoi y*a>gyo( Ägypter waren, 
bei näherer Betrachtung doch nicht Stich zu halten! Warum eigentlich 
sollten dann alle ßaodixoi yeaygyoi Ägypter gewesen sein, wie dies 
Rostowzew meint? Es scheint uns, daß auch im Falle der Beziehung 
des Wortes nXrjy nur auf das vorhergehende fj Alyvmtaw xgoc (Alyvn- 
xCovi) die Sache doch anders verstanden werden kann, nämlich so: 
wenn beide Parteien Ägypter sind, so konnte es der Fall sein, daß 
sie ßaodixoi yecogyoi sind, und in diesem Falle galt die Exemption; es 
folgt aber aus einer solchen Voraussetzung noch lange nicht» daß dann 
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2. daß alle Sachen, die auf Grund der griechisch 
abgefaßten Verträge prozeßrechtlich geltend gemacht 
werden, vor ihr Gericht gehören, d. h. daß in solchen 
Fällen nicht die Nationalität der Parteien, sondern die 
Sprache der Vertragsurkunde maßgebend sei; 

3. daß die Rechtsfragen der Griechen (also auch wenn 
beide Parteien Griechen sind) aus ägyptischen Vertrags- 
urkunden nicht der Ghrematistenkompetenz angehören, 
sondern der der Laokriten. 

Aus demselben Dekret ergibt sich, daß die Ghre- 
matisten, wenigstens hauptsächlich, auf die sog. noXwxol 
vdfwi angewiesen waren, d. h. auf die Gesetze, die von 
den ptolemäischen Königen erlassen wurden, während 
die Laokriten ihre Rechtsprechung gemäß den Landes- 
gesetzen, d. h. solchen der vorptolemäischen Zeit, aus- 
übten, xazä zovg xi\q %<bQag vöjuovg. 1 Es ist schon von 



alle ßaodtxoi yscoqyol Ägypter waren, es konnte dies der Fall sein, 
aber auch nicht, die oben erwähnte Folgerang ist a. E. nicht zwingend. 
Wir glauben zwar auch, daß das Wort ntyv usw. nicht nur auf die 
vorhergehenden sechs Worte zn beziehen ist, sondern auf das Ganze, 
was vorher steht, dies aber aus anderen Gründen. Die ptolemäischen 
Könige stellten, wie dies ans verschiedenen Oberlieferangen erhellt, 
ganz gewiß die Chrematistenjorisdiktion and auch die Beamtenjuris- 
diktion für diese Klassen in den Vordergrand and entzogen sie nach 
Möglichkeit der Laokritenjorisdiktion. Denn die ganze Standeseigen- 
schaft eines ßaodixdg yecogy6g etc. beruhte auf den vöpoi nokixixot, so 
daß für diese Bauern, wie dies Rostowzew 1. c. A. 1 treffend hervor- 
hebt, einerseits besondere spezielle Verordnungen galten, andererseits 
aber sie auch eine solche gesetzliche Aushilfe nicht brauchten, weil sie 
von Anfang an (bezüglich der Jurisdiktion) in einer besseren Lage waren. 
1 Der Gegensatz zwischen vdpoi rtjc x&Qac (istixcogioi) and noki- 
xixoi röfioi wurde bis jetzt in dieser Weise aufgefaßt (Brauet de Presle 
P. Par. p. 853; Mitteis, Reichsrecht 8. 50; Wenger, Arch. II 491; 
Grenfell-Hunt-Smyly Teb. I p. 55; Bouch6-Leclercq 1. c. 4, 75 s. Dann 
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anderer Seite die allem Anschein nach ganz richtige Ver- 
mutung aufgestellt worden, daß der Prozeßgang in einer 



hat aber Naber (Arch. III 7) unter diesen v6/mm xoXtxixoi das 9 iu* 
graecum* verstanden. Vielleicht könnte man unter v6/mh vifr %<*>&*€ 
nicht nur die Ägyptischen Landesgesetze, sondern auch das Gewohn- 
heitsrecht verstehen. Auch die ni/ioi xijc %Q)Qae gelten im Namen 
des Königs, wurden aber nicht von ihm ins Leben gerufen, sondern 
nur von ihm anerkannt und bestätigt Und wenn Euergetes II. die 
Rechtsprechung der Laokriten ausdrucklich auf die vo/iot trfc %<*>&** 
verweist, so ist dies offenbar nicht die erste königliche Verordnung 
in dieser Richtung. Derartige Verordnungen, die das Fortbestehen 
der Landesgesetze bestätigten, gehörten gewiß noch in die ersten 
Dezennien der ptolemäischen Herrschaft Wie Schubart treffend be- 
tont, darf man dem einheimischen Rechte nicht die v6poi xokxtxoi 
und yrjylofiaxa gegenüberstellen (1. c. 8. 45), denn es versteht sich 
von selbst, daß im ptolemäischen Ägypten vor den Gerichten nur 
Königsrecht gilt; auch die vopoi Tije gapetc gehörten dazu, insofern 
sie von den Ptolemäern in Geltung gelassen wurden. Jetzt stellt 
W. Schubart eine weitere Hypothese auf (Klio 10, 45), wonach unter 
ftf/MM noXixixoi vielleicht v Gesetze, die aus den Beschlössen politisch 
organisierter Körperschaften hervorgingen*, zu verstehen seien. Dieser 
höchst bestechenden Hypothese können wir nicht zustimmen. Die 
Chrematisten waren Wanderrichter und übten gemäß den rofiot xoXtxtxoi 
die Rechtsprechung auf dem Lande und zwar auch in Fragen der 
Sondergerichtsbarkeit zusammen mit den Beamten aus. Der Staat 
der Ptolemäer war aber wohl zu sehr mit monarchischen Prinzipien 
durchdrungen, um Gesetze stadtähnlicher Körperschaften in größerem 
Umfang zu dulden, die sich auf das ganze Privat- und Prozeßrecht 
erstreckten. Wenn man insbesondere diese zwei Tatsachen nicht 
außer acht läßt, so wird die nächstliegende Deutung des Ausdrucks 
9 noXixixot* doch nicht die sein von Gesetzen, ,die in politischen 
Organisationen, Städten oder ähnlich verfaßten Gebilden, Geltung 
besitzen" (wie Schubart S. 45 annimmt), sondern es werden darunter 
politische Gesetze zu verstehen sein, die als eine königliche Schöpfung 
den ganzen Staat (mit Ausnahme vielleicht der autonomen Städte 
und unter Beschränkung durch die einheimischen Normen) umfaßten. 
In der ältesten Nachricht von den nohxtxoi *6fiot t in P. Petr. 21g 
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Gerichtsverhandlung vor den Chrematisten dem Prozeß- 
gange vor einem Beamtenrichter mit seinem Beisitzer- 



ist die Hervorhebung der diayodfxpara neben den JtoXirtxoi v6poi nicht 
so zu verstehen: „Wenn hier in offiziellen Gerichtsakten die könig- 
lichen Siaygd^fiaxa an erster Stelle stehen und die politischen Ge- 
setze nur als Aushilfe in zweiter Linie herangezogen werden, so 
dürfte klar sein, daß die letzteren eben nicht vom König erlassene 
Gesetze, sondern städtische Gesetze, die vom König bestätigt sind, 
vorstellen. Sonst müßten die königlichen v6poi in erster Reihe and die 
Verfügungen, diayQ&fjtpaxa, in zweiter Reihe berücksichtigt werden" 
(Schubart S. 46), Dieser Interpretation können wir nicht beistimmen. 
Es liegt hier ein ziemlich charakteristischer prozeßrechtlicher Hin- 
weis auf die sukzessive Geltung der Normen vor, die durchaas logisch 
and den Grundideen des Prozeßrechtes entsprechend präzisiert ist. 
Wie sich aus P. Petr. 21 g 1. 10 ergibt, sollte das Exkusationsrecht 
der Parteien gemäß dem Sidyga/ifia erfolgen. Die rein prozeßrecht- 
liche Norm kommt hier sicherlich in erster Linie in Betracht and 
nicht die allgemeinen Reichsgesetze, die im Verfahren selbstverständ- 
lich nur dann Geltung besitzen, wenn die Normen der duiygafiftara 
nicht ausreichten, oder wenn sie z. B. mit den Grundgesetzen in 
Widersprach standen. Ferner ist an dieser Stelle aus dem Dekret 
Euergetes IL gegen die Will kör der Beamten (P. Teb. 1, 5 1. 255 f.) 
das Wort 9 7ioXinxoi* kaum mit .städtisch" zu übersetzen (so Schubart 
S. 47). Es ist, wie uns scheint, hier die hauptsächliche Dreiteilung 
der Verwaltungsfunktionen der Beamten dokumentiert: firjdk xovg 
OTQaTTjyove ptjde TOVf äXXavs JtQOs gofftatff navxw; x<äv r« ßaodix&y xai 
xoXmxc&v xal IsQevxtx&v in: 

a) rein königliche, 

b) allgemein staatliche, 

c) priesterliche, d.h. die Verwaltung der königlichen Domänen, die 
allgemeine ordentliche Verwaltung und die Verwaltung von priester- 
lichen (Kult-)angelegenheiten. Danach wird n. E. wohl die richtige 
Deutung von noXixixoi vou<h „ Staatsgesetze" sein, welche von den 
Ptolemäern aus der Hauptstadt für das ganze Land als Reichsgesetze 
erlassen wurden. So interpretiert die vö/toi noiizixoi auch Mitteis in 
dem Kommentar zu P. Tor. 1 p. 7 1. 3 — 18 (Chrestomathie 87), in 
den Grundzügen indes (XII und XIII) stimmt Mitteis der Hypothese 
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kollegium ähnlich war. 1 Und diese Ähnlichkeit wird uns 
auch dadurch wahrscheinlicher gemacht, daß sogar in 
einem Gerichtsverfahren vor dem Beamtenrichter, wie in 
Tor. 1, davon die Rede ist, wie z. B. Gol. 41.17; Col. 7 1. 3 f., 
wonach die Proze&prinzipien, wenn nicht gleiche, so doch 
ähnliche seien. 

Die wiederholt bezeugte Tatsache, daß in einer Ein- 
gabe, die für die Ghrematisten bestimmt ist, der rein 
privatrechtliche Anspruch geltend gemacht wird, dabei 
aber die strafrechtliche Seite des Tatbestandes ausdrück- 
lich einer anderen Eingabe reserviert wird, 5 weist darauf 
hin, daß gewisse strafrechtliche Angelegenheiten kaum 
zur Entscheidung vor die Ghrematisten kamen, sondern 
allem Anschein nach der Beamtenjurisdiktion vorbehalten 



Schuberts zu; .denn der Staat ist keine *eft<t*, sagt Mitteis, und die 
nohxtxoi v6fi<H können sich sehr wohl speziell auf Verbände der 
Kolonisten u. dgl. beziehen. W. Schubart argumentiert aber auch 
mit dem Begriffe „städtische* Beamte (S. 47). Diese Hypothese, die 
allerdings sehr ansprechend klingt, und auf die wir noch im zweiten 
Hefte zurückkommen werden, hat u. £. die Tatsache gegen sich, 
daß sogar in den notorisch autonomen Städten, wie Ptolemais, die 
Autonomie vielfach von der Reichsverwaltung durchkreuzt wurde. 
In einem Staate, in dem die Sondergerichtsbarkeit blühte und aller 
Grund und Boden Eigentum des Königs war, sind u. E. kaum solch 
weitgehende Konzessionen an die gesamte — wenn auch nur grie- 
chische — Bevölkerung (wie dies Grenfell-Hunt in P. Teb. p. 58 ver- 
muten) zu finden. 

1 Gradenwitz, Arch. IH 81 f. 

1 In Paris 14 werden die Ghrematisten gebeten: xQlraxri xovc per 
dtaocupovfibovG xifc olxfae nr)%eis htxa slvai iftovg, xafMxt xal sloh' 
neax&fjvai &* sfiol a&xove «rfJ d6Wov xaxä xo dtdyQafiipa %aXxoÜ xaX. BT. 
ytBQi fuv yag tifc üßgecoc xal nXrjyäyv xal <5r ovvxsxslsojUvoi eUrlv sk fii, 
/urä xa&xa Xq/npoticu xoq 9 afc&r ©V dlArjc ivrsv$6a>c xo dtxawr cfc 
xa&jxei . . ., vgl. Tor. 3. 
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waren. 1 Hierbei ist nun zwischen öffentlichen Delikten 
und Privatdelikten zu unterscheiden. Daß dieser Unter- 
schied den Ptolemäern aber bekannt war, wissen wir 
aus dem Dekrete Euergetes IL, Teb. 5 Z. 255 — 264, wo 
den Strategen und anderen Beamten untersagt wird, 
jemanden wegen einer Privatforderung und eines Privat- 
deliktes ohne weiteres zu verhaften; das Privatdelikt wird 
hier Xdtov ädUtjjua genannt. Die Ansprüche wegen schätz- nie 
barer Privatdelikte standen auch den Ghrematisten zur Ä3 ^££* 
Entscheidung zu. 1 So wird die Injuria der Freiheits- Mhitsbarw 
beraubung in Fay. 12 auf Geld bemessen, 1. 30: ovyxqLvcooi delikU 
TiQax&rjvat /tot awexoj^iyovs rfs Adlxov dycoytjs AgyvQlov «Und« 

Die Ghrematisten fällen Kontumazialürteile, 4 sie er- 
lassen Ladungen unter Eontumazialdrohung, sie ordnen 
einstweilige Verfügungen 6 an und vollziehen vollstreck- 
bare Ausfertigungen von Urteilen. Zu der Ausführung 
ihrer Vollstreckungs- und Sicherungsmafinahmen stehen 
ihnen nicht bloß die notorischen Vollstreckungsbeamten, 
die ngdxTOQes, sondern auch viele andere Lokalbeamte 
zur Verfügung. Sie bedurften keiner besonderen Autori- 
sation, sondern wendeten sich an die betreffenden Beamten 
durch ihren eloaycoyevg, yga/ujuarevs und iTitiQhrjs direkt, 
z. B. an den loyevrrjg,* yQovgdQxog. 1 



1 Mitteis (Grundzflge 6) ist der Meinung, daß Freiheits- und 
Kapitalstrafen kaum von den Chrematisten verhängt werden konnten. 
■ Mitteis, QrnndzOge 6. Gradenwitz, Arch. III 86 f. 

• Tor. 8. Par. 14. 

4 Tor. 18. Petrie III, 25. 

5 Teb. 29. 

• Fay. 11; 12. 

7 Par. 14 = Tor. 8. 
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In den Sachen, die unter die Bezeichnung nQooodocaL 
xQloets fallen, und in den ihnen offenbar gleichstehenden 
ßaodixal xgloeK, sprachen die Chrematisten das Recht 
nicht immer allein, sondern sie nahmen in bestimmten, 
uns nicht näher bekannten Fällen an einem gemischten 
Kollegium teil, welches aus ihnen und den höheren Be- 
amten der Steuer- und Domänenverwaltung zusammen- 
gestellt war, Amh. 33. 

Von einigen u. E. nicht ausschlaggebenden Gründen 
ausgehend ist die Annahme aufgestellt worden, 1 daß im 
2. Jahrhundert eine Änderung der Organisation der Chre- 
matisten und vielleicht auch des ganzen Gerichtswesens 
bei den Ptolemäern zu verzeichnen ist. Man will aus der 
Urkunde Amh. 33 ersehen, daß zu dieser Zeit sogar ein 
Zurücktreten der Chrematisten bemerkbar war. 9 Indessen 



1 Es freut uns, konstatieren in können, daß wir für unsere An- 
schauung, daß die Quellenstellen, die die vermeintliche scharfe Tei- 
lung zweier Perioden in der Jurisdiktionellen Stellung der Chrematisten 
nach mancher Ansicht beweisen sollen, kaum eine reelle Basis zu einer 
solchen Behauptung bieten, bei Mitteis (Grundzuge S. 5) eine autori- 
tative Bestätigung gefunden haben. Die Hauptstelle, die dazu gedient 
hat, ist Amh. 83, dann Teb. 7. Diese Theorie ist von P. M. Meyer auf 
gestellt worden, jetzt folgt ihr, wie schon oben erwähnt F. Zacker 
nach (S. 61). (S. folgende Anmerkung.) 

■ P. M. Meyer (Klio VII, 289) und F. Zucker (1. c), sind, wie oben 
erwähnt, der Meinung, nach dem 8. Jahrhundert hätten sich die Grund- 
prinzipien der gesamten Verwaltung und des Gerichtswesens verändert; 
Meyer fuhrt die These von Taubenschlag (Arch. IV 1 ff.) an, daß die 
8cheidung der Verwaltung von der Zivijjustiz eines der Grundprinzipien 
der ptolemäischen Rechtspolitik gebildet habe. Dabei aber hebt Meyer 
selbst P. Petr. III, 36 Verso (Z. 11—20) hervor, wodurch die Sonder- 
gerichtsbarkeit schon für das 8. Jahrhundert bezeugt wird. Abgesehen 
davon, daß eine solche Behauptung gerade mit dem allgemeinen 
Geiste der ptolemäischen Urkunden sich nicht in Einklang bringen läßt, 
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ist eine solche Folgerung nicht genügend begründet, und 
eine strenge Durchführung der Gewaltenteilung war den 
Ptolemäern auch im 3. Jahrhundert (mit Ausnahme der 
Organisation der autonomen Städte) so gut wie unbekannt. 
Und wenn auch im Laufe der drei Jahrhunderte die Stellung 
der Chrematißten sich verändert hat, auch das ganze Ge- 
richtswesen vielleicht mehr dem Beamteneinflusse unter- 
worfen wurde, so sind gerade die „ Grundprinzipien 8 nach 
unserem Erachten doch dieselben geblieben. 



b) Die Laokriten. 

Am wenigsten sind wir über das Gericht der Lao- 
kriten unterrichtet, wir wissen nur, daß es ein Kollegial- 
gericht war, aller Wahrscheinlichkeit nach aus Ein- 
geborenen zusammengestellt, das die Rechtsprechung im 
Gegensatz zu den Ghrematisten nach dem einheimischen 
Rechte ix xov xfjg x^Qas vöjuov 1 ausgeübt hat. Es soll 



wird hierbei auch der bekannte Satz dea Aristeas (ad Philocratem 
§§110 — 111), nicht genügend berücksichtigt, der uns deutlich genug 
überliefert, daß der König auch den Beamten (zote bd t&v XQ 8l&v ) 
befohlen hat, schriftlich die Sachen 9 StaxQivstv h $[uq<uc nhru*. Darauf 
folgt unmittelbar der Bericht Aber die Einsetzung der Ghrematisten, 
und zwar mit 9 xai* angeschlossen, also nebengeordnet. 

1 Tor. 1 col. 4, 17; col. 7 1. 8 f.; dazu Mitteis: Chrestomathie 
87 Anm. zu Z. 8—18. Waszynski, Arch. Vif.; ferner Teb. I, 5 
Z. 207—220. P. Magd. 42 (früher Mel. Nicole S. 281 ff.) Taubenschlag 
(Arch. IV 9 N. 1) will die Laokriten mit dem xotvov StxaotyQtov 
identifizieren, da auch Diodor 1, 79 die nationalen Richter als xoivol 
SixaojcU bezeichne. Dies ist von Waszynski a. a. 0. widerlegt worden 
(vgl. unten). Jouguet-Lefebvre (M61. Nicole p. 287) und ihm folgend 
Taubenschlag (1. c.) haben den Laokriten Strafgerichtsbarkeit zu- 
geschrieben (Taubenschlag tut dies aber mit der Beschränkung auf die 
private Strafgerichtsbarkeit, was allerdings mehr für sich hat). Gegen 
Semeka: Ptolemliaehes Proseireeht L 10 
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dabei das materielle Recht, nach welchem die Laokriten 
Recht gesprochen haben, nicht etwa so verstanden werden, 
daß dieses ganze Recht (yd/xoi xijg %d)Qag) stets im schroffen 
Gegensatze zu den noXuixol vöpoi stand, sondern viel- 
mehr in der Weise, daß das einheimische Recht, welches 
fttr die Rechtsprechung der Laokriten grundlegend war, 
vielfach mit dem ptolemäischen Rechte parallel lief, also 
ein Widerspruch, der etwa das einheimische Recht nur 
subsidiär bestehen ließ — Reichsrecht bricht einheimisches 
Recht — , in solchen Fällen ohnedies faktischer Rechts- 
gleichheit gar nicht zum Vorschein kam. Ein Unterschied 
im Prozeßrecht beider Gerichtshöfe war aber der, daß 
manche subjektiven Rechte, welche von den einheimischen 



die Strafgerichtsbarkeit der Laokriten schon treffend Wenger, Arch. II, 
491 Anm. 2. Waszynski hat im Arch. V 15 hervorgehoben, daß ans 
der Magdolaurkunde in M6L Nie. nur gefolgert werden könne, daß die 
Kompetenz der Laokriten sich nur auf die zivilen Ansprache ans In- 
jurien erstreckte. Das Petit lautet nur auf die Herausgabe des Mantels 
oder auf die Rückerstattung seines Preises. Wilcken (Arch. IV 176) 
nimmt einerseits an, es sei doch nicht ganz sicher, daß die Laokriten 
nur die zivilrechtliche Seite der Klage und nicht die strafrechtliche 
erledigen sollen, hebt aber andererseits hervor, es sei durchaus denkbar, 
daß gemäß dem Inhalte des Petita der Stratege die zivilrechtliche Frage 
den Laokriten zuweise, die strafrechtliche aber sich vorbehalte. Das 
ist u. £ das allein Richtige. Auch Mitteis (Grundzüge 8 Anm. 2) ist 
gegen die Kriminalgerichtsbarkeit der Laokriten. Die Tendenz, die 
Kriminalgerichtsbarkeit den Beamtengerichten zu reservieren, wird, wie 
schon erwähnt, wiederholt bezeugt, und wenn nicht einmal die Chre- 
matisten, ein Richterkollegium, das vom König aus Griechen bestellt 
wurde, eine Strafgerichtsbarkeit ausübten, so haben ganz gewiß die 
einheimischen, von den Ghrematisten einerseits und von den Beamten- 
richtern andererseits mehr und mehr zurückgedrängten Laokriten (Tob. 
1, 5) keine solche besessen. Vgl. jetzt F. Zucker S. 40 £ Foucart: Rev. 
Archeol. II, 158 (1904). 
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Rechtenormen ohne weiteres anerkannt waren, nach dem 
neuen Rechte der Ptolemäer nur unter gewissen Voraus- 
setzungen berücksichtigt wurden. So oblag dem Hermias, 1 
wie nach dem einheimischen, so auch nach dem Reichsrechte 
der Beweis a) des Rechts seines Vorfahren, b) der Sukzession 
in dieses. 1 Die Ghrematisten aber verlangten den Reichs- 
gesetzen gemäß außerdem den Nachweis der erfolgten An- 
zeige von dem Erbfall und der Zahlung der Erbsteuer. 

Die Rivalität zwischen den Ghrematisten und Laokriten 
ist uns authentisch in dem Dekrete des Euergetes II. be- 
zeugt, wo den Ghrematisten ausdrücklich anbefohlen wird, 
die Prozesse der Ägypter untereinander nicht an sich zu 
ziehen, sondern der Rechtsprechung der Laokriten zu 
überlassen: rd? de rwv Alyvmlaxv tzqös rovg avxovg AI' 
yvmtovg xqIosis pij buanao&at zobg XQYjfiaTioT&s, dJU' iäv 
[[xqivJ] die£dyeo&ai bii zajv XaoxQixcbv xaxä xobg rrjg gc6@a£ 
v6fjuovq. Aus dieser Norm läßt sich auch die andere 
wichtige Folgerung ziehen, nämlich daß die Einleitung 
der Prozesse, d. h. das Einreichen der Eingaben, bei den 
Chrematisten und den Laokriten im großen und ganzen 
ähnlich war; denn wenn von einem w bzionä<y&ai* die Rede 
sein kann, so ist dies kaum anders denkbar, als daß 
ein „an sich ziehen 8 vorkam, also, daß Sachen mit 
denselben prozeßrechtlichen Voraussetzungen bei diesem 
und jenem Gericht eingebracht wurden, und was noch 
wichtiger ist, daß Fälle möglich waren, in denen ein 



1 Tor. 1 Col. 7 Z. 8—18. Darauf weist Mitteis hin, Chrestomathie 87 
zu Z. 8 — 18, indem er erklärt, seine frühere Meinung (Reicher, n. Volker. 
49 Anm. 1) aufzugeben, wonach in dieser Stelle auch ein materieller Un- 
terschied zwischen beiden Rechten hervortrete. Vgl. für das ägypt. Recht 
Moret: Z. f. ägypt Sprache 39, 11. Wiedemann: Orient LitZ. 9, 557 f. 

* Die Prazisierang von Mittele L c. 

10» 
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Prozeß nicht zuerst im Wege einer Übergabefunktion und 
des Dialysisverfahrens von einem Beamten eingeleitet und 
dem Gerichte weitergegeben wurde. Denn in diesem Falle 
hätte dieser Beamte ja von Amts wegen wissen müssen, 
wohin die Sache gehört und es könnte von einem „an sich 
ziehen" der Gerichte keine Rede sein. 

Daraus wird zu folgern sein, daß auch bei den Lao- 
kriten die Klageeinreichung in verschiedener Weise be- 
wirkt werden konnte und zwar einerseits durch eine 
direkte Eingabe an sie, 1 andererseits aber durch die Ver- 
mittlung eines zuständigen Beamten. Es soll deshalb 
nicht die Behauptung aufgestellt werden, daß beim Lao- 
kritengericht das Vorverfahren den Verwaltungsbeamten 
überlassen werden , mußte 8 , wie dies von anderer Seite 
angenommen wird. 1 



1 Eventuell auch vielleicht durch das Einwerfen in einen von 
ihnen aufgestellten Kasten. 

* So nimmt dies F. Zucker 1. c. S. 40 kaum richtig an (vgl. jetzt 
v. Draffel aber Zucker in Münchn. Krit. ViertSchr. 14 Heft 4). Aas 
der einen Stelle, wo mit Bezug auf die Laokriten von einem Vor- 
verfahren und dann der Ausübung der Übergabefunktion die Bede 
ist, kann kaum ohne weiteres die Folgerung gezogen werden, dafi 
man den eingeborenen Ägyptern gegenüber die .Trennung von 
Rechtsprechung und Verwaltung" nicht beachtete und ihnen ,die 
administrative Unabhängigkeit und die Selbständigkeit des ganzen 
Verfahrens" versagte. Denn der einen Magdolaurkunde, die ein solches 
Vorverfahren für das Gericht der Laokriten bezeugt, stehen zwanzig 
bis dreißig andere Urkunden gegenüber, die ein solches auch für 
andere Gerichte beweisen, und wenn auch diese Gerichte meistens 
nur allgemein mit kni rot) xa&rjxorroc xQtxrjQiov bezeichnet werden, 
so kommt doch auch im xod xotvodt(xlov) vor. Für die Griechen und 
verschiedene andere Nationalitäten, die in Betracht kommen, galt 
doch dasselbe .administrative" Vorverfahren. So entbehrt auch die 
Folgerung bezüglich der Laokriten einer quellenmäßigen Grundlage. 
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c) Das xoivov dixaoxJJQiov. 

Wie schon von anderer Seite treffend hervorgehoben 
wurde, 1 ist der Name dieses Gerichts uns nur in der ab- 
gekürzten Form xotvodi ( ) überliefert, so daß man eigentlich 
nicht weiß, ob die Auflösung in xoivodtxiov oder xotvdv dixa- 
orrJQiov oder xoivodixaovrJQiov die richtige ist. 1 Es war allem 
Anschein nach ein Kollegialgerichtshof , welcher eine Juris- 
diktion über Parteien verschiedener Nationalität ausübte. 
Ob die Bezeichnung xoivöv sich auf die Verschiedenheit der 
Nationalität der Parteien, die verhandelten, bezieht oder 
ob dieser terminus technicus eine andere Grundlage hatte, 
wissen wir nicht, es liegt aber nahe, zu vermuten, daß für 
diese Bezeichnung die Nationalitätenverschiedenheit maß- 
gebend war. Schwierig ist es, das Verhältnis des xoivov 
dtxaozrjoiov zum Zehnmännergericht festzulegen. Gegen die 
Identifizierung beider Gerichte spricht nicht die Tatsache, 
daß alle Richter des Zehnmännergerichts griechischer 
Nationalität sind, denn es liegt durchaus im Sinne der 
allgemeinen Tendenz der ptolemäischen Gerichtsorgani- 
sation, wenn ein solches ausschließlich aus Griechen ge- 
wähltes Gericht über verschiedene Nationalitäten Recht 



MOCrtv 



Es ist, wie uns scheint, sehr richtig, wenn Bonchä-Leclercq (dagegen 
Zucker L c.) die Laokriten und die Ghrematisten (die B.-L. nicht, 
wie Zucker 1. c. annimmt, anf eine Stufe stellt) in einem standigen 
Rivalitätsverhfiltms sieht und dabei die Tatsache hervorhebt, daß 
im Jahre 117, also ein Jahr nach dem Dekrete des Energetes IL mit 
seinem 9 firj imoxäo&ai*, im Hermiasprozesse der Advokat der Choa- 
chyten darauf hinweist, daß die Sache auch vor die Laokriten ge- 
bracht werden könnte. Bouchä-Leclercq IV p. 202— 208. 

1 Mitteis, Grundzüge 6, 7. 

* Magd. 23 ; 21 ; beide stammen ans dem 8. Jahrhundert; vgl. 
dazu Waszynski, Ar eh. V, 2. 14. Wilcken, Arch. IV 53; 52. Mitteis: 
Grundzüge 7; 8. 
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spricht, wie dies ja auch die Chrematisten getan haben. 
Auch fehlt es nicht an anderen Ähnlichkeitsmerkmalen. 
Auch das Zehnmännergericht spricht Recht über Parteien 
verschiedener Nationalitäten. 1 Das Zehnmännergericht 
erhält ebenso eine Anweisung des Strategen zur Ein- 
leitung des Verfahrens, genau so wie das xotvdv doca- 
otyiqioy, in Magd. 21, 23. * 

Ferner ist die Tatsache zu beachten, daß in Petr. m, 21g 
das Verfahren nicht bloß mit einer Anweisung des Stra- 
tegen verknüpft ist, sondern daß das Zehnmännergericht 
diese Urkunde sich auch mit einer Arovfe de x6 xov 
ßaaUcog övofxa beschäftigt.* Die Einleitung des Verfahrens 



1 Petr. in, 21 g. 

* Ein etwaiger Versuch, das xoirov dixamfeiov mit dem Laokriten- 
gericht gleichzustellen, ist schon überzeugend abgelehnt worden. Was- 
zynski, Die Laokriten, Arch. V, insbes. S. 15 f., 16, stellt mit Recht die 
Tatsache fest, daß in Mel. Nie. am 26. Febr. 221 der Strateg die Sache 
an die Laokriten und am selben Tage eine gleichartige Klage in Magd. 28 
an das xotvcv Sixaax^gior aberweist In Mel. Nie. sind beide Parteien 
Ägypter, in Magd. 28 die Kläger Griechen oder Makedonen, die Be- 
klagte eine Ägypterin. Um die Bezeichnung xomdixior klarzulegen, 
fuhrt W. Arch. V 6f. die Inschrift Michel, Recueil 489 (I. G. XII, 8 
Nr. 254) ca. aus dem Jahre 225 an, einen Vertrag zwischen der Insel 
Anape und der Föderation der kretischen Städte, wo unter xoirodtxtor 
ein für ganz Kreta gemeinsamer Gerichtshof zu verstehen ist. Vgl CIG. 
2556 (von W. angefahrt). Man kann Waszynski ohne weiteres auch 
darin beistimmen, das die Bezeichnung xo xotrdv SixaortJQtov (wie dies 
jetzt auch Mitteis 1. c. betont) nicht die wahrscheinlichste ist 1. c. S. 9 f. 
vergleicht W. die dixaorcd xotroi des Diodor mit dem xotvov dixaat^Qtow 
und kommt zu dem Ergebnis, daß zwischen diesen zwei Gerichten gar 
keine Beziehungen bestanden haben. 

* Allerdings bleibt dabei nicht zu vergessen, daß Aristeas 1. c. 
sonderbarerweise dieses sehr wichtige Gericht neben den Chrematisten 
nicht einmal erwähnt, trotzdem es ein ausgesprochen griechisches Ge- 
präge trägt. 
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vor dem xoivbv dixaorrJQiov und diesem Zehnmännergericht 

ist also auffallend ähnlich. 1 Beide Gerichte finden sich du mmvöv 

im 8. Jahrhundert und kommen später nicht mehr vor, im bwaa ^ wv 

r ' Tersenwand 

Dekrete Euergetes II. ist wenigstens von beiden Gerichten im Laufe 
nicht mehr die Bede. In beiden Quellenbelegen fürs Zehn- d " z * ii 
männergericht * handelt es sich um Parteien verschiedener 
Nationalität, was sehr gut zu der Benennung „xoivdv u paßt. 
Wäre nun die Vermutung, daß beide Gerichte zu 
identifizieren seien, wie uns allerdings scheinen will, 
zutreffend, 8 so hätten wir es mit einem in griechisch- 
rechtlichem Sinne (allerdings mit einigen ptolemäischen 
Korrekturen: Svrevfa e. r. r. ß. o., mit der subscriptio des 
Strategen) großartig organisierten Gerichte zu tun, welches 
vielleicht auch deswegen im Laufe der Zeit verschwand, 
weil es in seiner kollegialen Zusammensetzung aus Privat- 
leuten allzu autonom den ptolemäischen Beamtengerichten 
gegenüberstand und einen weitaus geringeren Raum für 
Beamtenbeeinflussung und ständige Begierungskontrolle 
ließ. 4 Anders die Ghrematisten, die, aus Privatleuten durch Das cnre- 
königliche Ernennung zusammengestellt, nicht bloß unter JJ^JJ. 1 ^ 
ständiger Eontrolle der königlichen Kanzlei funktionierten, wichtigstes 

autonomes 

Kollegial- 
1 Was u. £. allerdings nur unsere früher aufgestellte Behauptung gericht 

bestätigt, daß eine solche amtliche Einleitung des Verfahrens bei jedem der spateren 

Gerichte möglich war, also auch das Gericht der Laokriten (Magd. 42) P6riode - 

keine Ausnahme machte. 

1 Petr. III, 21; Hib. SO. 

* Wir haben gleichwohl aus bei dem beschrankten Quellenstande 
nicht unbegründeter Vorsicht beide Gerichte noch getrennt behandelt 

4 Dazu mag noch gekommen sein, daß dieses Gericht kein Wander- 
gericht war, sondern in bestimmten Zentralplätzen sein forum inne- 
hatte, während die Chrematisten als Wanderrichter das ganze weite 
Land in Sprengein bereisten, wozu ein Zehnmännergericht schon wegen 
seiner großen Richterzahl kaum geeignet gewesen wäre. 
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sondern auch in gewissen Fällen einfach mit den Beamten 
zusammen Recht gesprochen haben. Ein solches Neben- 
einander zweier grundverschiedener Prinzipien, der hoch 
entwickelten griechischen Autonomie des großen Kollegial- 
gerichts und der Beamtenjudikatur, ließ sich auf die Dauer 
nicht gut halten, das xoivbv dixaaxrjQiov wurde aufgehoben 
und so dem bis dahin vielleicht nur auf die Jurisdiktion 
in der Provinz angewiesenen Gerichte der Chrematisten 
eine viel imposantere Stellung verschafft. Schließlich hat 
das Gericht der Chrematisten, von der königlichen Gnade 
getragen, auch das Gericht der Laokriten lahmgelegt (Teb. 
1, 5) und, in Rivalität mit den reinen Beamtengerichten, 
sich als einziges wichtiges Kollegialgericht behauptet 

d) Das Zehnmännergericht. 1 

dm zehn- Die Tätigkeit des Zehnmännergerichts ist uns nur fürs 
^°££* 8. Jahrhundert v. Chr. bezeugt, was, wie bemerkt, vielleicht 

1 Smyly, Petr. III P. 21. Wilcken, Areh. III 514 f. P. M. Meyer, 
EUoYI ( 455f.462f. Grenfell-HimtzuHibehP.p.165— 167;876. Bouch*- 
Leclercq IV p. 240. Schabart, Arch. V 67 Anm. 1, 68 Anm. 2. Mitteis, 
Grundlage 7 f., Chrestomathie Nr. 21. Sav.Z. 29, 470. Fliniaux, Noav. 
Rev. bist 83, 585 f. F. Zacker 3. 42 f. Mitteis L c. teilt den Inhalt von 
P. Petr. III, 21 g in f&nf Teile: 1. 1. 1 bis 7 : Datum and Verzeichnis der 
mitwirkenden Richter, 2. 1. 7—8: ein Bericht Aber die Eröffnung der 
Verhandlung, 8. 1. 8—12: das Zitieren des jtgöaray/M des Strategie- 
gehilfen ,4.1.1 8 — 85 : die Verlesung einer jtgöaxltjais, 5. die Verhandlang. 
Es scheint ans aber, daß das Bedenken, das F. Zacker 1. c. gegen Be- 
ziehung des Wortes avr$ (1. 8) auf den ngdsögos hegt, weil avr<p von 
xQ6edßoe durch die Namen der nenn Richter getrennt ist, doch nicht von 
der Hand zu weisen ist. Mitteis ist der Meinung, daß grammatisch dieses 
Wort hier sich nur auf den Vorsitzenden des Gerichts beziehen könne. 
Ist das aber nicht der Fall, so bleibt nur die Annahme (Zucker 1. c), daß 
dieses Wort auf den Strategen selbst bezogen werden maß. Dann ist 
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zu der Vermutung berechtigt, daß das Zehnmännergericht 
in den zwei letzten Jahrhunderten der Lagidenzeit über- 
haupt nicht mehr existierte. Dieses Kollegialgericht trägt 
schon nach seiner Zusammensetzung, die eine größere 
Gewähr gegen die Beamtenbeeinflussung bot, ein rein 
griechisches Gepräge an sich. Das mag freilich auch nicht 
wenig zu seiner Verdrängung durch die ptolemäischen 
Gerichte beigetragen haben. 

Es gab mehrere solche Zehnmännergerichte : in Petr. 
m, 21 fungiert ein solches Gericht in Krokodilopolis 
und in Hib. 30 ist offenbar von einem solchen in Hera- 
kleopolis die Bede. Die Verhandlung wird in eleganter 



aber das xQÖotaypa nicht etwa der Bescheid des Strategen, sondern 
etwa ein solcher des Königs, der an den Strategiegehilfen gerichtet 
war. Inhaltlich wird allerdings durch die Verschiedenheit dieser beiden 
Annahmen bezüglich der Vorverhandlung vor dem Strategen, die ganz 
gewiß hier in Betracht kommt (ein Dialysisverfahren), wenig geändert 
Daß es sich hier in 1. 9 um ein Gesuch wegen der Besetzung des Gerichts- 
hofes an den König handle, scheint nicht ohne weiteres angenommen 
werden zu müssen. Wenn man nach Mitteis das xaöun[dvaiV] des ng6~ 
ozayfm als «Man lasse zusammentreten" versteht, so bleibt doch jeden- 
falls fraglich, ob sich die Ivwt/fis an den König „wegen der Besetzung 
des Gerichtshofes* wandte. Es ist eher zu vermuten, daß die 
ganze Rechtsfrage den Zweck der Anrufung des Königs ausmachte. 
Es läßt sich hier gewiß eine Analogie mit der Prozeßeinleitung in den 
Magd. P. annehmen, wobei aber hervorgehoben werden soll, daß es sich 
hier allem Anschein nach doch nicht nur um eine hntv^ig eis t. r. ß. o. 
handelt, sondern um eine solche, die wirklich den König oder seine 
Kanzlei erreicht hat. Es soll übrigens noch bemerkt werden, daß wenn 
das Wort avt&i doch auf den Vorsitzenden des Gerichts bezogen wird 
(indem man z. B. die etwas ähnliche Wortstellung aus Tor. 1 col. 4 1. 24 
in Betracht zieht), sich das Bild des Prozeßganges folgendermaßen ge- 
staltet: 1. das Einreichen der JVrevfv an den König oder auf seinen 
Namen an die königliche Kanzlei, 2. eine königliche Anweisung an 
den Strategen, 8. deren Weitergabe an das Gericht 
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griechischer Sprache geführt Ganz nach griechischem 
Muster ist eine Reihe von Richtern vorhanden, das 
Kollegium wird vermutlich durch das Los oder nach 
einem Turnus der Richter zusammengestellt, 1 der Vor- 
sitzende waltet bald als solcher, bald als ein dtxacmjs 
imnidradL unter den anderen neun.* Den Parteien stand ein ins 
reieiendi zu, über dessen Ausübung uns allerdings nichts 
Genaues überliefert ist. Aus den Worten „iSavaar^orji xaxd 
zd didygapfia** darf wohl geschlossen werden, daß die 
Ablehnungsgründe gesetzlich fixiert waren und kein dem 
römischen eiurare (d. h. Zurückweisung ohne Angabe des 
Grundes) ähnlicher Vorgang Rechtens war. In den Proto- 
kollen werden auch xXtjroQeg erwähnt: wiederum ein 
Essentiale des griechischen Prozesses, das sonst in den 
anderen ptolemäischen Urkunden nicht vorkommt. 4 

Der Gedanke aber, daß wir es hier mit einem Gerichte 
nach griechischem Huster, etwa in den Städten, die eine 



1 Der Befehl des xg6<nayna, die Richter mögen zusammentreten 
ist nicht etwa in der Weise zu verstehen, daß die Richter nnr und 
ausschließlich anf Veranlassung des Strategen hezw. des Königs zu 
urteilen hatten. Dies war vielmehr nur eine Art der Proze&einleitung 
neben der anderen, bei der die Parteien sich direkt an dieses Gericht 
wandten. 

* Jason präsidiert in der Verhandlung vom 29. Peritios 21 (b) 1.2 
und vom 80. Xanthikos 21 (d) 1. 2, ein anderes Mal wirkt er als dixaonfc 
(Smyly, Petrie III p. 48) ; Zfjvo&i/ue in 21 g als ngMeoc, in 24 ( Wilcken, 
Arch. III, 515) als dixaoxrjs u. a. m. Es ist sehr wertvoll, bei der Be- 
trachtung der Urkunden Petr. III, 21 unter anderen auch P. Lille 29 im 
Auge zu behalten; der griechisch-rechtliche Geist tritt in Lille 29 stark 
hervor; diese Urkunde gehört auch zu den ganz wenigen, wo die Rede 
von dixaaxtjg und xaxadixdCeiv ist. 

* Petr. DI, 21 gl. 10, 11. 
« Hib. 80. 
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griechischrechtliche Verwaltung»- und Jurisdiktionsauto- 
nomie innehatten, zu tun haben, ist trotzdem nicht stich- 
haltig, da die vorhandenen Gerichtsprotokoüe uns deutlich 
zeigen, daß auch die als Zehnmännergericht organisierten 
Gerichte unter den Begriff der ordentlichen ptolemäischen 
Gerichte zu stellen sind. Auch sind ja weder Erokodilopolis 
noch Herakleopolis autonome griechische Städte gewesen. 

Es entsteht nun noch die Frage, ob das Zehnmänner- Anoh **« 
gericht unter die w xafrrjxoYTa xQarJQia* der Strategen- mlimeP - 
vjtoygaqxxi gehörte oder nicht. 1 Sie ist zu bejahen: auch g«i«ht «•- 
dieses Gericht gehörte zu den Gerichten, bei welchen 9Ua J£ ma 
die Übergabefunktion in praktischer Anwendung war, **?*«&*««■ 
trotzdem es ein ausgesprochen griechisches autonomes ttgenaa- 
Gepräge trug. Das Zehnmännergericht ohne jegliche Be- weiaansen. 
einflussung zu lassen, vereinbarte sich nicht mit den allge- 
meinen Grundprinzipien der Jurisdiktion der ptolemäischen 



1 Vgl. P. M. Meyer, Elio VI, 462; VII, 290. M. nimmt treffend an, 
daß auch das Zehnmftnnergericht zn den xa&rjxovxa xgirrJQia gerechnet 
werden kann, geht aber vielleicht zn weit, wenn M. (1. c. A. 2) behauptet, 
ans Petr. III, 21g lasse sich die Folgerung ziehen, daß der Strateg 
bestimme, wer als dtxaoxrje fungieren könne ; dies ist nicht zn belegen. 
Dagegen jetzt F. Zucker 1. c. 48. Bouchä-Leclercq IV, 241 spricht hier von 
einem 6dit royal adressä au Stratege du nome, um die Sache vor ein „for 
hellenique" zu bringen. Waszynaki (Arch. V, 17) will unter dem xa&rjxov 
xQixrjQMv „keinesfalls" die Chrematisten verstehen (vorausgesetzt ge- 
wiß, daß es sich hier um die Strategen-wtoyßaqrati handelt), sondern 
nur das xcwöV dixamfiQiov und die Laokriten. Das wäre, wenn die Ver- 
mutung zutreffen sollte, daß das xotvcv dtxaairjgtov und das Zehn- 
mannergericht identisch sind, richtig. Es soll aber von vorn- 
herein die besonders scharfe Betonung dieses Begriffes, 
d.h. des xa&jfxoy xQtTfjgtov, unter allen Umständen ver- 
mieden werden, da dieser Begriff doch nur relativ maß- 
gebend ist, und auch die Behauptung, die Chrematisten kamen dabei 
nie in Betracht, rein hypothetischer Natur und noch nicht beweisbar ist 
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Könige, die ja nur ausnahmsweise die wenigen griechischen 
Kolonien mit einer weitgehenden Autonomie beschenkten, 
im übrigen Reiche aber auch die autonom ausgestalteten Ge- 
richte stets unter größerer oder geringerer Beeinflussung 
seitens der höheren Beamten und des Königs hielten. 

DasZehnmännergericht bestand aus neun Richtern unter 
einem Vorsitzenden, Ttgoeögog. Dieses Richterkollegium 
hatte noch einen eloaycoyevg, ähnlich wie das Gericht der 
Chrematisten. * Die überlieferte Zahl der Richter belief sich 
im 21. Jahre Euergetes I. aber auf neunzehn.* Das kann aber 
nicht die Gesamtzahl aller derartigen Richter gewesen sein. 
Denn die uns überlieferten Gerichtsprotokolle bezeugen viel- 
mehr, daß die einzelne Spruchkammer mit zehn Personen 
besetzt war. Es ist mehr als wahrscheinlich, daß die allge- 
meine Richterzahl, d.h. etwa die Liste, die sie alle aufzählte, 
viel mehr als neunzehn Namen enthielt. Man müßte zunächst 
wissen, wie viele einzelne Zehnmännergerichte existierten, 
um die Gesamtzahl aller bei dieser Art von Gerichten an- 
gestellten Richter zu finden. Die Richter werden vor der Ver- 
handlung vereidigt. 8 Vor diesem Richtereide aber übten die 
Parteien ihr Rekusationsrecht gemäß dem dufygawa 4 aus: 



1 Petr. III, 21g 1. 88; h rät dutaaxfjglwi t<5< oVt« [h Kpoxodüo» 
n6X\ei oti eloaya>yevs IloXvdevxrjg. 

1 W. Schubart vermutet ( Arch. V, 67 A. 1), daß ihrer im ganzen für 
jedes einzelne Zehnmannergericht zwanzig waren, d.h. der Gerichtshof 
doppelt besetzt war, jeder Richter also einen Ersatzmann hatte. 

* Mitteis, Chrestomathie 17 A. 9. Einen solchen Eid leisteten z. B. 
auch die Richter in Gortyn. Bucher-Zitelmann : Das Recht von Gortyn» 69. 

4 Es ist bekannt, daß in absolutistisch regierten Staaten die Schei- 
dung der Begriffe «Gesetz* und »Verordnung* keineswegs immer leicht 
durchzuführen ist (für die moderne Zeit vgl. G. Jellinek: Gesetz und Ver- 
ordnung); auf die Schwierigkeit dieser Grenzziehung stoßen wir schon 
in der römischen Kaiserzeit. Außer der klaren Bezeichnung 6 v6/tog — 
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dju6]oayxag7tdvTag dixatrtdgTÜqvov&vixdreQoeafaow (d.h. die 



Gesetz begegnet im ptolemäischen Rechte eine Reihe anderer Bezeich- 
nungen, von denen sich einige auf ständige Nonnen beziehen, andere 
dagegen einzelne Befehle der Könige nnd Magistrate bezeichnen. Sie 
finden sich zusammen erwähnt z. B. in Par. 62, col. 1. C. 6, 7 Rev. Law. 
App. 1 : xaxä xovc rofiovs xai xä dtaygdfifiaxa xai tä JiQoaxdypaxa xai 
xä dtogfobfiaxa; in Teb. 5 (268/264): Xaußfoetv xai forrfjwr x6 dixaiov 
xaxä xä ngooxdyfiaxa xai xä diaygdfifiaxa; Tor. 1, col. 4, 1. 81 : xai jzqoo- 
xdy/taxa negi Jigo&eotu&v; Petr. 8, 21 g 1. 44 f.: Saa /uv qr h röte ßaoi- 
X&GK IIxoU\}ialov dtayQd]fifiaot eiöfj yeygafi/iiva fj ifupavlCf] «C, *«[«?* 
xaxä diayo\dp(Aaxa, Saa t« uy ioxtv h xaXg dtayQdfipaotv, [dXX* h xoiq 
xoflixixaZs vö/iote; ngdygafifta Rev. Law. 87; zetyumquo/ P**. 62, col. 5, 
Z. 2; xaxä yn)<planaxa Teb. 1, 6 Z. 2, 8; Tor. 1, 7 Z. 8: xäv avxov de xqoxov 
xai xaxä xoitg noXixixovg vdfwvg xai xaxä xä ynjipfopaxa zag aöxäs bu- 
deitsiQ notrioapsv. Die Bezeichnungen also sind: didygau/ta, nQdoxaypa, 
dtdQ&wfM, yrfq?topa, ngoy^afifia. Gerade der deutliche Hinweis darauf, 
daß die Laokriten dem einheimischen Landesrecht gemäß Recht zu 
sprechen haben — xaxä xove xrjs gc&gat vdfwvc — im Gegensatz zu den 
Ghrematisten (Teb. 5 Z. 216) und auch zu den Beamtenrichtern (Tor. 1 
coL 7) beweist, daß insbesondere bei den noXtxixoi vdfux nicht die Rede 
ist von den Rechtsnormen der stadtähnlichen Gemeinden, sondern nur 
von der Gesetzgebung durch den König, da diese beiden Gerichte, 
Chrematisten und Beamtenrichter, unter ständiger Aufsicht des Königs 
ihre Funktion ausübten. Zunächst hat eine besondere Färbung der 
Begriff „didygappa* . Dieses Wort hat seine ursprüngliche griechische 
Bedeutung „Schema" (Disposition, Ordnung) beibehalten, das im 
Wege eines Edikts von Zeit zu Zeit publiziert zu den eigentlichen 
Gesetzen, zuerst den vd/tot noXixtxol (dann aber auch den vduoi tjJc 
Z<t>Qas) hinzutritt. So wurden allem Anschein nach in jedem Jahre 
solche diaygdfifiaxa Aber die Verpachtung der Steuern publiziert 
(vgl. Wilcken, Ostr. I, 514). Diese diayQdp/iaxa beziehen sich auf 
alle Gebiete der staatlichen Rechtsordnung, so ein AIA\TPA\MMA 
TPAIIEZQ[N] (Rev. Law. 78 1), Prozeßordnung (Petr. 21g Z. 10, 11), 
Exekution (Hib. 84) u. a. m. Sie besaßen Gesetzeskraft, sie sind auch 
Gesetze, nur ihr Inhalt und ihre zeitliche Geltung rechtfertigen ihre 
besondere Benennung. Ebenso hat die Bezeichnung xo dtdo&oi>(*a 
seine rein griechische Bedeutung als 9 correctto, emendatio* bewahrt 
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Parteien) l(ava<mjot}i xaxd xö dtdyga/upa. 1 Sehr bezeichnend 
ist die Tatsache, daß das Gerichtsprotokoll bei dem Zehn- 
m&nnergericht mit dem Namen des Königs eingeleitet wird, 
was bei den anderen ptolemäischen Gerichten nicht üblich 
gewesen zu sein scheint. Das Protokoll fängt an mit 
BaoiXevovrog Ihokefialov xov IhoXefJuriov xcd 'Aqoivötjs 
Secoy 'A&skpwv (hovg) xß usw.; dabei ist es auffallend, 
daß bei einem Gerichte des Epistaten xov tieqI Srjßag 
das Gerichtsprotokoll einfach folgendermaßen beginnt: 
"Exovg vd *A&vq xß h Atoanölei xijt juydXtji. "Eqf € Hqot 



(Tgl. Plutarch, vita Numae c. 17: 'Enatvelvai de x&v noXtxix&r afcov 
xai x6 stsgi xw vofxov di6gito>fia x6r dtMvxa xcXq acngdai xovc ncudac 
n**Q6ax*iv. Rev.Law.57: AIOPBQMA TO[Y NOMOY EIII TH]I 
[EA]AIKHI, Mitteis, Grundz. XIII, A.4). Es waren Ergänzungen, Ver- 
besserungen, Interpretationen und Revisionen der schon bestehenden 
v6(ioi und diayQ&fifiaxa. Eine gewisse Schwierigkeit bietet noch die 
Deutung des Wortes ynr)<ptof*a; seine ursprüngliche Bedeutung ist 
Volksbeschluß. W. Schubart (Klio X 45 A. 4) hebt treffend hervor, 
daß der König wohl imstande ist Jigoaxarxetv, nicht dagegen tptjipi- 
fcoöai und bringt demgemäß die ynj<pütftaxa mit Gesetzen in Ver- 
bindung, die von politischen Organisationen ausgehen. Diese Deutung 
hat viel für sich und läßt an die Trichotomie denken: 

1. v6fioi xfjQ %<oQae — einheimische Landesgesetze, 

2. vofux nokxixoi — ptolemäische Reichsgesetze (anders Schu- 
bart 1. c), 

8. ynj<phfiaxa — vom König bestätigte Beschlüsse der politischen 

Organisationen. 

Zu erwähnen bleibt noch, daß der Terminus ngdoxayfia einfach 

.Anordnung" bedeutet und ein Allheilmittel für die Verwaltung und 
Justiz darstellt, indem auf diesem Wege die verschiedensten Befehle 
ergingen, welche bald, wenn sie von dem König ausgingen, die Be- 
deutung einer lex $peciali$ hatten, so in Tor. 1 col. 7 Z. 19; 9 Z. 2, bald 
als Bezeichnung der Beamtenbefehle dienten, so in Hib. 84: ngöarayfia 
Amghroc toO imo[xdxov]; auch Hib. 78. 
1 Pete. IE, 21. 
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xletdov t(bv äQxuj(OfMxxo<pvk6xQ}v xal bum&iov xov negl 

Die Ptolemäer haben drei Arten der Ladung ge- Drei Apten 
kannt, 1 es scheint aber, daß beim Zehnmännergericht 
eine Privatladung mit Zuziehung der beim Gerichte an- 
gestellten xArjToges hauptsächlich üblich war; daß sie nicht 
immer den gewünschten Erfolg hatte, liegt bei dem uns 
bekannten ptolemäischen Rechtsverkehre auf der Hand; 
um dieser negativen Erscheinung vorzubeugen, wurde, 
wie in Hibeh 92, eine Gestellungsbürgschaft in Anspruch 
genommen, es stand aber den Parteien ganz gewiß frei, 
eine (wenn auch in der Form ^ dhtrj ool dvayga(prjoejcu 
ausgefertigte) Ladung einer frzevte einzuverleiben und 
auf diesem Wege eine rein amtliche Ladung zu veranlassen. 

Es ist nicht anzunehmen, daß auch dieses Kollegial- Dm Zohn ' 

mlnner- 

gericht ein Wandergericht war, 1 die Eigenschaft eines gerieht kein 
Wandergerichts ist vielmehr anscheinend dem Chrema- ^^ 

gerieht. 

tistengericht eigentümlich. Das erste und wichtigste 
Moment, das gegen das Wandern 4 des Zehnmännergerichts 
spricht, ist die scharf ausgeprägte griechischrechtliche 
Physiognomie dieses Gerichts, das zweite, daß wir es in 
unseren Urkunden nur mit Verhandlungen dieses Gerichts 
in den Städten Erokodilopolis und Herakleopolis zu tun 



1 P. Tor. 1, 1. Paris 15. In römischer Zeit wird der Name der Konsuln 
genannt : Domino Nostro Flavio Valentiniano Iuniore quartum et Flavio 
NeoUrio viro clarissimo consulibus etc., P. Lips. 1, 88. 

s Was nfther in dem Kapitel Aber die Einleitung des Verfahrens 
dargestellt werden soll. 

• So W. Schubart, Arch. V, 67, dagegen Zucker 1. c. 48. 

4 Auch das griechische Gericht der TsrcaQdxovra wanderte. Dies 
ist nun wohl eine Ausnahme. Die rein griechischen Gerichte und ins- 
besondere die attischen waren in der Regel keine Wandergerichte. 
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haben. Der Umstand dagegen, daß vor den Zehnm&nnern 
in Krokodilopolis dreimal * Alexandriner erscheinen, hat 
keine allzu große Bedeutung, da Alexandriner in diesem 
Falle allem Anschein nach nur die Abstammung bezeichnet, 
die Einreichung der Klage aber sich nach dem Domizil 
des Beklagten bestimmt. Wäre es anders gewesen, 
d. h. hätten diese Alexandriner zur Verhandlung aus 
Alexandreia selbst erscheinen müssen, so spräche diese 
Tatsache gegen die Geltung des Prozeßsatzes actor sequitur 
forum rei, was eine gewiß sehr unwahrscheinliche Eon- 
sequenz wäre. Auffallenderweise gehören die Parteien, die 
vordemZehnmännergerichterscheinen^meistenszur Klasse 
der rijs buyovfjg ; es läßt sich vielleicht daraus entnehmen, 
daß dieses Gerichtfür diegriechischen und nichtägyptischen 
Ansiedler geschaffen wurde und somit eine Art Spezial- 
gericht darstellt, das uns an die Rekuperatoren früherer 
Zeit erinnert. * 
ver- Bezüglich der Einleitung der Gerichtsverhandlung ist 

^ditanc uns überliefert, daß die Verhandlung sowohl mit Vor- 
der öe- lesung des ngdarayjLui des Königs (bezw. des Strategen), als 

hudkEog! au °k °^ ne e * ne Botahe Verhandlungsanweisung eingeleitet 
werden konnte. 8 Der Anfang des Protokolls in beiden 



1 Petr. m, 21. 

1 Zucker 1. c. 48. Bouche^Leclercq IV, 240. Schubart, Arch. V, 90. 91 . 
102. Diese Annahme aber, so plausibel sie auch sein mag, bleibt vor- 
läufig nicht mehr als eine Vermutung, die erat durch weitere Quellen- 
funde bestätigt oder grundlos gemacht werden kann. Es wäre dies dann 
ein Fremdengericht gewesen, in dem der Fremde als Partei, aber nicht 
als Richter (etwa wie bei dem griechischen $svixor dixaorrJQtov) auftrat. 
Vgl. H. F. Hitzig: Der griechische Fremdenprozeß im Licht der neueren 
Inschrütenfunde, Sav.Z. 28, 211 f. 

8 Dabei soll allerdings bemerkt werden, daß die Protokolle, welche 
uns die Verhandlung ohne eine Anweisung der bezeichneten Stellen 
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Fällen lautet in der Art: Baodevovxog IlxoXepalov xov 
ÜToAeftalov xal 9 Agotv6rjg 0eä>v 'Adelqxov (jhovg) xß [Ig/ 
legicog r]ov övx[og] h' 9 A\fo$avdQe(\ou 9 AXe£avdoov xal Obwv 
9 Adel<p(üv xal Secbv [Eüegyetjöv xavrjtpdgov 9 A[goiv6r)g (Pi- 
Xa6]eXq>ov xrjg oßorjg h* 'AlsEavöoefat [/iqvds A~\v*cxqov x# 
h Kqoxoöüxdv juttei xov 'Agoivokov vojuov. *Ejü jzqoHqov 
Zrjvo&ifudog, dtxaoxal Ato/Mrjitjg üoXvxXrjg w Avdoa>v 'AoxXtj- 

mddrjg Maidvöoiog JZdmxog Aioxgetpfjg xog dtjjuiag 

üavoiov. Weiter kommt dann die Verschiedenheit in Be- 
tracht: wird die Verhandlung auf ein ngöoxayfia hin ein- 
geleitet, so heißt es wie in Petr. III, 2 1 g : xfjg dtxrjg otiorjs xaxä 
x6 naq *Agunoi*d%ov xov ngdg xrjt oxgaxrjylai xov 'Agotvohov 
vofjtov xetayfi&vov l yga<pkv avxcbi Ttgöoxayjua ov ioxtv ävxl- 
ygatpov rode; da nun in diesem Falle ein solches ngdoxayfjux 
entweder die Folge einer Svxevfa elg xd xov ßaodicog 
övofia, die einem Strategen eingereicht wird, oder einer 
solchen an den König selbst ist, so wird diese frxevfa auch 
in dieser Weise erwähnt: ZW . . . o [. . . xa#ä (?)] ^£[&o]xey 
xov ßaoiXia diä xfjg Ivxevfrojs fj 'HgaxXeta xa&ior[dvai (?) djj.6 
(?)] oavxag Jidvxag dixaoxäg nXijv oi äv ixdxegog avxcbv 
l£avao\rr]OT)i xaxä rd] didyga/ujua, dem folgt das Datum 
des Tiodatayfia und dann erst: xdde Syvoofiev n\egl xfjg 

zeigen, meistens ein Kontmnarial verfahren zum Gegenstande haben, 
was aber kaum dadurch zu erklären ist, daß es sich hier etwa um 
eine prozeßrechtliche Norm handelt, wie etwa, daß die dbeat Hqtjuoi 
keiner königlichen eventuell strategischen Anweisung bedürfen, die 
anderen aber wohl, sondern einfach durch den Zufall der mangelhaften 
Oberlieferung, da uns zurzeit zu wenige Urkunden zur Verfügung stehen. 
Das wird auch durch die Urkunde Petr. III, 24 bewiesen. Wilcken, 
Arch. III, 515. Mitteis, Chrestomathie 24. 

1 Mitteis, Chrestomathie 16 übersetzt opd? rfjt <nQajffyüu rttay^Urcv 
mit dem Worte ,des Strategiegehilfen", richtiger vielleicht ist u.E. 
doch des Strategieverwesers u. dgl. 

Semek»: PtolemliaeliM ProMSreeht L 11 
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dixt]]c ffi tye<5npaxo AooUhoc 'Hgaxlehu xaxd rd IrxXfjpa 
röte.* 

Im Falle einer Verhandlnngseinleitong ohne Hinblick 
auf eine Anweisung bezw. einen Vorschlag des Königs 
und des Strategen folgt dagegen gleich nach der An- 
führung der Richter ohne weiteres: fyrw/iev 6jwyv<ofwvvi€£ 
tuqI ujc dixrjc etc. 

Die Protokolle des Zehnmännergerichts werden regel- 
mäßig 1 doppelt ausgestellt und zwar in der Weise, daß 
auf demselben Blatt zuerst oben eine Niederschrift in 
flüchtiger Kursive steht, die dann erst unten in sorg- 
fältiger Schrift ausgeführt wird. 8 

e) Gemischte Kollegialgerichte. 

e«miMbw Bekanntlich war die griechische Rechtswelt noch 
*^J*^~ mehr als die römische von dem Gedanken der Kollegialität 
auf dem Gebiete der Verwaltung und der Jurisdiktion 
durchdrungen. Das Prinzip der Kollegialität hat auch 
im ptolemäischen Reiche die Jurisdiktionellen Staats- 
funktionen trotz des entwickelten Zentralisationsgeistes 

1 Hier ist die Gegenüberstellung von 1} dtxtj and x6 frxXtifw. be- 
achtenswert, das entere Wort wird in der Bedentang .Klage", das 
zweite als engerer Begriff derselben Klage, etwa als , Petitum * im 
speziellen Sinne verwendet, was übrigens wiederum an das stark ver- 
tretene attische Prozeßelement erinnert, da, wie wir später im Kapitel 
Aber die Klage sehen werden, der Begriff x6 hxirjfia bei den Ptolemiern 
sonst oft als eine Bezeichnung der Silage im allgemeinen benatzt wird. 

* Wilcken, Arch. III, 514. 

8 Wilcken 1. c. 8myly in Petr. m, 4 8. 48 vermutet, dafi die 
erstere Schrift während der Verhandlung schnell hingeworfen und 
dann die zweite später als sorgfältigere Kopie hinzugefügt sei. 
Wilcken will die Hypothese anregen, ob nicht etwa auch hier die 
ersten flüchtigen Skripturen eingewickelt und versiegelt gewesen sind. 
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beherrscht und wie in großen Städten, so auch im kleinsten 
Orte auf dem Lande seine Geltung gefunden ; selbst bei dem 
so mangelhaft überlieferten Quellenmaterial haben wir eine 
ganze Reihe von klaren und unbestreitbaren Beweisen da- 
für, neben vielen Andeutungen und Hinweisungen auf die 
kräftige Entwicklung dieses Prinzipes in der Jurisdiktion. 

Wie schon früher betont, stand unter den Ptolemäern 
die Kriminalgerichtsbarkeit den autonomen Kollegial- 
gerichten kaum zu, und wenn dies vielleicht doch teil- 
weise der Fall war, so handelte es sich um unbedeutende 
Strafsachen, die die Grundregel, daß die eigentliche 
Strafgerichtsbarkeit doch den Beamtenrichtern reserviert 
war unberührt lassen. In Teb. 48 (118 v. Chr.) findet 
die gerichtliche Untersuchung wegen einer Vergiftung 
vor zwei Beamten zusammen statt, dem Epistaten der 
Phylakiten des Gaues und dem Basilikogrammateus; 
der niedere Beamte, ein gewisser Asklepiades, einer der 
Untergeordneten des Epistaten der Phylakiten, konnte der 
Urkunde nach selbst keine solche strafrechtliche hüoxeyv; 
vornehmen und führte die Angeschuldigten vor den Epi- 
staten und Basilikogrammateus. Und hier ist vielleicht der 
Ort uns an das römischrechtliche Prinzip der Kollegialität 
zu erinnern, bei welchem Vergleich gewiß nicht die Ver- 
schiedenheit der beiden Systeme außer acht gelassen wird. 

Die gemischten Kollegien, zusammengestellt aus den 
Beamten einerseits und den Chrematisten andererseits, 
scheinen kompetent gewesen zu sein, wenn der Tat- 
bestand Fiskalinteressen berührte, so wenn es sich um 
die sogenannte jigooodixal xglaeig handelte, für welche 
besondere Prozeßnormen galten. 1 In Amh. 33 (157 
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1 Wenger, Arch. II, 47 f. 
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v. Chr.) wird die Gerichtsverhandlung nicht etwa anter 
dem Vorsitz des Epimeleten oder des Basilikogram- 
mateus, etwa bd ngoidgov etc., abgehalten, sondern 
es wird vielmehr ziemlich deutlich auf die kollegiale 
und richterliche Mitwirkung (nicht nur im Sinne einer 
Beratung) mit dem Worte owedgevivtcov hingewiesen. 
Aus der Tatsache, daß die bezeichneten Beamten an 
erster Stelle genannt sind und die xardoraoie als eine im 
xov IrnjHskyrov xal ßaodixov yga/u^iaiicog stattfindet, ist 
allerdings vielleicht zu schließen, daß die Leitung der 
Verhandlung einem dieser Beamten, vielleicht als Vor* 
sitzendem, zugestanden habe. Dabei ist aber nicht zu über- 
sehen, daß die Klage (lv<pavtop6s) nicht dem Gerichtsvor- 
sitzenden eingereicht wird, wie aus dem 7ig6orayfia inPetr. 
III, 21g zu schließen ist, sondern den Richtern, dem Kol- 
legium, ausdrücklich hervorgehoben mit dem Ausdruck 
„avrofc", ein Umstand, der noch dadurch an Bedeutung 
gewinnt, daß in der Eingabe an den König und die Königin 
diese wiederum nicht um eine Anweisung an einen oder 
beide Beamten gebeten werden, sondern um eine solche an 
die Chrematisten, damit diese (und nicht die Beamten) 
Fürsorge treffen, daß die prozessuale Sonderregel bezüglich 
der Nichtzulassung der Fürsprecher in einer nQooodixY) xgioig 
aufrechterhalten werde. Der letztere Umstand könnte zu der 
Vermutung führen, daß vielleicht auch in diesen gemischten 
Richterkollegien trotz des Vorsitzes des Beamten den Chre- 
matisten die Wahrung der Prozeßvorschriften wenigstens 
gemeinsam mit dem Beamten zugestanden habe. 1 Man 



1 Es handelt sich in Amh. 88 nicht um eine »Verwaltongssache", 
wenigstens nicht in dem Sinne, wie Mitteis anzunehmen scheint 
Wie Mitteis selbst, Grundsflge 5 A. 2, weiter interpretiert, handelt 
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braucht ja nur an moderne Gerichte zu denken, um die ver- 
schiedenartigsten Möglichkeiten begreiflich zu finden. 

Wir kennen aus dem griechischen Rechte die so- w« 
genannten leQOfivrjfju>veg^ fxvr}fwveg^ xQeoxpvXax&Zi Orts- utetttl . 
autoritäten, Gemeindeälteste u. dgl. Ihre Aufgabe war oe«***!«*»« 
unter anderem notarielle Beurkundung, Testierung usw., • taB ^ aliiM: 
sie spielten aber daneben teilweise auch die Rolle von Begut- frMueh«n 
achtern und Beihelfern zur friedlichen Streitaustragung, i JJJ^ 
Ahnliche Institutionen finden wir auch in Ägypten, ver- 
mutlich schon vor den Ptolem&ern, jedenfalls von diesen 
zur Wahrung der Friedensordnung benützt Die Ptolemäer 
haben für prozefirechtliche Verhandlungen und friedliche 
Auseinandersetzungen auf dem Lande die Institution der 
Dorfältesten oft in Anspruch genommen. Diese Dorf- 
ältesten, die vielleicht von der Bevölkerung gewählt wurden, 
wirkten in vielen Fällen mit den Ortsbeamten zusammen, 
wie z. B. mit dem Eomogrammateus und dem Komarchen. 
In den Fragen des Einkommens aus den königlichen Do- 
mänen waren sie vielleicht in erster Linie als Repräsen- 
tanten der Bevölkerung dafür verantwortlich, daß die 
Interessen der königlichen Kasse nicht geschädigt wurden. 
So wird in P. Tebt 1, 40 der Basilikogrammateus ersucht, 
die jiQeoßvxeQoi x&v yecoQy&v samt dem Epistaten des Dorfes, 



es sich hier um „Anklage wegen Unterschlagung erhobener Steuer- 
gelder", in dem Texte ipq>aviofto( genannt Dabei steht also fest, daß 
auch die Aburteilung einer solchen Unterschlagung nicht dem Beamten 
aberlassen ist, sondern den Chrematisten unter .Mitwirkung der Ersten" 
zusteht. Es wird also die .Verwaltungssache" als Tatbestand zwar 
sondergerichtlich, aber doch rein jurisdiktionell ausgetragen, und nicht 
etwa auf dem Verwaltungswege. 

1 L. Besuchet: Histoire du droit prive* de la republique athenienne 
IV 8. 66; 188. 
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Archiphylakiten and Komogrammateus zur Wahrung der 
hergebrachten Ortsgebr&uche zu veranlassen. l 

Für die Erfüllung der den yeaygyol auferlegten Kultur- 
pflicht waren in erster Linie die Komarchen den yevtj- 
fjLazcxpvXaxes verantwortlich, die sich wiederum an die 
Vertreter der yewgyot, ihre TtgeoßvxFgot und ygajufiaxdg 
hielten.* Und dem Rechtsprinzipe gemäß, daß bei allen 
diesen Ortsvorstehern den Pflichten auch Rechte ent- 
sprechen, haben diese ngsoßmegot eine scheinbar ganz 
besondere Stellung nicht bloß als Sachverständige und 
Zeugen in der Gerichtsverhandlung, wie in Leyd. A; 
Amh. 80, sondern vielleicht auch als Kollegialrichter in 
erster Instanz, allerdings hauptsächlich zunächst auf dem 
Gebiete der Sondergerichtsbarkeit Aber Rechtsfragen aus 
der Bearbeitung der yrj ßaotkxt). 

In Tebt. 50 (112—111 v. Chr.) wendet sich ein 
Königsbauer an die Gesamtheit der Ortsbeamten und 
Vorsteher wie folgt: vnkg c5v ijtd xdv xaigdv nagaiaßäyv 
ai xe xal *Qqov xcopdQxrjv xcd rovg ngeoßvxiQOvg r&v yecoQ- 
y&v tnidei£a xd xe ßidßrj xal xdv iÖQayayydv öwxe%(t>o}jUvov. 
Es handelte sich um eine Angelegenheit, die dem Rechts- 
gebiet der königlichen Domänen angehörte, die Rechtsfrage 
und das Verlangen geht zuerst auf Rechtsanerkennung, 



1 Diese ngeaßvxeQot %&* yeoygycov werden oft mit anderen Orts- 
yorstehem zusammen genannt, sie erscheinen auch zur Begrüßung 
der höheren Beamten mit ihnen zusammen, Teb. I, 48 1. 8 f., der 
Komogrammateus ovv t<Si xifc x<bfttje xa>pag£a>i [xal\ xwaw t&r ngeo- 
ßvxigmv x&¥ yscogy&y xal AtjfMjxguot tq)i SiMfdyorti xa xaxä xtjv imoxa 
xtlar xal dgx*9vXaxix8lar xfje avxijs xcd äXXote. Vgl. Tebl 1, 18, 5 ; 40, 17 ; 
48, 8 ; 48, 4 ; 50, 21 ; 126 ; 126. Amh. 80, 28. M. Boatowzew : Kolonat 
8. 50. 157. 168. 170*. 218. 219. x&v yecogy&r 50 1 . 

* Nach Rostowzew I.e. 8.50. 
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dann auf Rechtserzwingung (1. 38 — 39 Avxov xaraota- 
&ivxos hzavayxao&rji). Die zuerst angerufenen Komo- 
grammateus, Komarch und die Bauernältesten werden 
nicht etwa nacheinander angegangen, sondern als ein 
Kollegium, was daraus zu ersehen ist, daß sie ein ge- 
meinsames Urteil fällen: 1.22 f.: $<p <bv xal xQi&rjvai 
rdv nQoyeyQapfiiyov Avxov txoxdipavra tä fiiQTj jwxl^etr 
fie di avxov äxoXoMmg xolg l&ioßiök xa&6ti dbuuAr 
ioxtv. 1 Da trotz dieses Urteils der Oeguer eine Zeitlang 
gar nicht darauf reagiert, erhebt der Kläger eine neue 
Klage, nunmehr aber beim Komogrammateus allein, 
damit dieser im Wege der Übergabefunktion sie an die 
höhere zuständige Stelle befördere und der Kläger zu 
seinem Rechte gelange. Das Gericht der ersten Instanz 
hat hier vielleicht die Physiognomie eines Verwaltung*« 
gerichts; diese Tatsache aber ändert an seiner anderen 
Eigenschaft, nämlich der eines Kollegialgerichts, gar 
nichts; auch die Gemeinde- bezw. Bauernältesten können 
also, wenn auch nicht als vollberechtigte Richter, so 
doch als etwa den deutschrechtlichen Gemeindeschieds- 
männern ähnliche Kollegialmitglieder angesehen werden. 
Eine dritte Art von gemischten Kollegien bildeten die 
schon früher besprochenen Konsilien des Strategen und 
des Epistaten, die, aus Notabein des Ortes zusammen- 
gesetzt, nicht als Richter, sondern, formell genommen, 
mehr als Beiräte des Beamtenrichters und als Urteils- 
finder tätig waren. 



1 WeiUr wird im Texte auf die charakteristische Nichtbefolgnng 
des Urteils hingewiesen, was an sich nichts Auffallendes darstellt, 
da, wie wir wissen (Tor. 1 n. a. m.), diese Erscheinnng recht oft im 
ptolemäischen Rechtsleben Plats gegriffen hat 
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Es erübrigt hier am Schlüsse des Kapitels Aber die 
ptolem&ischen Kollegialgerichte darauf hinzuweisen, daß 
die von uns in der Einleitung betonte Tatsache der Rivali- 
tät der ptolemäischen Gerichte, insbesondere der auto- 
nomen ordentlichen Gerichte einerseits und der Beamten- 
gerichte andererseits, dann wiederum der autonomen 
Gerichte untereinander, auch — wie dies in der letzten Zeit 
mehr und mehr anerkannt wird * — im römischen Rechte 
eine Parallele findet Die cognxtio extraordinaria, die als 
eine Beamtenjurisdiktion schon lange vor der Zeit Dio- 
kletians mit dem ordentlichen Verfahren konkurrierte, und 
vorher schon die Gerichte der Rekuperatoren standen in 
einem dem der ptolemäischen Ordnung vergleichbaren 
Verhältnis den Gerichten mit dem iudex unus gegenüber. 
Schon darum erscheint die Annahme ■ nicht gewagt, daß 
den Parteien bei vielen Tatbeständen ein prozessuales 
Wahlrechttatsächlichzugestanden habe, die Wahl zwischen 
der Anrufung des einen oder des anderen Gerichtes. Mit 
einem ähnlichen Prozeßwahlrecht haben wohl auch die 
Ptolemäer vielfach operiert. 



1 Vgl. Wlaasak: Prozeßgesetee II, 808 f. 828. 1, 107 Ober das pro- 
zessuale Wahlrecht, 108. Bis zum Ende der Bepublik konkurrierten die 
Rekuperatoren mit dem Einzelrichter auch in Rechtehändeln zwischen 
römischen Borgern ; bekanntlich fahrte dabei das Verfahren vor den Re- 
kuperatoren rascher zum Ziele. Mommsen, Ephemeris epigr. II, 141 n. 1. 
Wlaasak 1. c. 108 N 1 1 . Wenn man dabei die Tatsache nicht vergißt, das 
auch das Verfahren extra ordinem allem Anschein nach längere Zeit 
wenigstens in einigen Fällen dem ordentlichen Verfahren parallel in An- 
wendung kam und auch dabei das prozessuale Wahlrecht der Partei eine 
Rolle spielte, so hat man ja genug Anhaltspunkte für die Vergleichung. 

1 Wlaasak 1. c. 



VI. Kapitel. 
Die Sondergerichtsbarkeit. 

Inhalt: Das Eomogrammatens als Vermittler zwischen den 
Königsbauern und den hohen Behörden in Rechtsfragen. Der Eomo- 
grammatens war kein Richter. Es war Brauch ihn anzurufen, eine 
Verpflichtung hierzu bestand aber nicht. Die Sondergerichtsbarkeit 
und der Strateg. Der Eomogrammatens — ein aus der Mitte der 
Bauern bestellter Beamter. Die Ämterkumulation. Der Strateg zu- 
gleich ein Superintendant. Die Jurisdiktionellen Privilegien der Königs- 
bauern und Monopolarbeiter. Die Exekutionsnormen und die Privi- 
legien. Das Advokatenverbot. Die Inanspruchnahme aller Beamten 
behufs Aufsicht und Rechtshilfe für die Königsbauern. Der Strateg 
genehmigt die Staatsdarlehen. Der Eomogrammatens und seine ver- 
schiedenen Funktionen. zgripazlCeiv m prozessualem Sinne, dtoi- 
xytrjs' vjio&KHxrjTrjc biifieXrjxrjg. Die Sondergerichtsbarkeit im römi- 
schen Rechte. 

Die Regel und Übung war folgende: 
Ein Königsbauer, ßaodtxög yecogydg^ wendete 
sich anfangs nur in Rechtsfragen, welche sich auf die 
Getreidewirtschaft bezogen, mit der Zeit aber auch in 
sonstigen Angelegenheiten mit seiner Klage nicht direkt 
an das ordentliche Gericht der Ghrematisten oder an 
den Strategen bezw. Epistaten, sondern an den ihm am 
nächsten stehenden Ortsbeamten; dieser war ein Be- 
amter der königlichen Getreideverwaltung, der allem An- 
scheine nach aus der Mitte der Bauern selbst gewählt DerKomo- 
und dann von der Obrigkeit bestätigt wurde. Dieser «»»«•*«» 
Beamte war der Komogrammateus; er unterstand in Vermittler. 
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dieser seiner vermittelnden Funktion stets der Eon- 
trolle seines direkten Vorgesetzten, des Basilikogram- 
mateus. Der Komogrammateus war niemals ordentlicher 
Richter in unserem Sinne; seine hauptsächlichsten Funk- 
tionen waren die eines Eonsiliators und eines Ver- 
waltungsbeamten, der die bei ihm eingereichten Klagen 
zur Eintragung in die Verhandlungsliste (xQrjjuaztoßHis) 
und damit an das ordentliche Gericht weiter beförderte. 
Der Komogrammateus pflegte die eingereichte Eingabe 
mit seiner Unterschrift zu versehen ; konnte er gewissen 
Fragen nicht selbständig gerecht werden oder wurde die 
Weitergabe von dem Petenten ausdrücklich erbeten, so 
gab er die Eingabe gewöhnlich an den Basilikogram- 
mateus weiter; übrigens war er, wenn es sich um wich- 
tigere Fragen der Getreidewirtschaft handelte, zu dieser 
Weitergabe verpflichtet. In diesem Sinne wurde der 
Komogrammateus gewöhnlich als erste Instanz ange- 
Df gangen. Nun stand es aber den Bauern frei, statt des 
Komogrammateus die anderen Beamten der Getreidever- 
raeh «ata» waltung, wieden Komomistothen,Meridarchen, Ökonomen, 
inm/eiL J a auc ^ die ältesten der Königsbauern selbst, anzugehen. 
Die amtsrechtliche Stellung des Komogrammateus 
zeigt sich am besten in P. Teb. 183. Ein Königsbauer legt 
dem Komomistothes eine Eingabe vor, in der er sich 
darüber beschwert, daß ihm , als er in den ßaoihxdg {hjoavofc 
(den königlichen Getreidespeicher) zwecks Erledigung 
seiner Rentenverpflichtungen kam, der Komarch im Verein 
mit dem Genematophylax und dem Komogrammateus 
ungerechterweise mehr, als sie durften, wegnahmen. 1 



König»bao«r 
konnte aber 



1 Grenfell-Hunt, P. Teb. I 8.526: „and peihapt foreed him to 
reeign hia tenaucy.* 
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„Deswegen habe ich eine Eingabe gemacht an Apollonios, 
den Meridarchen, 1 und, da der Eomarch alles eingestanden 
hat, so gab er dir den Auftrag, mir Gerechtigkeit wider- 
fahren zu lassen ; da aber hierüber bis jetzt noch keine 
gerichtliche Entscheidung gefallen ist, so bitte ich dich, 
diese (Übeltäter) nebst dem Eomogrammateus vorführen 
zu lassen und zu zwingen, mir Rechenschaft abzulegen 
und, die Abgabe darauf anrechnend, mir den Überschuß 
herauszugeben; wenn sie aber dies verweigern (£äv dk 
äjzeidcooi), sie vor den Strategen zu stellen, damit ich 
mein ganzes Recht erhalte und sie die gebührende 
Strafe . . . / Diese von den Herausgebern sehr gut 
restaurierte Urkunde gibt uns ein getreues Bild der 
Rechtsbeziehungen der ßaadtxol yecogyol zu den in irgend- 
einer Weise mit der Getreideverwaltung der Gemeinde 
und des Nomos beschäftigten Beamten. Hier haben wir 
auch ein klares Beispiel dafür, daß: 

a) ein Verfahren, welches bei einem Beamten der 
königlichen Getreideverwaltung begonnen wurde, in seinem 



1 Grenfell Hnnt, P. Teb. I S. 276, zu N. 60; dieser Beamte war viel- 
leicht eine Art Sttperintendant in den drei Bezirken des arsinoitischen 
Gaues; er war offenbar mit der Getreideverwaltung der ßaodixrj yfj 
beschäftigt und hatte jedenfalls eine höhere Stellung als der Eomogram- 
mateus. P. Teb. 66; 58. Wilcken, Ostrakal, 882; 888; 429; 629 1. In 
Observ. ad hist. Aeg. p. 12 wies Wilcken darauf hin, daß der Titel psqi- 
ddQzw bei Joseph. Ant. XII §§261; 264 for Samarien bezeugt ist für das 
Jahrl67 y.Chr. Die Ptolemfter führten die Einteilung des Gaues in^elo*«? 
ein, auch in Palastina. Grenfell-Hunt teilen mit. daß der Titel [UQid&Qxys 
auch in einer noch unpublizierten Petrieurkunde vorkomme. P. M. Meyer 
will (Das Heerwesen (1900) S. 52) in dem Meridarchen einen Vorstand der 
fuglg erblicken ; Grenf . II P. 54 : didygaye Ilaßoös Mika ünkg ptQtdaQxixrjs 
jigooddov tot) axrcov fcovg dgaxfw etxoot. Mayser, Grammatik der grie- 
chischen Papyri ans der Ptolemfteraeit S.257 ; Rostowzew, Kolonat S.48. 



Der Komo- 

grammatein 
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der Ge- 
richtsbar- 
keit des 
Strategen. 
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weiteren Verlaufe bei dem Strategen als höherer Instanz 
eventuell beendet werden konnte; 

b) daß die Urteile der Getreideverwaltungsbeamten 
nicht immer tatsächlich vollstreckt wurden. 
Di« sonder- Die aufsteigende Linie der Beamtenhierarchie wird 
bftxkettund hier authentisch mitgeteilt: Komogrammateus, Merid- 
der Stratege, arch, Eomomisthotes, Strateg. Diese hierarchisch auf- 
steigende Linie hier festzustellen, ist äußerst wichtig, 
da es sich in diesem Falle ausschließlich um eine An- 
gelegenheit der Getreideverwaltung handelt und also in 
vollem Maße hier Sondergerichtsbarkeit bestand . Trotzdem 
konnte, wiewirsahen,dieFragevordenStrategen gelangen. 
Wenn man sich das Bild des Prozeßganges in der 
Weise vorstellt, daß jeder Prozeß eines Königsbauern 
nur durch Vermittlung des Komogrammateus eingeleitet 
werden konnte, so gelangt man zu einer falschen An- 
schauung. Ebenso wie an den Komogrammateus konnte 
der Bauer seine Eingabe direkt an den Strategen oder 
an den König richten ; bisweilen geschah dies auch. In 
der Regel aber wendete man sich an den Komo- 
grammateus. Wenn der Königsbauer in P. Petr. 111,31 
gleichzeitig Komogrammateus ist, so deutet das auf die 
Der Koma- Tatsache hin, daß der Komogrammateus ein aus der Mitte 
dlT»«*« der Bauern bestellter Beamter sein konnte. In einer An- 
Mitte der gelegenheit, die unmittelbar die Landwirtschaft betrifft 
be^touter un( * * n welcher die nächste Stelle sein direkterVorgesetzter, 
Beamter, der Basilikogrammateus, war, wendet er sich direkt an 
den Strategen. Dies tut er nur deswegen, weil er als 
Königsbauer auch den Strategen neben seinem unmittel- 
baren Vorgesetzten in Anspruch nehmen konnte. Seine 
Beamtenqualität hätte ihn veranlassen sollen, seine An- 
gelegenheit eher vor einen seiner zahlreichen direkten 
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Vorgesetzten zu bringen, seine Eigenschaft als Königs- 
bauer gewährte ihm jedoch eine freiere Stellung. 1 P. Rein. 
18 ist als Eingabe des Königsbauern Dionysios als solchen 
an den Strategen aufzufassen. Das Bezeichnendste ist 
hier die inoyoaqrf des Strategen, »wenn er ein Königs- 
bauer ist* (et lort ßaodixdg yewQydc jiqovotj&tjvcu <bg äne- .«* *m 
QtojtaoToe xazaoTa&rjoezcu fjU%Qi &v änd xov otiöqov yivfjTCu). *™~^ 
Eine Jurisdiktionelle Bevorzugung der Königsbauern liegt 
dabei auf der Hand. In Rein. 1 9 wenden sich die Königs- 
bauern direkt an den königlichen Schreiber. Dies bestätigt 
uns wiederum die Tatsache, daß ein solcher Bauer auch 
ohne Vermittlung des Komogrammateus auskommen 
konnte. 

Nicht die Priesterwürde, sondern der Stand als Königs- Printer und 
bauer ist ferner in P. Teb. 42 entscheidend. Schon die * öni **" 

Dauer. 

Tatsache, daß neben dem Priestertitel auch der eines 
Königsbauern hervorgehoben wird, deutet darauf hin, 
daß dieser ziemlich angesehen war. Wenn wir uns ver- 
gegenwärtigen, daß der Komogrammateus sehr oft von 
diesen Bauern verklagt und vor Gericht gezogen wird, so 
tritt seine Stellung in ein anderes Licht: er war kein 
Beamter, der die Bauern an Ort und Stelle regierte, son- 
dern er war nur mit gewissen richterlichen Funktionen zu 
ihren Gunsten ausgestattet. Es handelte sich lediglich um 



1 Vgl. M. Roetowzew, Kolonat (1910) S. 69. Wilcken, Arch. 516 hebt 
hervor, daß der Komogrammateus in seiner Eingabe an den Strategen 
„sich an erster Stelle als ßaodtxds yecagyfc bezeichnet: es hangt dies 
mit den Privilegien dieses Standes zusammen*. Ebenso will er in 
P. Reinach Nr. 18 und 19 eine Berufung auf diese Privilegien sehen, 
indem auch hier die Entscheidung des Strategen mit den Worten 
beginnt: st ioxt ßaaüuxbg yemgyfc. Wilcken 1. c. S. 525. L. Wenger, 
Arch. II 494 f. W. Schubart, Arch. V 67 N. 7. 
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eine jurisdiktioneile Bevorzugung der Bauern und diese 
wurde von ihnen auch fast immer in Anspruch genommen. 
Schien es ihnen aber nicht vorteilhaft, sich an den 
Eomogrammateus zu wenden, so konnten sie direkt 
höhere Beamte, ja den König selbst angehen. So haben 
wir in Amh. 34 eine Eingabe gleichzeitig an den Epi- 
meleten und den Basilikogrammateus, dann auch an den 
König und die Königin. Es darf nicht vergessen werden, 
daß in der ptolemäischen Verwaltungsorganisation die 
Die Imter- Tatsache, daß ein Beamter oft mehrere Ämter bekleidete 

komolttion. 

und demgemäß mehrere Titel l führte, eine ziemlich be- 
deutende Rolle spielte. Als Beispiele solcher echter Ämter- 
kumulierung können (unter vielen andern) dienen P. Amh. 
36 Borj&coi ovyyevu xal imaTQaxrjycoi xal oxQatrjydH zrjg 
Orjßaidog und Amh. 35 *AnoXXa)vl(ot rcov ngdncov cpüxov xal 
oTQOTtjywi xal bzi xcov ngoaddcov. ... In letzterem Falle 
ist der erste Titel ein Ehrentitel, die beiden letzten be- 
zeichnen aber wirkliche Amtsfunktionen: der Beamte ist 
Derstnteg sowohl Strateg als auch Superintendant bezüglich der 
^■ndafitT Einnahmen. Wenn nun ein Strateg außerdem einen der- 
artigen Amtstitel, der nicht Ehrentitel war, führte und 
demgemäß ein solches Amt bekleidete, so ist es selbst- 
verständlich, daß er auch in allen diesbezüglichen An- 
gelegenheiten den KOnig&bauern zugänglich war. In P. 
Petr. III, 29 (e) wendet sich ein Königsbauer an den Stra- 
tegen mit der Bitte, ihn in einer Streitsache vor sein Tri- 
bunal kommen zu lassen, damit er sein Recht erhalte. 9 In 



1 Damit ist nicht die Erscheinung zu verwechseln, daß die Be- 
amten auch mehrere bloße Ehrentitel fahren konnten. 

1 Aach in P. Lille 8 (3. Jahrh.) haben wir ein faöpvtjpa und eine 
hrttv£n eines Königsbauern direkt an den Strategen. Der Name des 
Strategen wird ohne Beifügung eines Titels wwihnti'YnopvtjfiaNiMavoQi 
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diesem Sinne, cL h. als ein Fall der Sondergerichtsbarkeit, 
kann auch Petr. EQ, 32g (b) verstanden werden; allerdings 
handelt es sich hier nur um die Bitte der Ausübung der 
Übergabefunktion. Die yecoQyol (ohne den Zusatz ßaodixoC) 
bitten den Oikonomos in einer Strafsache, dem Strategen 
zu schreiben, er solle dem Epistaten befehlen, den Be- 
schuldigten vor ihn zu schicken usw. 

Es ist uns eine Reihe von Bestimmungen bekannt, 
welche den Zweck haben, dem Stande der Königsbauern 
und auch den mit Monopolarbeiten Beschäftigten gewisse 
jurisdiktioneile Privilegien rein prozessualer Natur zu Jurb- 
verschaffen. Das vielgenannte Dekret Euergetes II. (118 SJJJJJJjJ^ 
v« Chr.) stellt zunächst für die Königsbauern, die Monopol- der König»- 
arbeiter und alle andern, welche mit Staatseinnahmen b £^p^ d 
zu tun haben, eine Ausnahme auf, indem auf sie alle arbeiter. 
die Regel nicht angewendet wird, wonach die Prozesse 
der Ägypter gegen Griechen, der Griechen gegen Ägypter 
und der Ägypter untereinander, wenn sie auf Grund 
griechischer Verträge entstanden sind, vor das Chre- 
matistengericht, wenn sie aber auf Grund ägyptischer 
Verträge eingeleitet sind, vor das Gericht der Laokriten 
gehören; kraft deren ferner den Chrematieten vor- 



Ttaga $ißtoe xof> Üdaijoc y*<oQyo$ «füft/gvyjöw ">0 'Agoivofoov. rtcogyä 
yffy ßaadixtjy xzL Aus dem weiteren Texte aber erhellt, daß es sich 
doch um den Strategen handelt; idwxd coi xai jigozegoy evzsvgir . . . 
eine solche konnte aber nur an den Strategen, die Ghrematisten, das 
Zehnmftnnergericht und den König gerichtet werden. Die Herausgeber 
täuschen sich u. E., wenn sie meinen, daß der Satz föcoxd ooi zeige, 
daß der Strateg nur als Vermittler diene; dies wird durch den weiteren 
Inhalt der Urkunde kaum bestätigt, sondern auf Grund dieser froher 
eingereichten frxevfe und des jetzt übergebenen vn6^vr\^ia wird der 
Strateg selbst um einen Befehl ersucht, damit der Kläger in einem 
interdiktähnlichen Verfahren sein Recht erhalte. 
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Exekutiona- 

normen und 

Privilegien. 



Besondere 

Geriehte- 

organi- 

Mtton. 



geschrieben wird, die Streitsachen von Ägyptern unter- 
einander nicht an sich zu ziehen, sondern sie gemäß dem 
Landesgesetze vor den Laokriten zu verhandeln. Die 
Bebauer des königlichen Landes sind von dieser Gesetzes- 
regel ausgenommen; sie konnten sich auch in solchen 
Prozeßkonstellationen an die Chrematisten wenden. 

Auch hinsichtlich der Exekutionsnormen erlangen sie 
gewisse Privilegien, welche im Interesse ihres eigenen 
Wohlstandes und des königlichen Einkommens getroffen 
sind. Sie werden von der Personalexekution befreit und 
die Vermögensexekution ist gegen sie nur in beschränktem 
Maße zulässig: Es muß dem Bauern belassen werden: 
ein Haus mit der nötigen landwirtschaftlichen Einrichtung, 
das zur Bearbeitung nötige Vieh und die zugehörigen 
Geräte. 1 Ferner wird verboten, das landwirtschaftliche 
Inventar der Königsbauern zur Bebauung eines anderen 
Landes als der yrj ßaodtxi] zu verwenden. 9 In demselben 
Dekret wird zum Schutze des Gewerbes, vor allem der 
Monopolarbeiter, bestimmt, daß die zur persönlichen 
Ausübung ihres Berufes erforderlichen Gegenstände der 
Exekution entzogen sein sollen. 8 Weitere Beweise der 
Jurisdiktionellen Sonderstellung der Bebauer des könig- 
lichen Landes treten uns in der Organisation der Gerichte 
selbst entgegen. Um das Jahr 156 v. Chr., also noch vor 
dem Dekret Euergetes IL, kommt die Klage der Bauern 
gegen den Exkomarchen Tesenufios vor ein Kollegial- 
gericht, das aus dem Epimeleten, dem Basilikogrammateus 
und den Chrematisten mit ihrem eloaycoyeve zusammen- 



1 Wenger, Arch. II 495. 
1 Wenger 1. c. 495 N. 4. 

• Teb. 5, 1.219: xaxä xovc rfjc gagac v6fwvg t d. h. nach den Ge- 
setzen und den Gebrauchen ans der Torptolem&ischen Zeit 
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gesetzt irt. 1 Es war also ein gemischtes Gericht, in wel- 
chem die Verwaltungsbeamten des königlichen Getreide- 
einkommens sicher nicht nur als Sachverständige, sondern 
als vollberechtigte Mitglieder eines Richterkollegiums 
fungierten, damit die Sonderinteressen Bowohl des Königs 
wie auch der Königsbauern besser geschützt würden. Aus 
derselben Urkunde erfahren wir, daß die Bauern hier doch 
das reine Chrematistengericht vorziehen ; sie bitten Aen 
König, eine einstweilige Verfügung zu erlassen mit der 
Anweisung, die Sache doch vor die Ghrematisten zu 
schicken und zwar ohne die Beamten (wie sonst stets 
üblich) in der Eingabe zu erwähnen. Die Bauern er- 
fahren, daß der Beklagte mit einem Advokaten vor Ge- 
richt erscheinen will. Sie bitten deshalb den König 
unter Berufung auf ein Gesetz, das in Sachen des staat- 
lichen Einkommens den Gebrauch eines Advokaten bei 
Strafe verbietet,, den Chrematisten ihre Eingabe zu über- 
geben. Eine Abschrift des diesbezüglichen königlichen 
Erlasses wird auch beigelegt; er ist in der Form eines 
mandatum principis abgefaßt. 9 Auf die Übertretung dieses 
Verbotes ist eine Geldstrafe, Entziehung der Advokatur, 



e«miMht» 
KoDtgial- 
geriohte. 



1 Amh. 88; Tgl. Gradenwitz: Arch. III 88/9. Gradenwits betört 
auch, daß der König gebeten wird, den Chrematisten zu bedeuten, 
daß der Prozeß .tot ihnen allein* seinen Fortgang zu nehmen habe. 
Wenger: Zu den Rechtsurkunden in der Sammlung des Lord Am- 
tierst, Arch. II 47—51, nimmt 8.49 an, daß in diesem Falle das Kolle- 
gium unter dem Vorsitze des Eisagogeus Dezios funktionierte. Wilcken, 
Arch. II 121 will den Epimeleten als Vorsitzenden dieses Kollegial- 
gerichts verstehen, was u. E. kaum richtig ist Das Gericht der Chre- 
matisten war doch das einflußreichste Kollegialgericht der damaligen 
Zeit, vor welches nicht selten auch die Beamten seihst zitiert wurden. 

* Wenger, Arch. II 49; 50: „Wo der StenerachaU in Betracht 
kommt, will sich der König die Kunst der Anwälte tob Leise halten.* 
Seme*»: PtotanliMhM ProMlmht L 12 
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im Wiederholungsfälle Inhaftnahme und Vermögenskonfis- 
kation gesetzt. 1 Es muß immer die Tatsache im Auge 
behalten werden, daß die Könige nicht nur spezielle 
Beamte, wie den Basilikogrammateus, den Oikonomos 
u. a., die mit der Getreideverwaltung beschäftigt waren, 
Aiu mit der Aufsicht, Eontrolle und Rechtshilfe bezüglich 
" der Bauern betrauten, sondern daß auch andere Beamte 

cur 

Aufwchtuad direkte Anweisungen bindender Natur erhielten, welche 
^J!^* sie insbesondere auf die Geschäfte der königlichen Qe- 
d«r König»- treideverwaltung und andere offizielle Einnahmequellen 
taern aufmerksam machen sollten. 9 

heraa- 

fwog«L Der Strateg als oberster Verwaltungsbeamter des Gaues 



1 In Rom hat man bekanntlieh die Advokaten des Fiskus ge- 
schaffen; vgl. Cod. II, 8 de advoe. fisci; Wilcken, Arch. II 121. 

1 So lautet ein Passus ans dem Philadelphnsgesetze des Königs 
Ptolemaios (259—258 v. Chr.; Rev. Laws 37 1. 2—8): An alle Stra- 
tegen, Hipparchen, Hauptleute, Ökonomen, Antigrapheis, Basiliko- 
grammateis, Nomarchen, Toparchen, Lybarchen und Archiphylakiten: 
Ich habe euch die Kopie meiner Proklamation zugestellt, welche die 
Bezahlung des Sechstels an die Königin Philadelphus anordnet. Gebet 
deshalb acht, daß meine Instruktionen erfüllt werden. Auch der 
andere königliche Erlaß ans den Jahren 140 — 189, der gleichfalls 
eine Sache der öffentlichrechtlichen Einrichtung des Einkommens 
der Uga yij betrifft, ist an die Strategen, Phrurarchen, Epistaten, 
Phylakiten, Archiphylakiten, Epimeleten, Ökonomen, an den Basiliko- 
grammateus und andere Beamten, die im königlichen Dienste stehen, 
gerichtet; P. Teb. 6. Auch aus sahireichen anderen Urkunden, meist 
nicht prozeßrechtlicher Natur ergibt sich die Tatsache, daß neben 
den Spezialbeamten der Getreideverwaltung, Monopolarbeiten und 
anderer Einkommenszweige auch die andern Beamten der Orts- und 
Ganadministration zur Pflege des königlichen und Tempeleinkommens 
in größerem Maße herangezogen wurden. Diese Feststellung ist 
zur Gewinnung einer richtigen Gesamtvorstellung über die ptolemaische 
Sondergerichtsbarkeit sehr wichtig. 
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erteilt grundsätzlich die Genehmigung zu Staatsdarlehen ; * D«r strat« 
im Anfange der römischen Herrschaft (1 1 n. Chr.) und zu £^£jj£ 
Beginn des 3. Jahrhunderts n. Chr. wird der Strateg die «UrUhen. 
Oberbehörde für die Staatsspeicher; * seine Macht in dieser 
Beziehung hat sich zwar im Laufe der Zeit gewaltig ent- 
wickelt, sie war aber auch zur ptolemäischen Zeit schon 
immer eine sehr einflußreiche. Euergetes II. schreibt in 
seinem Dekret u. a. vor, wenn die Sitologoi und der Anti- 
grapheus nicht richtig messen und die Königsbauern in- 
folgedessen mehr, ab sie schulden, bezahlen, so sollen die 
Strategen und andere Beamte der Einkommenverwaltung, 
auchderBasUikogrammateus,dieNormalmafieprüfenusw. s 

Wir sehen also, daß die Bebauer des königlichen 
Landes keinesfalls allein und ausschließlich auch in den 
Sachen, die nur die königliche Getreideverwaltung be- 
treffen, von Spezialbeamten beaufsichtigt und geschützt 
wurden, sondern daß vielmehr die Sorge um ihre Person 
und die Einnahmen des Königs auch auf andere Verwal- 
tungsbeamte ausgedehnt war. 

Was nun die spezielle Tätigkeit der Getreideverwal- d« Komo- 
tungsbeamten auf dem Gebiete der Sondergerichtsbarkeit 
anlangt, so steht der niedrigste Beamte, der Komo- 
grammateus, gewissermaßen im Zentrum dieser ganzen 
Sondergerichtsbarkeit, da er den Bauern am nächsten 
stand, allem Anscheine nach aus ihrer Mitte ge- 
wählt oder ernannt wurde, und so mit ihren Interessen 



1 Preiaigke, Girowesen im griechischen Ägypten (1910) S. 184; 
P. Lond. II 8. 96. 

1 BGU. 585 (212 n. Chr.); Preiaigke, Girowesen 8. 187. 

* Teb. 5 L 85—92. Auch in Teb. 5 L 188 f. sind die Strategen mit 
den Ökonomen und anderen Beamten, *ai xcvs htl xqsiÜv zetayfUrovc, 
laaammen genannt 

12* 
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und Angelegenheiten am besten vertraut und fQr sie 
am leichterten erreichbar war, sodafi er meist zunächst 
in Anspruch genommen wurde. Der Eomogrammateua 

r 

konnte sich selbst wieder in rein rechtlichen Angelegen- 
heiten direkt an den Strategen wenden; so teilt er in 
P. Teb. 13 (114 v.Chr.) dem Strategen Ptolemaios mit, 1 
daß er zusammen mit dem Komarehen und dem Alterten 
der Königsbauern die Inspektion vorgenommen habe und 
benachrichtigt ihn von einer Straftat mit der Bitte, den 
Schuldigen vor sein (des Strategen) Gericht zu zitieren 
und ihm die gebührende Strafe aufzuerlegen. Als Haupt- 
funktionen des Komogrammateus auf dem Gebiete der 
Sondergerichtsbarkeit begegnen folgende: 
n«r Koma- a) Der Komogrammateus übt die Tätigkeit eines Hilfa- 
aue^h™ richten und eines Gerichtsvollziehers aus. So fordert er 
Touitehw. in P. Teb» 14 (114 v. Chr.) auf Anweisung einer anderen 
Gerichtsbehörde : 

o) den (des Totschlags und anderer Übeltaten) An- 
geklagten auf, binnen drei Tagen vor Gericht zu erscheinen 
(und zwar vollzieht er diese Aufforderung persönlich); 

ß) nimmt er die Schätzung und vorläufige Sequestration 
des Vermögens des Angeklagten vor. 

b) Auf direktes Ansuchen der Königsbauern, Monopol- 
arbeiter, Monopolpächter usw. versieht er deren Eingaben 
mit seiner Unterschrift und übergibt sie entweder seinem 
Vorgesetzten, dem Basilikogrammateus oder dem ordent- 
lichen Gerichte des Strategen oder der Chrematisten 
zwecks Eintragung in den Chrematismos ( Verhandhmgs- 



1 ttsft hier Ptolennios Strateg kt, ergibt sich aas P. Teb. 15 1.15, 
welche Urkunde fonf Tage sptter ieüert ist: mm zriwor um^tnJMm 
hti IljoXsfiafov top avyytvij xai OTQcmjyor. 
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liste). So sendet er in P. Teb. 88 (113 v. Chr.) die Ein- 
gabe eines ölemkommenpäehters mit seiner Unterschrift 
an den Basilikogrammateus und stellt ihm seinerseits 
schriftlich den Tatbestand dar. 1 Eine Übergabe zwecks 
Eintragung in den Chrematismos begegnet in P. Teb. 44 
L23: 

did TigooayyiXlco cot IhtQK inordffjg 6k hojHjxu W 
iTidQxrjt fioi h %Qr\iwxiöiubi /m/} nore l£ voxigov naMrtoc 
xl pov d&wtoe diaq>vyt}L 

Teb. 49: tv vndQxrjt fiot h xeypaxufpak nai fArj&kv xök 
ßaodei duaUorp. 

c) Schließlich tritt der Eomogrammateus selbst als dwKobuh 
KonriUator und Friedensrichter auf: P. Teb. 49: dtö budU "^^^^ 
6a>fdo(n8naKtovlyHah}VfAhov7tQooxX^ Komüi»*». 

Anodovval jluh x6 ßldßog, iAv di äjiet&tji vnoxd£at xov ino/Av/^ 
yuaroc ävxtygatpoy ofc xa&^xu XV vn&Qxrji jioi h xQVfMma- 
fi&i ... also zunächst auf eine direkte Eingabe, dann 
aber auch auf Anweisung des Basilikogrammateus hin. 
In P. Teb. 40 schreibt ihm der Basilikogrammateus vor: 
yerrjiHjxa) xck fotoreJUt xd öbuuov natä xovg xijg Ktbptjc 
Hho/mk. Alle diese Urkunden stammen aus dem Ende 
des 2. Jahrhunderts, und wir sehen, daß die ÖTtoygaqrf 
des Basilikogrammateus in Teb. 40 denen der Strategen 
an die Epistaten aus dem 8. Jahrhundert 1 sehr ähnlich 
ist Außerdem zeigt die Eingabe in P. Teb. 40, daß 
ebenso wie der Strateg dem Eomogrammateus einen Be- 
fehl erteilen konnte, auch der Basilikogrammateus dem 
Epistaten eine Anweisung geben konnte. Er tat es selten, 
obwohl er dazu berechtigt war. 



1 Vgl. auch P. Teb. 89; 45; 46; 47; 50; 58 u. a. m. 
* Der reichen Gruppe der Magdolapapyri. 
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Aas der soeben aufgestellten Dreiteilung der juris- 

diktioneilen Tätigkeit des Komogrammateus ist besonders 

seine Vermittlung zur Eintragung in den Chrematismos 

hervorzuheben. 

zmi Die Beamtenrechtsprechung war hauptsächlich in zwei 

***£** Arten möglich: 

BMmtaB- a) auf Grund der Eintragung der Klage in den Chre- 
"*•" mfttismos, 

b) ohne solche Eintragung (dies war die einfachste 
Art des Verfahrens). 

Alle die niederen Beamten, sowohl die der allgemeinen 
wie die der speziellen Verwaltung, haben, wenn sie bei 
der Rechtsprechung auf direktes Ansuchen von unten 
mitwirkten, die die an sie gerichteten Eingaben, ohne 
Eintragung in die Verhandlungsliste, d. h. ohne Be- 
nützung des Chrematismos, untersucht und eventuell ent- 
schieden. Denn dieser Chrematismos war eine öffentlich- 
rechtliche Urkunde von großer Wichtigkeit und stand nur 
den hohen Beamten und den Kollegialgerichten zur Ver- 
fBgnng. Der Komogrammateus versah die Eingabe, wenn 
er sie weiterschickte, mit seiner Unterschrift; in den Chre- 
matismos selbst konnte er sie nicht eintragen : dtd budldwpl 
aoi Stwk ftegi hcdoz&v inoyQa<pr}v TUM/jar/t 7iQoovJiotd(avza 
xal xov fmofJLvrifMxtoQ äyrlygatpov 6k xaiHjxeL 1 Dagegen 
dm konnten xQVf" 11 ^* 1 * im prozessualen Sinne nur ganz be- 
*WMf<£tiv stimmte höhere Beamte, welche mit einer ordentlichen 

in pro* 

un Jurisdiktion irgendwelcher Art ausgestattet waren; so 



mnn% - z. B. der Strateg: Anid&xa £ytcv£w Auxpärei xck aiQomjfck 
fjv ggf/juaTJao? djiioxeiXe . . . . * 



» Teb. 46. 
* P. Msgd. 6. 
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Auf Grund einer Hyxevfa xsxQtjjuaTiopht] leiteten die 
imodioixrjTal die Untersuchung ein und erließen an den Epi- 
meleten und andere Spezialbeamte Exekutionsbefehle. 1 

Deroberste Beamte, der über allen Verwaltungsbeamten 
der königlichen Domänen und des königlichen Einkommens 
stand, war der Dioiketes; er war auch der direkte Vor- fcom**** 
gesetzte des Oikonomos.* Die Bedeutung seines Amtes 
stieg im Laufe der Zeit wesentlich, sodafi im Jahre 114 
König Soter n. vorschrieb, keine einzige Gerichtsstelle 
und kein einziger Beamter dürfe etwaige Klagen gegen 
die Finanzbeamten annehmen, sondern alle diese Klagen 
sollten von diesen Beamten an den Dioiketes weiter- 
gegeben werden. 8 Der nächste Beamte nach dem 
Dioiketen, sein direkter Untergebener, war der Hypo- 
dioiket (v7iodiooct]Tijg). An ihn werden sehr oft direkte Ein- 
gaben gemacht, aber nur hinsichtlich der Fragen, die sich 
aus der Regelung der Verhältnisse der ßaathxd und tiqoo- 
odixd ergaben. So in dem bekannten Zwillingsprozesse, 
wo sich Thaues und Thaus wiederholt an den Hypo- 
dioiketen Sarapion wenden. 4 Der Hypodioiket ließ in 



1 P. Par. 30. Die Petenten sind den König angegangen, er möge 
den Spezialbeamten, wie Dioiketes, Hypodioiketes, Epimeletes, einen 
entsprechenden — meist wohl nur bedingten — Befehl erteilen. 

* Wenn der Oikonomos eine Geldsumme nicht binnen drei 
Tagen dem Dioiketes zahlt, etangdSaio d 9 6 im tijs diooc^otvoe rero- 
yiäros. Her. Laws 19 1. 15—16 

• Teb. 7. 

4 P. Par. 27 : Sagamwn rör &uM%i0v xai hjtodioixtjxili naga Savfjxoe 
xai TooOtoc didvfxcbv, x&v IsiTOVQyovoobv h x&i xgog Miptpw fi*ydXa>t 
HaQometwi. Kai ngöregov fitv bud&xafA&p oa too/ivrifia d*£p toO (iif 
tlXri<pb<u TtoQa, t&v Ugsi&v ttjv xa&^xovaav tjfifv Sldoo&ou xat 9 htavrfo 
sie xa d&orxa olvQcar &<p* cfi xat iyQayHXc Mtrvlfai ?$ bufuXtixiji d*o- 
doßwu rjf*Xy. Vgl. P. Par. 28; 80; 88. 



foouaffijs. 
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AuvKfcpfc. solches Angelegenheiten meist dem Epimeleten eine An- 
weisung zugehen. Dieser Beamte nahm fast die gleiche 
Stellang wie der Basilikogrammateas ein; ein Unterschied 
lag nur darin, daß letzterer sich hauptsächlich mit den 
Königsbauern und den Geschiften der ßaodocA befaßte, 



der Finanzverwaltung, den ngooodocd, beschäftigte, wobei 
er auch unter dem Strategen stand, welcher meist auch 
noch bd xwv nQoo6d<or war. Auch dieses Amt hat im 
Laufe der Zeit eine Wandlung erfahren, sodafi im Jahre 
1 18 — 1 1 7 v. Chr. der Epimeletes zusammen mit dem Oiko- 
nomos die öffentliche Verpachtung der frei gewordenen 
Grundstücke übernimmt 1 In dem wichtigsten Philadel- 
phusgesetze aus der Mitte des 3. Jahrhunderts wird der 
Bpimelet bei der Aufzählung der Beamten, an die das 
Dekret gerichtet ist, gar nicht einmal erwähnt Im 
Jahre 157 v. Chr. aber nimmt er neben dem Basilikogram- 
mateue am Kollegialgerichte der Chrematisten teil; sie 
werden beide als 9 <mvedgevoyze^ u bezeichnet, woraus her- 
vorgeht, daß keiner von ihnen etwa den Vorsitz im 
Richterkollegium führte. 1 

Neben dem Hypodioiketen erteilte auch, wie gesagt, 
der Strateg dem Epimeleten Anweisungen.» 



1 P. Teb. 1, 61 b; 19-110. Beetowsew, Kelenat «0. 

1 P. Amh. 83. Rev. Laws S. 118. 

* P. Pur. 22. Eine Eingabe an den König (1. 80) : Atoputa ab M* 
i m oo T e t le u vqr hr%w£w hü Aumtöiov t&r q>üua>v md oiQaiqydr, Sxok 
YQ&WI Mwvükt t<J> ixifuXtjztf xal A&qIwm t$ druyga^tH tctX, P. Par. 26 
eel. 2, 1. 40 f. Dai der Epimelet in seinem Bessert dem Dioiketen naher 
stand als den anderen höheren Beamten erhellt aus P.Par. 62 col. 8» 
L12: *Ea* V l[*i . . . . m Uitfrl, pufdk i [$ dtounjtg uai x$ bufuXfj[xfj] 
xaQ&x(FII JLa tlotvvfx&otir, xQaxfy 00 *** 1 iftatmv ffaQpaio? x6 ttaytyQap» 



irivw xilos JzevxajzXdoiov. Am nftcbaten stand er aber dem Hypodioiketen. 
P. Par. 63 (165 v. Chr.) col. 7, 1. 19: Auozdifuöa tote dXXon hii^uXrjxaXg 
xai vjtodtoixTjxaXi xavxd. 

1 Festua 1. c. : redempiores proprie atque antiqua consuetudine dice- 
bantur qui cum quid publice faeiendum ut (oder vel; ersetzt im Texte) 
praebendum conduxeranteffecerantque, tum demumpecunias accipiebatU. 
nam antiquitus entere pro accipere ponebatur; at hi nunc dicuntur 
redemptorea, quicquid conduxerunt praebendum utendumque. Vgl. 
Livius44, 16; 41,27. 

1 Cicero in Verrem, Actio I cap. Ib. 
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VI. Kapitel. Die Sondergerichtabarkeit 185 

Schließlich sei ein Rechtevergleich mit dem römischen 
Rechte gestattet. Die Sondergerichtsbarkeit ist auch im 
römischen Rechte von großer Bedeutung. Es gab iudicia iudida 
censoria, welche mit der Regelung und Entscheidung der 
Rechtsfragen zwischen Fiskus und Bürgern betraut waren. 
So z. B. bei der locatio vectigalium (Livius 39, 44), locatio 
redemptorutn (Festus p. 270), welche nach Festus sehr 
alten Ursprungs sind. 1 Ähnlich wie die Beamten der 
ptolemäischen Getreidesteuer und Monopolverwaltung 
vereinigten die römischen Zensoren sowohl die Ver- 
waltung selbst, wie die darauf bezügliche Gerichtsbarkeit 
in ihren Händen. Die Zensoren schlössen Verträge zwi- 
schen Fiskus und Privatunternehmern ab und übten über 
die Ausführung der so bestellten Arbeiten die Eontrolle 
aus. Erwies sich ein Wege-, Haus- oder sonstiger Bau- 
unternehmer als nicht geschickt oder zuverlässig genug, 
so konnte der Zensor einen andern beauftragen und an 
ihn im Wege seiner freien cognitio die Ausführung der 
Bauten vergeben.* Die Bezahlung erfolgte gewöhnlich 
durch die Quästoren auf Anweisung der Zensoren; waren 
die Privatkontrahenten damit nicht zufrieden, so mußten 
sie sich direkt an den Zensor wenden (Liv. 44, 16). Alle 
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Streitigkeiten, die aus solchen Verträgen zwischen dem 
Staate und Bürgern entstanden, waren der zensorischen 
cognitio unterworfen, und da die Amtsdauer bei den 
Zensoren nicht mehr als achtzehn Monate betrug, 1 kam 
es oft vor, daß die Entscheidung einem neuen Zensor 
oblag, was nicht immer den Interessen der bürgerlichen 
Unternehmer entsprach. 1 



1 Zuweilen auch drei Jahre. 

1 Auch die Pachtverträge zwischen Staate- und Privatpftchtern 
Aber staatliches Land wurden mit den Zensoren abgeschlossen. Ferner 
wurde im Wege der cognitio die in allen Zeiten für die Landwirtschaft 
so bedeutende Frage entschieden, ob ein solcher Pachtvertrag noch 
weiter gültig, ob durch Verjährung die Eigentumsklage ausgeschlossen 
oder durch Ersitzung das Grundstock zum Eigentum des Pachters 
(natürlich nicht bei gewohnlicher locatio conductio) geworden war usw. 
Interessant ist dabei die aus dem Prinzip der Kollegialität des 
romischen Staatsrechtes erhellende Tatsache, daß die Beschlösse 
eines Zensors nur dann unangreifbar waren, wenn er sie in Überein- 
stimmung mit seinem Amtsgenossen gefaßt hatte, da ja ein Zensor die 
Entscheidungen des andern nicht nur anfechten, sondern einfach 
aufheben konnte: Atque etiam ipsi inter ae censores sua iudicia tanti 
esse arbürantur, ut alter aUeriua iudicium tum modo reprehendot, sed 
etiam rescindat, ut alter de senatu movere velit alter retmeat et ordine 
amplisaimo dignum existimet, ut alter in aerarioe referri out tribu 
moveri iubeat, alter vetet (Cicero, pro Claentio 43). 



VII. Kapitel. 
Die Obergabefunktion und die Delegation. 

Inhalt: Die Ühergahefanktion: von oben nach unten und von 
unten nach oben. Die Einleitung eines summarischen Verfahrens und 
eines Voll Verfahrens. ,£g/mv* in Verwaltungssachen. Die Bedeutimg 
der Formel sk t6 zoV ßaadicog dvopa. Beschränkung der Zahl der 
Eingaben an den König. Die Präzision der Übergabefunktion in den 
Eingaben. Der Leitgedanke der Übergabefunktion. Die didXvoig in 
ihrer primäisten Form. 

Ein weiterer allgemeiner Zug des ptolemäischen Ge- 
richtsverfahrens ist die Übergabefunktion. Sie steht 
im engsten Zusammenhang mit der prozeßrechtlich höchst 
wichtigen Einrichtung der ständigen Aufsicht über die 
Rechtsprechung und deren Kontrolle von oben : der König 
kontrolliert den Strategen, dieser den Epistaten usw. 

Die Übergabefunktion erscheint in zwei Formen, &** 
einerseits von oben nach unten, d. h. vom König bis ^2!^ 
zum niedrigsten Beamten, andererseits von unten nach zwei Haupt- 
oben, vom niedersten Beamten bis zu den autonomen richt,m8e,L 
Kollegialgerichten und dem Könige selbst. 

Die ptolemäischen Prozefiurkunden lehren uns, daß 
in dem Brauche der Übergabefunktion eine Besonderheit 
des ptolemäischen Rechtes liegt und nicht nur eine ge- 
wöhnliche bürokratische Einrichtung, eine Eigentümlich- 
keit des ptolemäischen Prozesses, die vielleicht ihren 
Ursprung in dem Rechtsverkehr zwischen Griechen und 
Ägyptern hatte. 
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So wurde z. B. der König angegangen : efooi öoxu * tiqoo- 
xd£ai Auxp&vti x& oTQarrjycbi; zwar prüfte selten der König 
selbst, sondern regelmäßig sein Kanzlei Vertreter , ein 
hoher Beamter, zuerst den Inhalt der Eingaben. Fanden 
sich keine offenbaren Unwahrheiten in der Darstellung 
der Sachlage, so wurde die ßrevte entweder ohne Be- 
wegung gelassen, oder zur Prüfung der wirklichen Lage 
der Dinge dem Strategen übergeben. 

Selbstverständlich wurde die Mehrzahl dieser Sin» 
gaben nicht dem König direkt eingereicht, obgleich sie 
tls tö tov ßaadicog Srofia lauteten; sie wurden vielmehr 
dem Strategen ek tö tov ßaotttax; Svopa eingereicht; dieser 
konnte, dann von sich aus entscheiden ob er die An* 
gelegenheit selbst erledigen oder ob er sie dem König 
Büro voo unterbreiten sollte. Der Zusatz efc xö tov ßaodtax Svo/mo 
blieb in solchen Fällen nur ein Symbol zur ständigen 
Erinnerung daran, daß der Kläger trotz dieser dem 
Strategen überreichten Eingabe doch eine solche direkt 
an den König richten konnte. 
Di« Pr»üi«it jag kommt auch hier das schon einmal erwähnte 
droiehuit. Prinzip der allgemeinen Freiheit in der Klageeinreichung 
zur Geltung. Die Rechtsuchenden waren nicht ver- 
pflichtet, nur bei dem Strategen oder nur bei dem König 
ihre Klagen einzureichen, sie konnten vielmehr das Ge- 
richt der Ghrematisten, ihren ekayctrycvc, die Laokriten, 
eventuell auch das xoirdv docaar^gtov in Anspruch nehmen. l 

Nach ihrem Zwecke lassen sich zwei Haupt- 
arten der ptolemäi8chen Übergabefunktion unter« 



övoßta. 



1 Magd. 28. 

* Über efe r6 toG ßaoiUoK bmpoL Tgl. P. Petr. II 8. 98 wA 
P. Petr. 12. 
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scheiden: eine zwecks Durchführangeines sunt- we 
manschen Verfahrens und eine solche zwecks j^i^. 
Einleitung eines Vollverfahrens. In Tor. 6 wird der marischon 
Strateg und Epistrateg angegangen, nicht im Wege des Y ^jf^£ 
ek rd top ßaodkoe Sropa um Durchführung eines echten voiiver- 
gerichtlichen Verfahrens gebeten, sondern um ein sum- 
marisches Verwaltungsverfahren ersucht: &£iov[iev läv 
(pahrjxcu owxdtai ygdyfai 6k xa&rjxei firjdh ijjnäg Jtgdaaetv. . . 
firjdi naQevoxtäv tv 9 dvtfjmodioxol vn&Qxowxeg yeivibfiedu ngdg 
xdk xa& iavxovg xsxevx^xeg vfjs tioqA oov dvxdrjyecos. Der 
Strateg reagiert darauf mit einer foioyQa<prj an den Epi- 
staten: 'Eg/ioxlei juij nQooix&e xdk imxQskov x(wt£eir ti, 
jitTjSk airovg dXXdooeiv xovg etötaphovs Ttgdooeo&cu xovxovg 
ngdooetr. Und eine dritte Hand, die des Hermokles selbst, 
hat unter der Strategenanweisung unterschrieben: bcgei- 
ra/ier jjAi . . . Sg£ai Lg Ttavrt *, d. h. iudicavimus tum 
snppetere anno VI Payni XX. l 

Der Epistat hat also die Angelegenheit im Wege *#*«** in 
des xgbetr geregelt Auf Anweisung des Strategen wa]1 ^ gs . 
fungierte ein Richter, dem die Sache nicht von Anfang **<**• 
an zur Untersuchung und Entscheidung überwiesen war, 
sondern der nur auf Befehl des Strategen urteilte. Die 
Frage wird von ihm definitiv entschieden, eine Alter- 
native, wie et di fxri, äjidoxedov, ist ihm nicht gestellt 
worden. 

Der Richter des summarischen Verfahrens hat seine 
Schuldigkeit getan; aus eigenem Antrieb fand er es 
nicht für nötig, die Angelegenheit in einem ordentlichen 



1 Peyron, Tor. P., II p. 44. Perron meint, es sei vielleicht 
flr Ajp&u vxdotai sn verstehen, also py fatdtfai, non «•«, non 
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(vollen) Verfahren, in der Verhandlung vor sich selbst, 
unter Zulassung beider Parteien zu erledigen oder sie 
vor das autonome Gericht zu bringen; die Möglichkeit, 
dies zu tun, blieb den Parteien selbst vorbehalten. 

Dies war ein Beispiel eines Verfahrens, in dem die Über- 
gabefunktion nur einmal, vom Strategen, ausgeübt wurde. 

In Urkunden der Magdola-Papyri kommt die Über- 
gabefunktion in drei Arten vor: die Übergabefunktion 
des Königs, des Strategen und des Epistaten. 1 Es ist 
eben stets die Tatsache im Auge zu behalten, daß auch 
die Petenten den König bitten, er möge den Strategen an- 
weisen entweder selbst zu entscheiden oder seinerseits 
wieder den Epistaten anzuweisen. Darin wird uns eine 
Rechtsanschauung bezeugt, die sich den Gang des Ver- 
fahrens nicht ohne die ständige Kontrolle des Vorgesetzten 
über den untergeordneten Richter vorstellen kann. Es ist 
immer daran festzuhalten, daß es sich hier nicht um 
die Tätigkeit eines gewählten Richtet s handelt, der auf 
eine Formula des Prätors hin Recht spricht, sondern um 
die richterliche Funktion eines Unterrichters, der auf Be- 
fehl des vorgesetzten Richters ein Streitlirteil fällt Ein 
solches Urteil muß aber auch stets von dem Urteil des 
Epistaten unterschieden werden, das dieser auf eine von 
den Parteien an ihn direkt gerichtete Eingabe hin fällt, 
wobei also eine Übergabefunktion fehlt. 2 



1 Die des Königs in P. Magd. 88 + 6. 

1 Einige Schwierigkeiten bietet P. Tor. 6. Die Urkunde legt den 
Gedanken nahe, daß es sich hier mehr um eine einfache Beschwerde 
wegen einer administrativen Ungerechtigkeit handle, und daß der 
zuständige Strateg zur künftigen Vermeidung solcher Vorkommnisse 
dem Epistaten in seiner polizeilichen (nicht richterlichen) Funktion 
einen Befehl erteile. Wenn wir die Worte xov nqoc %%i oUovofuat 
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Der Übergabefunktion begegnen wir auch in der 
Ghrematistengerichtsbarkeit. Denn außer der Möglichkeit, 



tcöv dgyvgutcbv Ila&vgei so verstehen, daß hier von einem Steuer- 
erbeber oder einem ähnlichen Beamten die Rede ist, und wenn wir 
uns ferner vergegenwärtigen, daß die Petenten keine Entschädigung 
für die Mehrforderung und -erhebung seitens des beschuldigten Iai- 
doros verlangen, sondern daß ihre Bitte an den Strategen nur auf 
Sicherstellung gegen derartige Übergriffe für die Zukunft abzielt, so 
dürfen wir wohl annehmen, es handle sich hier lediglich um eine Ver- 
waltungsbeschwerde und nicht um eine Eingabe, auf welche der Strateg 
in seiner richterlichen Funktion reagiert P. Tor. 6 : $o(i/wvu avyysvsl 
xai htusxgaxrjywi xai oxgaxrjy&t xfjg ßtjßaidog, xaga Xhogorjgiog xai \(av 
SXkaw Jiaar<xp6gcov 'AftevaSquoe rot; h rolg Mspvoviou; ddixovftsvoi ov 
pexglcog xai Siaoeidftsvoi vno 'Ioidcbgov xov ngog xfji olxovofUcu xüxv 
dgyvgix&v xov Ila&vgei, toi) xtjy foii ae xaxayvyrp nsnotqfie&a, tva xv- 
Z<Dfxer ßorj&slas» 6 yäg oijftatvofievoe Ioidcogog ocsxat Cvf ilOJt Q axT V oeiy 
tffiäg xä fifj xa&tjxovxa nagaßas xa indvcoöev vxo xcöv ßaod£(ov Jigooxe- 
xay/Uva ptjdev xatvl£eiv. &$tovf*ey iav (paivqrat owxd£ai ygdy/ai oft 
xaöyxei fitjder Jjfiäs ngdoceiv ptjde JiagevoxitTv tv* avt/utodtoroi vndg- 
%ovx*z yeircofis&a xgog xotg xa& iavxovg xexevxdxsg xrjs Jtagd aov dvxt- 
Xr/tfecw. svxvz 81 * Zweite Hand. 'Egpoxlsr ftij yigooex'ig xoit imxgetayv 
xaivl£str u prjdh avxovg dXXdooeiv, dXXd xovg slöiopevovg Jigdooecr&ai 
xovxovg ngdooeiv. Dritte Hand, ixgsivafiev firj. imdgfai La navvt x. 

Wir übersetzen die Urkunde wie folgt: 

An Phommutis, den königlichen Verwandten, Epistrategen und 
Strategen der Thebais, von Orsoroeris und den anderen Pastophoren 
(eine Priesterkategorie) des Amenophis (ein König und Gott) in 
Memnoneia; da wir maßlos in unserem Rechte verletzt und gequält 
werden von Isidoros, dem Vorsteher der Finanzverwaltung des pathyri- 
tischen Gaues, so nehmen wir unsere Zuflucht zu Dir, um Hilfe zu 
erlangen. Denn der besagte Isidorus will von uns nicht geschuldete 
Bußen eintreiben zuwider dem früheren Erlasse des Königs, daß 
man nichts Neues einfuhren solle. Wir bitten Dich, wenn es Dir 
gutdünkt, zu befehlen, daß man den zuständigen Beamten schreibe, 
sie sollen nichts von uns eintreiben noch uns belästigen, damit wir 
ungestört seien in unseren Angelegenheiten, nachdem wir Deiner 
Hilfe teilhaftig geworden. Lebe wohl! 
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eine Eingabe an die Chrematisten in ein hierfür auf- 
gestelltes Gef&fi einzuwerfen, konnte man noch zwei Wege 

Zweite Hand: An Hermokles. Laß nicht zu, daß die 8chuld- 
eintreiber Neuerungen einfuhren oder etwas Indern; nie sollen in 
hergebrachter Weise exequieren. 

Dritte Hand: Wir haben genrteilt m [&c-]<fe£ai. Das Wort 
vxäetat wird von den Herausgebern übersetzt mit non suppetert, 
d. h. .nicht ausreichen" ; man konnte es vielleicht auch übersetzen 
.nicht vorhanden sein"; es sind aber beide Übersetzungen nicht 
so einfach mit dem Inhalt der Urkunde in Einklang zu bringen. 
Der Herausgeber beschrankt sich lediglich darauf, den Juristen den 
richtigen Sinn dieses Wortes zu überlassen: dt pkrasim mridicmm 
eüipticum prj (jxdg^ai non esse, non guppetere 9 iuri$prud*ntümo 
aesHmandum reUnquo* (P. Tor. II p. 44). Das Wort bcgslrafier 
ist von dem Herausgeber mit „tudieavirnus* Obersetzt Die Ein- 
gabe stellt in diesem Falle eine Verwaltungsbeschwerde dar. Es 
wird auch nicht um etwaige Bestrafung oder um Schadensersatz 
gebeten; daß trotzdem eine Resolution mit ixo*lvaft8v getroffen wird, 
weist nochmals darauf hin, daß oft dieselben Termine in Sachen 
der reinen Jurisdiktion und der reinen Verwaltung gebraucht werden. 

In P. Tor. 6 fordern die Bittsteller nach einer kurzen Darstellung 
des gegen sie begangenen Unrechts nicht die Herausgabe des un- 
gerechtfertigterweise Eingetriebenen; sie bitten nur um Sicherstellung 
für die Zukunft. Es ist auffallend, daß sie die Hohe ihres Schadens 
nicht angeben und daß sie keine Bestrafung des schuldigen Beamten 
verlangen. Es wird einfach eine Beschwerde gegen die ungerechte 
Behandlung seitens des Beamten vorgebracht und dem Ermessen der 
zuständigen Stelle überlassen, wie die Sache zu erledigen sei. 

Es ist eine Eigentümlichkeit des ptolem&ischen Beamtenverfahrens, 
daß der fernere Gang desselben von dem Beamtenrichter bestimmt 
wird. In diesem Sinne nähert sich das Verfahren der römischen 
eognUio extra ordinem. Die uns interessierende Obergabefunktion 
bleibt in diesem Falle die gleiche wie bei jedem andern ptolemli- 
sehen Verfahren. Das Bild des letzteren wird auch wenig verändert, 
wenn hier eine Verwaltungsbeschwerde anzunehmen ist Verwaltungs- 
und Zivilprozeßverfahren vor den Beamten gingen parallel. Wenger, 
Pap.Stud. S. 48. 



.1 
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betreten, um einen Rechtsstreit vor diesem Gerichte zu 
beginnen: entweder man reichte dem Vertreter der Chre- 
matisten, dem doaywyevg, die Klage ein oder man konnte 
den König selbst bitten, die Eingabe den Chrematisten zu 
übergeben. P. Tor. 3 Z. 84 f.: 

d v/mov doxd, ävcmißiyHU tf/utov rijr hrtev£tv dg tohg 
änd xöv Uavonoihov fi&XQ 1 ^v^v^g xgrifjuiwytäg, wv efoa- 
ycoyebg 'Apjucbviog, Snwg xQtifAaxIoaYzeg avrrjv dg nglair. 

Es. ist also eine Übergabefunktion des höchsten ▼•*- 
Wächters aber die Rechtsprechung, des Königs selbst, ^ate 
und zwar auf eine direkte Bitte seitens des Klägers hin üb«rg*u- 
bezweckt. Man könnte hier die Frage aufwerfen, wozu ftmktlon * 
diente eine solche Vermittlung in Sachen, in denen ein 
so hohes autonomes Gericht wie das der Chrematisten 
Recht sprach, wenn dieses Gericht auf dem einfachen 
Wege des Einwurfs der Klage in eine Art von Brief- 
kasten erreicht werden konnte? 

Bestand nun ein Unterschied hinsichtlich der Übergabe- 
funktion bei den verschied enen Arten von Klageeinreichung 
oder nicht? Wir haben folgende Einreichungsarten: 

1. an den König selbst mit der Bitte, die Sache einfach 
zu entscheiden (P. Par. 35 1. 34 f.), 

2. an den König mit der Bitte, dem Strategen einen 
bedingten Befehl zu erteilen, 

3. an den Strategen mit der Bitte, persönlich zu ent- 
scheiden, 

4. an den Strategen mit der Bitte, dem Epistaten 
eine Anweisung zu geben. Außerdem gibt es noch direkte 
Eingaben an den Epistaten, für welche der Ausdruck 
Svxev(tg sich aber nicht findet. 

War dem Königeine Eingabe vorgelegtmit der Bitte, dem 
Strategen einen bedingten Befehl zu erteilen, und erteilte der 

Semeka: Ptolem&iiehe« Prozeireeht L 18 



194 



Erster TeiL Gkriektsvefftssimg. 



Di« 

Bedeutung 
dtr Formal 
4? tö wQ 



König diesen Befehl, so war der Strateg in der Regel ver- 
pflichtet, die Sache, wenn sie ihm klar genug erschien, zu 
entscheiden; war das nicht der Fall, so war es seine Auf- 
gabe, sie mit der formelähnlichen vnoygagyrj: pAkma ow- 
didXvaov ainovg, el di jaij indaxukov xxL dem Epistaten zu 
fibergeben. Die Tatsache allein, daß sich diese vTtoygaq^ zu 
einem stereotypen Satz entwickelt hat, deutet darauf hin, 
daß es sich hier um einen festgewurzelten Gang des ptole- 
mäiechen Verfahrens handelt Ebenso war der Strateg 
formell verpflichtet, eine an den König gerichtete, ihm zu- 
gestellte Eingabe dem König oder dem hierfür bestellten 
Vertreter zu übergeben, bezw. darüber Bericht zu erstatten. 
Wenn er dies oft nicht tat, so lag der Grund hierfür wieder 
in dem Usus, dafi die geringeren Sachen von ihm erledigt 
werden konnten, trotzdem auch sie auf den Namen des 
Königs lauteten. 1 So war einerseits formell das Prinzip 
gewahrt, dafi jeder in jeder Sache den König anrufen 
kann, daneben aber auch der Praxis Genüge getan. 

Seit ältester Zeit waren die ägyptischen Könige 
ihren Untertanen, die sich mit der Bitte um Rechts- 
hilfe an sie wandten, zugänglich und diese Sitte blieb 
bestehen. Wenn man die Reihe der Magdolapapyri über- 
blickt, so staunt man darüber, mit welchen Bagatellen der 
König, wenn auch nur formell, belästigt werden konnte. 
Dazu kommt noch ein wichtiges Moment Die Bevölkerung 
vermehrte sich, der Rechtsbrauch jedoch, der zwar dem 
doch immerhin kleineren Kreise der Untertanen der Pha- 
raonen genfigte, blieb derselbe, wurde den neuen Ver- 
hältnissen nicht angepaßt Es darf als ziemlich sicher 
angenommen werden, dafi für den Strategen Anordnungen 



1 Anden bei den autonomen Gerichten. 



VII. KapiteL Die Übergabefunktion und die Delegation. 195 



getroffen waren, 1 nur dann die an den König direkt ge- Die vor- 
richteten Urkunden an den König zu bringen, wenn ihr ££ 
besonderer Inhalt dazu Veranlassung gab. So mochte sich Mhriairang 
bei dieser Obergabefunktion des Strategen noch eine be- g^J^i 
sondere Gattung seines richterlichen Ermessens ausbilden. «& d«n 
Dies war an und für sich, rechtspolitisch betrachtet, nicht Ktol * 
ungefährlich, in Wirklichkeit jedoch nicht verderblich 
(wenigstens lange Zeit hindurch nicht), weil ihr parallel 
die Freiheit in der Klageeinreichung unter den Lagiden 
voll gewahrt blieb. Der Rechtsuchende konnte noch immer 
außerdem die autonomen Gerichte anrufen. Blieb eine 
brttu^iQ bei dem Strategen liegen und wurde sie nicht dem 
König unterbreitet, so konnte sich der Kläger ferner stets 
noch mit einer bncevte an den König unmittelbar wenden. 

Für die Übergabefunktion des Strategen nach unten, 
an den Epistaten, ist die Tatsache bemerkenswert, daß 
dieser, wenn er auf Grund einer solchen singul&ren Dele- 
gation die Sache erhielt, seinerseits nur die Art der Er- 
ledigung vornehmen durfte, welche ihm vom Strategen 
ausdrücklich vorgeschrieben war.* 

Es erübrigt nun noch, eine andere Art der Übergabe- 
funktion zu betrachten, die den Schriftstellern bisher zu 
den verschiedensten Schlüssen Veranlassung gab und die 
viel allgemeinerer Natur ist und deshalb auch für die 
Charakterisierung des ptolemäischen Prozesses von großer 
Bedeutung ist. Das ist die Übergabefunktion der vielen 



1 Vgl. BGÜ. m 1011 II 5 f. Wilcken: Grundzage 6. 

* Es ist streng zwischen zwei Begriffen zu unterscheiden: zwi- 
schen der richterlichen Übergabefunktion und den Richterbefehlen 
an die zuständigen Beamten zwecks Ausführung einzelner Prozeß- 
handlangen, der Zwangsvollstreckung, einstweiliger Verfügungen, Be- 
wirtung der in tu* vocatto n. dgL Vgl. Pap. Magd. 

18* 
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im« anderen Ortsbeamten, auf Grund einer vom Kläger bei- 
^2l£" gefügt* 11 Bestimmung 5tuo<; ijzojdfys 6k xaWjxu. Es hat 
i* TWei sieh ein fester Usus ausgebildet, nach welchem sich solche 
Übergaben richteten. So berichtet der Eomogrammateus 
Menches an einen gewissen Horos, der wahrscheinlich 
Basilikogrammateus war, über einen bewaffneten Dieb- 
stahl und die Insultierung eines stellvertretenden Epi- 
staten. P.Teb.16,21: 

xaläk l[xeiv ihtoldßopev] Ttgooavevtyxcu tv . . . 
Horos erledigt die Sache mit ok xa^xei). nQo(v&/joccte) 
Ag aitol xajao[xa&£vzes rtfyaxw] xrjg &Qpo£ovori<; fcrwrfiijf «a>c f 
d. h., weil sie fälschlicherweise an ihn gerichtet war, da- 
durch, daß er sie weitergibt. 1 



1 Grenfell-Hunt, Teb. 14, 27. Es ist darauf aufmerksam zu 
machen, daß nicht bloß das gewöhnliche Volk die Übergabefunktion 
der Beamten in Ansprach nahm, sondern auch die Beamten selbst dies 
taten. Am Ende des zweiten Jahrhunderte, d.h. zu einer Zeit, als die 
Verwaltung sich schon zu andern begonnen hatte, standen auch die Orts- 
boamton unter der allgemeinen Gerichtsbarkeit Der Eomogrammateus 
Menches und sein Bruder Polemon richten an den König Euergetes, die 
Königin Kleopatra und seine Schwester Kleopatra ein Bittgesuch. Sie 
wurden verhaftet auf Grund der Beschuldigung, bei der Vergiftung 
eines gewissen Harustes mitgewirkt zu haben. Das Gericht, bestehend 
ans dem Epistaten des Ortes, dem Basilikogrammateus u. a., hat sie 
freigesprochen (P. Teb. 48); sie furchten jedoch, daß die Sache damit 
noch nicht ihr Ende gefunden habe und appellieren an den König, 
er möge an den Strategen einen Befehl erlassen, damit sie für die 
Zukunft gegen alle Eventualitäten gesichert seien. Die vjioyga<pq 
auf dieses Gesuch lautet: 'ÄJtoXXoyrCcot, iav jjt 61a xQwptQstcu jzqovoti- 
örfvcu ofc <A> neQumaoWjooYTai. Es wird also nicht anders darauf 
reagiert, als wie wenn der Petent, wie es in vielen Fällen der Magdola- 
papyri vorkommt, ein einlacher Bürger wäre. Auch der Basiliko- 
grammateus übte die Übergabefunktion in rein prozessualen Fragen 
ans. Dies waren die Beamten, welche in den Provinzen das Auge 
des Königs selbst darstellten. 
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Hinsichtlich der Übergabefdnktion zwecks Erlangung 
des Rechtsschutzes wird von den Beamten, die nicht 
gleichzeitig Richter waren, besonders oft der Komo- 
grammateus in Anspruch genommen. Man muß jedoch 
mehrere Arten der an ihn gerichteten Petitionen unter- 
scheiden: budldcofä ooi xö ngoodyyekfia SnoK ovvrdfrjs 6k 
xafHjxu z. B. Xv slgnQax&ivtes Teb. 39 und Stzcos inoxd^rjq 
ok xaffljxei owxd£cu ygdyai Teb. 44. Auch P. Rein. 19. 

In bezug auf den Inhalt ist noch der Satz von Bedeutung : 
Sjtcog tuqI Sxdorcov inoyQaq^v noiijorji ngoov7wxd£avxa xal 
xov imoftvrjfiaTos dvxiygacpov ok xa&rjxet. Teb. 45; 46; 47. * 

P. Teb. 39 liefert ein Beispiel der Übergabefunktion in 
ihrer reinsten Form. 1 Hier schreibt der Petent: budidcofd 
oot xö ngoodyyeXfxa Snoyg owxdfye 6k xaJHjxa Xv' donga%- 
ühres . . ., d. h. der Eomogrammateus soll von sich aus 
einen Befehl an die zuständigen Behörden erteilen und 
zwar eine Anordnung der Zwangsvollstreckung. Diese 
letzte Stelle gewinnt noch an Interesse im Vergleich 
zu P. Teb. 49: did Smöidcofd ooi Sncog tov tyxaXovfihoi) 
TiQooxkrj'&iyxog bzavayxaodrji djiodovval fiot xb ßXdßog, Utv 
dk djtei&rjt v7ioxd£ai xov vnofAvrjfjiaxog dvxfyga<pov ok *a- 
$r\xu Xv hn&g%r\t pot hv %gy\fjumofX(Zi xal fir/div xcSi ßaaiitS 
diCutiotjL 



1 Diese Urkunden, ferner Teb. 126; 127, sind alle an den Komo- 
grammateus Menches adressiert, von verschiedenen ßaodtxol ystogyrt 
und demselben Schreiber abgefaßt. Das Petit &twg faordfi/c ok 
xaörjxei Teb. 44 drückt den Wunsch des Rechtsuchenden ans, seine 
Klage möge voa dem zuständigen Eomogrammateus der zuständigen 
Gerichtsstelle übergeben werden, und zwar zunächst damit die Sache 
zu Protokoll genommen werde. 

* Anders liegt die Sache bei dem Petit des „contractor fotr flu 
oil-monopolf u ; Greufell-Hunt, Teb. 8. 188. 
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i*ri«it- Hier wird der Leitgedanke der Übergabefunktion 

§ ü!^ 1 £! r wieder klar ausgesprochen: zuerst wird der Komo- 
fonktion. grammateus um ein summarisches Verfahren gebeten, 
damit der Kläger zu seinem Rechte komme; gelingt es 
ihm nicht, dem Kläger sein Recht zu verschaffen, und 
verweigert der Beklagte die Leistung, so soll die Sache 
an die vorgesetzte, offenbar mit größerer Zwangsgewalt 
ausgestattete Gerich tsstelle weitergegeben werden, um pro- 
tokolliert zu werden. Es sind dabei also zu unterscheiden: 

a) die inoygaqnj des Komogrammateus, womit er die 
Übergabefunktion ausübte. 

ß) Eintragung in die Liste (h %qr\iMxiwpmi) Teb. 49. 

y) Richterliche Untersuchung und Entscheidung durch 
das zuständige Gericht. 

Auch hier begegnet man dem allgemeinen Zug der 
ptolemäischen Gerichtsverfassung, der ausgesprochenen 
Neigung des Volkes, alles zu versuchen, ehe man das 
Gericht in Anspruch nimmt. So wirkte rein psycho- 
logisch Jahrhunderte hindurch der Gedanke, welcher auch 
die griechischen dtakaxxal schuf; er wirkt zwar in einer 
stark transformierten Gestalt: statt eines Schiedsrichters 
tritt ein Beamter auf, der für den Fall des Nichterfolges 
seiner Bemühungen um eine friedliche Streitbeilegung, 
Die öidxwsts eine didXvatg in ihrer primärsten Form, stets schon im 
printetoB voraus vom Kläger um die Ausübung der Übergabefunktion 
angegangen wird. 1 



1 In Teb. 40 kommt wieder die Scheidungslinie zwischen ordent- 
lichem Zivilverfahren and einfacher VerwaltnngsbeBchwerde in Be- 
tracht Es wird auf einseitiges Verlangen der Befehl erteilt ysvföw 
x&i vnoxtXti xo dlxatov. Zuerst untersuchte der Basilikogrammatens 
die Frage, dann worden die Leute auch noch von »einem Unter- 
beamten vernommen, genau wie bei dem Verfahren vor dem Strategen. 
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Man darf nicht vergessen, daß fast jeder Beamte 
die Übergabefunktion ausüben konnte, daß die Eingaben 
nicht etwa nur dem Strategen und dem Komogrammateus 
eingereicht wurden, sondern auch dem Archiphylakites, 
Teb. 41, dem Hipparchen, Teb. 54, dem Basilikogram- 
mateus, Bein. 19, dem Epimeleten, Petr. II 32 (1), HI 86, 
dem Oikonomos, Petr. 32 (26), dem bmdQxys &*' ävögcSv 
Tor. 2 u. a. m. 



VHI. Kapitel. 
Die AidJLvoig. 

Inhalt: Analogien aas dem deutschen Recht Surrogate gericht- 
licher Verhandlung. Zwei Hauptarten der friedlichen Proze§beflegung 
in der hellenistiachen Rechtswelt Drei Arten der dialvoa. Die eides- 
bekraftigte faiivoic. Syrische Rechtsbacher. Der Dialysisvertrag in der 
römischen Periode. Außergerichtliche StdXvaig. Eine dtäXvoig auf Aus- 
schlnß aller möglichen Klagen gerichtet Kumulation von Strafe und 
Interesse. Die schweren Folgen der Nichterfüllung eines Dialysisver- 
trages. Der gerichtliche Vergleich und die Jurisdiktion. Friedliche Juris- 
diktion. Kqix^c xal luahtit. fitaivrje xai diatrrjvijc. Der psohrje nicht ein 
arbiter. Drei richterliche Funktionen der griechischen und hellenistischen 
Richter: ordentliche Streitrichter, Dialysisrichter, Schiedsrichter. 



ABAiogian Im deutschen Rechte suchten die Parteien oft den 

ms dem 
d*ntMh«B 



1 

JL ordentlichen gerichtlichen Weg zu vermeiden, um sich 
Bseht nach der Ausdrucksweise des sächsischen Landrechts „mit 
minnen* zu vereinigen. 1 Noch eine andere Form der fried- 
lichen Prozefibeilegung war diesem Rechte bekannt: man 
gab die Streitfrage .aus der Hand an ehrbare Leute, um 
sie zu berichten", indem in einer vor Gericht gebrachten 
Sache eine Parteivereinbarung getroffen wurde, welche mit 
Einwilligung und Bestätigung des Richters an .ehrbare" 
Leute weitergegeben wurde. 9 Diese Leute, welche nach 
unseren Begriffen Privat-Schiedsrichter genannt werden 

1 Sachs. Landr. III, 15 8 1. 

* Planck : Das deutsche Gerichtsverfahren im Mittelalter (1878) 
8 888. Vgl. Ganpp: Das alte Magdebnrgische und Hallesche Recht 
(1826) S. 215; Privilegium des Erzbischofs Wichmann fttr Magdeburg 
von 1188. v. Arnim: Nordgermanisches Obligationenrecht I S. 6801 
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können, heißen „berichtes lute", d* sie eine „Berichti- 
gung* erzielen sollten, ,korleute", „bedingslüde* und 
„entscheideslüde, scheldelüte*. Es war also dem deutschen 
Rechte ein außergerichtlicher und ein gerichtlicher Prozeß- 
vergleich bekannt; bei letzterem ist eine weitere Unter- 
art zu erwähnen: die Parteien haben nämlich zuweilen 
den Richter angerufen, alle ihre dermalen vorhandenen 
Zwistigkeiten durch ein Urteil auszutragen. 1 Das Gericht 
konnte im deutschen Rechte keinen unmittelbaren Zwang 
auf die Parteien ausüben, 1 d. h. wenigstens meistens nicht. 
Deshalb entsprach es dem allgemeinen Rechtsempfinden 
des deutschen Volkes, die ordentliche richterliche Recht- 
sprechung durch „Surrogate gerichtlicher Verhandlung" 
zu ersetzen. 8 Auch ein Stadtrat konnte streitbeilegende 
Tätigkeit ausüben, indem Fürsten, Herren und noch 
andere Leute sich an ihn zur Beilegung ihrer Streitigkeiten 
wandten. Auf diese Weise hat der Stadtrat in Bremen 
eine mit dem Gericht konkurrierende Gerichtsbarkeit er- 
langt. 4 Wollte man zum Zwecke des späteren Beweises 
einen außergerichtlichen Prozeßvergleich in ordentlicher 
Weise formell bekräftigen, so wendeten sich die Parteien 
an den ordentlichen Richter, der ihnen den Vergleich ver- 
lautbarte. So kennen wir also im deutschen Recht: 

1. transactiones ipso litis iudice auctore factae, 

2. transactiones extraiudiciales a iudice conftrmatae, 

3. transactiones extraiudiciales. 



1 Planck I.e. 884; Wasserschieben: Sammlang deutscher Rechts- 
quellen Bd. IV, 88. 

' M.Lehmann: Der Prozeßvergleich (1911) S.24. 

* So lautet die Überschrift der betreffenden Kapitel bei Planck 
1. c. Bd. I S. 882 f. 

* Planck L c. S. 1884. 
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Im fränkischen volksrechtlichen Verfahren des 7. bis 
10. Jahrhunderts haben die Parteien das Gelöbnis, den 
Prozeß nicht zu erneuern, erst am Schlüsse des Ver- 
fahrens abgegeben. 1 
Amkabüi. Auch im kanonischen Rechte war die amicabilis com- 
ewnpoaitto ' poeitio von der kirchlichen Gesetzgebung den Richtern 
als Ziel empfohlen. Und es ist richtig betont worden, 
daß auf Grund dieser amicabilis composüio zusammen 
mit der römischen transadio und dem deutschrechtlichen 
Sflhnevertrag die spätere exceptio litis ingressum impediens 
der Glosse und des kanonischen Rechtes entstanden ist.* 
Im römischen Rechte ist der Sflhnevertrag schon den 
XII Tafeln bekannt. 8 Der Abschluß eines solchen Ver- 
trags hob den geltend gemachten Anspruch auf. 4 Im 
Laufe der Zeit hat das pactum de non petendo eine mehr 
materiellrechtliche Bedeutung erworben und wurde auch 
für einen außergerichtlichen Vergleich anwendbar. Durch 
eine actio war ein solches pactum nicht geschätzt, wohl 
aber durch die denegatio adionis und die exceptio pacti. 
Im deutschen Rechte aber ging man soweit, daß, wie in 
der Literatur empfohlen wurde, im Anschluß an § 110 
des jüngsten RA. (1654) bei Unterbleiben des Sühnever- 
suchs der ganze Prozeß für nichtig erklärt werden sollte. 6 



1 H. Lehmann: Der Prozeßvergleich (1911) S. 24. Gal: Die 
Prozeßbeilegung nach den fränkischen Urkunden des 7. — 10. Jahrh. 
(102. Heft von Gierkee Untersuchungen zur deutschen Staats- und 
Rechtsgeschichte) & 1 ff. 

' Lehmann 1. c. 26. 

• Tab. I, 6. 7; vgl. Tab. III, 5. 

* P. Eretschmar: Der Charakter der Proxefivergleichßwirkung, 
Zeitschr. f. Rechtspflege in Bayern (1907) Nr. 15—16 S. 806 A. 8. 

6 P. Eretschmar 1. c. 8. 807. 
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So weit ging nun zwar das ptolemäische Recht nicht; 
es nahm jedoch auch hier die Anwendung der friedlichen 
Prozefibeilegung einen breiten Baum ein, Soda!» die didAvois, 
ähnlich wie im griechischen Rechte überhaupt, einen Grund- 
pfeiler des Verfahrens bildete. Unwillkürlich stößt man 
auch hier wieder auf eine Ähnlichkeit zwischen dem 
deutschen und dem ptolemäischen Rechte; wollten die 
„ehrbaren Lüte" den Streit entscheiden, so sollten sie dies 
im Laufe von sechs Wochen tun; gelingt es ihnen nicht, 
einen solchen Vergleich zustande zu bringen, so sollten sie 
die Parteien wieder auf den Rechtsweg vor Gericht ver- 
weisen. 

Dies erinnert an den für das ptolemäische Rechtgeradezu 
klassischen Satz: awdidXvoov avrovg, el dk fit} djiöoxeikov. 

In der hellenistischen Rechtswelt haben sich zwei Haupt- zwei Haupt- 
arten der friedlichen Prozeßbeilegung und seiner Beseiti- ^^ eh tn 
gung für die Zukunft ausgebildet: einerseits der Gedanke, ptoma- 
da£ ein Vertrag mit einer Exekutivklausel unter den ^JJ^S^ 
Parteien über jedem Gesetze und jeder magistratischen nfetjschen 
Anordnung stehen soll: xrjg dh ovyyQaqrijs vfjode (bfiokoyrjaav 
'Aoxeoiveig jurjöh dvat xvgiartegov firjte vöjuov jurJTe yrrj<piojua Ein Vertrag 
fj^xe d6yjua /itjxe axgaxrjybv juijxe äqxqv äila xglvovoav f) xä mtt ei ^ 6r 

SxejLuti v™ 

h riii ovyygaqriji yeyga/ufib>a firjxe SXio jurjdh /iijxe xiyyv\i uaugeL 
fitjxe Tiagevgiosi fiqde/uäi äXX' elvai xijv avyygaqnjv xvgiav ov 
äv btupigrji 6 daveloag ij ol ngdooovxeg vjikg avxov, anfangs 
des 2. Jahrhunderts v. Chr. l Andererseits der Gedanke der 
didXvotSy welcher uns wohl als Folgeerscheinung des Ein- 
flusses des rein griechischen Rechtes in den Quellen der 
Papyri in drei Gestalten begegnet: 



1 Recueü des inecriptions jnridiques Greques, Dareste-HauBSoullier- 
Reinach, I p. 816 § 7. 
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Dr»i Arten 1. als außergerichtlicher Prozefivergleich, 
te*aw 2 alg gerichüicher Prozefivergleich, 

3. als außergerichtlich abgeschlossener, vom Richter 
untersachter und bestätigter, bezw. aufgehobener Prozeß- 
vergleich. 
Die Bezüglich des attischen Rechtes führt Aristoteles Aber 

DUitottn. 4f e Jurisdiction der Diaiteten aus: 

ol TZQ&tegov /ub> fjoav xgtdxovxa xal xaxä &qßtovg negtdv- 
xeg ldlxa£ov, juexd dh tyjy bü xwv xQtdxovxa dkyaQ%lav 
xexxagdxoyxa yeyövaotv. xal xä fjth fJ^XQ 1 ^* a &Q<iXI M *> v 
afaoxeXefc elot dixdtetv, xä V inhq xovxo xd xt/urjjua xdig 
dicuxrjxaig nagadiddaaiv. 61 dt TtaQaXaßdvxeg, idv juij dvvcorxai 
dialvoai, yiyvcboxovoi, xäv fikv äfupoxigoig ägioxfl xd yv<oo- 
ökvxa xal IjufiivcDoiv, Iget xiXog fj iherj. 1 Die Diaiteten 
sollten also zuerst eine dutlvotg zu erzielen versuchen 
und dann, im Falle des Nichtgelingens eines Vergleiches, 
ein Urteil fällen, das in seiner Rechtskraft von der Unter- 
werfung der Parteien abhängig war. Nur in einem solchen 
Falle hatte mit diesem Urteil der Prozeß sein Ende er- 
reicht. War das jedoch nicht der Fall, sondern rief eine 
der Parteien das Volksgericht an, so Übergaben, wie aus 
Aristoteles ersichtlich, die Diaiteten die ganze Sache 
samt den Zeugenaussagen, Vorladungen und den darauf 
bezüglichen Gesetzestexten mit der schriftlich abgefaßten 
schiedsrichterlichen Entscheidung den zuständigen Ge- 
meinderichtern, welche ihrerseits nur eine Übergabefunk- 
tion ausübten und die Frage vor das Volksgericht brachten. * 

1 'Afojy. noX. 58, 1. 2; ed. G. Kenyon (1908) S. 57. 

* Die Prozesse bis zu 1000 Drachmen gingen an ein Gericht 
von 201 Richtern, Prozesse darüber an die 401 Richter. Hier tritt 
auch eine prozeßrechtliche Beschränkung in der Weise ein, daß in 
nenen Verfahren nur das Material verwendet werden kann, 
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Die Diaiteten waren sechzigjährige Bürger; gesetzlich 
war bestimmt, dafi jemand, der das sechzigste Lebensjahr 
erreicht hatte und nicht Diaitet geworden war, seiner 
bürgerlichen Ehrenrechte verlustig gehen sollte mit Aus- 
nahme jener, welche in dieser Zeit ein Amt bekleideten 
oder sich auf Reisen befänden. Gegen die Ungerechtig- 
keit eines Diaiteten stand den Parteien ein Anzeige- 
recht, ein Beschwerderecht (doayyüXeiv) an die Diaiteten, 
<L h. an das Kollegium oder den Vorstand zu : fori dk 
xal daayyüleiv ek xobg dtamjxde, idv xtq ädixrj&fj inb xov 
diatxrjxov, xäv xivog xaxayv(5oiv, äxtjbtovo&cu xsXevovoiv 61 
v6jlloi, Arist. 1. c. 53. 6. Ähnlich wie im deutschen Rechte 
begegnet auch hier das Fehlen einer unmittelbaren Zwangs- 
gewalt und die Zurückgabe der Sache an das ordentliche 
Gericht, das eine solche innehatte. 

Das Wort didXvoig hatte wie das Verbum diaXveiv ver- 
schiedene Bedeutung; es bezog sich prozeßrechtlich und 
materiellrechtlich genommen auf verschiedene Rechts- 
momente. 

Die abgeschlossene didXvotg konnte durch einen Schwur 
bekräftigt werden, wie analog für das römische Recht der 
Codex Theodosianus 1 bestimmte : , Wer einen beschworenen 
Vergleich nicht halte, solle infam werden, die festgesetzte 
Strafe zahlen, und alle Vorteile aus dem Vergleich ver- 
lieren. * Zum Vergleiche sei auf die syrischen Rechtsbücher 
verwiesen. 1 Hier heißt es: Wenn ein Mann mit einem 



welches dem Volkßgericht von den Diaiteten in versiegelten Kapseln 
zugestellt wird: ovx 1£«oti 6' oCrs v6[mhq ofae ngoxXriotot oihs /mq- 
xvqUuq älX' rj xcus naga röD dtaittjxov xQV <T ^ ai za % *fc T °W i%(yovi 
ipßtßlrifiivcuc. Arist L c 53, 8. 

1 II, 9. 3. Gesetze von Arksdios and Honorius aas dem Jahre 395. 

» Herausgegeben von Eduard Sachau (Berlin 1907) Bd. I S. 1 19 8 129. 
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anderen dtdXvotg^ d. i. eine Urkunde über Sachtrennung 
macht, oder wenn Menschen untereinander über andere 
Dinge eine Urkunde aufsetzen derart, daß sie in die 
Urkunde einen Schwur (d. h. einen von jeder Partei zu 
schwörenden Schwur, daß sie den Pakt halten wolle) oder 
die Bestimmung, daß derjenige, der den schriftlich fixierten 
Pakt nicht hält, eine gewisse Summe Goldes zahlen solle, 
aufnehmen, befehlen die Gesetze, daß derjenige, der den 
Pakt nicht hält, infam werde wegen des Eides, den er 
geschworen und dann gebrochen hat, und daß er an- 
gehalten werde, als nQÖorifwv die kontraktlich festgesetzte 
Goldsumme zu zahlen. An einer anderen Stelle heifit es: 
Wenn ein Mann eine Sozietät, die zwischen ihm und einem 
andern besteht, löst; wenn sie nun eine (hdAwic-Urkunde 
schreiben und beide Parteien darin die eidliche Erklärung 
abgeben, daß derjenige, der gegen den früheren Socius 
Regreß ergreift, eine Unze Goldes oder was sie sonst 
für eine Summe in der duttvoig-U rkunde nennen wollen, 
zahlen und diejenige Partei, welche den Pakt nicht 
hält, infam werden solle, dann soll er gesetzlich infam 
werden und soll bezahlen, was nach den Gesetzen die 
Eidbrüchigen zahlen müssen, d. i. Buße. 1 Es handelt 
sich hier um ein materiellrechtliches Geschäft mit einer 
prozeßrechtlich festgestellten Wirkung. Ein solcher 
Schwur wurde sicher auch oft vor dem Gerichte ab- 
gelegt Es scheint uns die Annahme nicht gewagt zu 
sein, daß in einem solchen Falle ein derartiges Paktum 
beide prozessuale Wirkungen, die „klagenbrechende* 
und die .klagenzeugende", auslöste; die Strafe der In- 
famie weist darauf hin, daß es sich hier um jeden 



1 Syrische Rechtabttcher, ed. Sachan I S. 111, § 98» 
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möglichen öffentlichrechtlichen Schutz dieses Abkommens 
handelt. 1 

Aus der römischen Zeit liefert uns ein besonders 
lehrreiches Beispiel einer duttvoig als eines materiell- 
rechtlichen Geschäftes mit prozeßrechtlicher Wirkung 
P. Par. 20, ein acte de partage; in 1. 19 verpflichten sich 
die Parteien: jmjte lyxaXsiv avxolg, /MJre lyxaXeiv^, juijre 
h docaorrjQhp, fiijxc ixrög dixaoxrjQlov, [i^ dt iavrcSv, fiq diä 

1. 36. xb noQaßcuvov /j4qos diöövai rcp ifi/ihovti juiQei, 
löycp TtQOOilfjLov, %qvoov voßjäajuaxa dcbdexa xal xd ek ötxipr 
dvaicofiara ek ßeßaUooiv xivrj&ivxcDV, fuxä xavrrjv xijv öid- 
Xvoiv ä$$ayrj elvai dia navxdg. Die prozeßrechtliche Wir- 
kung äußert sich hier darin, daß dem Berechtigten die 
Gerichtskosten ersetzt werden ; eventuell hat der Vertrag 
auch klagebrechende Wirkung. 1 

Kehren wir nach diesem orientierenden Ausblick in 
die spätere Zeit und das römische Recht zum ptole- 
m&ischen Rechte zurück. 

Die ptolemäischen außergerichtlichen Prozeßver- 
gleiche lauten nicht unwesentlich anders als die der 
römischen Zeit. Eine der ältesten uns bekannten ptole- 
mäischen Urkunden ist P. Hib. 96 ; die Sprache ist sehr 
klar: Z. 5 f. 
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1 E. I. Bekker: Die Aktionen des römischen Privatrechte 1, 851. 

1 Vgl. in anderer Bedentang Oxy. 71 eol. 1 1. 11: xaxdqxoQog 6k 
htl xovxq> ywofAtvog xal iuXXodv xiydvreveiy naQa %<$ 0$ p*ye(hi Jfeitootv 
fagdpfiovac tijv dtdXvoir XQ 9COÜXOV ^ (OV noirjoao&cu. Bei einer letzt- 
willigen Verfügung, Oxy. 104 (96 n. Chr.)» 1. 19 f.: . . . olocu ioxapivcu 
ngde dlXqXove vntQ StaXvosoK xal <JvfA<p<aviae x$gi v&y 6<psiXofjUvoyv 
M i/wv ral afap drdgl "AxQfj . . . Vgl. ferner P. Lipe. 38 col. 2 Z. 12 
(868 n. Chr.). 
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öfAoXoyovotv dtaXelvo&ai tiq6c Mlqlovg n&rta rd iyxkj- 
fiaxa negl &v hexdXeoav dXXrjlocg xdh> biAvm xQ^cov, jxi] 
i(£orco dh 'Avdgovbccoi buk&äv in 'AU(avdQOv fir^i !4JU- 
(dvdgcot bt *Av6q6vocov iir\b* äXXon ün&g avrcov bwpi- 
Qovidg Ti tyxXfifM TtagevQioet firjdefucu juqI ßtqderde ränr 
JiQoyeyovöxoyv abidig Tigdg dlXtjlovs fyxlijßjuhcav icog hovc 
Sxzov xal elxoarov xal fxtjvdc Avotqov. iäv ik imÜfrqt 
6jz6t£qos . . . im tdv hegov fj x Rpodog xcSi biutOQevopivtüi 
Sxvgog. t. forco xxX. fj ök xvgla icnco Ttavzaxov ov äv im- 

(p&QYJTai. 1 

Dieser außergerichtliche Prozeßvergleich hat offen- 
bar beide Wirkungen, sowohl die klagenbrechende wie 
auch die klagenzeugende. Die Exekutionsklausel xadrf- 
jteg bc dUrjg wird in solchen Verträgen nicht gebraucht; 
sie werden regelmäßig vor einem Notar abgeschlossen, 
so P. Tor. 8 vor einem Agoranomen und P. Hib. 96 
vor einem Syngraphophylax. Letztere Urkunde bezieht 
sich von Anfang an nur auf die Klagen der vertrag- 
xsioUanaiia schließenden Parteien, Tor. 8 trägt rein materiellrecht- 
^•ifra rat- Heb 611 Charakter und ist klagezeugend wie jede andere 
gtsehioaaen ovyyga<pij. Der außergerichtliche Prozeßvergleich in 
P. Hib. 96 bezweckt die Regelung und Beiseiteschaffung 
aller Klagen, welche die Gegner gegeneinander in der 
Vergangenheit angestrengt haben. Mit einer derartigen 
Bestimmung haben wir es nicht zu tun in P. Par. 20, 
wo ausgemacht wurde, daß im Falle der Erhebung 
einer Klage die Bezahlung der Prozeßkosten dem ver- 
tragsbrechenden Teil zur Last fallen solle; dadurch 



werden. 



1 Berger, Die Straf klsuaeln S. 50 N. 2, BchlAgt folgende Lesung für 
Hib. 96 Z. 11 Tor: <$ a* iniX&rn inhifwr xcdxaB xaXayxa *<u M&cr fjaoo* 
ij ovyyQayrj rjdt xvgia. 
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wird nicht die Möglichkeit einer Klageerhebung beseitigt, 
sondern es werden nur ihre Folgen festgesetzt. Für die Klage 
selbst gilt also nicht das äxvgog fora>, sondern der Vertrags- 
brecher wird materiellrechtlich verantwortlich gemacht. l 
Bekanntlich sind zwei Strafklauseln der Verträge 
dieser Zeit zu unterscheiden, eine, bei welcher die Nicht- 
erfüllung des Vertrages den Verfall der Strafgelder 
hervorruft, während der Vertrag selbst aber in Geltung 
bleibt (Hib. 96 *), und eine andere, nach welcher der Ver- 



1 In Hibeh 96 ist auch die Wendung fujd 9 äUcoi vnsg avx&v von 
großer Bedeutung, da dadurch das Gebiet der Prozeßvertretung berührt 
wird. Dieser Prozeßvergleich soll also auch für die Prozeßbevollmäch- 
tigten bindend sein. Dies ist eine der Angaben darüber, daß im 
ptolemäi8cben Rechte jede prozessuale Stellvertretung zulässig war. 
Der Prozeßvergleich ist hier zeitlich begrenzt in der Weise, daß er 
sich auf alle Klagen, welche von den Parteien bis zu einem gewissen 
Zeitpunkt angestrengt wurden, erstreckt. Dieser Zeitpunkt ist gegeben 
mit dem Abschluß des Vertrages. Die so oft gebrauchte Klausel naq- 
evgeoet ptjdefuq. läßt aber auch Baum für eine andere Interpretation, 
indem die erwähnten Klagen nicht nur auf Grund einer schon früher 
vorhandenen causa, sondern auch nicht auf Grund einer neuen sollen 
erhoben werden können. Die Urkunde Hibeh 96 wird im Texte Z. 3 
als ovyyQCL<pT) äjtooxaoiov bezeichnet, was mit Verzichtsvertragsurkunde 
zu übersetzen ist. Trotz der starken Verstümmelung der letzten Zeile 
der Urkunde läßt sich mit den Herausgebern vermuten, daß die Zahl 
der Zeugen sieben ist, ebenso wie in P. Hibeh 90. Über die Bedeutung 
des Wortes (fiäg vgl. Wenger: Die Stellvertretung im Rechte der Papyri 
S. 12. Der Ausdruck ovyygaqfff obtoaxaciov hat noch eine andere Be- 
deutung, vgl. U. Wilcken, Arch. II 148. Nach ägyptischem Rechte wurde 
beim Verkauf (Immobilienverkauf) eine Verkaufsurkunde mit der 
Empfangsbestätigung des Preises und eine weitere mit der Traditions- 
bestätigung aufgesetzt. Entere heißt n^ätug, letztere avyygatptf dfto- 
oraoiov. P. Lond. H S. 177; vgl. Mitteis: Reichsrecht und Volksrecht 
S. 464 A. 2. Grundzage 166 ff. 

* Mit Ergänzung von Berger 1. c. 8. 50 N. 2. Dazu zwei Wen- 

Semekt: PtotanUaohM Froseftraht L 14 
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trag nicht weiter bestehen soll, also wegen Nichterfüllung 
Strafe und Interesse geleistet werden soll. Die ptole- 
mäischen Urkunden enthalten diese Kumulation in der 
Regel, die römischen nur ausnahmsweise. 1 

Bedeutsam ist auch die Erklärung des Satzes 9 el drj 
ßiq tijv hpobov Sxvgov dvai*: P. Tor. 8 — 8g d' äv btü&rji, 
ij dkodog Sxvgog torcoi: P. Grenf. 27. Aus der Tatsache, 
daß in P. Tor. 8 auf Grund eines Vergleichsvertrages mit 
dem SxvQoe ttpodog dennoch geklagt wird, ergibt sich, daß 
nicht jede Klage mit der Klausel xa&' 8 äv ßiigoe fj Mos 
Ttagaovyygduprji fjt bttxtfuov hinsichtlich des im Vertrage 
behandelten Tatbestandes ausgeschlossen wird, sondern 
nur diejenige, welche mit den Vertragsbestimmungen in 
direktem Widerspruch steht. Diese Frage läßt sich aber 
eben nur gerichtlich entscheiden, so daß der faktische 
Wert der Klausel l<podov äxvgov elvat von der Beantwortung 
der rein materiellrechtlichen Vorfrage abhängig ist, ob 
das Handeln einer der vertragschließenden Parteien 
den Vertragsbestimmungen entspricht oder nicht; mit 
anderen Worten: die genannte Formel hat keine un- 
mittelbare prozeßrechtliche Wirkung, sondern nur eine 
mittelbare. 

Ein Beispiel eines außergerichtlichen Prozeßvergleichs 
nach der Erhebung der Klage bietet P. Tor. 4: 

*E<p' 'Hoaxleidov *Ayooav6ßAov xov tuq\ ß^ßag öfw- 
Xoyel *AnoXkdmos xzX. zofe nbxe XoAxyxoZc xaxoücovvxary 
xijv avrijv n6Xiv, owXeXvov\u avxolg tuqI ijs ivißalev xaz* 



dungeo aus der ptolemiischen Zeit: 1. xai /xijdir ffaow ij SfxoXofia 
(bezw. üvyyQcupJi, x*Iq, ngcune, fdoöcocv;, dtcUQtoie) xvgta. 2. xai fujdir 
fjooor xvqüx slrcu tä Sia>poXoyrjfUra. Berger L c. 8. 48. 
1 Berger 1. c. 84. 
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abz&v ivxev&CDg de rd TiQOxelfJisvov h IlxoXs/ialdi äyyelav 
V7i6 XQrifiaximwv wv elaaycoyevg AfijLU&viog. 

Die Strafe bei Nichterfüllung dieses Vertrages wird im 
weitesten Ausmaße und zwar so bestimmt: 

1) der erhobene Anspruch wird wirkungslos, 

2) eine Konventionalstrafe wird fällig, 

3) eine öffentliche Strafe ist in die königliche Kasse 
zu zahlen, 

4) der Vertrag bleibt trotz alledem in Geltung. 1 
Auch in P. Tor. 1 p. 2 handelt es sich um eine Prozeß- 
beilegung im Wege eines Vergleiches. Hermias warf in 
das Gefäß der Chrematisten eine Klage gegen Lobais ein; 
diese ging aber auf einen Vergleich ein, indem sie er- 
klärte, daß sie gar keine Rechte auf das Streitobjekt habe. 
Das Urteil der Chrematisten konnte diesen Vergleich be- 
stätigen. 

Es war bei den Ptolemäern Rechtssitte, verschiedene 
Verträge nicht nur mit Strafklauseln, sondern auch mit 
prozefirechüichen Klauseln zu versehen. Unter derartig 
geschützten Verträgen erscheinen Auseinandersetzungs- 
urkunden, Erbteilungen, Verzichte u. a. m.* Das in diesen 



1 Sprachlich ist hier die Zusammenstellung von zwei Wendungen 
belehrend: vittg aöxof) und nag* aöx&v. Z. 17: xal py btefavoto&at pirjx 9 
avxov 'AnoXlamov pyd' äXXov fitj&iva vntQ avxoti Ini xovg Jiegi xor Wev- 
X<oyoty, fitjd' hi* äAXov prjdiva xäv jzoq* avxtiw. Es kommt vor, daß beide 
Wendungen, xotig nag 9 avxoü und vnlg avxoß, sich auf dieselben Per- 
sonen beziehen (Wenger, Stellvertretung S. 12), in diesem Falle aber 
sind unter diesen Bezeichnungen verschiedene Kategorien von Personen 
zn verstehen: vnio aöxov ist wörtlich zu verstehen als »statt seiner", 
auch „in seinem Namen*, x<5v nag 9 avxcav dagegen „aus ihren Genossen", 
aus denen, die mit ihm den Vertrag abgeschlossen haben. 

f P. Tor. 8 Z. 4. P. Grenf. ü, 26; 80. P. Leyd. C. P. Rein. 11 ; 12; 
18; 25. P. Lond. HI, 880 p. 8. P. Petr. m, 55 Z. 6. 

14* 
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prozefirechtlichen Klauseln enthaltene Gebot Frieden zu 
halten bezieht sich entweder auf alle möglichen Rechts- 
fragen, die unter den Parteien schweben oder entstehen 
können, oder nur auf bestimmte Einzelrechte. 1 In allen 
4 «rot* diesen Urkunden bedeutet der Satz üpodoe Sxvqos lat(o t 
^£* wie oben ausgeführt, mittelbar wenigstens eine prozeß- 
rechtliche Beschränkung, über die im Notfall gerichtlich 
auf Grund des abgeschlossenen Vertrages entschieden 
werden soll. Alle diese verschiedenen Klauseln sind von 
ein und demselben Gedanken geleitet, die Entstehung 
eines gerichtlichen Streitverfahrens möglichst hintanzu- 
halten, indem im voraus eine dtdXvots, öuoXoyia, dtaigeaig 
darüber getroffen wird, welche Folgen ein vertrags- 
widriges Prozessieren nach sich ziehen soll. 

Auch in den demotischen Urkunden treffen wir Prozeß- 
vergleiche, welche im Griechischen mit ovyxdberjoie wieder- 
gegeben werden. In P. Giss. Bd.I p. 36 * ist eine ins Grie- 
chische übersetzte demotische Eingabe an den Epistrategen 
*9*äw*. der Thebais mitgeteilt 8 Demnach soll die ovy%(bgriauQ 
eine Prozeßbeilegungsurkunde sein, welche auf Grund 
des Anerkenntnisses einer Partei oder auf Grund einer 
gemeinsamen Erklärung beider Parteien ausgestellt und 
dem Gerichte vorgelegt wird, in P. Tor. 1 dem Gerichte 
der Chrematisten, in P. Giss. dem Epistrategen als 
Magistratsrichter. 4 



1 Hib. 96, P. Tor. 4. 

' P. M. Meyer 1. e. 8. 3 f. Über die <rvyxd)grfotg ygl. jetzt Graden- 
wits: Ein Erbstreit aus dem ptolemliaehen Ägypten, 8. 7 f. 

* Hierüber haben wir eine treffende Unterstatasnng unserer An- 
nahme bei P. M. Meyer gefunden (P. Giss. Bd. I 8. 4), daß es sich auch 
in P. Tor. 1 p. 2 um eine solche ovyz<*>e*l<w handle. 

4 P. M.Meyer 1. c. 8.4 läßt die Frage offen, ob wir es hier mii 
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Vor kurzem ist auch die Verwendung des Prozeß- 
begriffes bei der in iure cessio in der romanistischen Lite- 
ratur beanstandet l und auch bezüglich der entprechenden 
Fragen des modernen Rechtes die Meinung geäußert 
worden, „dafi bei dem Amtsgerichte in einer solchen 
(siehe S. 214 A. 1) Sache ein Vergleich geschlossen werden 



einem Institut des ägyptischen Rechtes (vgL P. Berol. dem. 8118) 
oder mit einer Einrichtung des griechischen Rechtes zu tun haben. 
U. £. kommt vielleicht die Annahme der Wahrheit am nächsten, daß 
diese beiden Rechte ähnliche Prozeßyergleiche kannten, daß jedoch 
die formelle Seite dieser Maßnahme erst unter der griechischen Herr- 
schaft ihre charakteristische Ausprägung erhalten hat. Während der 
Augusteischen Zeit wurde die ovyx<ogrja^ d* m Archidikastes, dem 
htl xoD xQiTTjgiov und dem bd xoO fr xrji avXfji xqittjqIov eingereicht. 
P. M. Meyer, P. Oiss. Bd. I 8. 5. Vgl. BGÜ. 1050—1061, 1098—1185, 
1111, 1108, 1098, 1124, 1127. Zu P. M. Meyer a.a.O. Schubart D.Lit- 
Zeit 21. V. 1910, 1818. Notiz auch bei Wenger, Vierteljahrschr. t Sozial- 
u. Wirtschaftsgesch. 1911, S.109. In nachaugusteischer Zeit soll nach 
der Ansicht Meyers nur noch der dejfidtxaoTffc zur Aufnahme der 
avyxcogijoig befugt sein. Vgl. zu der Frage W. Schubart: Alexandrinische 
Urkunden aus der Zeit des Augustus, Aren. V 41. Es darf nicht ver- 
gessen werden, daß in Form einer ovyxa>Qijatg jedes Rechtsgeschäft 
abgeschlossen werden kann. Schubart 1. c. 47. Die avyxo>Qrjou; ist 
von anderen Verträgen wie ovrdüaypa und ovyyga<pri zu unter- 
scheiden (1. c. 8. 50) und nach Schubart auch von einem gerichtlichen 
Prozeßyergleich zu trennen, wie es auch z. B. in einem unpublizierten 
Berliner Papyrus 11809 heißt: Spoloyst . . . ovXXsXvo&ai . . . vtisq fy 
MßaXev xax 9 avr&v &rcv£ea»c. Die ovyx<oerioig ist von Haus aus »der 
vor Gericht in Form einer Eingabe beider Parteien geschlossene 
Vergleich" (S. 51); vgl. Tor. 1 col. 2, 8 f.; col. 8, 27; coL 4, 9; col. 6, 29; 
Tor. 9, 18. Die Streitparteien haben ein condominium an einem Grund- 
stück und die Klägerinnen verpflichten sich, zukunftig nicht zu 
prozessieren. 

1 Wlassak: Der Geriohtsmagistrat im gesetzlichen SpruchTer- 
fahren, 8av.Z. 28, 75 f. (1907). 
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D«r kann, da bei einem Vergleiche keine Jurisdiktion statt- 

md «• Es soll damit darauf hingewiesen werden, daß die Ver- 

wendung der Begriffe «Jurisdiktion* und „Prozess* bei 
einer in iure cessio eine nicht zu verkennende Verall- 
gemeinerung nach sich ziehen könnte, vielleicht sogar die 
Verwechslung der verschiedenen richterlichen Funktionen. 
Für das römische Recht wurde darauf hingewiesen, daß 
der eigentliche Prozeß erst mit der Litiskontestation 
beginnt. 1 

Bezüglich dieser kontroversen Fragen für und gegen 
die Annahme eines Prozesses bei der in iure cessio und 
bei einem Prozeßvergleich vor einem Richter ist auch 
in der Literatur schon darauf hingewiesen worden, daß 
hier vielleicht kein unüberbrückbarer Gegensatz vorliege.* 

Die rein ptolemäische Wendung aus den Subskriptionen 
des Strategen Stuog noy öocaUov Tvyr\i gibt vielleicht Ver- 



1 L. v. 8euffert, ZPO. (11. Aufl. I S. 751). Gemeint sind Sachen, die 
der ausschließlichen Jurisdiktion des Gewerbegerichts, Kaufmanns- 
gerichts n. a. unterstehen. 

9 Wlaasak, Sav.Z. 28 8. 79. ,Es wäre verkehrt, für das moderne 
Juristenwort Prozeß, mit Hilfe dessen wir die m iure cessio ergründen 
wollen, den Inhalt zu bestimmen. . . . Prozeß sollte für den Romanisten 
nur das heißen, was die Ramer li$ oder mdicium nennen." W. bekämpft 
die Begriffe .Scheinprozeß, fingierter Prozeß, fiktive Klage*, wie sie sich 
bei Mommsen, Staatsrecht 1, 190, III, 58, 680, 1 finden. Wlaasak S. 80. 
Lis und iudicium verlangen notwendig Streit, dagegen sind die in iure 
cessio und die manumieeio vindicta zwar gerichtliche, aber friedliche 
Geschäfte. Dagegen Mitteis, Rom. Privatr. S. 276 A. 4: ,8icher ist, daß 
jede Vindikation (und daß die in iure cessio eine solche voraussetzt, 
läßt sich n. E. nicht bestreiten) wenigstens ein Stuck eines werdenden. 
Prozesses darstellt und nur als solches einen Sinn hat . . ." 

• Mitteis 1. c. 277 A. 4. 



Jurisdiktion. 
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anlassung zur Behauptung, daß diese ptolemäische Rechte- 
pr&zisierung auch für uns im 20. Jahrhundert nicht nur 
für die Rechtsforschung interessant und historisch be- 
lehrend ist, sondern auch praktisches Interesse in An- 
spruch nimmt. Ganz unbewußt hat vielleicht der ptole- 
mäische Stratege eines der schwierigsten Prozeßprobleme 
zu seiner Lösung zu bringen versucht und auch vielleicht Friedliche 
wirklich sehr glücklich diese Aufgabe erfüllt. Er schreibt 
dem ptolemäischen Epistaten, dem Dialysisrichter par ex- 
cellence, nicht einfach vor, einen Sühneversuch zu unter- 
nehmen, er verlangte von ihm mehr: er soll die Parteien 
so zu vergleichen versuchen, daß jede Partei, insbesondere 
natürlich der Kläger, ihr Recht erlange: Snoyg rc5v ötxatmv 
jvxyi 1 — ein Akt der friedlichen Jurisdiktion. 1 

Indem der ptolemäische Epistat die Partei so zu ver- 
söhnen versuchte, daß der Kläger zu seinem Rechte kam, 
entwickelte er eine neue Funktion des Richters, mit dem 
Zwecke, den Beklagten zur Leistung an den Kläger zu 
veranlassen. Sie bestand wohl regelmäßig in einem fried- 
lichen, aber eingehenden Zureden, in einer Aufforderung * 



1 Magd. 25 u. a. m. 

9 Gewiß sind solche Rechtsgeschäfte, wie in iure cessio und Prozeß- 
vergleich, grundverschiedene Geschäfte, sie verdienen aber in Ansehung 
der oben erwähnten Kontroverse doch eine gemeinsame Behandlung 
insoferne, als bei beiden die Frage akut ist, ob sie als richtige Prozesse 
zu bezeichnen sind. Sicher sind in iure cessio und Prozeßvergleich 
Rechtsstreitshandlangen, sie sind mehr als rein materiellrechtliche 
Rechtsgeschäfte, jedoch weniger als die gewohnlichen Arten des Streit- 
verfahrens, bei denen das Urteil unbekümmert um den Willen der 
Parteien zwingend gefallt wird. 

* Auch für das ptolemäische Recht kommt der griechische 
Prozeßbegriff ixteixeta in Betracht, ixubeeta als Ausdruck einer 
Korrektor und Erweiterung des Gesetzlichen, einer durchaus freien 
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zur Leistung mit dem Hinweis anf die Gefahren, welchen 
der Beklagte bei längerem Widerstreben ausgesetzt sei, 
eventaeU sogar in einer Drohung des Epistaten, dafi er 
die Sache sofort an den Strategen oder ein anderes Ge- 
richt verweisen werde. Der Hauptzweck dieser richter- 
lichen Tätigkeit des ptolemäischen 
darin, eine Willensäußerung des Beklagten zu 
dem Rechte des Klägers nunmehr zu entsprechen. Gewiß 
konnte auch dieser aufgefordert werden, seine Ansprüche 
zu mäßigen ; allein dies bildet nicht das Charakteristische 
der ganzen Erscheinung, sondern nur einen möglichen 
Bestandteil derselben. 

Auf Grund dieser Gedanken erklärt sich auch die Wen- 
«pffc mi düng xQirrjg xal /Luohrjg, welche sich zwar in den ptole- 
mäischen Urkunden nicht findet, aber in den römischen 
auf ein starkes Nachwirken dieses ptolemäischen Prinzipea 
hinweist. 



Rechtsfindung (P. Vinogradoff: Freie Rechtsprechung und die athe- 
nische Demokratie, Arch. f. Rechts- a. Wiitschaftsphilosophie, Bd. VI, 
Heft 1, 8. 81 ff. (1912)). Dieses Wort kommt bis jetzt in den Ur- 
kunden nicht vor, aber der stereotype Satz der Stratsgensnbskrip- 
tionen Öna>e xöv dvccuanr ri/jiyi weist eben anf zwei prozessuale 
Faktoren hin, anf die Kunst des Richters, den Schuldigen friedlich 
zun Nachgeben zn veranlassen, und anf ein entsprechendes Entgegen- 
kommen des Schuldigen selbst Das positive Gesetzesrecht wurde 
bei den Dialysisverhandlungen kaum für jeden einzelnen Fall geprüft, 
•o dafi nicht der Satz in den Vordergrund trat: was dem einen recht 
ist, ist dem andern billig — ein Qedanke, den die Griechen mit dem 
Worte law wiedergeben (Vinogradoff S. 81). Der leitende Gedanke, 
auf Grund dessen man die ordentliche Streitverhandlung zu vermeiden 
suchte, war nicht Durchsetzung des strengen Rechts, sondern ein- 
verständliches Finden eines billigen Rechts durch Zusammenwirken 
von Richter und Parteien. 
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Meokris ist nicht als Vertragsrichter, als Schiedsrichter 
zu verstehen, sondern als Vergleichsrichter, als Richter- 
vermittler, dessen Aufgabe es ist, tuoaeöeiv rijv duHvoiv, 
fieokrjs t(öv öjuoloycov zu sein. 1 

Auch in den Quellen finden sich direkte Hinweise darauf, 
daß jueohrjg und dtantjt^g dieselbe Bedeutung haben, xal 
ola ßuoltrjg xal diaiTYjTrjg, ovx ev&vg djteTiijdrjoev. 1 Aus der ßtsofttismk 
römischen Zeit haben wir mehrere Belege für die Zu- 6uun > tl1 ^ 
sammenstellung der zwei Begriffe xqitvjc xal fMohrjs, die 
uns sofort an die römische Zusammenstellung des iudex 
und des arbüer erinnern. 8 Nun besteht aber ein großer 



1 Die richtige Beobachtung von Mitteis, daß gerade in den Fallen, 
in denen den Parteien die Auswahl des Richters überlassen wird, die 
Bezeichnung xgnrjg xai ^otxrjg sich findet, weist deutlich darauf hin, 
daß die ptolemsJschen Prozeßprinzipien, die unter der romischen Herr- 
schaft mehr und mehr zurücktreten, sich hinsichtlich des Dialysis- 
richters bei den gewählten Richtern erhalten haben ; damit wurde den 
Rechtsanschauungen des Landes Rechnung getragen. Diese Prinzipien 
wirkten noch lange nach und zwar wohl stärker, als bis jetzt unter 
dem Einflüsse der rein romanistischen Literatur angenommen wurde. 
Mitteis: Zur Lehre von den Libellen und der ProzeBeinleitung nach 
den Papyri der früheren Kaiserzeit (1910), Berichte der kgl. sachs. 
Oesellsch. der Wissenschaften, Philol.-Hist Klasse Bd. 62 Heft 4 8. 124. 
Vgl. übrigens Diodor 4, 54: (uolxtfv yeyovöxa x&v öpoXoy&v. Polyb. XI 
54,8: *H%tov x6v TrjX&av psotrsvoai trjy dtdXvatv tvrotxa>s. 

9 Bei Philo V. M. 8. Stephanus, Thesaurus V, p. 811. Interpres Dei 
et hominum. 

* Ein arbüer brauchte bekanntlich nicht immer rein privater 
Schiedsrichter zu sein, sondern konnte auch als von den Parteien 
erwlhlter und vom Magistrat ernannter, also als .bestellter" Richter 
fungieren; z. B. bei der actio quod nichts causa, aß aquc arccndac 
phmae arciscendac, dann bei der Prüfung von Rechnungen D. 86, 1, 1. 50; 
D. 40, 1, 1. 5 § 1. Im allgemeinen wurde er durch den Magistrat 
zum wirtschaftlichen Gutachter jeder Art bestellt D. 40, 1, 1. c. Aus 
dem Jahre 104 n. Chr. vgl. P. Reinach 44, eine Abschrift aus dem 
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Unterschied zwischen dem ptolem&ischen Dialysisrichter 

einerseits und dem römischen arbiter, sowie dem ägyptisch- 

n*t*tK romischen fieairvjg andrerseits. Das römische Verfahren 

k«u Mu*. vor < j em p^^ v8e | eg nac jj gesetzlichem, sei es nach 

honorarischem Rechte" l war in beiden Fällen gleich, ob 
nun ein iudex oder ein arbiter funktionierte. Vielleicht 
kann man wirklich nur für den zweiten Abschnitt des 
Judizium einen Unterschied feststellen, d. h. insbesondere 
für die Urteilsf&Uung.* Das Verfahren vor dem ptole- 
mäischen Dialysisrichter besitzt schon deswegen einen 
besonderen Charakter, weil es den selbständigen beson- 
deren Zweck hatte: dem richtigen Streitverfahren vor- 
zubeugen. Kommt die Sache nicht zu einer dtdlvots, so 
wird sie erst dann weiter, an ein zuständiges Gericht, 
geschickt: eine Wirkung des negativen Erfolges der 
Dialysisverhandlung. Der Richter, welcher den Befehl 
fA&hcxa ovvöidXvoov avrove erhalten hat, fällt ein kon- 
stitutives Urteil im Sinne einer friedlichen Jurisdiktion, 



Protokolle einer Entscheidung: 'AvriyQa<poy {tno/ivtifiaxiopoG • LS 0*o& 
Tgatayov IlaOvt ' "AxvXoc 6 xaxao&eie xQtxrjg fuaixrjg 'AxoXlo»>(ov 'Hga- 
xXtiov jiqoc Aidwaop AnoXXcoriov' i£ &v ijxovoa, dyuiprjvdfirfr xxl. 
Schon den XII Tafeln ist ein solcher .bestellter" arbiter bekannt 
Vgl. Gell. Noct. Att. XX, 1, 7 und den bekannten Satz mdicem 
arbürumve postulo uti des bei Prob. 4, 8, ferner P. Gatt (Arch. III 62; 
Mitteis, Sav.Z. 26, 490, derselbe, Sav.Z. 27, 344; vgl. auch Hermes 30, 
618; Gradenwitz, Einftthrung 81 N. 4 u. 94; P. M. Meyer, Arch. III, 94). 
Verso, col. 1 : *0 xg&xioxoe dioixrjrrjQ *IovXtav6g 6 dihtcov xä xaxä xipr 
dixatodooiav tj&iXrjoev ae fisaixrjv tjfi&v xai xqittjy ytvto&ai sngi <Sr 
ixopsv kqoq xovg avxitexayfihovg. Vgl. anch P. Lond. III N. 1178 S. 208. 
(P. M. Meyer, Arch. II, 94.) Teb. II, 406, 1. 10; BGÜ. 419, 1. 18; anch 
P. Goodspeed 29 col. III, 5. 

1 Wlassak, Prozeßgesetze II, 289. 

* Wlassak 1. c. 



Vm. Kapitel. Die AidXvotg. 219 

und dabei spricht er ein Gutachten aus, welches sicher, 
wie in P. Beinach 44 beginnen kann mit: l£ &v fjxovoa 
<bi€<pt]väjur]v. Ein Dialysisverfahren konnte also oft zum 
Vorverfahren eines Hauptverfahrens werden, sein Haupt- 
zweck war dies aber nicht. 

Hier ist wieder auf die erwähnte Kontroverse über 
Prozeß und Nichtprozefi, echten Prozeß und Scheinprozeß, 
Prozeß und Surrogate eines gerichtlichen Verfahrens 
zurückzukommen. Einen besonderen Namen für die ein- 
zelnen Arten des Gerichtsverfahrens zu finden, ist nicht 
Aufgabe dieser Untersuchung. Es sei nur bemerkt, daß 
überall da, wo ein Richter in Anspruch genommen wird, 
um unter zwei streitenden Parteien Recht zu schaffen, 
zwei Momente zu unterscheiden sind: 

1. Recht zu sprechen gegen die Meinung des Beklagten zw«i Jurta- 
und gegen seinen Willen, jedenfalls davon unabhängig: 
die lis, 

2. Recht zu sprechen mit seinem Einverständnis: die 
friedliche Jurisdiktion. 

In beiden Fallen handelt es sich um eine iurisdictio. 1 
Um nun kurz das oben Ausgeführte zusammenzufassen: 
Die Wendung xQnijg xal jueahtjg der Papyri der römischen 
Zeit ist nicht eine einfache Übersetzung des iudex et 



diktton»- 



1 Übrigens kommt auch in der byzantinischen Zeit die Be- 
zeichnung diaitrjTal vor: BGÜ. I, 815, 2, Wilcken Archiv IV 559, 
P. Lond. III, 999 1. 17; vgl. Nov. 82, 11 u. Nov. 82 cap. 1 : ot Xoyuo- 
xaxot ow^yoQoi xal duuxrjxal xifc aijq dyogäg, *A2Jgavd(>ög xb bxbqoq (xal 
dicuiTjTrpf dk elvat x&xetvov toD dixaaxrjQiov xoO ivdo£ordxov (tayioxQOV 
j&v ihüov 6<p<ptxi<ov fMpa&rjxafMv) und 1. c. praefatio: o? xb yag h avxrjt 
ytyoafjLfiivoi dtatxijxai . . . Auch cap. II und cap. HI. Als Gegensatz hierzu 
eine Stelle ans Herodot 5, 95 : Mvxdrjvaiovc de xal 9 A&rfvalwg xaxrfXXa£e 
ÜBQlavd^oQ 6 Kvy>$Xov xovx<p yag diaixrfxff fauxg&norxo. . . . 
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Erster Teil. Gerichtsverfassung. 



Ordentllehe 
Streit- 
riehter, 
DUlyite- 
riohter, 
Sehieto- 
riehter. 



ar biter, sondern hat sich in Ägypten unter dem Einfluß 
des griechischen Dialysisgedankens eingebürgert 1 

Die diaiTrjxal, dialdxtcu, ßttohat werden als Schieds- 
richter bezeichnet. Nun ist aber dem richtigen Ver- 
ständnis der griechischen und hellenistischen Welt 
mit dieser Bezeichnung wenig gedient, da dabei die 
sogenannte innere Seite der Prozesse kaum richtig 
präzisiert wird. Alle diese Richter treten nämlich 



1 Die Dialysist&tigkeit der ptolemftischen Magistratrichter übten, 
wie gesagt, hauptsächlich der Epistat des Dorfes und der größeren 
Gemeinden (nsgi Sofias) u. a. aas; er war der Dialysisrichter par ex- 
ceilence; die Dialysis durchzuführen war seine richterliche Haupt- 
funk üod. Wie seine Dialysistfttigkeit vor sich ging, zeigen uns be- 
sonders deutlich die Magdolapapyri. Der Epistat begab sich zu den 
Grundstöcken der Parteien und nahm nötigenfalls eine Parzellierung 
vor, welche den zwischen den Parteien abgeschlossenen Vertragen 
entsprach : ygaymi üv&tddei t<5* kntoxdvqi ijiel&6rxa ixt xov xöxov dulshr 
f*o$ tooq xai Sfiofac, Magd. 29. (Über die Agrimensur im röm. Recht 
vgl. Th. Löwenfeld: In&stimabilitftt und Honorierung der artes liberales 
nach röm. Recht Festgabe für W. v. Planck (München 1887) 8.441 f.) 
Die ganze jurisdiktioneile Tätigkeit des Epistaten stand unter ständiger 
Kontrolle des Strategen; ja noch mehr, der Epistat fahrte seine Dialysis- 
funktion meist auf eine Anweisung durch den Strategen zurück. — 
Die uns vorliegenden Urkunden enthalten regelmäßig eine Petition 
mit einer subscriptio des Strategen, und so verschieden auch der 
rechtliche Inhalt der Klageschriften ist, die sttbscriptio lautet meist 
einfach: fidXwxa ovrdidXvoov avxove el de firj äj*6oxedor. . . . Diese Kon- 
trolle einerseits und andererseits die Bekanntschaft des Epistaten mit 
den ihm nahestehenden Ortsbauern und seine Kenntnis ihrer rechtlichen 
Beziehungen diente einer besseren Ausübung der Rechtspflege. Gerade 
dieses Verweisen an den an Ort und Stelle der Streitfrage befindlichen 
Epistaten zum Zwecke eines owdutXvow avxovg bildet eine der wesent- 
lichsten Erscheinungen des ptolemftischen Prozeßwesens, ohne deren 
richtiges Verständnis das ganze Bild des ptolemftischen Rechtslebens 
in Ägypten mangelhaft bliebe. 
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bald als Schiedsrichter und bald aber nicht *fris 
solche auf. 

Für die allgemeine, richtigere Prozeßsystematik der 
hellenistischen Welt sind vielmehr drei verschiedene Arten 
der Gerichtsbarkeit auseinanderzuhalten: 

1. die ordentliche streitige Gerichtsbarkeit, 

2. die Dialysisgerichtsbarkeit und 
8. die Schiedsgerichtsbarkeit. 1 

Alle ptolem&ischen Beamten, die eine Jurisdiktion aus- 
üben konnten, haben das Dialysisverfahren in weitem Um- 
fange angewendet. 'Diese Tätigkeitbüdeteinenailgemeinen 
Zug der ptolemäischen Gerichtsverfassung, und wenn sie 
sich nicht ohne Einfluß (vielleicht sogar unter starkem 
Einfluß) des griechisch-rechtlichen Gedankens des Schieds- 
gerichtes entwickelt hat, so ist sie doch eine Rechten 
erscheinung, welche in der rechtsgeschichtlichen Syste- 
matik eine selbständige Stellung verlangt. 



1 dtiXvoay — dtahaoav — Zxgtvav Öia y>ä<pov, GIG. 2671 = GDL 
8585 = Michel Rec. 417. Vgl. Zucker 1. c. 34. 

9 Als Dialysisrichter tritt der Komogrammateus auf, wenn er an- 
gegangen wird : 616 imdldcofu och &za>s tov iyxalovp&vov JiQOoxJLrj&tvrog 
ejiavayxaa&rji dnodoüvat poi to ßhxßoc, sav dk djiei&fji vjtordgai xoD 
vxofurfftaxos drxiyQCupoy ok xa&rjxet, fv % vjhxqxV 1 M 0i k XQijftanaft&i f 
Teb. 49; vgl. Taubenschlag, Arch. IV, 26. In dieser Rolle funktioniert 
auch der Hipparch, Teb. 54. Ein Hipparch aber konnte auch ein Streit- 
urteil fallen wie in P. Par. 6, wo er zwei Ämter bekleidet, das des 
Archiphylakiten und das des Hipparchen : df «5 avaxaXicrat ovxovc ini 
oh xcu xrjy TiQoorjxovoav ig imoxitpecoe dtalyiptr noifjoaoihLi. Im P. Par. 15 
ist die Jurisdiktionelle Funktion des Strategen nicht als eine oidXvote 
zu erklären; der Kläger wendet sich zuerst an den Dorfepistaten 
(1. 28 f.: brhv%w jfdtj ixi Nuedvogog rot; imoxdrov iifc xco/urje) und zwar 
ohne Erfolg; nun reicht er dem Strategen die Klage ein. Übrigens 
liegt hier wohl ein Fall der Sondergerichtsbarkeit vor. 
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Es ist daran festzuhalten, daß es bei den Ptolemäern 
ebenso wie bei den Germanen Rechtssitte war, das volle 
Streitverfahren möglichst zu vermeiden, statt dessen viel- 
mehr eine freiwillige Leistung zu erstreben. Die histo- 
rischen Gründe hierfür lagen in der allgemeinen Rechts- 
anschauung des Volkes und speziell in der wenig ent- 
wickelten praktischen Bedeutung der res iudicata. So 
war im Prinzip ein weiteres Prozessieren stets möglich. 
Das trug sehr viel dazu bei, daß man mit allen zu Gebote 
stehenden Mitteln eine freiwillige Unterwerfung des Be- 
klagten erstrebte. Dies versuchten nicht nur die ordent- 
lichen Beamtenrichter, der Epistat und der Strateg, und 
die vielen Richter der Sondergerichtsbarkeit, wie der 
Ba8ilikogrammateus, Eomogrammateus, Epimelet, Hypo- 
dioiket u. a., sondern vielleicht auch die autonomen Ge- 
richte selbst. 



Zweiter Teil. 

Das Gerichtsverfahren. 

IX. Kapitel. 
Die Parteien und ihre Vertreter. 

Inhalt: Parteifähig ist, wer rechtsfähig ist. Keine prozeßrechtliche 
Scheidung zwischen Bürgern und Peregrinen. Die Selbständigkeit 
der Franen im Prozeßrechte. Der Mitsteher — 6 xmaaxas. Prozeß- 
vertretnng der Frauen. Das /ura-Handeln. Direkte Stellvertretung. 
Die Intervention, dixrj ßeßaia>oeoK. 
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1. Parteifähigkeit und Prozeßfähigkeit. 

s scheint, daß auch für das ptolemäische Recht der Paruiabig 
Satz galt: Parteif&hig ist, wer rechtefähig ist.* ^^ 
Rechtsfähig und parteifähig waren aber alle Untertanen Bürg» und 
der ptolemäischen Könige, Männer und Frauen, und zwar Fnmde * 
in der Weise, daß eine prozeßrechtliche Scheidung 
zwischen den Bürgern und Peregrinen nicht bestand. 
Das erscheint um so verständlicher, als die königliche 
Gewalt keine einheimische war und fremde Untertanen 
in Scharen mit in das Land brachte. 

Die Magdola-Papyri allein zeigen uns, daß fast alle 
Nationalitäten in den Prozessen vor dem Strategen, 
Epistaten und den Kollegialgerichten vertreten waren. 



1 ZPO. §50. 
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In Magd. 24 klagt ein Grieche, 'Hqaxh-Ldris zwv an 
'AleZavÖQov vrjoov gegen die Ägyptierin Wevoßdoxtg, in 
Magd. 26 (2) griechische Kauf leute gegen den Ägypter 
nerevEYrriQios, in Magd. 27 die Makedonierin 'Hdiozt], in 
Magd. 35 eine Jüdin, in Magd. 3 klagen drei Juden gegen 
einen gewissen Demetrios. Wenn wir ferner die Fälle 
nicht außer acht lassen, wo eingewanderte Perser, Thra- 
kier usw. als Parteien erscheinen, so wird uns der all- 
gemeine Grundsatz klar: die Nationalität spielte unter 
den Ptolemäern keine Rolle für die Prozeßfähigkeit. Sie 
hatte aber allerdings eine gewisse Bedeutung für die 
Kompetenz der Kollegialgerichte, wie wir dies aus dem 
bekannten Dekret Euergetes II. wissen. 1 

Wir finden in den ptolemäischen Quellen ferner nicht 
die leiseste Andeutung davon, daß unter den Lagiden 
irgendwelche Klassenjustiz bestand. Wie aus dem Kapitel 
über die Sondergerichtsbarkeit hervorgeht, erfreuten sich 
die Königsbauern wohl einer Sondergerichtsbarkeit als 
Privileg, konnten jedoch auch die allgemeine Jurisdiktion 
für sich in Anspruch nehmen. 

Aber auch die Prozeßfähigkeit war eine weitreichende, 
d«r Fnnen. un ^ insbesondere das weibliche Geschlecht bedeutete 
kaum eine Zurücksetzung. Die tutela legitima der röm- 
ischen Frau hinderte ihre Prozeßfähigkeit. Die ptole- 
mäische Frau hatte zwar auch einen Kvgiog, aber sie 
war darum von eigener prozessualer Handlungsfähigkeit 



PtomI- 



1 Wenn die Vermutung der Herausgeber der Magdola-Papyri richtig 
ist, daß es sich in Magd. 14 um eine Hetäre handelt, so darf man 
auch annehmen, daß, falls mit solchem Erwerb Infamie verknüpft 
war, dies die Prozeßfähigkeit nicht beeinträchtigte. Wenger, Archiv 
II 940. 
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nicht ausgeschlossen. Hier nur soviel, Quellenbelege 
auch dieser Selbständigkeit folgen (sub. 2) bei der Lehre 
von der Prozeßstellvertretung. 

Die Frage, ob die Frau in ihrer Prozeßfähigkeit durch 
Verheiratung beschränkt wird, läßt sich mit einiger Be- 
stimmtheit verneinen, da in den Heiratsverträgen die 
Prozeßfähigkeit der Frauen ausdrücklich erwähnt wird. 1 

Irgendwelche Sonderbestimmungen über das zur 
Prozeßführung erforderliche Alter sind uns endlich nicht 
überliefert. 

2. Prozeßvertretung. 

In P. Tor. 1 p. 4 wird der Fürsprecher bezeichnet als 
1.35: 6 xoig tieqI tov t £2qov ovvxaxaoräg. p. 31. 18 f.: xal 
dixcuoXoytj'&ivTCOV . . . rä>v xaraordvrcov avroig Tiegl ßihv 
TOv'Eg/bUov <Pdoxk£ovg. ineg dkTcfrvjiegl t&v'Qqov Aeivoyvog; f 
also als Beistand, wörtlich genommen kein Stellvertreter, 
sondern ein „Mitsteher". Ein mit den Parteien auf- 
tretender Fürsprecher hatte das Recht, der Gegenpartei 
Fragen vorzulegen und die Antwort hierauf im Interesse 
seiner Partei zu verwenden P.Par. 15 eol. 2 1. 34 f.: Mexa- 
Xaßoov töv Xoyov 6 ovyxaxaardg xdis tieqI xbv *{2qov Aeivcov 
fjQcoTTjoev töv 'EgjbUav et xtva äjz6dei£iv Jiagdxeaai &g iariv 
avxov TiQoyovvxrj. 'AnoxQi&SyTog d' abxov /xtjds^äav $%siv . . . 
In dieser Verhandlung erschien Hermias allein, ohne 
Advokaten und seine Antwort, fiydefiiav fyetv, beweist, 
daß er seine Interessen sehr schlecht vertrat; in der 
andern Verhandlung vor dem Epistaten Herakleides 



1 p. Eleph. 1. 

* P. Tor. I c. und P. Par. 15 ool. 2 1. 84. 

Semeka: PtolenUUaohes Proießreoht I. 15 



d«rFrao«n. 
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erschien er (Tor. 1) mit seinem Advokaten Philokles, 
dieser war aber dem gegnerischen Anwalt nicht ge- 
wachsen und verlor wegen seiner Unfähigkeit, das Rich- 
tige zugunsten seines Klienten aus den Behauptungen 
der Beklagten herauszuholen und entsprechend zu ver- 
werten, den Prozeß. 1 

Damit sind wir zur Lehre von der Prozefistellver- 
u?Ü£ü tretung gelangt.« 

Voraussetzung der aktiven Prozeßfähigkeit war im 
griechischen Rechte außer der Voll jährgkeit, außer geistiger 
und körperlicher Handlungsfähigkeit das männliche Ge- 
schlecht. 8 Für das ptolemäische Recht ist uns wiederholt 
in den Quellen bezeugt, daß die Frauen als aktive Prozeß- 
parteien erschienen und ihre Sache selbst vertraten. Die 
Beklagte Lobais erscheint vor dem Chrematistengerichte 
(P. Tor. 1 p. 2) und stellt ein schriftliches Anerkenntnis 
zugunsten des Hermias aus; aus dem Inhalte der Klage- 
schriften der meisten Magdola-Papyri geht hervor, daß 
den Frauen wie die aktive, so auch die passive Prozeß- 
fähigkeit zustand: Idv di xi ävTdeyrjt, änocneiXai avxi\v. 
Magd. 23, auch Magd. 24. In P. Petr. III, 28 (e) wenden sich 
zwei Frauen direkt an den Strategen; vgl. auch Magd. 20, 



1 Es bestand offenbar kein Anwaltszwang. 

9 Wenger: Die Stellvertretung im Rechte der Papyri, S. 122 ff.; 
Mitteis: Römisches Privatrecht S. 205 N. 3; Beauchet: Hi&toire du 
droit privet de la republiqae Athenienne T. III p. 455, 502, 528, 
536. 559, T. II p. 215; Meier-Schömann-Lipsius 8. 747 f., 752, 765; 
Kubier, Sav.Z. 29 S. 218 ff.; Mitteis, Sav.Z. 28 S. 478; für die vor- 
christliche Zeit vgl. Oxy. ül, 505, 501; BGU. I, 300; P. Oxy. IV, 727, 
Oxy. I, 94. 

• Wenger, L c. 126 N. 2, betont aber, daß im griechischen Rechte 
die Frauen in bestimmten Fallen als Prozeßparteien auftraten. 



IX. Kapitel. Die Parteien und ihre Vertreter. 



227 



P. Grenf 1, 17. 1 In P.Lond.11,401, S.12ff. reichen zwei 
Frauen dem Epistrategen und Strategen eine Klage ein 
und zwar für sich selbst und ihre Schwestern, welche 
Miteigentümerinnen waren. 1 

Besonders gut orientiert uns über die ptolemäische 
Prozeßstellvertretung der Frauen der berühmte Prozeß 
der Zwillingsschwestern Savrjg und Taovg. Hier be- 
gegnen wir: 

a) selbständigem Prozessieren der Frauen, 

b) einem Handeln der Frauen mit einem Vertreter, 
dem sog. /^d- Handeln, und 

c) einem Alleinhandeln des Vertreters für die Frauen. 
Der Freund ihres Vaters Ptolemaios wird 6 nQoeoxrjxcog 

zwv h reo* ßieydXcoi ZoqcuiuUdi dtdvftcov negl xov xa&rjxovtog 
avxaXg ix xov ßaodsixov xal tvtavxov IXalov arjaafävov xrX. 
genannt. Sachlich wird er wie ein direkter Vertreter 
behandelt. * 

Außer ihm treten in diesem Prozesse noch zwei 
andere Prozeßvertreter auf, Demetrios und Apollonios. 
Der erstere wird von Ptolemaios weiter bevollmächtigt, 
sein Bruder Apollonios wird von den Zwillingen als 
Zahlungsempfänger bestellt. 4 

Ptolemaios führt den Prozeß und gewinnt ihn auch. 

Seine Tätigkeit im Prozesse ist folgende: 



1 Wo, wie Wenger 1. c. S. 128 betont, die klagenden Frauen 
mit ihren griechischen Namen genannt sind, denen aber die ägyp- 
tischen Namen beigefügt sind. Die Nationalität der Franen scheint 
keine besondere Rolle hinsichtlich der Bestellung oderNichtbestellnng 
eines xvqios gespielt zn haben. 

1 Anch P. Petrie III, 27. Wenger 1. c. 

1 Wenger 1. c. S. 137. 

4 Wenger 1. c. S. 139, P. Lond. I S. 19. 

15* 
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Direkt« 

BtoU- 

T«rtretang. 



Er reicht den zuständigen Beamten die (von den Zwil- 
lingen persönlich verfaßten) Klageschriften ein, welche 
dem Könige überreicht und so in die Verhandlungsliste 
eingetragen werden (P. Par. 30 Z. 5: 'Anidoxd (sie) ooi 
%}}v jiagä xov ßaodioyg xal rfjg ßaadloatjg xexQ*)MB**o- 
fjUvt]v tqjv didvjucov fvrev£iv)\ er tritt wie ein direkter 
Stellvertreter auf (P. Par. 23 Z. 29 f., P. Lond. 1, 17 a Z. 1 1 
S. 10); einige Eingaben werden zwar von den Zwillingen 
zusammen eingereicht, wie z. B. Lond. 1, 20 (S. 8 f.) Par. 31 ; 
in Lond. 1, 20 indefi stammt das Petit vom Vertreter, in Par. 
31 dagegen lautet wiederum das Petit v f)[uv° y d.h. dem 
Ptolemaios und den Zwillingen; auch in P. Par. 30 u. Leyd. 
D funktioniert Ptolemaios als direkter Prozeßvertreter. * 
Aus den zitierten Urkunden ersieht man auch, daß die 
Zwillingsschwestern selbständig, ohne einen Vertreter, 
handeln konnten. 

Auch in P. Leyd. I A scheint es sich um ein selb- 
ständiges Auftreten der Parteien im Prozesse zu handeln; 
Z.26: MaQfMoxtv tjui ivxexlrj/buxxo ygaepr^xerat dbg, vßgtxöxog. 

Dem ptolemäischen Rechte sind demnach Stellver- 
tretungen aller Art „ganz geläufige Dinge*.* 



3. Intervention. 

DieProsai- Von solchen Stellvertretungen ist eine sehr charakte- 
ftbcrnfthme. ngtigehe Intervention Dritter zu unterscheiden, die in der 



1 Vgl. zu der Frage P. Par. 22; 23; 24; 25 (in welchem nach 
Wengers Meinung Ptolemaios als Empfänger des amtlichen Beschlusses 
genannt wird), Par. 26; 27; 28; 29; SO; 81; 82; 83; P. Lond. 1, 22 (S. 7); 
20 (S.9); 17 (8.101); 21 (S.12); 31 (S.15); 19 (8.16) etc. Leyd.I 
B, C, D, E; vgl Kenyon, P. Lond. 1 8. 2 f. ; Vat. P. D. ; Bonche^Leclercq: 
Histoire des Lagides T. IV p. 250. 

* Wenger 1. c. 188 N. 2. 
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Übernahme eines bereits begonnenen Streites besteht und 
privatrechtliche Normen zur Grundlage hat. So übernimmt 
der Verkäufer des Grundstückes, Apollonios, den Streit, 
der gegen seinen Käufer Harmais von Hermias angestrengt 
wurde; es handelt sich hier um einen Gewährenzug, P. 
Tor. 1 p. 4 Z. 4 u. p. 6 Z. 4 f., kraft dessen der Verkäufer zur 
Übernahme des Streites verpflichtet war. Harmais strengt 
eine £mox£rpis-Kl&ge gegen seinen Verkäufer Apollonios 
an, zieht ihn vor Gericht und dieser übernimmt dann 
den Streit. Wie schon betont wurde, 1 hat hier der Be- 
klagte die Wahl, den Weg der Selbstdefension zu be- 
treten oder aber das Recht des Gewährenzugs in Anspruch 
zu nehmen. Vorher soll aber ein 9 lmox£rpao&at* gegen 
den Veräußerer stattfinden. 

Es darf nicht vergessen werden, daß diese Klage über- 
flüssig wurde, wenn der Verkäufer freiwillig als Vormann 
des Erwerbers eintrat, wie ja auch im griechischen Rechte 
die dlxrj ßeßaicboecos nur dann angestrengt wurde, wenn 6*a? 
der Verkäufer sich weigerte, die Rechte des Käufers vor fi**"** 9 **- 
Gericht zu vertreten. 8 

Der Anwalt des von Hermias beklagten Horos und 
seiner Genossen behauptete auch, daß Hermias in ganz 
falscher Weise (formell genommen) den Streit gegen Lobais 
angestrengt habe ; er hätte vielmehr gegen Horos und Ge- 
nossen vorgehen müssen. In diesem Falle würden diese 
entweder aus dem Verkaufe haftbar gemacht (ßeßalwaig) 
oder sie müßten den Streit übernehmen: Tor. 1 p. 6 
Z. 4 f : xal 5vtcov xcov n&iQaxorajv hvia, xal xcov negl rov 



1 Partech, Griechisches Bürgschafterecht S. 345 A. 3. 
* Meier-Schömann-Lipeiuß 720 ff.; Thalheim in Pauly-Wissowa V 
S. 173. 
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"Qqov howovYKov xal xgaxovvxcov rfjg obclag, diov drtu 
ngöxegov xaxä xovxcov ttjv £vxev£tv dovvcu, Xv ovroi r)xot 
TtQoeJuoxippdfjievot xolg nenQOxöoiv avxotg, afaol xal rtjv Tigdg 
xdv "Eq/mov xqUhv lydixrjoavxeg ixaxfjocootv avxdv xrjg ngdg 
avxovg ävxidixiag, fj 7tagad6vxeg xdig ßeßauoxäig xdv juqI 
xrjg ßeßauboeayg l6yov owoxrjocovxai. 1 



1 Babel: Die Haftung des Verkäufers I (1902) S. 87. Auch aus der 
römischen Zeit besitzen wir solche Vertragsurkunden mit derartigen 
Klauseln, welche inhaltlich denen ans der ptolemiischen Periode sehr 
nahe stehen. Vgl. Mittels: Reichsrecht S. 181 ; Babel 1. c. 41. Die 
Versicherung, daß der Käufer ron einem Dritten nicht angegriffen 
werde, soll übrigens ans den demotischenUrkonden stammen ; d. h. firj 
kti(>x*irfou, ärtuioufariku, im<p4gso{ku, dann t£/ora00a*, &<pioxaoifai, 
bcdixtTr. 



X. Kapitel 
Die allgemeinen Prozeßgrundsätze. 

Inhalt: Parteienbetrieb nnd Offizialbetrieb. Die Selbsthilfe tot 
dem ordentlichen Verfahren. Der Parteienbetrieb in der Beweisführung. 
iäv hrdsigcjficu. Das Zusammenwirken von Partei nnd Gericht Das 
Laienelement. Schriftlichkeit nnd Mündlichkeit. Unmittelbarkeit des 
Verfahrens. Die schriftlichen Beweismittel. Das Verhandlungsprotokoll. 
Das Beweiss ystem. Freie Beweiswflrdignng. Die fakultative Bestimmung 
der Beweispflicht Thema und onus probandi. Die Beweislast und die 
Behauptungslast. Iura novit curia. Das merkwürdige Verbot der 
Intervention von Advokaten in gewissen Sachen. 

1. Parteienbetrieb und Offizialbetrieb. 

Das ptolemäische Prozeßrecht kannte wie unser mo- 
dernes Recht das Prinzip des Parteienbetriebes. 
Dies mag damit zusammenhängen, daß wie in der römi- 
schen, so auch in der griechischen und überhaupt wohl 
in jeder Rechtswelt Selbstschutz im weitesten Sinne im 
täglichen Leben nicht nur durch die Verhältnisse geboten 
und innerhalb gewisser Grenzen von der Rechtsordnung 
erlaubt und geduldet war, sondern auch damit, daß die 
positive Gesetzgebung vom Verletzten gewisse Selbst- 
schutzhandlungen in manchen Fällen sogar verlangte. 1 

Die Selbsthilfe bezog sich allem Anschein nach vor di« 

8*lb«thJlf« 

vor dem 
1 Dabei ist allerdings hervorzuheben, daß die Nonnen Aber die ordentlichen 

Selbsthilfe im griechischen und hellenistischen Recht weniger ent- Vcrndiren. 
wickelt waren als im römischen. 
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allem auf die Zeit, die dem ordentlichen Verfahren vorher- 
ging; 1 dabei wird regelmäßig versucht, eine ovyx(OQ7]oig y 
zuerst außergerichtlich, 8 dann gerichtlich wie in Tor. 1 
als didXvoig zustande zu bringen; die Selbsthilfe bezieht 
sich ferner auf die private Ladung und auf die Zeit nach 
der ordentlichen Gerichtsverhandlung, wo freiwillige Un- 
terwerfung des Verurteilten ynter dem Richterspruch er- 
wünscht und tatsächlich üblich war. 8 In der Gerichts- 
verhandlung selbst galt das Prinzip des Selbstbetriebes. 
Nach der Ladung zum Verhandlungstermin, die sehr 
oft durch die Parteien bewirkt wurde 4 und der Zustellung 
der Klageschrift 5 äußerte sich das Prinzip des Selbst- 
betriebes während des Verfahrens insbesondere in der 
Beweisführung. Damit soll nicht gesagt sein, daß dem 
Verfahren der Offizialbetrieb gänzlich unbekannt war; 
diese Annahme ginge sicherlich zu weit, vielmehr waren 
wie im modernen Prozeßrechte wichtige Ausnahmen zu- 
gunsten des Offizialbetriebes aufgestellt, z. B. auf dem 
weiten Gebiete der Sondergerichtsbarkeit. Ferner wurden 
durch das Fehlen der scharfen Trennung zwischen Zivil- 
und Strafrechtspflege ab und zu bedeutende Elemente des 
Offizialbetriebes auch in die Zivilrechtsprechung getragen. 
Dabei darf allerdings nicht übersehen werden, daß den 

1 Aach das Prinzip der Selbstunterwerfang der Parteien unter die 
Rechtsprechung hängt, wie Gradenwitz betont, damit zusammen: Ein 
Erbatreit aus dem ptolemäischen Ägypten, Schrift, der Wissensch. 
Oesellsch. in Straßburg, Heft 13 (1912) S. 12. 

» P. Tor. 4. 

* Gradenwitz 1. c. 

4 Näheres hierüber nebst den Belegen findet sich in dem Kapitel: 
Die Einleitung des Verfahrens. 

5 Ob eine Mitteilung der rorbereitenden Schriftsätze ähnlich wie» 
nach § 272 ZPO. stattfand, steht dahin. 



X. Kapitel. Die allgemeinen Prozeßgrundsltze. 233 

autonomen Laiengerichten die Strafgerichtsbarkeit nur in 
einem sehr beschränkten Maße eingeräumt war, dann 
daß die Kläger, wie z. B. in Tor. 4 u. a. m., den privat* 
rechtlichen Tatbestand auch beim Zusammentreffen der 
strafrechtlichen und privatrechtlichen Elemente ab- 
sondern und nicht nur zwei getrennte Klagen, eine 
zivilrechtliche und eine strafrechtliche erheben, sondern 
sie auch bei verschiedenen Gerichten einreichen. 1 

Wie erwähnt, zeigte sich die Geltung des Partei- DerPartei- 
betriebes vor allem in der Frage der Beweisführung. Im d ^*^. 
römischen Rechte war zur Zeit der Legisaktionen und flumng. 
des Formularverfahrens der Prozeßbetrieb Sache der 
Parteien, obwohl der Magistrat dem Richter den be- 
dingten Formularbefehl si paret, condemna (absolve) er- 
teilte; mit dem Kognitionsverfahren ging die Prozeß- 
leitung mehr auf den Richter über. Im ptolemäischen 
Rechte dagegen stellte auch vor dem Forum eines 
Beamtenrichters, des Epistaten, und des Dialysisrichters 
par excellence, des Dorf epistaten, der Kläger selbst in 
seiner Klageschrift das si paret in gewissem Sinne fest 
und beherrschte so die ganze Prozeßführung. Dem klas- 
sischen Klageschema der Ptolemäer: idv fji xawa &kt)drj 
si paret steht ein noch bedeutungsvollerer Satz: idv h- *»* 
deigcofjuzi, wenn ich beweise, zur Seite, der die ganze ^ y * e ^° VMM - 
Rechtsfindung im konkreten Falle von dem freiwillig über- 
nommenen Beweis des Klägers abhängig macht. 8 Eine 



1 Dabei ist aber festzuhalten, daß hinsichtlich der Einreichung der 
sdvilrechtlichen Klage infolge der Rivalität der Gerichte den Parteien 
— wie auch im römischen Rechte — das prozessuale Wahlrecht zustand. 
Wlassak: Rom. Prozeßgesetze 1, 107. 

8 Magd. 18; 40; 41 u. a. m. Andererseits fehlt es aber nicht an 
Beispielen, die im Gegensatz hierzu das Hauptgewicht auf die richter- 
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Dm 
Zusammen- 
wirken von 
Partei und 
Gerieht 



andere besondere Konstruktion der Klageschriften macht 
den weiteren Gang des Verfahrens vom Eid des Beklagten 
abhängig, wie in Magd. 25 Z. 7 ; hier heißt es, der Be- 
klagte solle frei sein, wenn er schwört, daß er nichts 
schulde. Der Richter ist also durch diese einseitige Willens- 
erklärung des Klägers auf die von diesem angetragene Be- 
weisaufnahme angewiesen. Im Hermiasprozesse bringen 
die Parteien selbst alle nötigen Beweismittel bei während 
die Beweisführung von den Anwälten der Parteien 
betrieben wird. 

Im wesentlichen aber stellte das ptolemäische Prozeß- 
recht für die zivilrechtlichen Verfahrensarten ein System 
des Zusammenwirkens von Partei und Gericht auf, das 
den Grundsätzen unseres modernen amtsgerichtlichen Ver- 
fahrens nicht unähnlich ist, 1 allerdings mit dem Unter- 
schied, daß die Stellung des ptolemäischen Magistrats- 
richters mit seiner Eigenschaft als eines Verwaltungs- 
beamten aufs innigste verknüpft und deshalb viel freier war. 

Die Mannigfaltigkeit der Klagkonstruktion ist sicher- 
lich nur ein Reflex der prozeßrechtlichen Elastizität, die 
hinsichtlich der Beweisführung und der Bildung des richter- 
lichen Urteils herrschte und die Urteilsbildung wie Beweis- 
führung nebst der Beweisaufnahme nicht etwa von starren 
Verhandlungsnormen, sondern vom Zusammenwirken 



liehe bezw. magistratische Untersuchung legen and auf die Anwen- 
dung der Ornaalmaxime hindeuten, z.B. in Magd. 26 (2), Z. 11: 
imoxeyao&at Jtegi tovtcw; Magd. 27, Z. 6: htioxsymfjUyov xovxov u.a. m. 
Allerdings kann ein solcher Passus auch dem Gedanken Ausdruck 
geben, der Strateg solle Aber die Frage entscheiden, nachdem er 
den Tatbestand richterlich gewürdigt hat, ohne daß damit beabsichtigt 
war das etwaige Offizialprinzip besonders zu betonen. 
1 ZPO. §§497; 501; 502. 
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der Prozeßsubjekte des Klägers, Beklagten und Richters, 
unter verschieden starker Beteiligung der einzelnen Fak- 
toren je nach dem konkreten Tatbestand abhängig machte. 

Es ist möglich, daß bei den Verhandlungen vor einem 
autonomen Laiengerichte, vor den Laokriten, Chrema- 
tisten und dem Zehnmännergericht bezw. dem xoivbv 
dixaozrjQiov die Verhandlungsmaxime mehr Anwendung 
fand als vor dem Forum eines Beamtenrichters; dieser 
Unterschied ist jedoch nicht bedeutend genug, um von 
einer Verschiedenheit der Prinzipien in dieser Hinsicht 
sprechen zu können; das wird besonders dadurch bezeugt, 
daß auch die Urteilsfällung der Beamtengerichte (aller- 
dings unter Zuziehung mehrerer Laienbeisitzer) wie in 
Par. 15 ausschließlich auf dem Vorbringen der Parteien 
beruhte. 

Das Institut der Gestellungsbürgschaft, die Möglich- 
keit, den Zeugeneid schriftlich zu leisten, ohne per- 
sönliche Anwesenheit des Schwurpflichtigen, sind Fak- 
toren, welche die Ansicht unterstützen, daß dem Par- 
teienbetrieb in dem Gerichtsverfahren ein breiter Raum, 
vielleicht mehr als man auf den ersten Blick meinen 
möchte, eingeräumt war. 

Noch ein weiterer Umstand darf nicht übersehen 
werden, nämlich die Beteiligung des Laienelementes an der dm Laien- 
Rechtsprechung der autonomen Gerichte. Die Richter der 
Gerichte der Ghrematisten, Laokriten und der Zehnmänner, 
bezw. des xotvbv dixaoxrjgiov waren allem Anscheine nach 
keine technisch geschulten Juristen, vielmehr Laienrichter ; 
sie richteten mehr nach billigem Ermessen als nach festen 
prozessualen Normen. Dabei war natürlich von größter 
Bedeutung der Grundsatz des Parteienbetriebes. Anders 
liegt die Sache bei der Strafgerichtsbarkeit der Beamten- 



elemeni. 
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richter. 1 Aus dem Dekret Euergetes II. wissen wir, daß 
die Regierung streng darüber wachte, daß die Beamten 
die Strafe nicht nach ihrem Ermessen verhängten, son- 
dern sich an die bestehenden Vorschriften hielten. 



Dm 
Verlesen 
der Klage- 
schrift 



Abschritt 
4er Klage. 



2. Schriftlichkeit und Mündlichkeit. Unmittel* 

barkeit des Verfahrens. 

Die Schriftlichkeit des Verfahrens war im ganzen 
ptolemäischen Prozeßrecht von größter Bedeutung, so- 
wohl in dem Verfahren vor den autonomen Kollegial- 
gerichten, als auch in den Verhandlungen vor den Be- 
amtenricbtern. Ob eine mündliche Klage im allgemeinen 
in Privatrechtssachen statthaft war, 8 wissen wir nicht, 
jedenfalls war sie nicht üblich. Es war aber sicher eine 
mündliche Anzeige in Strafsachen zulässig. Die Parteien 
mußten ihre Behauptungen regelmäßig urkundlich er- 
härten ; die Eingabe des Klägers wurde vor dem Gericht 
verlesen, äveyvd>o&i] xd hudo&h nagd xov 'Egfiiov indp- 
vfj/jta, Par. 15, Z. 6 ; Tor. 1 , Z. 1 1 ; Petr. HI, 21 g, Z. 9 ; P. gr. 
Wiss. Ges. 277, Z. 42 u. a. m. 

Die Quellen kennen keine mündliche, private in ius 
vocatio; die Ladung erfolgt nur schriftlich entweder in 
der Form: fj dhcrj oot ävaygatp^aetai wie in Hib. 30, Petr. 
III, 21g als private Ladung oder durch Zustellung der 
Klageschrift als amtliche Ladung wie in Par. 15. Es ist 
jedoch zu beachten, daß die Klagen von zuständiger Stelle 
den Klägern selbst zum Zwecke einer solchen Zustellung 
auch ausgehändigt zu werden pflegten. P. Teb. 29: »Die 

1 Magd. 85 u. a. m. 

1 Vielleicht haben wir mündliche Klagen anzunehmen in P. Magd. 
88 + 6; 12; 20; 21; 42. Vgl. Leaqnier: Die Introduction zu den Mag- 
dola Papyri S. 14. 
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liehen 
Beweis- 
mittel. 



Kläger haben mir eine von euch (den Chrematisten) aus- 
gefertigte Abschrift ihrer Klage übergeben/ 

Allein trotz der großen Rolle, welche die Schriftlich- 
keit spielte, galt bei den Ptolemäern keineswegs der Satz; 
quod non est in actis, non est in mundo; in der Verhand- 
lung und bei der Urteilsfällung 1 wurde auf schriftliche 
und mündliche Beweisführung Bücksicht genommen; aller- 
dings kam den schriftlichen Beweismitteln größere Be- DfeMhriit- 
deutung zu; so wird in dem Urteil in P. Tor. 1 haupt- 
sächlich auf solche Bezug genommen. Ein Teil der Ur- 
kunden wurde dem Richter zwecks Verlesung vorgelegt, 
aber auch die Parteien oder ihre Anwälte lasen wichtige 
Gesetzestexte und Auszüge aus Verordnungen vor: naga- 
yiyvaxjxofiUvcov avxdig l£ d>v nagbceivro dtxatoßiäzcov d>v ixd- 
xsQog fiQelxo Tor. 1 p. 3, Z. 19 f., auch den Inhalt der Klage- 
schrift, selbst wenn er etwas ausführlicher gehalten ist, 
pflegen die Parteien dem Gerichte vorzutragen: xal xov jub> 
<Pdo)c/L jtagajiXrjoia iovg xolg did xov vno/xvrifjLaxog ngoevey- 
xa/uievov.* 

Das Urteil wird protokolliert und mündlich verkündet, 
Tor. 1; Par. 15. Die Vorträge während der Verhandlung, 
auch die von den Parteien verlesenen Gesetzesstellen, 
werden ebenfalls in das Protokoll aufgenommen. 8 

Unsern modernen Protokollen analog enthält das 
ptolemäische Protokoll: 

a) Die sog. Formalien des Protokolls (ZPO. § 159), 
d. h. Ort und Tag der Verhandlung, 

b) die Namen der Richter (bei Beamtenrichtern auch 
der Beisitzer, P. Tor. 1, Par. 15), 



Dm Ver- 

h&ndlangs- 

protokolL 



1 Vgl. die Uiteilsbegrandong in Tor. 1 col 9 Z. 5 f. 
* Tor.lp.3Z.21f. 
1 Tor. 1. 
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c) die Bezeichnung des Rechtsstreits, 

d) die Namen der Parteien und ihrer Bevollmächtigten v 

e) * Anerkenntnisse, Verzichte und Vergleiche, P. Tor. 
1, 2 und, wie wir schon gesehen haben, die Aussagen 
der Zeugen und Sachverständigen, Hib. 31 (270 v. Chr.), 
Petrie II, 18 (2a) und 

f) endlich die Entscheidung. 

Aus dem Herrn iasprozefi und dem Prozesse in P. gr. 
Wiss. Ges. 277 möchte man schließen, daß im allgemeinen 
der Grundsatz der Unmittelbarkeit des Verfahrens 
herrschte und daß der Richter nur das zu beachten hatte, 
was ihm entweder mündlich vorgetragen wurde oder sonst 
unmittelbar zu seiner Kenntnis kam. Dagegen scheint das 
Prinzip der Unmittelbarkeit, soweit es Zeugenaussagen be- 
trifft, doch nicht ausschließliche Geltung besessen zu haben; 
denn schriftlich fixierte Zeugenaussagen, ja sogar eidliche, 
konnten ohne Anwesenheit der Zeugen verwertet werden. l 



3. Das Beweissystem.* 

a) Freie Beweiswflrdigung. 

Das ptolemäißche Prozeßrecht war entwickelt genug, 
um eine Reihe von Spezialvorschriften über Beweisauf- 



1 Petr. III, 21; II, 18 (2 a). Nach attischem Rechte muß jedes 
Zeugnis bei Gericht schriftlich niedergelegt werden; Mitteis: Reichs- 
recht und Volksrecht 3. 520/1. In dem Dekret von Knidos bei 
Newton, Ancient Greek Inscr. II Nr. 229 (Mitteis 1. c), heißt es: 
.Diejenigen aber von den Zeugen, welche nicht zum Gericht kommen 
können, soUen ihr Zeugnis ablegen vor den Vorstehern in . . . .* 
Es scheint also, daß eine ausschließlich schriftliche Zeugnisabgabe 
nicht gestattet war. 

* Ebenso wie in ZPO. § 160. 

* Die einzelnen Beweismittel werden in der Fortsetzung unserer 
Untersuchung behandelt werden. 
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nähme und Beweisführung zu erlassen, die als positive 
Beweisregeln dienten, dabei aber — wie in unserm 
modernen Prozeßrechte — den Hauptgrundsatz der freien 
Beweiswürdigung, der die griechische Rechtswelt be- 
herrscht zu haben scheint, nicht beeinträchtigten, son- 
dern nur als Ausnahmevorschriften Anwendung fanden. 
Aus dem Hermiasprozesse ersehen wir, daß nach beiden 
Rechten, den v6/wt nohxtxol und den v6/xoi xrjg x^Q a ^ VÖAMM 
dem Hermias die Beweislast oblag und zwar vor vt/u* 
beiden Gerichten, vor den Chrematisten und den Lao- ito***** 
kriten; ein Unterschied zeigte sich aber darin, daß die 
Chrematisten nach den vöpot nohxixoi außerdem noch 
den Nachweis der erfolgten Anzeige des Erbfalls aus 
steuerrechtlichen Gründen (äjioygaq?^) und die Zahlung 
der Erbsteuer verlangt hätten (doogpj), d. h. während 
Laokriten jedes materielle Erbrecht berücksichtigten, be- 
achteten die Chrematisten nach den vöjwi noXirucoi dagegen 
nur das versteuerte Erbrecht. Die freie Beweiswürdigung 
wurde demnach hier dadurch eingeschränkt, daß das 
Gericht von Amts wegen prüfen mußte, ob das behauptete 
Recht, wie bei Hermias das Recht seines Vorfahren und 
die Sukzession in dasselbe, versteuert sei. 1 

Daß freie Beweiswürdigung herrschte, ergibt sich 
auch aus der Geltung der Verhandlungsmaxime: es be- 
stimmten oft, wicr wir schon früher sahen, die Parteien 
den Umfang der Beweisführung im voraus fakultativ in 
der Klageschrift. Der Eid, der Parteieneid namentlich 
des Beklagten, aber auch Zeugen- und Sachverständigen- 
eid, fand sehr viel Anwendung, was dann vielleicht dazu 



1 Tor. 1 col. VII Z. 8—18; darauf wird hingewiesen bei Mitteis, 
Ghreet 87 A. zu 8—18. 
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ftthrte, daß in der Praxis der Eid minder bewertet wurde. 
Das galt, was hier nebenbei bemerkt sei, insbesondere 
auch vom Versprechenseid. 1 

b) Thema and onus probandi 

Gegenstand des Beweises, das thetna probandum, 
bildeten auch im ptolemäischen Rechte nur bestrittene 
Behauptungen einer Partei über rechtserhebliche Tat- 
sachen. Der römischrechtliche Grundsatz: ei incumbü 
probatio qui dicit, non qui negat, d. h. das Zusammen- 
fallen der Beweislast mit der Behauptungslast, scheint 
auch bei den Ptolem&ern in Geltung gewesen zu sein, 
luraptnng*- da die Klagen, wenn sie die Beweisfrage berühren, in 
lMt der Regel bekunden, daß die Beweislast dem obliegt, der 
die Behauptungen aufstellt, nicht dem, der sie bestreitet. 
Und es kann sogar als spezifisch ptolemäischer Prozeß- 
gedanke die Stelle in den Klagen bezeichnet werden, 
wo es heißt: idv jub> öfiokoyrji, Magd. 23 u. a. m.; iäv 
d£ ji dyzdiyrji (ebendort): der einfache Widerspruch des 
Beklagten genügt in diesen Fällen, um die Forderung 
nicht mehr der Exekution des Dorfepistaten zu tiber- 



Die 

Beweialast 

und die Be- 



iäv U n 
dvnXfyiji, 



1 So verspricht der Großonkel der vier Klägerinnen, JTtfroc, vor 
dem Archiphylakiten eidlich die Rückgabe der Dokumente und des 
Vermögens, erfüllt aber seinen Schwur nur in unehrlicher Weise; 
diese beiden Momente, die Eidesleistung und das durch sie bedingte 
Anerkenntnis einerseits, die Verletzung des Eides andererseits hindern 
den Mann nicht, in späteren Verhandlungen in derselben Sache als 
Prozeßgegner aufzutreten. P. Gerhard: Erbstreit S. 16; 17; 12; P. P. 
Heid. 1280 + Lond. 612 == Grenf. I, 17 f Lond. 611 = Grenf. 1, 15. 
Auch in einer andern Verhandlung vor dem Strategen, Amh. II, 85, 
leistet der Beklagte den Eid, der Forderung des Klagers zu entsprechen, 
kommt aber seinem Versprechen sieht nach, so daß er wiederum tot 
den Strategen zitiert wird. 
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lassen, sondern statt dessen die Rechtsfrage vor das 
höhere Gericht des Strategen zu bringen. Von noch 
größerer Bedeutung für die Beweislast ist der schon 
früher erwähnte Passus der Magdola-Urkunden, wo der 
Kläger in seiner Eingabe erklärt, es solle, falls ihm der 
Beweis gelingt, der und der zu diesem und jenem ver- 
anlaßt werden. 1 Die Beweisführung obliegt in der Ver- 
handlung zuerst dem Kläger; so tritt in dem Hermias- 
prozefi zuerst der Advokat des Hermias, (frdoxXevg, auf 
und bringt alle Beweismittel vor. In den vielen Magdola- 
Papyri wird, wenn vom onus probandi die Rede ist, stets 
der Kläger selbst als der Beweispflichtige bezeichnet: 
Magd. 3 1. 10: xal iäv £vdei£c6/x€&a rä diä rfjg Ivzev&QK, 
Magd. 28 1. 8: läv ivdeigcojucu avxovg xaxaxexXvx&tag *** 
fjiov t6v gtzöqov. 

Die Übernahme der Beweislast in Magd. 8 bietet 
vielleicht nochmals einen Beleg für die Verbandlungs- 
maxime, indem der Kläger von dem Beweise dessen 
spricht, was in der Eingabe ausgeführt ist, d. h. nur die 
Tatsachen beweisen will, die er ausdrücklich erwähnt bat; 
es scheint eine gewisse Beschränkung, eine Gebundenheit 
des Richters an diese Tatsachen vorzuliegen. Wie schon 
früher wiederholt betont wurde, bestand im Falle der 
Übergabe der Sache von dem Strategen an den Dorf- 
epistaten dessen Hauptaufgabe in der Regel nicht in dem 
Erlaß eines kontradiktorischen Urteils, sondern in der 
Vornahme einer didXvois. Damit stimmt auch der oft 
wiederkehrende Passus der Eingaben überein, daß der 
Beklagte, wenn er die Schuld anerkennt, vom Epistaten 
zur Leistung gezwungen werden, eine Exekution statt- 



ivdeig&ßttu. 



1 Magd. 28. 

Semeka: Ptolemlisehes Prozeßrecht L 16 
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finden soll. Ist das nicht der Fall, so bittet der Kläger, 
die Sache abermals vor dem Strategen, der dann ein 
Streiturteil fällen soll, zu verhandeln. In solchen Fällen 
wünscht also der Kläger eine confessio des Beklagten zu 
erlangen; erfolgt eine solche, so ist natürlich eine Be- 
weisführung nicht nötig. 

Magd. 23: iäv ph Sßioloyrji, ngdtavta aix^v djtodovvcu 
ij/uv, läv d£ xt ämteytjt, äjzooreüLai aM)v bd Auxp6yr\r 

c) Iura novit curia. 

Der Grundsatz: da mihi factum, dabo tibi ius fand im 
ptolemäischen Recht vollgültige Anwendung, dagegen galt 
nur in beschränktem Maße der Satz: iura novit curia. 

Prinzipiell war es, wie im modernen Prozeß er- 
forderlich, aber auch genügend, wenn die Parteien die 
für das strittige Rechtsverhältnis relevanten Tatsachen 
behaupteten und, soweit erforderlich, bewiesen; allein 
in der Praxis bürgerte sich der Brauch ein, etwaige 
Gesetzestexte schriftlich vorzulegen, die entweder mög- 
licherweise dem Gerichte unbekannt waren, oder wenn 
auch bekannt, so doch zu wenig berücksichtigt wurden. 
Man könnte a priori vermuten, daß wenigstens die gräko- 
ägyptischen Richter — also etwa mit Ausnahme der 
Laokriten — die sog. vdfMH nohxixoi von Amts wegen 
anzuwenden gehabt hätten, die vdfwt xtjg zcbgas da- 
gegen nur, soweit sie ihnen bekannt waren; etwa wie 
in ZPO. § 293 die Bestimmungen über die Anwendung 
des ausländischen Rechtes lauten. Das trifft jedoch 
nicht zu; die vorgelegten und im Laufe der Verhand- 
lung dem Gerichte vorgelesenen Gesetzesstellen sind 
nicht nur den %<b^ag vöfwt entnommen, sondern be- 
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treffen beide Kategorien von Gesetzen und umfassen auch 
die königlich sanktionierten Beschlüsse der politischen 
Organisationen, 1 die yrrjq?(opaxa. Dabei ist als höchst 
charakteristisch die originelle Erscheinung zu bezeichnen, 
daß nicht nur die betreffenden Gesetzesstellen zitiert bezw. 
vorgelesen werden, sondern daß der König und die 
Königin angerufen werden: Ihre göttlichen Majestäten, 
der König Ptolemaios und die Königin Kleopatra, möchten Königliche 
als hohe Götter — fiiytmot &eot — geruhen, den Ghrema- Y ™*£b* 
tasten den Befehl zu erteilen, die schriftlich vorgelegte AdrokAtan- 
Verordnung, die sich speziell auf Prozesse bezieht, bei v « rbot 
denen Interessen des Fiskus in Betracht kommen, auch 
zu beachten, Amh. 33, Z. 14 f. xal jjdrj x<ov xa& fjftäg eloayo- 
phwv 7ivv&av6{ie&a xdv hxaXovfievov Tsoevovipiv /uexä awr\- 
yÖQcov owxa&totao&ou, TZQOoxsxaxäxo&v xc5v 7tQoy6vcov H/icav 
did xov {fnoxEifxivov TtQooxdypaxos xobg TtQoonoQevo/jihovg 
owriyögovs Ttgdg xäg jtgoaodtxäg xqtaeig btl ßAäßfl x<ov tiqo- 
o66o>v ngäliai eis td ßaocXixdv duiXovv xb biid&xaxov xal 
xofaoig jurjxhi t£eivcu ovvrjyoQrjoat.* 

Hermias, bezw. sein Advokat Philokleus, legt eine 
stattliche Reihe von Abschriften der Gesetze und Ver- 
ordnungen vor; Tor. 1, col. 4, Z. 14 f.; der Anwalt ver- 
liest unter anderem dem Gerichte eine Vorschrift, kraft 
welcher die ägyptischen (d. h. in ägyptischer Sprache ab- 
gefaßten) Kontrakte, wenn sie nicht einregistriert werden, 
ungültig sind; ferner einige Stellen aus dem einheimischen 
Gesetze, demzufolge eine Vertragsurkunde, die nicht das 
Zeugnis einer adjuratio trägt, vor Gericht keine Wirkung 



1 Vgl. S. 158. 

1 Wenger, Arch. II, 49 ff. ; am Ende der Syxevfa wird die Abschrift 
des Gesetzegtextea beigelegt 

16* 
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hat. Außerdem trug er noch andere Gesetze dem Ge- 
richte vor. 1 Der Verteidiger des Horos und Genossen, 
Philon, unterließ es seinerseits nicht, mehrere Gesetze 
anzufahren, die er für geeignet hielt, die Behauptungen 
des Klägers zu widerlegen und das Recht des Beklagten 
zu begründen. Dabei ist es sehr charakteristisch, daß 
in den Urteilen auf die von den Parteien angeführten 
Gesetzesstellen Bezug genommen wird und zwar mit der 
Bemerkung, daß dieselben von der Partei vorgebracht 
wurden, wie in Tor. 1, coL 9, Z. 21: naga^e/x^vcov dk xcd 
ngooxdypuixog fxiqog xov bcte&ivxog h ran xg ft« negl 
xöjv <pdav&Qd>7icov Ttegl xwv xexgaxtjxöxcov. Dieser Satz 
stammt aus der Urteilsbegründung. 9 

Andererseits rechnen aber doch die Parteien wieder 
mit der Tatsache, daß das Gericht das Recht kenne. 
Die zahlreichen Klageschriften der Magdolapapyri aus 
dem 3. Jahrhundert v.Chr., die in ihrer Mehrzahl schließ- 
lich den autonomen Gerichten zugestellt werden, ent- 
halten keine Gesetzestexte, sie tragen vielmehr lediglich 
den Tatbestand vor; ebenso beschränkt sich auch die 
ausführliche Klage der Schwestern aus dem 2. Jahr- 
hundert v. Chr., 8 die an Boethos, den Epistrategen und 
Strategen, eingereicht wird, auf die Darstellung des Tat- 
bestandes, und es liegt kein Grund zur Annahme vor, 
daß im 2. und 3. Jahrhundert etwa verschiedene Normen 
in dieser Richtung galten. 



1 Tor. 1 col. 4. 

1 Gradenwitz: Ein Erbstreit aus dem ptolem. Ägypten (1912) 8.7. 
• P. Heid. 1280 + P. Brit. Mos. 612 = Grenf. 1, 17; Gerhard: 
Ein gräko-igypt. Erbatreit ana dem IL Jahrh. (1911) S. 16. 
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Das den Römern bekannte Recht des Klägers, den 
renitenten Verklagten gewaltsam vorzuführen, 
kennen die Ptolemäer als Regel nicht; auch finden sich 
zwar Dilations- und Zitationsvadimonien, diese sind aber 
nicht allgemein üblich. Dagegen scheint eine litis de- UUm 
nuntiatio und zwar unter Heranziehung besonderer Zeugen 
nach griechischem Muster üblich gewesen zu sein : P. Hib. 30 
(300—271 v. Chr.) Z. 19 f.: Aiö dtxdCofxai ooi xov ä QX aiov 
{xal x6xo]v {figaxfAwv) *Av. Tifirjpui xfjg öhcrjg (dgaxjbial) *Av. 
[KXfjxoQtg] . xacpvoiog Kcotos x6bv % AkB£dvdQOv ldid>[xfjs . . . .] Actos 
Mhcovos &qcu£ xijg Imyovfjg. \7Exovg . . itp' teg]i(os &dioxov 

xov Znovdatov firjvbg ov id. e H dhcrj ooi ävayQaqnfjoexai 

[h xcot h e Hg]axXiovg n6Xti dixaoxrjglcoi [£]vd>mov [. . . . ?] xnXayi. 
Auch der Hyperet, dieser wohl griechische Beamte, der 
die Gerichtsurkunden zugestellt hat, war sicherlich ein 
besonderer Zeuge der erfolgten Zustellung und Ladung. 
P. Par. 15 col. 2 Z. 27 f.: xal negl x&v aixcSv Ivxvxtvxoe 
'Hgaxfoldei xq> x6xe buoxax^oavxi, xal nagayyeisvxog avxöig 
dt *AQxefud(bgov .iTtrjgitov, xal laßövxcov &vxlyQaq>ov xov 
inofivrifjuixos. 
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Drei Art» Was die Beteiligung der Parteien und Behörden bei 
<ur Ladung. ^ L a( j un g anlangt, so können wir drei Arten der Ladung 
unterscheiden : 

a) eine rein private, 

b) eine rein magistratische, 

c) eine private auf magistratische Erlaubnis und ev. 
Anweisung hin, 

Eine rein private Ladung finden wir z. B. in Hibeh 30 
und in P. Petr. 21. Die am häufigsten vorkommende ist 
die rein magistratische Ladung. P. P. Magd., Tor. 1 : xal 
ijudövrog ooi xd Ttgoxei/xsvov indfjvrifia xard rcov orjfiaivo- 
p&va>v xal naQayyeX&yros avxolg änavtäv bü rd xgixrjQlor 
<pvyodtxovvreg ovx äjzrjvzrjoav. Dabei wird zuweilen nur 
der Beklagte bezw. Angeklagte vor Gericht zitiert, wäh- 
rend der Kläger in der ersten Verhandlung nicht zu er- 
scheinen braucht, z. B. Magd. 23, Petr. II P. 2. 

Als Beispiel einer privaten Ladung auf Grund einer Er- 
laubnis der Gerichtsstelle kann Teb. 29 (1 10 v. Chr.) dienen. 
Es handelt sich um einen Prozeß vor den Chrematisten. 
Indem der Eomogrammateus das Chrematistengericht x um 
Verschiebung des gegen ihn angestrengten Prozesses an- 
geht, führt er Folgendes aus: Die Kläger in dieser Sache, 
Akusilaos und Ptolemaios, haben mir eine von euch (Chre- 
matisten) ausgestellte Abschrift ihrer Klage gegeben, und 
behaupten, daß ich ihnen Land entzogen hätte. 9 

1 Eb sei bemerkt, daß die Eingaben an die autonomen Gerichte 
an die Personen, an die , Chrematisten" und nicht an das Kollegium, 
an die „Laokriten' und nicht an das Laokritengericht adressiert sind; 
eine allerdings noch nicht bewiesene Ausnahme acheint beim xotvov 
dixaorrjgiov vorzuliegen. 

* 1. 4 f. : 'AxovolXaoe xal IltalsfiaSoc ol Svo 'Hgoxlsldov x&v ix vffc 
xdyprjs anid<ox6v poi nag 9 vp&v Arrlygcupov 4rrci/£«o>£ nfxxpeedfuroi 
v<peXeo{foU fts avrwv ytfv. 
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Es finden sich unter den Lagiden wenige prozefirecht- 
liche tertnini technici, welche eine bestimmt abgegrenzte 
Bedeutung haben. Für die Ladung finden sich hauptsäch- 
lich, wenn auch nicht ausschließlich, folgende Ausdrücke: 

a) iganoGTEÜLcu und xaxaorfjocu; ß) naQayyeiXai; y) äva- 
xaXioai. 

'E£ajio<neÜLai bedeutet eine besondere magistratische iga- 
Vorladung meistens durch einen Unterbeamten auf An- 
weisung eines vorgesetzten Beamtenrichters ; so heißt es 
in P. Tor. 1 p. 2 Z. 38, P. Par. 36; 38, Magd. 16; 22, Tebt. 22 
1. 18; vgl. Amh. 35 (xaiaorrjoai). Dabei ist die Sache nicht 
so zu verstehen, daß z. B. der Epistat auf Anweisung des 
Strategen den Beklagten bloß auffordert, vor Gericht zu 
erscheinen, sondern so, daß der Beklagte, wenn er der 
Ladung nicht nachkommt, auch zwangsweise vorgeführt 
wird, wie z. B. in Hib. 60: djtdatedov avxbv ngdg fjjuäg ftezd 
(pvXaxrjg ijötj. 

In P. Tor. 1 p. 3, Z. 3 hat der Richter den Beklagten 
mitgeteilt, daß gegen sie eine Klage bei ihm eingereicht 
sei, naQayyeXinog avxoXg\ sie folgten aber der Ladung 
nicht. Diese erfolgte sicher ebenso wie in P. Par. 15 
col. 2 durch einen Hypereten. Die Beklagten nahmen 
entweder selbst eine Abschrift der Klage auf oder be- 
kamen sie vom Magistrat zugestellt, da es üblich war, 
daß die Klage stets mit wenigstens zwei Kopien vor- 
gelegt wurde. Das Original nebst einer Kopie gelangte, 
wenn z. B. durch einen Komogrammateus die Klage 
eingereicht wurde, an den höheren Beamtenrichter: did 
buöidcofd aoi Sncog neql ixdoxcov vJtoygcKprjv Tzoirjorji tiqoo- 
VJioxdiavxa xal xov inofivYjfjuxtog dvxlyga<pov olg xa&rjxei: 
die andere Kopie blieb beim Komogrammateus zurück. 
Diese Form der Ladung mit JiaQayyeUai war wohl sicher 
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griechischer Herkunft. Die beklagte Partei konnte eine 
solche Ladung vielleicht ohne sofort eintretende Prozefi- 
nachteile unberücksichtigt lassen. 
4mo«wi. Eine ganz andere Bedeutung hat der Ausdruck ära- 
xcüiiaai; 1 auch die praktische Wirkung ist nicht ganz 
dieselbe wie beim naQayyetXcu. Beim TtagayyeUcu funktioniert 
der Beamte zunächst als Vermittler unter den Parteien, 
indem er dem Beklagten Gelegenheit gibt, sich eine Ab- 
schrift der Klage anzufertigen oder indem er ihm eine 
Abschrift zustellt. Es zeigt sich hier die Nachwirkung 
des rein griechischen Verfahrens. Beim ävaxaXioai da- 
gegen tritt uns der Richterbeamte als echter Vertreter 
des streng monarchischen Verwaltungssystems entgegen, 
indem er den Beklagten einfach zu sich befiehlt. Prak- 
tisch kann das schließlich auf dasselbe hinauskommen, 
formell genommen aber deutet dieser Unterschied auf das 
Zusammenwirken verschiedener historischer Einflüsse, 
rein griechischer, makedonischer und ägyptischer. 
Foig«n Wie schon das über die verschiedenen Formen der 

buibMiT Ladung Gesagte zeigt, ist es schwierig, über Vermutungen 
hinauszukommen, wenn nach den Folgen des Ungehorsams 
gefragt wird. Wenn der zur Verhandlung Geladene ohne 
einen Entschuldigungsgrund, der noch vor der Verhandlung 
dem Gerichtskollegium mitgeteilt sein mußte (vgl. Teb. 29), 
») Kontam*- beim Kollegialgerichte ausblieb, so konnte ein Kontumazial- 
limlfolg#,L urteil zugunsten des Klägers erlassen werden. P. Petr. 
in 25: 'Agyalog 9 A<p&ovtf[rcoi. Tfjg yejyevrjfjUvijg vnoyQa<prjg {>7t6 
xwv rä ngoonbnovra xqIvovtcov %QrnJtaxujx€bv vnoje&elxafxh 
ooi [rd ävx(yga<pov] und dann Z. 45 f . : xrjs äjieoraAju&rjs 
&T£vfc[ö)ff] eis T[o]bg rd nQoon\bi\xoy\Ta\ xqLvovtcls fcgiy- 



1 P. Par. 6; 8; Magd. 28; 26 u. a. m. 
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fMmor{äq\ dovvat axrtcbi x[ai\ naQcuxei[o / &ai] xaxanXelv eig 
[ 9 Ale]£dvdQ&{av] h xaig xaxd xd didygafi/ja fjfiiqxug l%ovxa 
xal xd ngd[g] ttjv xaxdaxaoiv dixauojuaxa [xai] idv fi[fj 
n\aoayiv\ri\xai, i[o]dfJacr[a]« xän 'Atz[o]XjUdvIcoi xd d^Uopa ' 
idv ök Tiagayevofiivov abxov 'AnoXÄcbviog [ja]^ Xdßtji xd 
ätjlcojLia, [ä]jio[x]eioei aincbi xd yevö/jteva [ele x6]v xox&jiXow 
\S\vYjixb\jia\xa xal negl xovxwv 8v äv \xq6\tiov olxovofArid[fjt\ 
ävxtyQd[y>ei] tzqös aixdv. [TSxovg] tft did ZcolXov €&j[a]y[o>- 
yjecog. 1 „Wenn er nicht erscheint, wird dem Anspruch 
des Apollonios stattgegeben werden; wenn er aber er- 
scheint und Apollonios vermag seinen Anspruch nicht 
durchzusetzen, so soll dieser die Kosten der Reise er- 
setzen* . . . 

Es scheint, daß außer den allgemein normierten Un- bjordnung»- 
gehorsamsfolgen noch fakultativ von dem Gerichte selbst 
gewisse Bußen dem Widerspenstigen angedroht und auf- 
erlegt werden konnten. 

In einem Beamtengericht konnten vielleicht die Richter 
noch freier solche Einzelbestimmungen treffen. Haft, bezw. 
Zwangsvorführung, drohte dem Vorgeladenen, wenn er «) zwmgs- 
nach der Ansicht des Richterbeamten ohne genügenden TormhrTmg * 
Grund nicht vor Gericht erschien. Wenn im Hermias«- 
prozesse die Beklagten für ihr Ausweichen meist un- 
gestraft bleiben, so liegt der wahre Grund hierfür nicht 
in der Machtlosigkeit des Strategen, bezw. Epistaten, 
sondern wohl ausschließlich in dem Umstände, daß die 
materiellrechtliche Grundlage der Klage des Hermias sehr 
zweifelhafter Natur war. 

Daß eine gewaltsame Vorführung möglich war, zeigt 
uns auch P. Magd. 33. Der König wird angegangen, den 



strafen des 
Prozefi- 
gerlebts. 



1 Die Lesung von Mitteis: Chrestomathie Nr. 80. 
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Strategen anzuweisen, dem Epistaten und dem Phyla- 
kiten vorzuschreiben, daß sie den Schuldigen zwangs- 
weise dem Strategen vorführen, ävayayetv iq>' a&xor 
Üezexcorca Sjicoc AuxpdvrjQ buoxhprjxai negl xovxoyv. 

Es mag noch darauf hingewiesen werden, daß auch 
das Gericht der Chrematisten eventuell zwangsweise den 
Säumigen vorführen lassen konnte, wie in P. Par. 14 
(127 v. Chr.), wo der König gebeten wird, die Eingabe 
an die Chrematisten weiterzuschicken, deren Bezirk von 
Amopolites bis Syene reicht, und deren eloaycoyevg Ammonios 
ist, damit sie dieselbe zur Verhandlung eintragen (Sncog 
XfpijuarloavTes avzrjv ek xglaiv) und die Beklagten durch 
den Phrurarchen ((pgovgdQx^g) Antiphanes holen lassen 
mögen, 
▲nspraoitf- Wie wir schon früher gesehen haben, kam es bei den 
gwtmdnjs. pjo|0 m j0 ril vori «jag ^ <j er beim Könige direkt, d. h. wohl 

meist bei seinem nächsten Vertreter eingereichten Klage 
von Anfang an von dem Kläger gewisse Voraussetzungen 
für das Verhalten des Beklagten gemacht wurden; so 
z. B. für den Fall, daß der Beklagte die Schuld gestände. 
Dann (vgl. römische confessio in iure) soll er sofort exe- 
quiert werden. Man kann daraus entnehmen, daß ein 
dem römischen „confessus pro iudicato habetur 11 ähnlicher 
Satz auch hier gegolten habe. 1 

In der Klage waren die verschiedensten Bedingungen 
solcher Art bestimmt. In einer Darlehenssache bittet 
der Kläger in Magd. 23 : ngootd^cu Aiocpdvei xcöi orQaxrjycoi 
ygärpai Aeivlai ran bwn6xr\i KeQxeoov%oDv dvaxcdeodfAevov 
afatjv täv /Jtiv öfioXoyrji Jigd^avta avxijv änodovvai fj/uuv, Idv 
66 xi dvxdiytji, äjiooxeUai avxijv hü Aiocpdvrjv xdv oxQOxrjyöv» 



1 Das N&here darüber unten. 
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Es wird also um Exekution gebeten, aber nur unter der 
ausdrücklichen Voraussetzung, daß die Beklagte ihre 
Schuld anerkennt, täv juev 6(jLoloyrji\ dieser Bedingung 
folgt eine weitere: verteidigt sich aber die Beklagte, so 
soll die ganze Angelegenheit vor den Strategen gebracht 
werden. Hier war die Einleitung des Verfahrens durch 
Geltendmachung einer Verteidigung bedingt. 

Konnte so der Prozeß, noch ehe er begann, durch 
das Anspruchsgeständnis des Beklagten ausgeschlossen 
werden, so findet sich auch etwas, das auf den ersten 
Blick wie eine Analogie zum römischen iusiurandum in»- 
necessarium aussieht. Magd. 25 1. 6: &7io<neiXai HeMhpr 
bi avxbv xal idv xavta f}t dXrj&rj, biavayx&oai airzbw faio- 
dovvai juoi, el bi n &vxiXiyr\i /bit] öyeiXeiv dfxdoag juoi dno- 
XeXvodco. Es wird also dem Beklagten ein Eid zu- 
geschoben mit der Wirkung, daß, wenn er sich frei 
schwöre, er freigesprochen werden solle. 1 

Der Unterschied vom römischen iusiurandum neces- 
sarium springt in die Augen, da hier der Beklagte, dem 
so der Eid zugeschoben ist, es durch einfache Weigerung 
zum Prozesse treiben kann, während beim iusiurandum 
necessarium Weigerung Prozeßverlust bedeutete. Eher 
kann deshalb vielleicht dieser Eid mit der Offerte eines 
iusiurandum voluntuarium verglichen werden. Auch die 
Notwendigkeit eines Urteils entspricht besser dem ius- 
iurandum voluntuarium (foioXejLva&co), da beim iusiurandum 
necessarium der Eid das Urteil ersetzte. 9 



1 Vgl. rftm. iusiurandum in iure delatum. Dazu Demelius, 
Schiedseid und Beweiseid. 

* Es scheint, daß in diesem Falle ein Darlehensvertrag in der 
einfachsten Form und ohne Ausstellung eines Schuldscheins durch 
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Hinsichtlich der wichtigen Frage, warum in den Ein- 
gaben an die Chrematisten in P. Par. 14 und Tor. 3 
nur der vermögensrechtliche Anspruch geltend gemacht 
wird, die Anklage wegen der Straftat aber för eine 
weitere Eingabe reserviert wird, lassen sich verschiedene 
Vermutungen aufstellen: 

1. entweder war es bei den Ptolemäern üblich, den 
vermögensrechtlichen Anspruch getrennt von dem straf- 
rechtlichen bei demselben Gerichte geltend zu machen, 

2. oder es waren die Chrematisten für reine Straf- 
sachen nicht zuständig und es haben vielleicht die Be- 
amtenrichter die „peinliche Jurisdiktion" ausschließlich 
gehabt, 1 

3. oder es entschieden die Chrematisten die Nicht- 
kapitalsachen, die Kapitalsachen dagegen blieben aus- 
schließlich dem König und den dazu ermächtigten Be- 
amten vorbehalten.* 

Die richtige Auffassung ist wohl die letztere. Wenn 
in P. Fay. 12 die Klage auf eine nachfolgende Schätzung 
lautet, xrjg ädlxav dywyrjs ägyvglov dQa%fxag q xal rrfc 
Sßgecog %ahtov vx xal xdg xov %alxov Btp, so deutet das 
darauf hin, daß auch bei den Ptolemäern wie in Rom die 
Injurienklage auf Geld gerichtet war.* Man findet bis 
jetzt keine Belege dafür, daß dem Chrematistengerichte 
die Jurisdiktion über Kapitalsachen zustand. 

Auch das Dekret Euergetes II. enthält hinsichtlich 
der Jurisdiktion der Chrematisten und Laokriten nur 



private {dtä £f<e<fc) Übergabe der Valuta zustande gekommen war. 
Joogaet-Lefebre, BCH. 27 p. 180. 

1 Vgl. Gradenwitz, Arch. III, 37. 

9 Gradenwitz 1. c. 88. 

• Gradenwitz 1. c. 87. 
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Bestimmungen über Vertragsklagen, während es doch 
nahegelegen hätte, auch die Strafgerichtsbarkeit zu be- 
handeln, wenn diese Gerichte solche besessen hätten. Es 
scheint, daß bei einer Strafsache der ordentliche Weg der 
war, daß der Ankläger eine Anzeige bei einem Beamten, 
meist dem Archiphylakiten machte, und dieser die Sache 
nach einer Voruntersuchung weiter vor den Strategen 
brachte. Für das Chrematistengericht begegnen nur Fälle, 
in welchen es sich nicht um schwere Verbrechen handelt. 
Die meisten Beispiele in dieser Richtung sind Klagen 
wegen einfacher iniuria wie in Tor. 3, Fay. 12, Leid. I F, 
Teb. 29. Auch in Amh. 33 reichen die Kläger eine h>- 
revgig ein wegen Ungerechtigkeiten, welche meist nur 
einen vermögensrechtlichen Schaden verursacht haben. 1 

So lauten z. B. die Strafanzeigen in Hib. 37 (235/4 
v. Chr.): 

jzgooayy&Aei üxgdttog Urgdttovog Ogät£ rfjs biiyovYjg 
IholefJuxUp qwXaxixfj xd>/jirjg Takiovg äjtolcoXexivai wxxbg h 
r<p 'HqoxXeLtov xXrjQcp clyag daoeig, dv' Zgoeva xal dtjXeav 
d>v Tifirj ÖQaxpal riooageg, 

Hib. 36 (229/8 v. Chr.) ngooayyiXXei 'Aq/luvol qyvXaxhrji 
Taliovg Zaxoxog äjzoXcoXexevat h xfjg avXrjg wxrdg ng6- 
ßaxov {Hjiv 'Agäßiov daov ä£iov (dgax/Mov) 17, ebenso 
Hib. 144.» 

Diese Anzeigen wurden stets mit mindestens einer 
Abschrift eingereicht, auch in doppelter Ausfertigung 
sind sie uns überliefert. Eine Anzeige in diesem Sinne 
an den Archiphylakiten seitens des Komarchen und der "hrifuicheik 

Anzeigen. 



Die Straf- 
anzeigen. 



Doppelte 

Aus- 
fertigung 
der 



1 Was jedoch allerdings nicht ganz sicher ist. 
* Vgl. ferner Hib. I 144; Lille 6; Petr. II 88 (a) = III 34(b); Petr. 
III 28 (e); Petr. III 84 (a); Petr. III öl L 4-6. 
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Königsbauern bietet Teb. 41 (119 v. Chr.). Die Kläger 
teilen dem Archiphylakiten mit, daß der Topogrammateus 
mit einer Bande bewaffneter Leute sie und ihre Weiber 
bei ihrer friedlichen Arbeit durch Gewalttätigkeiten und 
Erpressungen gestört habe und ihre Existenz bedrohe, 
so daß sogar viele von ihnen auswandern wollten. Der 
Archiphylakites wird nicht angegangen, die Sache selbst 
zu entscheiden, sondern nur: dtd budldoph ooi xd tfewJ- 
prrjfjia Stuoq önoTa£r)s ok xa&rjxei tva xov Maggeiavg (der 
Angeklagte) xaxaoxaXhxog xal ehmQaj&ivxos xd oeiojMXxa 
xvxqi xrjg igfwCovorjs btutirj^ecog. ♦ . 



XII. Kapitel. 
Die Klage. 

Inhalt: Deutsches und griechisches Recht. j} d(xrj. — forljwr 
xcu Xaf*ß6veiv %6 dlxcuov. Die Einteilung der Eisgen nach ihrem Objekt. 
Vereinfachtes Klagensystem. *J hnevfo. — tmoyo&peiv und zQVf* ax % 8ty 
zwei verschiedene Begriffe. Das Recht zur Eintragung in die Ver- 
handlungsliste hatten nächst dem König nur die höheren Beamten. 
Mehrere Arten von Eingaben, ij imorolrj als ein Mittel des Amts- 
verkehrs. Die wnf/uyfftua-Eingaben wurden sämtlichen Gerichten und 
Beamten eingereicht. Dem Könige und der Königin darf kein \m6fxvrjpa 
eingereicht werden. Die wrrfjWtypa-Eingabe konnte in Streit- und Nicht- 
streitsachen verwendet werden. Der Klageninhalt dem der deutschen 
Klagen ahnlich. Eine , schlichte* Klage kennt das ptolemäische Recht 
nicht hrevgiq und vjto/4njfia — die meist gebrauchten Eingaben. Der 
griechischrechtliche Einfluß äußert sich insbesondere in strafrechtlichen 
Eingaben. — xo ifi<pavtof*6v. xo iyxlijpa. IlQooayysXla, jiQoodyyeXfxa. 
Der Zweck der Klagen. 

« 

Es ist keinem Volke gelungen, einen so fein durch- 
dachten Begriff wie den der römischen „Actio* auf- 
zustellen und in den täglichen Rechtsverkehr einzuführen. 
Auch die Teilung der Aktionen in actione* in rem und acti- 
ones in personam, sowie verschiedene andere prozessuale 
Feinheiten der Aktionenlehre sind keinem anderen Rechte- 
gebiete in dem Ausmaße bekannt als dem römischen. 

So ist im altdeutschen Rechte die Klage „um varende 
have* bisweilen eine actio in rem scripta, bisweilen da- 
gegen nicht. 1 Im römischen Recht hat jedes Rechts- 



1 P.Laband: Die vermögensrechtlichen Klagen (1869) 8.69. 
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institut seine Klage, im deutschen Rechte nicht; 1 »es 
bm Fehlen fehlt die Abstraktion, welche in dem prozessualischen 
Abstraktion. -^* nur ^n R^fl 6 * des materiellen Rechtes erblickt.* 
Dagegen finden wir im germanischen Rechte eine ge- 
wisse Ähnlichkeit mit den Hauptprinzipien des ägyptisch- 
griechischen, d. h. ptolemäischen Rechtes in der Richtung, 
daß bei der Klageerhebung, namentlich von bürgerlichen 
Klagen, weniger das Recht des Klägers, als vielmehr 
das Unrecht des Beklagten hervorgehoben wird. 1 

Aber auch die klassisch-griechische Individualisierung 
der einzelnen Klagen, bald nach ihrem rein zivilrechtlichen 
Charakter als dbcai ngög xiva, bald nach ihrem strafrecht- 
lichen Charakter, xaxi woc, welche übrigens auch im 
griechischen Rechte keineswegs immer streng durch- 
geführt wurde; 8 dann auch die griechische Individuali- 
sierung der Klagen nach der Tatsache, ob sie schätzbar, 
Tifirjral, oder unschätzbar, ätl/Mixcn, waren, kennt das ptole- 
mäische Recht im allgemeinen nicht; nur die Klagen, 
welche vor einem rein griechischen Gerichte, etwa in 
Krokodilopolis oder Herakleopolis, 4 angenommen wurden 
— einem Gerichte, das vielleicht seiner Zusammensetzung 
nach dem griechischen Gerichte der Elf männer, dem Ttagäßv- 
oxov, nicht ganz unähnlich war — nur diese Klageschriften 
sind fast vollständig nach griechischem Muster abgefaßt. 5 



1 Laband 1. c. S. 2. 

1 Laband 1. c. S. 5. Vgl. Gradenwitz, Arch. m, 86: ,Es ist un- 
verkennbar, daß der Rechtsuchende mehr die Rechtsverletzung betont 
als sein eigenes Recht ..." 

• Lipsius: Das attische Recht und Rechtsverfahren (1908) II 
& 247/8. 

« P. Petr. HI, 21 u. ffib. 80. 

6 Partach: Griechisches Bfirgschaftarecht 201 A. 4. 



XII. Kapitel. Die Klage. 257 



Zur Bezeichnung der griechischen Klage diente das 
juristisch vieldeutige Wort n d(xr)*, welches „auch jeden ****• 
Rechtshandel, der Recht zu schaffen bezweckt*, 1 dann 
auch Recht, Gerechtigkeit bedeutete. Nun hat aber 
gerade dieser Begriff im Laufe der Zeit starke Verände- 
rungen erlitten. Wenn Aristoteles sagt: xal dUrjv ovxe 
ÖMaotv ovxe Xa/Lißavovotv, tva fitj ng6<paoi$ r\ xov &mivai, % 
so muß hier Slxt} „Recht* bedeuten: in diesem Sinne 
kommt das Wort in den ptolemäischen Urkunden nicht 
vor. In derartigen Fällen sprechen die Papyri vielmehr 
von „dixatov*: ünkyziv xal lafißaveiv xd dlxaiov, d.h. Recht **&x*w wa 
geben und Recht nehmen. 3 Im ptolemäischen Rechte ^JJ^. 
wird das Wort dberj meist in der Bedeutung von „Prozeß" 
nebst Urteil gebraucht. Im klassischen griechischen Rechte 
wird die Klage nicht nur mit dixrj bezeichnet, sondern 
auch mit ygaqrij, elaayyelda, ngooßoXrj, h>det£u; u. a. Die 
griechischen blxai werden, ähnlich wie im deutschen Rechte, 
nach ihrem Objekt eingeteilt in: dixrj äjioazaoiov, ßkdßrjg, Die Klagen 
alxelag, xaxtjyogiag, xXonrjs, biixgonrjg 9 l(ovXrjs, ipevdo/mag- n *J )b j ekt 
xvgicov und hjiofiagxvglov xxX. wie nach deutschem Rechte eingeteilt, 
in clage um varende have, um quick, ros, heu, gerade, 
ansproche eynis pferdis, gesmidie, clage um eigen, erve, 
len, czinsgut usw. 4 

In P. Hib. 30, 19 kündigt der Gläubiger dem säumigen 
Schuldner an: dcd SixdCofial oot xov äg%aiov xal xöxov 
(dgax/Acbv) 9 Av. xl/jirj/ia xfjg dlxrjg (dgaxßJtal) *Av. 1. 24. ij Sixi] 
aoi ävaygaqrfoexai b> xcbi iv'HgaxXiovg ndXei dtxaoxrjgkoL 



1 Lipeius 1. c. Bd. II, 239. 

1 Arißt. Athen. Pol. XL1I, 5. 

8 Wenger: Rechtsnrkunden aus Tebtynis, Arch. II S.498. 

4 P. Laband 1. c S. 6-7. 

Semeka: Ptolemiiaehe» Prozeßrecht L 17 
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Hib. 92, 14: bd Kgiahutov xov atQazrjyov icog yvc&oeaK 
ntgl vrjs dtxrjg fjs IveyArjoev avxdv *AjzoXXdmo$ xaxä ovy- 
YQaqnjv. Petr. III, 21a, 9: dlxrj Zqtjjuoc &jiedtxdo{h] fjr 
iyQdxpaxo HöftuDV. 1 

Auch in der Ankündigung in P.Petr. III, 21g, welche 
1)*^- der in Hib. 30 ganz ähnlich ist, wird dtxrj nur in der 
^^ Bedeutung von »Streit, Prozeß* gebraucht. 9 

Da ein allgemeiner Begriff wie dherj zur Bezeichnung 
der Klage im ptolemäischen Rechteverfahren nicht ent- 
stand, wendete man entweder ganz neue Worte an, 
oder stellte die alten, wenn auch nicht unwesentlich ver- 
ändert, in den Dienst der ptolemäischen Gerichtssprache. 
w Wie es sich in der östlichen Hälfte des römischen Reiches 
nicht bloß um die Beseitigung einiger leges moresque 
peregrinorum, sondern um den Kampf zweier Welten 
handelt,* 8 so vollzog sich auch in dem so national 
eigenartigen und abgeschlossenen Ägypten ein ähnlicher 
Kampf, welcher auch in der Rechtssprache Kompro- 
misse, Verzichte und unzählige andere Veränderungen 
mit sich brachte. 



1 Petr. III, 21 c. 1. 5: d(xcu igtj/toi xxX. xaxa ovyyoaqttfv dixtj 
ieff/iog (nnd dazu P. Petr. III, 21 a 1. 3; b. 8, 9; c. 7; d. 8, 4, 6, 11, 
12, 15; f. 8, 9; g. 28, 32, 88, 39; P. 25, 80, 85, 86. 

1 Um hier gelegentlich auf die weitere Veränderung in der 
Gerichtssprache in späterer Zeit hinzuweisen, seien einige termini 
technici aas einem Prozeßverfahren ans dem Jahre 1300 n. Chr. 
erwähnt: die Klageschrift wird bekanntlich hßüXog genannt, weitere 
Eingaben Sbccua, xä ngätxa dlxaia, Sevrega dixata; das Urteil heißt 
äxwpaoie nnd zwar das Zwischenurteil psay dn6<p€uug t das Endurteil 
nlrjgeoxdxfj &jtö<paoic (Zachariä von Lingenthal (3. Aufl.): Geschichte 
des griech.-röm. Rechtes 8. 402 f.), die Protokolle der Gerichtsverhand- 
lung werden als vno/iyfiata, Jtsngayfiwa bezeichnet. 

• Mitteis: Reichsrecht und Volksrecht 8.82. 
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Im ganzen hat sich, wie wir alsbald sehen werden, ver- 
das griechische System der Klagen wesentlich ver- *%£? 
einfacht 9 indem in Ägypten nicht so sehr der materiell- syrtem. 
rechtliche Inhalt der Klage maßgebend war, als viel- 
mehr die Kompetenz der zuständigen Gerichtsstellen, 
die zeitliche Entwicklung des Prozeßganges und die 
Bestimmungen über Sondergerichtsbarkeit den Aus- 
schlag gaben. Die entsprechenden Konzessionen der 
griechischen Rechtsauffassung in Ägypten lassen sich 
vielfach nachweisen. 

Im ptolemäischen Rechte haben wir verschiedene und 
ziemlich zahlreiche Bezeichnungen für die Klagen. Diese 
Bezeichnungen werden jedoch nicht für Klagen allein 
gebraucht, sondern auch für Eingaben anderer Art, die 
keine gerichtliche Entscheidung herbeiführen wollen und 
nicht nur von Bittstellern an Beamte gerichtet, sondern 
auch von einem Beamten an einen andern, ihm gleich- 
erer übergeordneten Beamten adressiert werden. Eine 
Ausnahmestellung nimmt die Bezeichnung 1$ hnev^ig in- 1} a*8v&. 
soferne ein, als sie regelmäßig als Bittschrift an den 
König und die Königin adressiert ist und nur in einigen 
Fällen in den Quellen als Eingabe an den Strategen be- 
zeugt wird. Die Hauptmasse der Enteuxisurkunden findet 
sich in den Magdolapapyri, die, insgesamt über vierzig 
Urkunden, 1 an den König gerichtet sind. In diesen 
Urkunden wird uns allerdings auch bezeugt, daß eine 
breevte auch dem Strategen direkt überreicht werden 
konnte: äjzidcoxa hrzev£w Aicxpdvei taSi axQaxriy(ot f\v XQV~ 
fjtaxtaag djtiarede . . avxdg di S/xolcog xoyoäftwog nageihevoi 
pe S(og xov vvv. 



1 Neue Ausgabe P. Lille I (1912). 



17 
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Wie wir schon oben angedeutet haben, wird die richtige 
Erklärung hiefür wohl die sein, daß zwar im Prinzip 
eine Svxevfe nur dem Könige und der Königin eingereicht 
werden sollte, daß aber in der Praxis die strikte Be- 
folgung dieses Grundsatzes unmöglich wurde, da die 
Fülle derartiger Eingaben wegen der geringsten Un- 
gerechtigkeiten eine Erledigung durch den König oder 
auch nur durch den nächsten königlichen Sekretär oder 
Jurisdiktionsvertreter, wie den Leibarzt in P. Tor. 1, 
oder einen Epistolographos (etwa ein Staatssekretär) 
ausschloß. So mußten in der Praxis die Eingaben meist 
an den König lauten, in Wirklichkeit aber wurden sie 
von den Strategen, Chrematisten und dem Zehnmänner- 
gericht entgegengenommen, zu xt%Qv\iuxzwiAhai gemacht 
und in einer Verhandlung entschieden. Wurden sie 
wirklich dem Könige eingereicht, so wurden sie in 
seinem Namen, zuweilen gewiß auch von ihm selbst, mit 
dem Vermerk versehen, sie sollten von der zuständigen 
Behörde, den Beamtenrichtern oder Chrematisten, be- 
rücksichtigt werden. 1 

Das charakteristische Beispiel einer Svxevfc mit 
der Bitte, dem Strategen einen bedingten Befehl zu 



1 'Ajtidoxd (sie!) o<h xyjy naga xov ßaatlicog Mai xrjg ßaatliwnjg xsxet)- 
(iaxtofdyrjv x&r Ai6v(jl&v &tcv£iv. P. Par. 80. — Asöfxsöa ovv vp&v, fifar 
l%ovoai ihxiba rfjv i<p* vpäv iaofjtimpf AvxiXrjxptv, djxooxslXai fjficbv rrjy 
ivxsv£tv, int Atovvoioy x&v q>iX<or xai argaxtjyov, Sjxqk YQ<hpTl > Ajtokka>- 
Wom t(J> impeXfiTTf. P. Par. 26 col. 2. — diopai vfi&v x&v (uyloxaw 
focöv xai vixtjq?6Qcav, et vfitv doxtT, ärajtifiy/cu fiov xijr kvxevSt* ixl xovc 
Ajio xov IlavcmoXlxov pizQ* Zvqrrje ggf/iumorä? &v elaaymyevg *A(A- 
fiwrtog' Sjiok XQVf* ar {< favT $e avrrjv bIc xqIoiv ... P. Par. 14 1. 81 f. — 
Öi6 diofjuu vfi&v fatooxsTXai fwv xtjv 8vtev£tv int Aidwoov x&v ipütor 
xai crtQaxtjyov, Sn<og ygcnpfj KvSlq x$ oxgaxtjyty i£anooxelXai hti avxovg 
rovc nQoyeyQa/ifmfOvg, Sjiok inavayxaofl xxX. P. Par. 88 1. 17 f. 
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erteilen, ist Magd. 4: eloot doxel, ngoordgai Auxpdvec ran 
OTQaTrjyaii ygäytcu Aiooxovgldei taSi buordzrji, lav ty xä duk 
xrjg brrev£e(OQ älrj&fj, ngä(ai abxovg . . . 

In diesen und anderen Urkunden treten folgende Klage- 
typen hervor: 

1. der König wird gebeten, die Eingabe mit einer 
vnoyqacpr] zu versehen und an die Chrematisten zu ver- 
weisen, mit dem Befehle über sie gerichtlich zu ent- 
scheiden, 

2. oder sie an den Strategen zu schicken, damit dieser 

a) entweder selbst die Sache entscheide, oder 

b) sie wieder weitergebe. 
Nach P. Par. 26 war die Möglichkeit gegeben, eine w«it«g»be 

im Namen des Königs xexQtji^cmoßxivtj hrzevfa durch die 
Partei selbst dem zuständigen Beamten übergeben zu 
lassen. Diese Erscheinung ist aber keineswegs zu ver- 
allgemeinern. Eine solche Parteientätigkeit im Laufe des 
Verfahrens war möglich, aber nicht die Regel. 1 Der ge- 
wöhnliche Text der Eingaben spricht von einem Weiter- 
schicken der Eingabe : ävani/itpcu ßiov ttjv $vrev£iv P. Par. 14 
oder äjzooreÜai ttjv JWevftv P. Par. 22 u. a. m.* 



dar Klag«. 



1 Vgl. Jouget et Lefebare, B.C.H. T. 26 p. 96. 

* Es ist mit Sicherheit anzunehmen, daß der König manche Ein- 
gaben eigenhändig mit einer vnoygcupq versah und sie so zu xsxQVf" 1 - 
iwfihm machte. 8o lesen wir in P. Lond. I p. 10 Pap. XVII (froher VI) 
ans dem Jahre 162 v. Chr. 1. 22 f.: 6 Sk ßaodsve ngos xrjv imdedo/rfvtiv 
$vrev£tv jtgoaxhaxev et xai ngöxtgov ttXrjtpav xai vvv dovvai (vgl. Pap. 
Leid. B. I S. 19). Diese Urkunde gehört zn den vielen anderen des be- 
kannten Prozesses der Zwillinge ans dem Sarapaeum. Ans einer an- 
deren Urkunde desselben Prozesses P. Leid. I. B kennen wir eine sub- 
scriptio, die sich inhaltlich mit der eben zitierten deckt: 'AoxXfjxiadsi 
Sxtoxiipaoihu el xai jzqötsqov $TXr)<pav xai r&v do&rcu. Asklepiades war, 
wie wir aus P. Lond. I p. 10 wissen, ein dem Könige sehr nahe 
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Gelegentlich sei bemerkt, daß die Kläger wohl manchmal 
nach der Einreichung einer firevf ic, wenn die Klage bei der 
zuständigen Gerichtsstelle liegen blieben dieselbe Sache be- 
treffendes V7i6fxvr^xa vorlegten, um die Aufmerksamkeit der 
Richter auf sich zu lenken : V7i6^vt]fxa Nixoxid xal.... (folgt 
noch ein Name) xQVi IJiajuna *^ nagd ^djurjjog tov netevoigioQ 
iiegl xrjg bnevEecos fjQ hißaXov xaxä ArjjurjTQiov tov nagä <Paviov 
TUQhovtßiovoTa&fMwSvdjußidteTo ovt6q. . P.Petr.HI v 20,coL2. 

Es war üblich, daß der König keine ausführliche Antwort 
bezw. Entscheidung auf eine an ihn kommende Klage erließ, 
sondern nur eine subscriptio auf die hnevfa setzte. 1 

Diese königliche Erledigung war nun aber stets an einen 
Beamten, nie an die Partei gerichtet. Der in der Literatur 



stehender hoher Beunter, &4>xiowfjuiToqri>la£ und diotxtjrye, sodaß es 
zwischen ihm and dem Könige kaum noch einen Beamten gab, der 
dem Asklepiades direkt einen Befehl geben konnte. Wenn der Dioiketes 
eine solche vom Könige unterschriebene Eingabe erhielt, schickte er 
sie weiter an den Hypodioiketes Sarapion Saganfam imoxhpaofou; 
dieser seinerseits befiehlt dann, daß der Gegenzeichner, ävxtygacpeve, 
darüber vernommen werden solle: xiv* abrate xafojxst aal xiva ek xavxa 
ixovair ... Im ganzen sind in P. Leid. I B fünf Subskriptionen ver- 
zeichnet; nur die dritte ist vom Könige ausgestellt, d. h. die beiden 
ersten (die erste ist ganz verstümmelt, von der zweiten bleiben nur 
die Worte: *Eni rtfc kvxev^ox: vno) rühren von den Beamten her, welche 
die Eingabe vor der Unterschrift des Königs einregistriert haben. 

1 Ähnliche vnoygacpai finden wir auch sonst in der hellenistischen 
Welt. In der Inschrift von Philae (Dittenberger, inscr. Orient 1, 137) 
schreibt der KOnig: xfjc yfygapfx&vrie ImoxoXrfc xgos Aq%ov top ovyysrda 
Hat oTQarrjydv xo avxfygaipov vnoxexazanty (Laqueur, Quaestiones epi- 
graphicae et papyrologicae selectae p. 20 sq.). In der Inschrift von 
Syenit lauten die von Strack rekonstruierten Zeilen wie folgt: 1. 84/5: 
ngooxexdxapev 'Egfioxgdxei xq> ovyysvel xal oxgaxrjyQ xal imoTgaxT}y$' 
nsgl xibv xaxä xrjv 2\fjxty vrjoov .... yevrjosxcu 5n<o$ dfiovxe .... hov]c 
Ssvxigov Aaiolov xgixy Oagpovöi xg[ixfl]. Laqueur 1. c. 21. 
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aufgetauchte Zweifel, wieso dann die Priester von Philä und 
Elephantine in den Besitz der authentischen Aktenstücke der 
Könige an die Strategen gelangt seien, 1 erledigt sich mit dem 
Hinweis auf Par. 30, wonach eme^vrev^vgxexo^fiaTiafihn] von 
einer Partei der andern direkt zugestellt werden konnte. 1 



1 Laqueur L c. p. 28; Strack 1. c. S. 841. 

* In P. Leid. I, H haben wir ein sehr gut erhaltenes Exemplar 
«iner königlichen svzsvgecos vnoygayr) mit einer nachfolgenden vjToygaqrf 
eines Strategen oder sonstigen höheren Beamten vor uns. Ans dieser 
Urkunde erhellt* daß eine bindende Reihenfolge der Erledigungen nicht 
erforderlich war; meist stand die spätere Subskription hinter der 
froheren, d. h. also näher dem Ende der Urkunde. Es konnte aber 
auch vorkommen, daß sich eine Subskriptio statt am Ende des Libella 
an seinem Anfang, vor seinen ersten Zeilen findet: Ttfiovixog r<p toö 
'Avovßislov emoxdxei jaipetv. liegt x&v xaxä ührjaiv &Qxevxa«piaaxrjv 
dvxlyga<pov vndx streu, öjiok, eldrjg • "Eqqcdoo. Datum. Vgl. die könig- 
liche vnoyQayr) : Baadsvg IhoXepaXos, 6 Sjtixakovfievog 'AXe^avSQog, xai 
ßaolXiaoa Btgsvixrj, rj adekqrq, 'AnolXoSwgq) ^aijotty xai Sqqwo&cu. Ttjc 
dsdofxsvT}£ tjpiv hxev^swg nagd IJsxqoiog nsgi ä>v Ttgoyä'gsrai, nag* Sxaoxov 
oxvXXeo&ai vji* hlcov, dvxlygatpov oweoqpgdyioxat. /Wo#a> ovv Ixaoxa 
xa&cog &g~ioT. "Eqqcooo. Übrigens ist auch hier nicht ausgeschlossen, 
was Leemans annimmt, daß Timonikos ein Sekretär des Strategen 
Apollodoros ist. Der Ausdruck dvx(yga<por owsoqpgdyioxai kommt selten 
vor; meist lautet diese Stelle der Subskriptio dvxlygayov vxoxetxai, 
vnoxsrdzafisv, Leemans 1. c. p. 50. Solche königliche Befehle sind indes 
nicht immer an nur einen Beamten gerichtet, sondern zuweilen an 
mehrere zugleich, so daß eine derartige ertsvfa ganz besondere Wir- 
kungen hat; Leid. IG. : Baaders IlxoXs^alog, 6 btixaXovptvog 'AXs^avdgos, 
xai ßaaikiaaa Bsgevlxr), tj dSeAqrrj, x<p oxgaxtjyip xoi) Me/Li<p(xov, xai r<j> 

tpQOVQÄQXVf xal tc P buoiäxu *&y awXaxtJ&v xai dexMpvJLaxijfj xai x$ bti 
x&r ngooddarv xai ßaotXtxqi ygapfiaxel, xai xölq emoxdxau; x&v Ug&v xai 
<ig;ff«(><$0i, xai xölg äXXoig tä ßaodixa ngayfJLaxsvopevois £a/g«v. Trje 
&sdofx6vr]e 4iyXv hxev^sayg vno Ilsxyoiog, Ttegi a>v ngoyigsxat, nag* ixaoxoy 
oxvXXsoifau vn Maw, dmlyga<pov vndxtixai. /Wo0o> ofo ixaoxa xadduttg 
a$tol. Diese königliche xmoygayr) lautet ähnlich der der großen Gesetze 
und Erlasse, z. B. Teb. 1, 6 1. 12 ff.; ftev. Laws. 87, 2—9 u. a. m. 
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BomiMiM Der materiellrechtliche Inhalt der ptolemäischen könig- 

* JHLülff T liehen Subskriptionen der Urkunden ist von dem der Sub- 

8ut>- skriptionen der römischen Kaiser ziemlich verschieden. 

ptiOMn * Gewiß finden sich auch manche Ähnlichkeiten. Da es sich 
auch bei den Römern im Eognitionsprozesse um die Geltend- 
machung eines monarchischen Prinzipes handelt, des Prin- 
zipes, daß der Kaiser der höchste Richter des Staates bleibt, 
so sind einige Analogien begreiflich. So z. B. konnte sich 
der Rechtssuchende, ohne einen Instanzenzug zu beachten, 
direkt an den Kaiser wenden. 1 

Man vergleiche ferner das si preces verüate nüuntur * 
im Reskript Kaiser Zenos (Cod. 1, 28, 7) mit dem ptole- 
mäischen: läv Iji da ngotpigercu Jigovotjfrfjvcui etwaP. Teb. 
I, 43. In einem libeUus prineipi datus, preces, supplicatio 
wurde der Kaiser um Entscheidung einer Rechtsfrage 
gebeten; in der ptolemäischen frrevfa dagegen wird aller- 
dings regelmäßig nur die königliche Einleitung des Ver- 
fahrens begehrt — was freilich auch bei den Römern mög- 
lich war. Das kaiserliche Reskript enthält eine Anweisung 
für den ordentlichen Richter oder einen im Reskript 
selbst ernannten Iudex delegatus;* ebenso enthält das 
ptolemäische Reskript eine derartige Anweisung an die 
ordentlichen Richter, Magistratsrichter oder Mitglieder 
eines autonomen Gerichtes wie die Chrematisten. Aber 
prozeßrechtlich hatten beide Reskripte ein wesentlich 
anderes Gepräge. Das römische Reskriptum ist an den 
Kläger gerichtet, der es dem Richter selbst zustellt; das 



1 Eine Erscheinung, die sich auch im deutschen Rechte findet. 
Planck : Das deutsche Gerichtsverfahren im Mittelalter Bd. I (1878) 8. 18. 

* Gradenwitz, Arch. III, 85. 

• Bethmann-Hollweg III, 850/1. 
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ptolemäische dagegen lautete auf den Namen des Magi- 
strats bezw. Chrematisten, trotzdem es auch von der Partei 
selbst dem Richter übergeben werden konnte. P. Par. SO. 1 
Im römischen Recht der Kaiserzeit galt der Satz 
quando libeUus principi datus litis contestationem faciat;* 
es scheint, daß unter den Lagiden kein analoger Satz 
Geltung hatte und daß nicht die bloße Einreichung einer 
Enteuxis, sondern erst ihre Eintragung in die Verhand- 
lungsliste eine der Litiskontestation ähnliche Wirkung 
hatte. Die Verba xQypajiteiv und inoygdq>Eiv berühren sich, 
wie richtig betont wurde, auf das engste. 8 Prozeßrechtlich 
jedoch handelt es sich um zwei verschiedene Begriffe. 
Der Begriff inoygdfpeiv ist vielleicht enger als der des 
XQtjfMxlCtiv; eine &vrev£is wird xexQrjjuaTiofiUvrj: 

a) wenn sie mit einer imoyQcuptf versehen und 

b) in die Verhandlungsliste eingetragen ist. 

Kai xd övdfxaz amcbv JiarQÖ&ev hx&ooetv, xal ino- 
ygdtpsiv ijßiäg bnziaxhai ek XQ r ll JLaxi0 ! JL ^ v ' P- P^* 65* 1. 14 f. 
Die Verschiedenheit dieser beiden Begriffe ergibt sich 
auch aus P. Petr. II, 2 (2) 1 f. : 9 Ex6[uob /aoi Acogl^iaxog 
bnev^w xexQrjpaTiofiivrjv xaxd AiowoLov, iv fji tijiey&yQajcxo, 
(pQOYTtoai, Sncog xwv dtxaiwv tv^i/i. 4 

Die Eintragung in den Ghrematismos konnte je nach 
der Einreichung der Enteuxis vorgenommen werden vom 
Könige (d. h. von ihm selbst oder einem Vertreter), vom 



1 Auch im kaiserlichen Rom waren Reskripte möglich auf An- 
fragen des Beamten, die dann ihm zugingen. Es entspricht sehr der 
ptolem&ischen Verfassung, daß auch hier der Beamte beim König Rat 
einholen konnte. 

* Cod. I, 20. 

* Gerhard, Philologus 68. Bd. S. 519. 
4 Gerhard 1. c. 519 N. 58. 



TlOßl&YT}. 
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Strategen oder von den Chrematisten : ävoTiifixpai pov r^x 
fvxiv&v hü rovg dnd rov IlavonoXhov p&XQ 1 2vrjvr}g ZQV~ 
fiattaxäg &v doayayyevg'Aßißuovios' Sncog xq^puaxiaaYXEig avxrpr 
dg xglaiv xal ßieraJUjtiyfdjLievoi rovg iyxaXov/uevovg (V *Avn- 
<pdvov (pgovgdgxov ImoxtjyHovxai Xv xxX. P. Par. 14, L 33 L 
P. Fay. 12, 1. 27 £ Eine inoyoaqrf konnten bei Sonder- 
gerichtsbarkeit auch niedere Beamte wie der xcopo- 
ygapßiaTevs Tornehmen, das Recht der Eintragung in den 
Chrematismos aber stand ihnen nicht zu: nQooayyülay 
cot Sncog inotdSrjg dk xa&rjxei Xv' vn&qyr\i fxoi h XQV" 
fumofAQM. P. Tebt. 44; 49. 

Die Eintragung einer tvnvfe in den Chrematismos 
und die Erteilung einer inoygaq^ gingen meist nicht 
vom Könige selbst aus, sondern in seinem Namen von 
einem seiner Beamten. Ähnlich wie in Rom, wo die 
Reskripte der Kaiser von dem quaestor sacri palatii mit 
Hilfe eines kaiserlichen Bureaubeamten, des magister epir 
stolarum, abgefaßt wurden, haben die ptolemäischen 
Könige entweder den Leibarzt 1 oder noch öfter den 
Epistolographen und Hypomnematographen hierzu er- 
mächtigt; in P. Leid. G bittet der Kläger den König: 
idv vfuv öoxrji, 7tQoord£ai <PiXoxq6xsi r<p ovyyevd xal 
ImaToXoyQdqxoi, ivdovvai negl Ipov xal xrjg olxiag fwv 
hnofyv negUxovoav xxX. 
Mehrere Außer der spezifisch ptolemäischen Eingabe, der 

Etag»be^ ^cu&i kommen noch andere Eingabebezeichnungen 
vor, wie vndjuvrjjua, iyxXrj/ua, nQoodyyeX/ua, ngoaayyeXla, 
Ijjupaviopdv, ferner Wendungen wie sloayyiXXco du, 
7ZQooayytM.a), nagayyiXXco. Der begriffliche Gegensatz 
zwischen der biioxoXr\ einerseits und dem inößin^/ia 

1 P. Tor. 1. 
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andererseits läßt sich, wie dies für die römische Zeit 
kürzlich nachgewiesen worden ist, 1 auch für die ptole- 
mäische Zeit prozefirechtlich feststellen. Als „Eingabe* 
im eigentlichen Sinne kommt in dieser Zeit buozoXtf femoJU). 
gar nicht vor, ja noch mehr: die bu<noXr\ wird fast 
ausschließlich für den Verkehr von den Beamten unter- 
einander und von Laien untereinander verwendet und 
dieser Ausdruck wird nicht einmal als einfache Anzeige 
an einen Beamten gebraucht, so dafi der Satz der 
Straßburger Papyri 5: htivxov di vnojuvrjjudxcov ov 
pövov, äXXd xal di imoxoXfjg nur für die römische Zeit 
verständlich ist* Eine epistola der römischen Zeit war 
eine Privatschrift, ein inoptvrjfia ein legitimer Libellus. 3 
Unter den Lagiden ist das vji6juvt]fxa der am meisten 
verbreitete Typus einer Klage, Anzeige und jeder Ein- 
gabe an die zuständige Behörde. Die htimokfj wird 
aber bei den Ptolemäern fast immer für den Amts- 
verkehr der Magistrate gebraucht 4 und zwar oft als 
schriftlicher Befehl: d>g äv Xdßrjig ttjv imoxoXrjv ävojisjuxpov 
tzqoq ijfiäs AtjjurJTQcov xbv xo/udaarfr' fjiuv xax' Evaydgov 
$vxev£iv. P. Hib. 57. In solchen Fällen wird die bumoXi\ 
als amtliche Urkunde behandelt, von der Kopien gemacht 
werden. P. Hib. 71 : xr\g biunoXrjq ^c yiygaq>ev ijfuv 
Alvrjaldrjfxog tuqI xwv ävax€X(OQrjx6x(ov ocojudxcDV h xfjg h 
KeqxzXalg XaxoßjUag djiiaraXxd ooi xd ävxlygacpa. Gleich- 



1 Mitteis, Zar Lehre von den Libellen and der Proze&einleitang 
nach den Papyri der froheren Kaiserzeit 8. 86 f. 

* Mitteis 1. c. 87. 

* Mitteis 1. c. 87. 

* P. Hib. 341.12; 441.5; 451.8; 47 1.28; 51; 57; 58 1.8; 591.3; 
61 1.8; 71 1. 1,4. u.a.m. 
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bedeutend wird das Wort xb ygdßifm gebraucht; dem 
eben zitierten Satze folgt ein anderer: <fc Sr ah iäßfjie 
xa ygdßtfiaxa, xifv Ttäoav onavoip' nodfoai Stiok dratijTjj&irte? 
dnooxalcboi ngde f}ftäc pzxä qwlaxijg. 1 
w» Die fairf/m/iia-Eingabe wurde an alle Gerichte und 

Beamten gerichtet; den Charakter einer besonderen Ein- 
gabe wie die frrevf cc, welche formell wenigstens speziell 
für den König bestimmt war, hatte sie nicht Es ist 
wahrscheinlich, daß Klagen wie Ärevfis nnd V7i6prripa 
bei ihrer Erhebung mit gewissen Prozeßkosten verbunden 
waren, welche bei einer ät«v£ ec bedeutend höher gewesen 
sein dürften. In diesem Sinne ist vielleicht die Tat- 
sache zu verstehen, daß, trotzdem die wiederholte Ein- 
reichung einer frtevto in derselben Sache gestattet war: 
x6v te ßaailia nleovaxtg <V frxcv£ea)v 7vaQqvoxlx\xapEv 
Vatic. V p. 603;* P. Par. 26 (an den König und die 
Königin) xal ngöxegov [ihr vfjSv hudrjju^oaoiv h Mifupci 
xal dvaßäotv dg xb Uqqv dvotdoai hexvxoftev, xal btedd>- 
xaftev £vzev£iv die Kläger bei weiteren Eingaben statt 
einer Ärevfic ein V7t6^vrjfia einreichten. 8 

Das {jnöjivTjfia wird dem Strategen, dem Basiliko- 
grammateus, Epis taten, den Chrematisten, dem Komo- 
grammateus u. a. eingereicht. Es finden sich wieder- 
holte vTzofivrjfiaTa in derselben Sache; sie werden ferner 



1 Vgl. auch P. Hib. 78: iya> dv ^ov%^ per xcna vrp> QW]] 
yQa<peTodv poi vno 00$ httotoXijr dniqyayov [rov] KtdXidgofiov sie xo h 
2tvaQv dtofMotygtov tva . . . Hib. 81: vytoyiygatpd 00t rtfe xg&e 
Nucdvoga imaroXifs xo ävriyga^por Snoyg tldrjic. Außerdem wurde 
dieses Wort im Sinne des täglichen Verkehrs für Brief gebraucht. 
Hib. 110,51,57 u.a.m. 

* Laqueur 8. 8. 

» P. Petr. m, 20 col. 2. 
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nicht nur in Streitsachen, sondern auch bei allen andern 
Gelegenheiten verwendet, in welchen eine Behörde an- 
gegangen wurde. Die Eingabe war bald am Eingang der 
Urkunde als indprqfAa ausdrücklich bezeichnet, teils fehlte 
diese Bestimmung. Man nannte eben alle derartigen 
Eingaben schlechthin vTzdpvrißjta; so steht in vielen 
Bittschriften an den Eomogrammateus im Texte zu- 
nächst kein Wort davon, daß es sich um ein vn6jj.vrjjjia 
handelt und doch schließen die Königsbauern ihr Petit 
mit den Worten: iäv di äjiei&rji, vnoxd^ai xov vTiojjivrj^axog 
ärxiyoa<pov ok xadrjxet. P. Teb. 49; in Teb. 50: dt fjv 
alxiav ifyo&evrjxä»; bc xov fit] xaxä Xöyov äjzavxäv xdv 
anögov isudldoj/jU aot Sncog neoi ixaaxoyv vnoyocxpriv noirjorji 
nQOOvnoxäl-avxa xal xov vnojuVTJjnaxog öyxiyqaopov ok xa- 
frrjxei u. a. m. 

Ebenso wie die ganze Gerichtsverfassung der Ptole- 
mäer, trotzdem sie auf der Rivalität verschiedener Rechts- 
welten beruhte, im Vergleich mit der griechischen die 
einfachere Organisation hatte, hat sich in Ägypten auch, 
wie oben bereits angedeutet, der Klagebegriff vereinfacht 
und ein für alle möglichen Fälle passender Typus gebildet. 

Den prozeßrechtlichen Normen gemäß war es üblich, Abschrift 
daß der Magistrat, welcher ein önojuvrjua zuerst ent- ******* 
gegennahm, bei Weiterbeförderung der Klage nicht das 
Original selbst verschickte, sondern eine Abschrift; 1 so 
z. B. wenn das ijidßivt^ßjia einem andern Magistrat zur 
gerichtlichen Verhandlung zugestellt wurde. In ande- 
ren Fällen dagegen wie bei magistratischer Zustellung 
der Klage an den Beklagten oder, wenn eine in die 
Verhandlungsliste eingetragene Klage der Partei (dem 



1 P. Teb. 45; 46; 47; 49; 50; 58. 
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Kläger) selbst wieder ausgehändigt wurde, damit er 
sie einem anderen zuständigen Beamtenrichter vorlege, 
stellte man das Original selbst zu. In diesem Falle 
wurde natürlich das nexQ^fiano^ov ijidfivrifia aus- 
gegeben. Dem Epistaten Dorion reichte der Priester 
Petosirios zuerst ein i/bupavtopdv, dann in derselben Sache 
(Diebstahl aus einem Tempel) dem Basilikogrammateus 
ein indfivrifm ein, schließlich noch dem Epistaten ein 
t>7i6/uvT}f*a. Dieser schickt nicht das ijtdßjtvtjfia selbst, 
sondern nur eine Abschrift, weiter an einen andern 
Beamten, allem Anscheine nach an einen Archi- 
phylakiten Antiochos zum Zwecke der Untersuchung: 
VTzojuvrjfxarog naqä Tleroolgiog xov ägx^gicog . . . $7ioy£yQaq>d 
ooi rä ävxtygatpa. ä£uo oe . . . P. Hib. 72. Die Heraus- 
gabe eines öjiöjuvrjjua xexQrjfjLaTiophov an den Kläger 
wird in P. Tor. 1, 2, S — 35 bezeugt: „Als sich Deme- 
trios zur Abreise anschickte, bat ich, es möchte ein 
meine Klage enthaltendes öjtöjuvruua durch Unterschrift 
weiter verwiesen werden. Es war mir auch zugestellt 
und ich übergab es in Latonpolis im Monat Phamenot. 
Du erließest darauf Befehl an den damaligen Epistaten 
Ptolemaios sie herzusenden; aber sie kamen nicht!* l In 
P. Leid. A nimmt der Epistat ein inöpvrjßjia auf, welches er 
in seinem darauf bezüglichen Akten Wechsel dem Strategen 
nicht in Urschrift zuschickt, sondern von dem er nur den 
Inhalt mitteilt. In P. Petr. 576», wo es sich allerdings nicht 



1 Die Übersetzung von Gerhard, ojyt) h nlorsi Philologns, Bd. 63 
S. 549 (1904). Gerhard nimmt mit Recht gegen Peyron an, daß 
ZQWiaxiCfiv vxofiVTjfia niemale libellum chrematirtarum iudicio ea> 
hibere, subicere, proponere (Peyron I 8. 29, 96, 94; II S. 10, 14) heißen 
könne, sondern meist auf .eine höheren Ortes als Subskriptio unter die 
Eingabe gesetzte Delegation hinweist 
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um ein Streitverfahren handelt, wird das {>7i6ixvr\iui selbst 
beim Weitersenden der Akten zurückbehalten und nur 
eine Abschrift abgegeben. Indes konnte auch das Ori- 
ginal eines ind^vq^a weitergegeben werden. Man ver- 
gleiche hiezu etwa noch P. Tor. 1 p. 1 L 6 : 1 inöpivrjfia 
xai ifwv htißdXXovxt ... 8 ixgrjfiaxioag bil xbv x6xe hm- 
oxaxovvxa xqh xxL 

Ein vnöjuvrj/xa wird, wie schon bemerkt, in zivil- 
rechtlichen, strafrechtlichen und rein verwaltungsrecht- 
lichen Angelegenheiten verwendet und zwar nicht nur Du 
in Streitsachen, sondern auch bei allen anderen Ein- JJJjJJJ^ 
gaben an die Behörden, so waren z. B. bei der Vererb- in streit- 
pachtung von Staats- oder Hausgut zwei Aktenstücke J^^SJ^ 
von Bedeutung: das Angebot des Erbpachtlustigen 
— vjiö/urrjpa, und die behördliche Kassenverfügung — 
dtayQcuprf.* Im prozeßrechtlichen Sinne ist das indfivrum 
diejenige Klage, welche bei den Ptolemäern die richter- 
liche Hilfe im vollsten Umfange genoß. 

Es scheint, daß bei den Ptolemäern ähnlich wie im 
deutschen Rechte es „einerlei* war, wo geklagt wurde, 
ob im Amtshause des Strategen, an seinem ständigen 
Aufenthaltsorte, oder auch, wenn er sich auf der Reise 
befand. 8 

Auch hinsichtlich des Klageinhalts läßt sich eine Der Klagen- 
Ähnlichkeit mit dem deutschen Rechte nachweisen. Im d#u ^ eh ^ 

Klagen 

ahnlich. 

1 Wie Gerhard (Philol. 63 S. 544) lesen will. 

* Wilcken: Aktenstücke aus der kgl. Bank zu Theben I«, II t, 
Ills. 66vxog tjfuv xo vnozsraypivov vjtSfAvrjfia 6C ov v<plcrcavTO — iydo 
teiorjc avT&t ifjs h ßaadixov diaygaqtrjc, Preisigke: Girowesen im 
griech. Ägypten 239. 

* Planck: Das deutsche Gerichtsverfahren im Mittelalter I 
S. 357. 
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deutschen Rechte war für den Inhalt der Klage wesent- 
lich nur die Bezeichnung der Person des Beklagten und 
eine kurze Angabe des zugefügten Schadens; „es wird 
weder eine rechtliche noch eine tatsächliche Motivie- 
rung des klägerischen Anspruches verlangt!* 1 Hier, im 
deutschen Rechte hängt dies damit zusammen, daß das 
deutschrechtliche Beweissystem mit einiger .Einseitig- 
keit 11 * ausgestaltet war; es kam mehr darauf an, was der 
Beklagte zu erwidern vermochte, als darauf, wie der Kläger 
seine Ansprüche beweisen konnte. In dem Klagebegehren 
erstrebte der Kläger nicht so sehr eine Verurteilung 
des Beklagten zu einer bestimmten Leistung als viel- 
mehr ein Gebot des Richters an den Beklagten, sich 
über die Klage zu äußern. Auch im ptolemäischen 
Rechte wird in erster Linie eine kurze Angabe des Streit- 
gegenstandes und die Bezeichnung der Person des Be- 
klagten verlangt Es war zwar eine ausführliche Be- 
gründung der Klage üblich, es bestand aber hie für 
kein Gebot und die erstgenannten Angaben genügten. 
Was dagegen die rechtssystematische Motivierung dieser 
Erscheinung betrifft, so sind die Verhältnisse im ptole- 
mäischen Rechte andere als im germanischen. Wie 
Ein« gesagt kennt das ptolemäische Recht eine schlichte 
zu* krant K' a 8 e nicht, der Kläger hat stets den Klagegrund an- 
duptoi*- zugeben; bei einer Geldschuld schreibt er z.B. xard 

steht nicht ^^yyQ a <ph v s ^ m Gegensatze zu duk x e Q^ owezd£ aro. 4 
Die Klageschrift beginnt meist mit ädixovfxcu $n6 (uvog) 

1 Planck 1. c. S. 858. 

* Planck 1. c. S. 858. 

* Hib. 80, Leyd. A; in anderer Bedeutung fuoldio* rjv ovw- 
yQayajofiot ünvoios, Magd. 80. 

« Magd. 25. 
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oder tidvctifihos 06 petQkog. 1 Zuerst wird meist das er- 
littene Unrecht erwähnt, ädixovfxa^ dann folgt sofort eine 
Darstellung des Tatbestandes, bpettcor ydg /kh; % ädixovfxat 
vnö Gsodooiov xov Eär&ov, Avxlov rfjg huyovtfc. Tov yd$ 
vlov fwv Etixxov [uo&oyoaphov fie&'avxov xoivrji rönov 
%plX6v xtL* Dann 1. 4 ptetä dk xavxa, dtcugioeoK yero/uivtie 
xal ovyygaqrijg re&elorjg öutgfjwthu foa>c xal öpoUog, ob 
duigtjTcU ßKH docabos, &XXa TtagaXeXöytoxai pe . . . Beispiele 
von ausführlichen Klagen liefern uns besonders die Ur- 
kunden des Hermiasprozesses und der Prozeß der Zwillinge 
in P.Tor. 1, P.Par. 15, 26; ferner auch die Eingabe des 
Ptolemaios, des Sohnes des Glaukias, in P.Par. 85; P.Heid. 
1280 -f P. Brit. Mus. 612 = Grenf. I 17 + P. Brit. Mus. 
611 = Grenf. 1 15, und in P. gr. Wiss. Ges. 277; eine Klage 
desselben steht in P. Par. 86. Eine ebenfalls kurzgefaßte 
Eingabe an den König ist uns in Magd. 2 fiberliefert, 
wo der ganze Tatbestand in sechs Zeilen zusammen- 
gefaßt wird. Als Muster solcher Kürze kann ferner 
Magd. 23 dienen: 

Atooxovgidtjg, Ntxdvcog. 'Adixovjuie&a vtz6 Neq?ogooi>xov. 
daveioap6vt] ydg naq tf/wbv tov (Datum) Tiaga fikv Aioo- 
xovgldov xalxov (10 Drachmen) nagd Ntxdvogog di %aXxov 
(14 Drachmen) &ct dvm (24 Drachmen) ovx fazodtöcDoiv, 
nagd td djieXrjkv&hai aMjv &k Kegxsoovv%a f xvjs 'HgaxXsidov 
fiegldog, xaxa<pgovovoav fjjuwv. ded/uie&a wbv aov, ßaodev xxl. 

Diese Klage ist in jeder Beziehung für das ptole- 
m&ische Prozeßrecht vorbildlich : zuerst der Hinweis auf 
das erlittene Unrecht, dann eine summarische Angabe 



1 Par. 15. 

• Magd. 84. 

• Magd. 29. 

Semeka: Ptolemiiaehei Proieireelit L 18 
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des Streitgegenstandes, dann die Bitte um Erlaß eines 
durch das Schuldanerkenntnis der Beklagten bedingten 
Befehles und schließlich das Gesuch um eine gerichtliche 
Untersuchung, 
jvw^und *Evtev£is und vjiSfAvrjjbta waren also die am meisten 
*dif metot" ver ^reiteten Formen der ptolemäischen Klageeingaben, 
gebrauchten Außer der Bedeutung von .Klage* hatte vTzd/uvrjßia aber 
Eingaben. ^^ ^ ß e( j eu tung, ich möchte sagen, einer im diplo- 
matischen Verkehr der Gegenwart üblichen aide memoire. 1 
Terminologisch möchte ich noch auf folgendes auf- 
merksam machen. Der Epistat Dorion schickt die ihm 
eingereichte Hypomnemaklage an den anderen Beamten 
weiter (Hib. 72), schreibt den Inhalt des indfir^fia ab und 
stellt diese Abschrift (nicht das Original) dem Antiochos 
zu. Dabei fallen in dem iTtdjuvrjjua Ausdrücke wie w ng6- 
xbq6v oot Itpävioa, nQoaayyeXXco oöv* auf. Sie erinnern 
uns an die rein griechische ngoaayyella und das den 
Ptolem&ern bekannte lju(pavioju6v. Endlich für die Tat- 
sache, daß schon früher ein vnöfxvriua eingereicht wurde, 
wird oft einfach gesagt: vjikg <bv xal 6/uoicog ivirvxov 
ijdtj Nixdvogog xov biunäxov xfjg xc&prjs.* 



1 So wird in Hib. 72 1.4, dem Epistaten ein vnofivrjfia eingereicht, 
das den Zweck hat, ihn daran zu erinnern, daß er und außerdem 
auch der Basilikogrammatens in dieser Sache schon früher eine An- 
zeige erhalten haben. In P. Petr. 12, 8 ist die Eingabe an den Stra- 
tegen Aphtonethos (&Tev£tg) gerichtet gegen Lysimias; der Strateg 
wird nnn gebeten, die Kläger jetzt vor sich kommen zu lassen. 
Dies war auch oft der Fall auf dem Gebiete der Sondergerichts- 
barkeit und in Geschäften, bei welchen der Fiskus und die Ver- 
waltung der kgl. Domänen beteiligt war. Petr. III, 82 (f ) : *Hga- 
xkeidei olxovoficot stdg* *AjioXXg>vIov xov i$eiXri<pöxos xxX. bis6<oxd ooi 
rjdrj vnofJivTjLiaxa xaxa <PIXojvos xov /Asxixovxoe fiot . . . 

» P. Par. 13. 
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Den griechischen Einfluß auf das ptolemäische Klage- n<* 
system merktmanhauptsächlichinstrafrechtlichen Klagen. gr ^ lfl ^ ° 
Eine strenge Scheidung von Kriminal- und Zivilprozeß lnstnf- 
haben die Ptolemäer noch weniger als die Römer gekannt. Klagen. 6 " 
Gelegentlich der Untersuchung rein vermögensrechtlicher 
Ansprüche greifen die Gerichte auch auf die strafrecht- 
lichen Folgen über. Der ptolemäische Strafrichter par 
excellence war der Strateg. Die Strafanzeigen konnten 
aber auch an den Phylakiten, Epistaten, Komogrammateus 
und andere Beamte gerichtet werden, teils, wie die an 
den Phylakiten, zwecks sofortiger Vernehmung und dann 
zur Weiterbeförderung an den zuständigen Richter, teils, 
wie die Eingaben an den Strategen oder Basilikogram- 
mateus, zur Entscheidung. Die Anzeige heißt iju^aviojuöv^ tö 
doch kommt dieser Terminus in den verschiedenen Ur- tw*"?*"' 
künden äußerst selten vor; so in Amh. 331. 12: 

biided(bx£ifJL€v avxolg iju<paviop(bv tuqI xivoov ädtxrj/Luixcav 
xal nagaXoyeiayv alxov xe xal %ohiov. 

Amh. II 34 (d) 1. 3 : iiX btel holjucog lypixev &u xal vvv 
TtaQadeixvvetv aixdv öfioloyovvxa did xov drjXo/bUvov Ijuxpavio- 
fwv ovvxägavxeg Ix&eivai xtjv xaxdoxaotv efe prjdefjUav äva- 
ßokijv Ttoirjoa/xb'ovs. Vgl. auch Amh. II, 30 a. 

Das Wort tfjupaviteiv bedeutet dabei ungefähr das- 
selbe wie TiQosayyikXeiv. So in Hib. 72, Petr. II, 27 (1) 22 : 
diä xov tyxXrjjuaxos Ifiupavl&i. 1 In Amh. 33 bilden Ifjupavto- 
[law und Jiagakoyeiöjv Gegensätze in der Weise, daß mit 
7taQaXoyeubv eine Art genauer Rechnungen als Beilagen 
zu den Ijacpaviojuoi gemeint sind. 8 



1 Wilcken, Arch. II, 119. Vgl. ifupavunfc P. Tor. 1, 8, 12, 82. 

1 Amh. 34 (c) 5. hxsievxoxss vnkg x(bv Tiagcdoyeidov Tsosvovqptog 

tri rrje avxrje xwiitjc xg>(i&qzov. 1. 7: JiOQadelxYvo&cu avx6r naga- 

18* 
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h**w*- Ziemlich oft wird die Klage auch fyxltj/ia genannt 

und zwar zunächst auch in zivilrechtlichen Sachen. Das 
ergibt sich aus Hib. 9fr, wo es 1.6 f. heifit: 

fiil l(6or<ü dk *Aw&QovbcaH bui&tiv bt 9 AXi(dyÖQoy fifjd' 
Ale£dvdQ<ot bt % AvÖQ6vixov ptjd' ÜJÜLa>t {>7tk(> avrcbr bwpi- 
Qovtde n fyxXfi/ja naQevgioet pridepum. Es wird also ein Ver- 
gleichsvertrag Ober alle .Klagen" abgeschlossen, welche 
zwischen den vertragschließenden Parteien in Betracht 
kommen. Ferner kommt in der bekannten Urkunde 
Petr. in, 21g, auch II, 17 fyxltißm allem Anscheine nach 
im Sinne einer zivilrechtlichen Klage vor. 1 "Eyxkrijja 
heifit dann aber auch eine Verwaltungsbeschwerde und 
Klage gegen Beamte: iyxk^jtiaxa xcrrd xcbv iitoxexayfjLbxüv 
Ttji dtoocrjott.* 

Daneben wird aber fyxlt]pa auch zur Bezeichnung 
einer Anklage gebraucht. In P. Leid. A wird dem Dorf* 
epistaten eine Hypomnemaklage wegen einer Geldschuld 
eingereicht. Mit seinem Richterspruche sind die Parteien 
nicht zufrieden; er selbst hat sich vor dem Strategen 
wegen einer dolosen iniuria zu verantworten; sonst wäre 
ja die Eingabe an den Strategen nicht gegen den Epi- 
staten persönlich, sondern gegen sein ungerechtes Urteil 
gerichtet. Diese zweite Klage gegen den Epistaten wird 
nun als fyxXrjfta bezeichnet: 1. 24 f. vwl di TtQooneTtxwxdxog 
fxot xijv MdQjuconv Ipk fyxexXrjfjaxo ygatptjxivat, ($>$vßQtx6xos. 
iZfoa- Die Bezeichnungen Ttgooayyiila, ngoadyyeXjja^ die 

ayysXia, Verba ngooayyiXl&v, eloayy&Xleiv, nagayyiXXeiv haben am 



dyytXpa. 



Xoyiodfierov atrSv w xal xoXk6v % ipupaviocu Sh xal Zcdxvqgh t<Bi hti- 
fuXrjtfji xal ITersaQytsvyosi t<öi ßaodut&i yQOfifiaxtU. 

1 Vgl. P. Par. 15 1. 6. 

1 Aas dem Dekret Soters II. (114 v.Chr.) P. Teb. 7. VgLTeb. 
27 L 66; 64; 124 1. 21 f. 
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meisten ihren griechischen Charakter beibehalten. IIqoö- 
ayyeXla wird in der Regel nur für Strafsachen gebraucht 
In P. Teb. 16 wird eine ngooayyeXla wegen eines be- 
waffneten Hauseinbruches und Diebstahls erwähnt. In 
derselben Urkunde wird durch das Wort vßglteiv ( 9 tißgio- 
fjihoq ob luxQibg*) die strafbare Tat besonders klar hervor- 
gehoben. 

Auch in P. Teb. 38 haben wir eine Jigooayyüla^ die 
in einer strafrechtlichen Sache eingereicht wird; über 
eine strafbare Verletzung des ölmonopols vgl. Teb. 48 ia; 
in P. Teb. 138 handelt es sich um eine Giftmordaffäre; 
vgl. auch Teb. 39 1. 2. l Als Beispiel einer Anzeige an die 
Gendarmerie dient die schon früher zitierte Urkunde Hib. 
36: JiQoaayyikiei 'Aqjuvoi <pvXaxlTfji TaXiovg Hdtoxog 
&jioXo)Xexfa<u tx trjg avkrjg wxrdg ngößaxov üfjkv daav 
'Agdßiov äfrov (dQaxfiän>)ri\ auch Hib. 37s,»; aus einem 
inöfjtvrjfjia Hib. 727; Par. 6 u. a. m. 

Der Unterschied zwischen TiQooayyeUa und ngoody- 
yelfxa liegt darin, daß ngooayyeXla ausschließlich Straf- 
anzeige bedeutet, JtQoodyyeXjua dagegen im wesentlichen 
den amtlichen Bericht zu bedeuten scheint, so z. B. den 
Bericht eines Komogrammateus über seine Einnahmen 
aus der Verwaltung des königlichen Landes usw.* 

Es soll nun der materiellrechtliche Inhalt der ptole- zweek 
maischen Klagen im allgemeinen untersucht und gefragt 
werden, welche Arten von Leistungen in den Klagen 
verlangt wurden. 



der Klagen. 



1 VgL Teb. I P. 181. 12; 191. 11; 241.81; 891.36; 71 1.2; 781.2; 
78 1. 16; Petr. III, 84a 1. 1. Hib. 58 1. 2; 180; 144. 

• Teb. P. 51.40; 61 (a) 47; (b) 89; 91; 216; 220; 290; 64 (a) 
126; 681.91; 721.148; 148; 448. Petr. III, 24; 25; 27; 111.1; 
28 (c) 1. 18; 51 L 6; 54a (1) 11 4. Hib. 53 1. 2; 180; 144. 
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Die Klagen bezweckten entweder: 

1. Die Verurteilung zu einer Geldleistung: 

a) der geschuldeten Summe (Darlehen, Lohn usw.), 

b) der Zinsen hierfür, xov &Q%cdov xal t6xov (Hib. 30 
u. a. m.), 

c) der Geldleistung als Strafe für die Nichterfüllung 
der versprochenen Leistung, 

d) als Schadensersatz; 

2. eine Verurteilung zu einer anderen, nicht Geld- 
leistung: 

a) zur Herausgabe einer Sache, 

b) zu einer Duldung, 

c) zu einem unterlassen. 

3. Sehr charakteristisch ist es, daß die Klagen im 
Falle einer strafbaren Handlung nicht die gesetzliche 
Strafe, verlangten sondern die Bestimmung hierüber 
ausdrücklich dem Richter überließen. 

4. Zuweilen bezweckte die Eingabe an die Magi- 
stratsrichter den Erlaß einer einstweiligen Verfügung, Be- 
stellung eines Vormundes, Grundstücksparzellierung usw. 

Einige Beispiele mögen die bunte Mannigfaltigkeit illu- 
strieren. In vielen Klageschriften wird auf die Zinsen aus 
einem Darlehen gar nicht verwiesen. Dies entspricht der 
aus den zahlreichen Darlehenskontrakten wohlbekannten 
häufigen Anwendung des ddvetov äzoxov. Zwei Kläger 
schreiben in der ftrcv&c Magd. 23 : Diese Frau hat von 
uns geliehen, von Dioskurides zehn Drachmen Kupfer, 
von Nikanor vierzehn Drachmen Kupfer, „im ganzen 
vierundzwanzig Drachmen; sie gibt uns diese nicht 
zurück*; von Zinsen ist keine Rede, zurückgefordert 
werden nur die tatsächlich geliehenen vierundzwanzig 
Drachmen. 
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Eine sehr häufig gebrauchte und darum charakteri- 
stische Wendung bildet die Alternative, entweder die 
Sache herauszugeben oder deren Preis zu bezahlen. 1 
Magd. 351. 10: idv fji ä ygäipco äXrr&fj Avayxdaai avxbv dato- 
dovvai zö l/udxiov fj xrjv Ti/jtijv; aus einem Befehle des Epi- 
s taten, welchem sein Untergebener antwortet; Hib. 73: 
Sygaxpag neglKaXXidQÖjuov &axe Szi xal vvv inavayxdocu aixov 
xdv övov äjtodovvai fj xifirjv avicbt. 

Es kommen auch oft Klagen vor, welche neben der 
Herausgabe der Sache noch eine Geldleistung verlangen. 
Magd. 21; Rückgabe des entwendeten Viehs nebst einer 



Mehrere 



Geldleistung als Schadensersatz in Magd. 13. Eine Klage 
konnte mehrere Forderungen zugleich enthalten, indem nmgen in 
der Kläger bittet, das Rechtsverhältnis zwischen ihm ein6rK1 *8* 
und dem Beklagten in praesenti und für die Zukunft 
eingehend zu regeln. In Magd. 29 bittet der Kläger: 

1. um Vornahme einer neuen Grundstücksteilung; 

2. sodann bittet er, den Beklagten zu veranlassen, 

a) die Türe auf sein Grundstück zurückzubringen, 

b) einen Eingang und Ausgang zu gewähren, 

c) jede Beeinträchtigung des hinteren Teiles des 
Grundstückes zu unterlassen. 

In P. Magd. 28 handelt es sich wieder um Schadens- 
ersatz und um die Erstattung gewisser Sachen; 

in Teb. 50 um die Wiederherstellung der üblichen 
Rechtslage und um Schadensersatz. 

In der nämlichen Klage wird, wie schon angedeutet, 
oft der Deliktsanspruch auf eine Geld- oder Sachen- 
leistung mit der Bitte um gesetzliche Bestrafung ver- 



1 H. Lewald: Zur Personalexekution im Rechte der Papyri (1910) 
S. 83. 
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einigt, woraus wir schließen durften, daß den Ptole- 
mäern eine strenge Scheidung von Zivil- und Straf- 
verfahren nicht bekannt war. 
Xftterieii- Materiellrechtlich dagegen wird das Zivilunrecht 

^MdM vom Kriniin*liinrecht gesondert So lautet in P. Par. 14 
ziYiiunreeht das Petit: 

T mrecht" ngcyjftjfwtt d* ifioi aixovg xov ädixlov xaxä xd Ad- 

gMondert yga/^jua iqIxov Tai E, Ilegl ßikv yäg xrjg tißgeays xal 
TtXrjy&v xal c5v <wvreteXeof*ivot elolv ek /^, p&tä xavxa 
hflfxxpofKu nag afacov 6* äiltfg &Tet$£ea>£ t6 dixauxr c5c 
xadHjxei. 
röddbaoy Die Begriffe xd ädbaov und i} vßgu; werden also 
und 4 tßw. n j c jj{. nur voneinander geschieden, sondern der Kläger 
benutzt hier diesen Unterschied als Grund für eine 
weitere Eingabe. Der Grundgedanke dieser materiell- 
rechtlichen Scheidung ist besonders deutlich in dem 
einfachen Satze ausgedrückt: tva xcbv iyxaXovjuivcov 
xaTaoza&ivrcov lya> pkv xofjUo(OfJXn xä tfiavxov avxol di 
xv%(oci rfjs äg/Liotovorje imnl^Eioq (Schadensersatz und 
Strafe) in P. Teb. I, 45. Vgl. Teb. 4, 7 t 53; Magd. 6 
u. a. m. 

Hinsichtlich des Schadensersatzes heifit es oft einfach 
änodovvat fjtoi xd ßXdßog. Teb. 54. 

In verschiedener Bedeutung kommt der Satz vor: 
td dtxcud fMi jzoirjoai. Magd. 22. In solchen Fallen wird 
es dann dem Ermessen des Richters überlassen, die Höhe 
des Schadensersatzes zu bestimmen. 

Die Strafklauseln, welche vor kurzem Gegenstand 
einer speziellen Untersuchung geworden sind, 1 kommen 
hier nur in Betracht, insoweit es sich um den Begriff 



1 A. Berger: Die Straf klauaeln in den Papynurarkunden (1911). 
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f\pu6hov, d. h. richtiger fffuoXla handelt. 1 Das Wort röijfu&xuv. 
bedeutet die Mehrhälfte, 1 einen Zuschlag, welcher die 
Hälfte des tatsächlich empfangenen Betrages darstellt. 
Es stand dem Kläger frei zu fordern: 

1. Die Rückzahlung des Hauptbetrages ohne fjfMolia, 
obwohl sie ausbedungen war, 

2. die Rückzahlung des Hauptbetrages nebst der fjpuolla, 

3. die Zahlung der fjfiiolla allein. 

Die Behauptung unter 1 wird durch P. Tor. 8 (1 19 v.Chr.) 
bewiesen, wo unter dem imn/Hov nicht eine Buße, eine rd^tywv. 
Zahlung an eine öffentliche Kasse, sondern eine Vertrags- 
strafe zu verstehen ist. In dieser Urkunde ist uns die 
Schärfe der Konventionalstrafe besonders prägnant tiber- 
liefert. Die Vertragsklausel lautete: 1. 33 bis 1. 39: el dk 
fiij rrjv &podov äxvgov dvat xal 7iQOO<moz(el)oai xbv nagä 
ovyygacpovvxa xok Iju/bUvovn xa&* 8 äv ßiigog fj döog nagä 
avyygaqrijs fy bdxi/twv nagaxQfjjbta yv°xX y xal xd ßX&ßos 
xaxä xbv vößwv, xal legag xolg ßaodevoiv ägyvglov SjuotjfMW 
dx, xai fxtjdfa %ooav xvgla elvai xä dioo/uoXoyrjjuh'a, xa&6xi 
eidoxovvxeg Tigbq iavxovg owexog^joafiev; das Petitum 
dagegen lautet: 

&d ä(uö ävaxaXeod/uevov avxbv htavayxdocu xd dixaiov 
inooxsiv pol xal nQax&fjvai avxbv xä emtifia, xal Tugl Ix- 



1 Berger 1. c. S. 15 weist auf die merkwürdige Tatsache hin, 
daß bis jetzt in der Literatur stets von xo rjpioXior gesprochen wird. 
Wir begegnen nämlich in den bis heute publizierten Papyri mehr 
als hundertmal rj/uoMa gegen ein einziges ro rjfuSltov in P. Par. 8i#: 
zaüzd ts xal 16 j/uoltor. Die Erklärung hiezu bei Mitteis, Grund- 
zfige 119 1 . 

1 Ursprünglich bedeutete das Wort einen bloßen Rechtsbegriff 
(= Konventionalstrafe) Berger 1. c. S. 15, P. Grenf. I, 26, II, 81; P. 
Leid. A. C; P. Par. 18; P. Teb. 1, 109, 110, 111. 
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öeival fioi x6 dlxatov. negl dk xcbv Ioo/j&hov /mm ßXdßarv 
xal TtXr\y&v xavxa oworrjao/biai xdv ngbg dtogiofiöv. Hier 
wird das Wort btixifxov offenbar wie sonst ijfuolla im 
Sinne einer Konventionalstrafe gebraucht. 
Ergebnisse Zum Schlüsse mögen noch einige systematisierende 
Bemerkungen Raum finden. Die Spärlichkeit des Materials 
gebietet dabei allerdings größte Vorsicht. 

Es kommen Klagen mit rein zivilrechtlichen, rein straf- 
rechtlichen und gemischten Tatbeständen vor. Diese 
Differenzierung der Klagen weist auf eine Nachwirkung 
griechischrechtlicher Prinzipien hin, welche jedoch durch 
die Rechtsgebräuche und Gesetze des Landes wesentlich 
abgeschwächt worden sein dürften. Die formelle prozeß- 
rechtliche Teilung der Klagen ist ausschließlich zwischen 
der Enteuxisklage einerseits und allen übrigen Klagen 
andererseits durchgeführt, indem erstere in der Regel 
auf den Namen des Königs und der Königin lautete. In 
dieser Fassung konnte sie später auch dem Strategen 
eingereicht werden. 

Die Hauptmasse der anderen Klagen bildeten die viidp- 
vt]jua- und fy^/ja-Klagen, welche sich bald auf einen 
strafrechtlichen, bald auf einen zivilrechtlichen Tatbestand 
stützten. Den strafrechtlichen Charakter hat haupt- 
sächlich nur die ngooayyeUa beibehalten. 

In ein und derselben Sache konnten mehrere Klagen 
eingereicht werden, und zwar entweder mit dem früheren 
Tatbestande oder mit neuem Vorbringen. Gleichzeitig 
mit den Klagen wurden auch verschiedene Beweisurkunden 
und Rechnungen eingereicht, welche stets in der Klage- 
schrift erwähnt werden. War nicht der Kläger, sondern 
der Beklagte im Besitze derartiger Dokumente, so wurde 
in der Klage der Antrag gestellt, der Beklagte solle zur 



XII. Kapitel. Die Klage. 283 

Herausgabe der Urkunden angehalten werden, damit sich 
der Richter von der Wahrheit der betreffenden Behaup- 
tungen überzeugen könne: 

P. Magd. 14. biavayxdoai abxiiv änodovvai t)jv ovy- 
ygaqyijY negl 6' avTt\g Aio<pdvrjv xbv <nqaxif\ybv Ötayvc&vai. 

Die ptolemäischen Klagen bezwecken: 

1. die sofortige Veranlassung des Beklagten zur 
Leistung ohne eine Verhandlung, also auf einseitigen 
Antrag des Klägers, 

2. eventuell eine richterliche Beilegung des Streites 
im Wege der didkvoig, 

3. endlich erst in dritter Linie eine kontradiktorische 
Verhandlung, in welcher ein Urteil erlassen werden 
sollte. 

Die Klagen werden stets an die Person des Beamten, 
dem sie zuerst eingereicht werden, gerichtet; die einzige 
Ausnahme bildet die h'xev£iq, welche auf den Namen 
des Souveräns lautete, jedoch auch anderen hohen Be- 
amten (Strateg) eingereicht werden konnte, wobei sie 
aber formell als an den König eingereicht galt. 

Der Inhalt der Klagen weist folgende Forderungen 
prozeßrechtlicher Natur auf: 

1. der Magistratklageempfänger möge nur eine Über- 
gabefunktion ausführen — vnoxd^ai olg xadrjxEi; 

2. er möge selbst eine Entscheidung fällen. 

Im ersten Falle haben wir wieder zu unterscheiden: 
entweder wird der Magistrat gebeten, die Klage einem 
zuständigen Richter eventuell Gericht weiter zu geben 
oder er wird um Delegation an einen ihm untergeordneten 
Beamtenrichter ersucht. 

Die Klagen trugen meist keine Unterschrift des Klägers, 
dagegen führte er am Eingang der Schrift nach den 
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Namen und Titeln des Magistrats seinen Namen mit den 
üblichen Zusätzen, wie den Namen seines Vaters, seinen 
Wohnort und Stand, an. 

Dieselbe Klageschrift konnte sich gegen mehrere Be- 
klagte richten und von mehreren Klägern eingereicht 
werden. Einer eingereichten Klage gegenüber konnte der 
Beklagte eine schriftliche Erklärung abgeben, in welcher 
er die Behauptungen des Klägers entweder im allgemeinen 
verneinte oder teilweise zugab oder einen Antrag auf Vor- 
führung seiner Zeugen u. dgl. stellen konnte; P. Leid. A, 
P. Petr. H, 12 (2) (241 v. Chr.). 
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— x ^ v Z(WPa*unGbv 120. 
yQOfJtfwxevg 184. 

yVfJttKUHOQZOS 114. 

(Www äxoxov 278. 

dft«v, die Chrematisten fuhren den 

MjlMK an 120. 
<J«£, Stellvertretung 188. 
todyga/qui, Ordnung 141, 158, 248. 
&aygaqrf 106 A.4. 
<toxywö*cu 75, 187. 

— 6 ßaodevg dtayvcboercu 187. 
Airf/wx»? 78 A. 

dtatQsotc 210, 212. 
a«unpa/ 214, 217, 219 f. 
SicuTTjTTJg in byzantinischer Zeit 219 

A.I. 
diaxg/rsiv 48, 91, 101, 145 A. 
diaXaßeXv 89. 



dudaxtat 196, 220. 
dtaXtivo&w *q6q älXrjkovg 208. 
duttoyog 129. 
&cO*«r 41, 69, 88, 221 A. 1. 

— fäakma dtalvoov aureus 88, 194. 
MXvok 1, 8, 7, 9, 10, 38, 40, 48, 

69, 72, 85, 200—222, 232. 
diaoektr 105. 
dulav 220. 
dufayojyij 73 A., 89. 
dOSodog 52. 
bxdtetv 204. 
&*« Ijoi^/o« 160. 

— xanf Twof 256. 

— *£& «wo 256. 

— attfujicU 256. 

— rtfajTcu 256. 

Mxaioy, &ta>e rar dtxaiow tvx?} 2, 214. 
Sixaatai xavol 145 A., 150 A. 2. 
dacaotrjQWv 205. 
hxaozTjQwv xo€v6y 21, 57, 119, 149 

bis 152, 188. 
dixaarrjQiov g~evtx6v 160. 
^xaoi^c 32 A.I, 154 AI, 155 A.I, 

160. 

— in P. Lille 29, 1. 16—18 kein 
Archidikastes 82 A. 1. 

dixrj 120, 159 ff, 204. 

— ßeßcucboeaye 229. 

— fatomaotov 257. 

— ßl&ßrie 257. 

— thteiac 257. 

— inaQQJttjg 257. 

— SgrjfUK 257. 

— xaxrjyoQlag 257. 

— xlojrifc 257. 

XmOfMJLQTVQiwV 257. 

— tpevdOfMLQTVQküV 257. 

d<x^r Xafißavttv, Sidörau 257. 



Griechisches Wortreneichnis. 



295 



duHxqtns 82 A. 1, 107, 137, 262. 
dwfioXoyrjfi&ra, xd 210. 
dufafcofia, Ergänzungsnorm 157. 
dgax/uu dixa 204. 



eydoaSv xtjv xqAöw 94, 280. 
iyyvur 258. 
iyxaXeiy 205, 208. 
frxfyfia 128, 180, 208. 266, 276. 
iyxXfjficcxa sttgi &v htxaXeoav dXXrj- 
IxMC X(bv hfCOKO Jg6tW9 208. 

dkapev, als Bezeichnung der Urteils- 
fftUnng (pluralis majestaticus) 93, 
115. 

sloayyMstv 205, 266, 267, 277. 

sloaystv 127. 

eloaywysvg 120, 124 ff., 156, 193. 

— auch im griechischen R. leitet 
er nicht die Verhandlung 126. 

ebodog äxvQoc 210. 
eloTtQatretv 49 f., 196. 
IhuovQyU 16. 
EJÜLrjveg 138. 
ifjupavKup 275. 

ifupanofuk 124, 164 f., 266, 270, 275. 
hk%Botou 87, 238, 241. 
hxdoaetv 265. 

Äwfic 10, 22, 57, 75 f., 79, 99, 100, 
150, 153, 159, 161, 175, 188, 259. 

— wiederholtes Einreichen in der- 
selben Sache 80. 

— xezeiHwopfy 84, 228, 268, 265. 
i$axootsÜau 247. 

i£anaxavcu xaxa xd Sidyga/ifia 154 ff. 

ifünaadcu 280. 

Qodoe 52. 

htavayxfau 49 f., 90, 181, 196. 

butöüv 208. 



hdQzeotou 230. 

fauyorq 160. 

fottsbuia 215. 

bufjuhris 164, 174, 176, 183 f. 

hxbxXrfite, Tvzyi tfjq dgpofo&fty? hu- 

jtlrjgsays 105. 
&moxhrt80&cu 75. 
bdoHmpvQ 78 f., 163. 
iswmaa&cu 95. 

— xas xQfae*c 147. 
hxtaxaxsia xijg xa>firjg 106. 
htunaxtig 82, 102 f., 163. 

— T<5r (pvXaxtTtov 106. 

— to0 Movoaiov 33. 

— tifc xwpqe 88. 

— roO nadvQixov 88. 

— t<w aegi 0iJ^Off 83. 

— xov vofiov 83. 

hxtaxohfj keine Eingabe 266. 

imoxoloyodqxx, ein dem König sehr 
naher Beamter, der in gewissen 
Fällen auch die Eingabe selbst 
erledigen konnte 23 f. 

huoxQaxrjyog 96 f., 111, 174. 

hatpigeadm 230. 

imXCOQiOi v6(Wi 189. 

ignjfwi dtxcu 161. 

iqprjßoi 113. 

iqpodog &xvgog 208, 210, 212. 

C 
tevocov dixacx^gtov 160. 

£W& 70, 78, 75. 
Zqwtetue 154 A. 2. 

fyeitdves 108. 

rfyefwyta xov dtxcumjQlov 77, 127 A.8. 

— die Vorstandschaft im Gerichte 
127 A. 8. 
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jfu6Xwr 181. 
'HgaxUovs xdXis 158. 

Bavfc 188, 224, 227. 
öqoavQk ßaodutfc 170. 

i 
*I&oa» 154 A. 2. 
ffiior 6Mxrjfia 148. 
Idwvtxd, xd 186. 
&^c 88 A. 
IsQOfirqfwrse 156. 
k»^ 104, 110, 178. 
— Ar* dve^ 118. 
tow, «f 216. 

X 

xoMxsq ix dixrp 208. 

xa$r}xov xQoJQior, Gericht des Stra- 
tegen 55 ff., 60, 65, 77, 98, 101, 
108, 148, 155. 

xa&unavcu 158 A. 

xa&torcuHku 27. 

xaradtxdCetv 154 A. 2. 

xardovcuue, Verhandlung 96 A., 164, 
167. 

xaiaarfjaat bä os an den König ge- 
richtet 25. 

xiXtVBtv rä dücasa xottjocu 84. 

xtfxoQ«; 154, 159, 245. 

MomMacv 651, 148f. 

Kom)i dixamai 145 A., 150 A. 2. 

xonür dixamrjQwv 21, 57, 119, 149— 
152, 154, 188, 266. 

xooßdr owiÜQtov wo die Beamten 
vereidigt werden 170 A. 1. 

xofUCetr Jktu&v XBXQrjfiaxioftiyrjv 84, 
265. 

*Qbu* 167, 192, 208, 221 A. 1. 



xQir** in Verwaltnngasachan 98, 
116, 189. 

— hcQdvafur pq {mägfru in einer 
Verwaltangssache 116. 

xgtoK 51 A. 1, 52, 65, 78. 

— üxaexovoa fux hä oov 52. 
KQbmc ßaoducai 144. 

— xeooodixai 144, 1681 

XQOqQWV 92. 

— wird in Tor. 1 p. 1.80 das Joris- 
diktionsfonun des Strategen ge- 
nannt 92. 

— xafojxo* 55 ff, 60, 65, 77, 98, 
101, 108, 148, 155. 

— to b atXfi 218 A. 
xQitfc 48, 216. 

— xai fiaohtp 216. 
KgoxodOo» nihe 65. 158, 155, 159. 
xtfpoc 208, 210, 227 A. 1. 

*<bf*t], ICarktflecken 104. 
xwfwyQWwtvc 15, 104, 165 1, 171. 
xcoftofudkoTTfe 15, 170. 

X 
hxol 17 A. 
XooxqItou 145. 
hßiUog 258 A. 2. 
Xoytvxyc 148. 

lUQtdaQXn^ 15, 171. 
fUQk 171. 

tdorj &x6<paote 258 A. 2. 
fuoas6$nr 217. 
peotTrp 216 ff. 
fuofrrp xai xerofa 216 f. 
— t<ö? <5/«*U>y<ör 217. 
psiaXafißavstv roy Ifyor 225. 
fdofcxue 210. 
prijiume 165. 
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vop&Qxrp 50 A. 

r6fwi jzoXfzixoi 189 ff., 239, 242. 

— xrjg xcoqw; 139 f. , 145 f., 239, 242. 
, damnter vielleicht auch 

Gewohnheitsrecht 140. 

— hti Z cogwi 189. 

vöfwi tijs /cogo? nicht in schroffem Ge- 
gensatz zu den xoXatxol v6/*ot 146. 
«W, Gesetz 156, 157. 
*¥«fc 83. 
rwctSQtroc mgcmfyög 32 A. 2. 

O 
olxov6fiog 175. 

o/jaUyeft': Jär j«v 6f*ofoytji 85, 239, 

250. 

<V4aUyfa 212. 

Jwopa, efe to rot) ßaadkos 124, 188. 

8qmos ßaadixöi 16. 

JE 

»itfv 113. 

xaQayytSlai 247 f. 

jtagaXoystv 276. 

xaQSVQ&ret fitfdt/uq. 208. 

xaQovota, Reisen des Königs ins 

Innere des Landes 22. 
x6Xte 51. 

xoXaucoi v6fwi 139 ff. 
XQayfianxol 104. 
xq&xkoq 51, 126. 

— TtÖv Idumx&r 62. 

— £«wx<5r 61 ff. 
nQ&xnQ 210. 
nQaz&fjrcu 9. 
xQsoßfaegoi 114, 166. 

— als Richter in erster Instanz in 
Fragen der Sondergerichtsbarkeit 
266. 



^ao^vr<^oiTd^yra^c^l65,166,180. 
nQ6yQamxa y Ordnung 157 A. 
*£&*?<* 152, 154 A. 2, 156, 161, 164. 
TtQooayytXia 196, 266, 277. 
jiQovotj&tjvat, iar fj tXa xQoq>iQij%<u 264. 
xeooayym*» 258, 266, 275, 277. 
xQOö&yYBlfn 266, 277. 
XQdoxkjöiQ 152. 
xQoooducd, xd 186, 183. 
nQooodoiai xQiotte 144, 168. 
ytg6oodoi, ot bd x&v argoorfoW 174. 
xQtotayfia, Anordnung 12 A. 1 , 152 ff., 

157, 160 L, 244. 
— Einleitung des Verfahrens mit 

und ohne xq. 154 A. 1. 
xQom&rtstv 158. 
xQÖoufior 206. 
jtQommotcgcu 296. 
jreoicTy 16. 

fodtovgyia 75. 


anrotyo? 179. 
<nQarrjy6g 208. 
mQcmjyos wxxbqIvos 32 A. 2. 
ovyytvrp 59. 
ovyygaq^ 213 A. 
otTKOTcumfc 225. 
ovyyQa<pij dnoaraolov 209. 
ovyicoQf)öu: 212 f., 282. 
avfutag6rtss t ihre verschiedene Zahl 

110, 111. 
owOUwia 218 A. 
owoWtW, fi&ltota cwdidXvoov aü- 

rovg 83, 194. 
oWo^ior, Forum des Stategen 92. 
ovyxQtvu* 70, 73, 75, 98, 101. 
ovrtane* 25, 98, 196. 
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TaoOe 188, 224, 277. 
tttaypboe ngog xfj atQoxrjylq, 161 A. 
isrraQdxorta, ol f Richter 127, 159. 
— griech. Wandergericht 159. 
xlfjuipa rrfc d&afe 257. 
jöxot 257. 
iwniojpp 178 A. 2. 
rpirfxorra, ol t Richter 127. 

v 

vßeiCuy 277. 

type 70, 78, 280. 

tmd^cu 192. 

v3taQxova6. fAM $jd aov xglatc 52. 

vxTjehrp 104, 120, 185, 245. 

vjfoygdipetv 265. 

imaygaq^ 261, 268, 266. 

vjioStoacrjitjg 188. 

vx6f4VT)fia, eine Eingabe in Streit- 
nnd Nichtatreitaachen 175, 266, 
268, 270, 271. 

vjiojurr]fiatoyg<L<pos y ein dem König 
sehr naher Beamter, der in ge- 
wissen Fällen auch die Eingabe 
selbst erledigen konnte 28 f. 



vxooiQdnjyos 50 A. 
footrffä* 181, 196. 
ixotüfc 188, 181. 

9 

<PQovgaez^ 29, 104, 109, 148. 
<pvyodix€t* 87, 246. 
qrviaxr) 188. 
<pvla$ 247. 

ynppiCeo&ai 158. 

yrppiofwxa, Gesetze politisch organi- 
sierter Körperschaften (Hypothese 
von WÄshnbart) 140,157, 203, 248. 

— königlich bestätigte Beschlüsse 
der politischen Organisationen 
157. 

X 

X *(q 210. 

oi im tö> zqu&v 145, 179 A. 3. 
ZQeoxpvXaxts 165. 
XQYifiatumxos jtvicor 23. 
ZWfiaiiofuk 170, 181, 196, 265. 
zwtiaritstv 182, 265, 270. 
£a>0a, olrfjs zcogag v6fju* 139 ff., 145 £. 
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Abkommen, freiwilliges zwischen 
den ßaadueoi yecogyoi und den 
Vertretern der kgl. Domanen- 
verwaltung 15. 

Abschrift, von Eingaben 270. 

— , von Gesetzen und Verordnungen 
dem Gericht vorgelegt 248. 

— , der Klage 274. 

Abstraktion, Individualisierung der 
Klage 256. 

acte de partage 207. 

actio 255. 

actionis denegatio 76, 202. 

actio finium regundorum 64, 84. 

actor sequitur forum rei 160. 

Advokat 226, 248. 

Advokatenverbot 81, 187, 177. 

advocati fisci 178 A. 2. 

Agoranom 208. 

Agrimensur 220. 

Ägypter, ihre prozessuale Lage 174. 

— , NationalitAtsprinzip 174, 175. 

Ähnlichkeit der Prozeßprinzipien 
vor dem autonomen und dem Be- 
amtengericht 142. 

aide memoire, {möfirrjpa 274. 

Alexandrien 58, 107 A.l, 128, 160. 

Alternative in der Klage 8, 52, 279. 

amicabilis compositio 202. 

Ämterkumulation 106, 174. 



Amtsdauer der Ghrematisten 121. 

Änderung der Gerichtsverfassung, 
keine schroffe 144. 

Anerkenntnis 212, 216. 

Angabe des Datums 62 f. 

Angehen, der Beamten ohne Sonder- 
gerichtsbarkeit 174. 

-, direktes des Königs 14, 90. 

— , der ordentlichen Verwaltungs- 
beamten und Gerichte seitens der 
Königsbauern 17. 

Anklage 68, 165 A, 276. 

Anrufung des Königs 90. 

nach den Chrematisten 124. 

— der Ortsbeamten 166. 

Antigrapheus 15 A, 178 f., 179. 

Anweisung, königliche 158. 

— , des Strategen an das Zehn- 
mannergericht 150. 

Anzeigerecht wegen Ungerechtig- 
keit der Diaiteten 205. 

Apollonios, Meridarch 171. 

— , Strateg 174. 

Appellation an die Ghrematisten 
kommt bis jetzt nicht vor 17. 

arbiter 2, 84, 2 17 f. 

arbitraria clausula 208. 

Archidikastes 26, 81, 82, 88 A., 218. 

Archiphylakit 102, 104 f., 109, 166, 
178 A. 2, 254. 

— , seine polizeiliche Tätigkeit 106. 
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Aristoteles 257. 

— , Aber die Jurisdiktion d« 
teten 204. 

Arten der Übergabefunktion 198. 

Arzt, königlicher, ab Vermittler 
zwischen dem Könige und den 
Beamten 80. 

Assessoren, Mitrichter 104. 

— , unterschied »wischen A s ses s o r 
und dem Mitglied des Richter- 
koUegioms 112. 

Asylrecht 80. 

Aufforderung des Richters rar fried- 
lichen Streitanstragong 215. 

AiilsichtdesKonigsfllierdieGhrema- 
tisten 121. 

Aufsteigende Linie der Beamten- 
hierarchie 172. 

Auseinaiiderseteungsurkunde 211. 

Autonome Gerichte 8, 9, 71, 119. 

— ihre Strafgerichtsbarkeit 71. 



Basilikogrammateas 81, 104, 168 f., 
180. 

Bauer, Königsbauer 15. 

Bauerniltesto 118. 

Beamte, gegen die Finanzbeamten 
keine Klage im ordentlichen 
FrozeBweg 19. 

— , städtische 142 A. 

Beamtenhierarchie 172. 

Beamtenrechtsprechnng, reine 81. 

Beamtenreihe, in den Normen aber 
die Sondergerichtsbarkeit er- 
wähnt 178 A. 

Beamtenrichter 85, 146 A. 

— der Strateg ordentlicher B. 100. 

Bedingende 201. 



Bedingter Befehl 11. 

Bedingte Rechtskraft 6. 

BedingthettdeaRechtsgehorsama58. 

Befugnis des Richters zum einsam 
nnire4, 6f., 691, 861, 95. 

Begünstigungen, Jurisdiktionelle 15. 

— , der Königsbauern 15 A., 81, 174. 

Behauptungslast, fallt wie im rö- 
mischen Recht mit der Beweis- 
last zusammen 240. 

Beirat des Strategen 98. 

Beisitzer 98, 112 1, 116. 

— , des Hof gerichts in Brandenbarg 
111 A. 

— , ihre Titel 114. 

— , ihre Zahl 109. 

Berater der Richter 112. 

berichten 200. 

berichtes lato 201. 

Berichtigung 201. 

Besetzung des Gerichts 158 A. 

Besummungsrecht des Strategen 58. 

Bestimmungen, Zeitbestimmungen, 
wann der Epistat die 8ache nach 
einem mißlungenen DialysisTer- 
such weiterschicken soll 67. 

Besuch im deutschen Rechte 4. 

Beurkundung, notarielle 165. 

Bevormundung des Strategen über 
die autonomen Gerichte 59. 

Bewegungsfreiheit, prozessuale 15 
A.l. 

Beweisführung, vor den Laokriton 
und dem Beamtengerichte 91. 

Beweisführung nach dem einhei- 
mischen und dem ptolem&ischen 
Recht 147, 282. 

— , Vergleich derselben vor den Lac- 
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Beweislast 241. 

Beweissystem 258. 

— , im ptolemäischen und deutschen 

Recht 272. 
Bitten, Schlußbitten ans dem 3. und 

2. Jahrhundert decken sich 88. 
Blütezeit der Beamtenjnriadiktion 

95 
bourg, dn — = xffc xcofirje 83. 
Briefkasten der Ghrematisten 125. 
Borger, sechzigjfthrige als Diaiteten 

205. 
— Prozeßfähigkeit 228. 
Bußen, Tom Gericht auferlegt 249. 

G. 

causam finire t Befugnis des Richters 

zum c.f.4A., 6,7,69,71,86,87,95. 
censoria cognitio 186. 
censoria judicia 185. 
cessio in jure 213 t 
Ghramatismos 170, 182, 196, 265. 
Ghrematisten 12, 31, 83, 118, 120 

bis 144, 163, 177, 180, 249. 
-, ihr äyyslov 26, 59, 123 f., 129. 
— , als Appellationsmstanz bis jetzt 

nicht nachweisbar 17 A.2. 
— , Amtsdauer 121. 
— , ihr ygafifMTsve 120. 
— , ihr eloaycoyeve 128. 
— , stets Griechen 120. 
— , Forum 125. 
— , Kompetenz 135 f. 
— , königlich berufene Richter 120 f. 
— , ihr InrjQsvrjg 120. 
— , ihre Verfügung an den sloa- 

yoyysve 138. 
— , ihre Zuständigkeit 120, 123. 
clage um heu 257. 



clage um erve 257. 

quick 257. 

ros 257. 

varende have 257. 

clage um varende have etc. 250, 
257. 

clausula arbitraria 3. 

cognitio censoria 186. 

cognitio extraordinär» 168. 

Gollegium, gemischtes Richterkol- 
legium 31. 

— der drei Männer 43. 

— eine Untersuchungskommission 
aus Ortsbeamten 107. 

conciliator 83. 

confessio 241, 250. 

consilium, cum consilio coUocutus 
im rom. Recht 115. 

contestatio litis 265. 

contumax, UrteilsfUlung zuungun- 
sten des c. 249. 

correctio 157 A. 

D. 
Dekret Euergetes IL 12, 18, 16, 138, 

134, 151. 
erwähnt das xotror dueaorfJQwr 

und das Zehnmtanergericht nicht 

151. 

— Soters IL 19, 188. 
Delegation 108, 270. 

Delikte, leichtere, wahrscheinlich 
zur Kompetenz der autonomen 
Gerichte 71 A. 

— , öffentliche und private 143. 

denegatio actionis 76, 202. 

denuntiatio litis 245. 

Despotie, keine 214. 

Diaiteten 204. 
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Dialjms 1, 8, 7, 9, 10, 38, 40, 43, 
68, 69, 72. 85, 200-222, 282. 

Dialysisgerichtsbarkert als selb- 
ständige Prozefiform 221. 

Dialysisrichter 89, 44, 102. 

DialYWsrerfahren 148. 

— , sein charakteristischer Zug im 
ptolemlischen Recht 216. 

Düferenaenng der Klagen 68. 

Diokletian 98. 

direktes Angeben des Königs prin- 
zipiell gestattet 14. 

direkte StellTertretang 228. 

Dioiket, einer der höchsten Finans- 
heamten 82, 107, 187, 183, 262. 

Divergenz zwischen den Klage- 
schriften und den Strategen- 
anweisnngen 86, 47. 

— , zwischen den SchloJßbitten und 
den 8trategenanweisangen 86, 54. 

Doppelung 103. 

Dorfälteste 165. 

Dreiteilung der jurisdiktioneilen Tä- 
tigkeit des Komogrammatens 182. 

Drohung des Richters 216. 



Ehevertrag 48 A. 
ehrbare Leute 200, 203. 
Eid 96, 240. 

eidesbekraftigte Dialysis 245. 
Einfluß der Beamtengerichte auf 
Kosten der autonomen 95, 98. 

— auf den Gang des Prozesses 184. 
Eingaben 21. . 

Einheimisches Recht vielfach paral- 
lel dem ptolem&ischen 146. 

Einleitung des Verfahrens 151. 

— mit und ohne ngöaray/ia 154, 245. 



| Einleitung des Prozesses durch den 

Komogrammatens 172. 
Einreichung der Klage 148. 
Einschränkung der Jurisdiktioas- 

koakurrenz 68. 
einstweilige Verfügung 14, 66 A. 2, 

101. 
Emzelrichter, ihre Funktionen 89. 
— , römische, in Konkurrenz mit den 

Rekuperatoren 168 A. 1. 
Eisagogeus 1251 
ejurare 154. 

Elemente, schiedsrichterliche 2. 
emendatio 157. 
Empfehlendem Beklagten zu leisten 

86. 
Endurteil 4. 
EntscheideslOde 201. 
Entwicklung des Strategenamtes 49 

A.l. 
Entwurf eines Urteils 103. 
Epimelet 81, 164, 174, 176, 188 L 
Epistat 7, 86,44 A. 1, 82,88,87, 102, 

104, 163. 



7. 
— , kleinere und größere 88. 

— des Gaues 87, 88 f. 

— des Dorfes 88. 
Epistolograph 29 A. 1, 30 f., 260. 
Epistrateg 86, 58 f., 96 f., 108, 174. 
Erbteilungsvertrlge 211. 
Erfragen des Urteils aus der Ge- 
richtsgemeinde 108. 

Erganzunganorm, ÜtAgfcofia 157 A- 
Erlasse, königliche, zur Regelung 

der Zuständigkeit 13. 
Erlaß eines SchluBgebotes 6. 
Erzrichter 32. 
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EuergeteeU. 16, 116, 175. 
exceptio litis ingressum impediens 
202. 

— pacti 202. 

Exekution gegen die Königsbauern 
beschränkt 16, 176. 

- 7, 51. 
Exekutionflnormen, Sonderlage der 

Königsbauern 176. i 

Exekutivklausel 208. 
Exknsation 154. 
extraordinarinm jus 3 A. 1. 
extra ordinem 100, 192. 



Faktoren, drei, die die Jurisdiktions- 
konknrrenz des Strategen mit den 
autonomen Gerichten einschränk- 
ten 68. 

Fehlen der Dialysisanweisung in 
Strafsachen 69. 

Finanzbeamte, gegen die F. keine 
Klage im ordentlichen Prozeß- 
wege 19. 

finanzielle Lage der Könige 18. 

finire causam 4 A., 6, 7, 69, 71, 86, 
87, 95. 

Fiskus 15 A. 1. 

Folgen des Ausbleibens 248. 

Forum des Strategen = ovridgiov 92. 

— der Chrematisten 125. 

Frauen, aktive und passive Prozeß- 
fähigkeit 228, 226, 227. 

— , perd-Handeln 227. 

— , ihre Stellung im Prozeß 224. 

freie Klageeinreichung 11, 188. 

Freiheit in der Klageeinreichung 
durch das Dekret Euergetes II. 
eingeschränkt 19. 



Friedensrichter 88. 
friedliche Jurisdiktion 219. 
friedliche Streitaustragung 165, 201. 
Funktionen der Einzelrichter 89. 
Fürsprecher 225. 

G. 
Garantien 104. 
Gau, arsinoitischer 171. 
Gaue, eine Anzahl den Chrematisten 

zugewiesen 121. 
Geldleistung oder Verhaftung 52. 
Geldstrafen gegen die Königsbauern 

16. 
Gelöbnis gegen das Prozessieren im 

fränkischen Rechte 202. 
Gemeindeälteste 104. 
Gemeindeschiedsmanner 167. 
Gemischte Klagen 70. 

— Kollegialgerichte 119, 162—168. 

— Kollegien aus Beamten und No- 
tabeln 167. 

— Richterkollegien 144. 
Gendarmerie 104. 
Genematophylax 166, 170. 
Gepräge, Terwaltungsrechtliches der 

Beamtenjurisdiktion 11. 

— griechisches des Zehnmänner- 
gerichts 158. 

Gerichte, autonome 8 f., 71. 

— der Zehnmänner, kein Wander- 
gericht 45, 151 A., 152. 

— zuständige 55. 

— Perioden des G. 66. 
Gerichtsbarkeit, drei Arten in der 

hellenistischen Welt 221. 

— konkurrierende des Stadtrates 
von Bremen mitdem Gericht 201 . 

— kriminale der Laokriten 146 A. 
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Gerichtskosten 205. 
Gerichmver&hren 228 f. 
Gerichtsvollzieher, xmfMyQafifMauvs 

180. 
Geschlecht 226. 
Gesetz 156 A. 4, 157. 

— dee Philadelphus 186. 
nolttkchM 140 

— politisch organisierter Körper- 
schaften 140. 

Gesetzestexte dem Gericht vorgelegt 
248. 

Gestellung vor das Gericht dee Stra- 
tegen 108, 165. 

GeatellimgBbflrgachaft 282. 

Gewährenzug 229. 

Gewaltenteilung 27, 145. 

Glaubwürdige Leute im deutschen 
Recht als Parallele an ovpnaQÖv- 
%a>v &lX(or juUioVcor 111. 

graecnm ins 140. 

Griechen als Beisitzer 118. 

Griechisch-rechtliche Elemente 45. 

Griechisches Gepräge des Zehn- 
minnergerichts 158. 

Grundgedanken der Eingaben 47. 

Grundprinzipien 145. 

H. 
Halbselbethüfe 4. 
Handlungsfähigkeit 226. 
Hanptlente 178 A. 2. 
Hans der Königsbauern der Exe- 
kution nicht unterworfen 176. 
Heiratsvertrag 225. 
Herakleopolis 158, 155, 159. 
Hermias 94, 95 A. 1, 211. 
Hilferichter 180. 
Hipparch 104, HO, 178 A. 2. 



Hofgericht in Brandenbarg 111 A. 
Hyperet 104, 120, 185, 245. 
Hypodioiket 188. 
Hjpomnematograph 80, 81. 

J. 
Jason 154 A. 2. 
judex privatus 51 A. 1. 
judex nnus 168, 217. 
judicia censoria 185. 
Judicium 214 A. 2. 
jura novit curia 121, 242. 
jurgium 2 A. 1, 8 A. 
Jurisdiktionelle Begünstigungen 15. 
Jurisdiktion, allgemeine, für die 
Königsbauern 17. 

— der Beamtenrichter 44. 

— Grundidee der Beamtenjuris- 
diktion im 8. Jahrhundert und 
später dieselbe 98. 

— des Strategen 87, 87, 99. 
ist scharf von der des 

Epistaten zu unterscheiden 87. 

— peinliche 252. 

Jurisdiktionsgebiete, drei 58 A.1. 
jurisdictio voluntuaria 17. 

jus extraordinarium 2 A.1. 

— graecum 140. 

— reiciendi 154. 

in jure cessio 218 f. 
in jus vocatio 286. 
jusjurandum necessarium 251. 

— voluntuarium 251. 
Individualisierung der Klagen 256. 
Infamie für den, der den Vergleicha- 

pakt nicht hält 205, 206. 
injuria 46 A., 276. 
Injurienklage auf Geld gerichtet 

252. 
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Intervention 2281 

Introduktor der Cbrematisten, der 
eloaycoysvg 128. 

Introduktoren, bald Richter, bald 
Introdnktoren 127. 

Inventar der Königsbauern der Exe- 
kution entzogen 176. 



Kanzlei, königliche 7, 22, 158. 
Kapitalsachen 252. 
Klage 255—284. 

— und Anklage 68. 

— drei Arten 70. 

— Alternative in der Kl. 8. 

Klagenbrechende nnd , klagenzeu- 
gende Wirkung des Vergleichs 
207. 

Klageneinreichung, freie 11, 148, 
188. 

— einteilung Ähnlich wie im deut- 
schen Rechte 257. 

Klagen, fiktive 214. 
Klagenforderung, alternative 279. 
Klageschriften, alternative 52. 
Klagezweck 278. 
Klassenjustiz, keine 224. 
Klauseln 211. 
Kollegialgerichte 4 A. 1, 117 f. 

— aus nichtbeamteten Richtern 
117. 

— aus Beamten- und nicht be- 
amteten Richtern 118. 

Kollegialität 108. 162 f. 
Kollegienmitglieder, ihre Zahl 112. 
Kollegium, gemischtes 144. 
-- der Diaiteten 205. 

— eine Untersuchungskommission 
aus Ortsbeamten 107. 

Semeka: Ptolemliaches Prozeßrecht 



Komarch 15, 104, 165, 166 A. 1, 171. 
Komogrammateus 104, 107, 165 f., 
171 f., 180 f. 

— nnd die Dorfältesten 165. 

— ein aus der Mitte der Bauern 
bestellter Beamter 172. 

— seine richterlichen Funktionen 
178. 

— ein Cnterbeamter des Basiliko- 
grammateus und der den Bauern 
am nächsten stehende Beamte 
170. 

Komomisthotes 15, 170 ff. 
Kompetenz der Ghrematisten 185 f. 

Laokriten 146. 

Konfiskation 178. 

König, finanzielle Lage 18. 

— als Gerichtsherr und oberster 
Richter 20. 

Königsbauer 15, 169. 

— ihre Standeslage 16 A.l. 

— nicht unter das Dekret Euer- 
getes II. gestellt 176. 

— Begünstigungen hinsichtlich der 
Exekution 176. 

Konailiator 181. 

— der Komogrammateus 170. 
Konsilium, gemischtes 93. 109. 

— des Richters im röm. R. 115. 

— der Beamtenrichter 108. 

— Mitglieder des K. der Beamten- 
richter HO A.l. 

Konstitutives Urteil der Ghrema- 
tisten 24. 

Konsul 159 A. 1. 

Kontrolle, königliche, Aber die 
Ghrematisten 151. 

KootumazialdrohuDg 148. 

— folgen 182, 248. 

I. 20 
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Kontumazialürteile 143. 

— v erfahren 161 A. 

Konventionalstrafe 211. 

Kopien der Klageschrift 247. 

Korleute 201. 

Korrektor der gesetzlichen Rechts- 
findung 215. 

Kriminalgerichtsbarkeit der Lao- 
kriten 146 A. 

Krokodilopolis 158, 155. 160. 

Kumulation der Aemter des Archi- 
phy lakiten mit dem des Epistaten 
106 A. 2. 



Ladung 37 A. f 67, 184, 159, 245. 
247. 

— drei Arten 246. 
Landrecht, sächsisches, aber fried- 
liche Prozeßbeilegung 200. 

Laokriten 12 A.l, 57, 71, 91, 95, 
119, 189, 145—148, 188. 

— nicht mit xoivcv dutaoxijgwv zu 
identifizieren 150 A. 2. 

leges moresque peregrinorum 258. 

Leibeigene 16 A. 

Leute, ehrbare, als Privatschieds- 
richter im sächsischen Recht 
200. 

lex specialis 158. 

libellus principi datus 264. 

— quando litiscontestatio- 

nem faciat 265. 

lis 2 A.l, 8A., 214A.2. 

Litiskontestation 214, 265. 

locatio conductio 186 A. 2. 

— redemptorum 185. 

— vectigalium 185. 
Lybarch 178 A.2. 



Machtvollkommenheit der Beamten- 
richter bezüglich der Entwicklung 
des Prozeßganges 29. 

magister epistolarum 266. 

MajoritAt, keine Entscheidung durch 
Majorität im römischen Kolle- 
gium 115. 

mandata als Erteilung der Rechts- 
sicherheit 30 A. 

mandatum principis 137. 

Mannigfaltigkeit des Inhalts der 
Strategenanweisungen 67. 

— der ptolem&ischen Prozeßformen 
77. 

Mehrheit der Prozeßvertreter 227. 

Meridarch 171 f. 

Milde, der charakteristische Zug 
des ptolemiischen Staatsrechtes 
13. 

Mitglieder des Konsiliums der Be- 
amtenrichter 110 A. 1. 

Mitrichter 104. 

Mitsteher 225. 

Mitwirkung der gesamten Gau- 
verwaltung bei der Sorge um da» 
kgl. bzw. Staatseinkommen 107 
A. 1. 

— staatlicher Beamter bei der Auf- 
sicht u. Kontrolle Ober die Königs- 
bauern 178. 

Monatsklagen 126. 

Monopolarbeiter 180. 

Monopolisierung seitens der Könige 
in allen Richtungen der Volks- 
wirtschaft 18 A.l. 

Monopolpachter 180. 

Mündlichkeit 236. 
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N. 

Nationalität, nicht als Zuständig- 
keitsnorm 189, 151. 

— , verschiedene, der Parteien vor 
dem xoivöv dixaoxrjQiov 149, 224. 

Naukratis 42 A. 1, 58, 128. 

Nomarch 50 A., 178 A 2. 

Notabein dea Ortes HO. 

Notar 208. 

0. 

öffentliche Strafe für Verletzung 
des Vergleichsvertrags 211. 

Offizialbetrieb 231. 

Oikonomos 178 A. 2. 

onus probandi 240 f. 

Ordnung 157 A. 

Ordnungsstrafe des Prozeßgerichtes 
249. 

Ortsautoritäten, griechische 165. 

Ortsbeamte 166. 

P. 

Pächter der königlichen Weinberge 

15. 
pactum de non petendo 202. 
parere des Richters 5A. 
Parteienbetrieb 241. 
Parteifthigkeit 223. 
Peregrinen 228. 
Perioden, Gerichtsperioden 66. 
Philadelphusgesetz 136, 184. 
Phrurarch 29 A. 1, 104, 109, 143. 
Phylakiten 103 ff. 
— Stellung des Beschuldigten vor 

Gericht durch die Ph. 72. 
Politische Gesetze 140. 
Polizeiliche Tätigkeit der Archi- 

phylakiten 106. 
Praetor 51. 



Präzision der Obergabefunktion in 
den Eingaben 196. 

Praktoren 51, 126. 

preces, si veritate nituntur 30, 74, 
264. 

Privatdelikte, schätzbare 143. 

Private Schiedsrichter 42. 

Priesterschaft 23 A. 1. 

Priesterwürde und Stand der Königs- 
bauern 173. 

Privilegium 15. 

— rein prozessualer Natur 175. 
Protokoll desHofgerichts inBranden- 
burg 110 

— der Gerichtsverhandlung 238. 

— des Zehnmännergerichts 162. 
Provokation an den König 112. 
Prozeß, mit dixtj bezeichnet 257. 

— der Schwestern 224. 

— des Sokrates 109. 
Prozeßakte 134. 

— beilegung, friedliche, zwei Haupt- 
arten in der heilenist Welt 208. 

— einleitung in Petr. III 21 g 153. 

— fahigkeit 228. 
der Frauen 226. 

— frist von sechs Wochen 203. 

— Ordnung, didygafipa 157. 

— ort, dessen Verlegung 125. 

— Protokolle aus der zweiten Pe- 
riode 90. 

— vergleich 204. 

— Verschleppung 76. 

— vertrag als Grundlage des 
Schiedsgerichts 39. 

— Vertretung 225. 

— wahlrechtder Parteien 13,58, 168. 
Prozessieren, selbständiges, der 
Frauen 227. 

20* 
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Prozessieren, WoiterprozesBieren 4. 1 
Ptolemaia 25 A. 2. 42 A. 1, 58 f., 128. ' 

quaestor sacri pelatii 266. 



Rachinburgen, fränkische 8, 108. 
Rechtsanerkennnng 166. 
Rechtsgehorsam 58 A. 2. 
Rechtshilfe, erste in Strafsachen 106. 
Rechtskraft der Beschlösse der fte- 
treideverwaltungsbeamten 172. 

— bedingte 6. 

— des Urteils 4, 5 f. 
Rechtszng 5, 17 A. 2, 61, 80, 98, 96, 

100, 103. 
redemptores 185 A. 
Reichsabschied, jüngster 202. 
Reichsrecht bricht einheimisches 

Recht 146. 
Rekuperatoren 168. 
Rekosationsrecht 156. 
res judicata 4. 96. 
Reskripte, wesentlicher Unterschied 

zwischen den römischen und den 

ptole maischen 264. 
Richten: wer richten kann, kann 

auch vollstrecken lassen 81. 
Richter 39. 180. 

— Dialysisrichter 89. 

— griechische im 5 . Jahrh. 1 49 A. 1 . 

— ihre Zahl 156. 
Richterliche Funktionen 2. 

des Komogrammatens 170. 

Richterstand zahlreicher 44 A. 
Rivalitftt 1, 12, 18 A.2, 168. 

— zwischen den Chrematisten und 
Laokriten 147. 



Samarien, Ar 8. ein Meridarch er- 
wähnt 171. 

Sarapion 188. 

Schattbare Privatdelikte 143. 

Schätzung durch den Komogramma- 
teue 180. 

— Urkunde aber die Seh. 126. 
Scheidung, keine strenge zwischen 

Zivil- und Strafrecht 67. 
Scheinprozei 214 A. v 219. 
Scheldelate 201. 

Schiedsmänner der Gemeinde 167. 
Schiedsrichter 86, 89, 42, 217. 

— private 42. 

Schiedsrichterliche Elemente 2. 
Schluibitten ans dem 8. und 2 Jahrh. 

decken sich 88.' 
Schriftlichkeit 236. 
Sekretär des Königs 97. 

— des Strategen 268. 
Selbsthilfe 231. 
sepulcri violatio 104. 
Sequestration durch den Komo- 
grammatens 180. 

Sessionen der Gerichte 63. 

Singulardelegation des Strategen an 
den Epistaten 102. 

Sitologos 179. 

Sokia, Anforderung8Yerfahren und 
Exekution im schwedisch. Recht 4. 

Sokrates, Prozeß des S. 109. 

Sondergerichtsbarkeit 11, 14, 104, 
144, 169—186, 232. 

specialis lex 158. 

Sprache der Vertragsurkunden als 
Zuständigkeitsmerkmal 139. 

Staatsdarlehen, strategische Ge- 
nehmigung in römischer Zeit 179. 
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Staatseinkommen 107 A. 1. 

Staatsgesetze 141. 

Staatsspeicher, dessen Oberbehörde 
im 8 Jahrh. n.Chr. der Strateg 179. 

Stadtbeamter, alexandrinischer 82. 

Städtische Gesetze 141. 

Stadtstaaten 43 A. 1. 

stare in judicio 28. 

Stellung des Schuldigen vor Ge- 
richt durch die Phylakiten 72 A.3. 

Stellvertretung 226. 

— Terminologie 183. 

Strafe, wird in den Anklagen nicht 

präzisiert 278. 
Strafgerichtsbarkeit der autonomen 

Gerichte 71. 

— des Strategen 71 A.l. 
Strafgerichtsbarkeit 145, 285. 
Strafklauseln 209. 
StrafrechtlicheSeite desTatbestands 

fttr eine besondere Eingabe reser- 
viert 142. 

Strafrechtlicher Tatbestand der Be- 
urteilung desStrategen aberlassen 
72 A.3. 

Strateg 36, 78. 

— , seine friedliche Jurisdiktion 215. 

— , im Anfang der römischen Herr- 
schaft 178. 

— , in Fragen der Sondergerichts- 
barkeit 171. 

— , als Strafrichter 68. 

— , als Zivilrichter 21 A. 

Strategenamt, seine Entwicklung49. 

Strategiegehilfen 152 A. 1. 

Strategie verweser 161 A. 

subscriptio 11 A., 262, 270. 

— , königliche 100. 

Sohne versuch 215. 



Sllhneversnch im deutschen Rechte 

202. 
Superintendant-Meridarch 171. 

— -Strateg 174. 
suppetere 192. 
supplicatio 264. 

Surrogate gerichÜicherVerhandlung 

201. 
Summarisches Verfahren 189. 

T. 

Teilung der Gewalten 27. 

— — Verwaltungsfunktionen der 
Beamten 141. 

Termin 68 f., 134. 
Terminsbestimmung 63. 

— des Strategen für die mehreren 
Gerichte des Gaues 78. 

Testierung 165. 

Thebais 98 A. 

thema probandi 240 f. 

Theorien über die Bedeutung der 
Titel der Beisitzer 113. 

Thesmotheten 127. 

Titel der Beisitzer 113 f. 

Titellose Beisitzer 111. 

Titellos, die Chrematisten fuhren 
keine Titel 120. 

Titelmehrheit zum Unterschied von 
der Ämterkumulation 174. 

Toparch 178 A. 2. 

transactio im deutschen Rechte 
201. 

Transaktionen im fränkischen Rech- 
te 201. 

Trennung von Urteilsfi ndung und Ur- 
teilsfällung 6, 8. 

— des zivil* und strafrechtlichen 
Verfahrens 70. 
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Trennung von Jurisdiktion und Ver- 
waltung 16, 22, 29, 36, 77, 79. 
Trichotomie der Rechtsnormen 158. 

U. 

Übergabe der hnev^tg an den König 
124. 

Übergabefunktion 1, 9, 10, 25, 148, 
170, 175, 187—199. 

Übernahme des Streites 229. 

Ungehorsam 6, 7, 53. 

Unmittelbarkeit 236. 

Unrecht, ähnlich wie im deutschen 
Rechte zuerst in der Klage erwähnt 
273. 

Unterrichter, der Epistat 83. 

Unterordnung, keine der verschie- 
denen autonomen Gerichte unter- 
einander 117. 

Unterschlagung 165 A. 

Unterschrift, keine des Klägers 
281. 

Untersuchungskommission in Straf- 
sachen 106. 

Untersuchungsrichter 83, 101 f. 

Unterwerfung der Parteien unter das 
Urteil 42. 

Ursprung der Übergabefunktion 
187. 

Urteil, Begründung 244. 

— , Endurteil 4. 

—, Entwurf 93. 

Urteilsfindung und Urteilefällung 6, 
8, 33 A., 51, 98, 108. 

Urteilen, rechtsprechen ; empfehlen ; 
befehlen 98. 

Urteilsfällung des ptolemäischen Be- 
amtenrichters 115. 

Urteilsfinder 108. 



Urteil der Dorfältesten zusammen 
mit dem Komogrammateus und 
dem K omarchen 167. 

Urteil, Kontumazial- 143. 

V. 

Verbände der Kolonisten 142 A. 
Verbot, gegen die Finanzbeamten 

im ordentlichen Verfahren zu 

prozessieren 183. 

— der Advokaten 187. 

— die Chrematisten sollen nicht 
die vor die Laokriten gehörigen 
Sachen an sich ziehen 138. 

Verfassungsänderung im Laufe der 

Zeit 18. 
Verfügung, einstweilige 14, 66, 104. 
Vergleich, beschworener, im Cod. 

Theod. 205. 

— im syrischen Rechtsbuch 205. 
Vergleichsvertrag über sämtliche 

Klagen 276. 
Verhaftung oder Geldleistung 52. 

— 173. 

Verhandlungsliste 170. 
Verhandlungsmaxime 235. 
Verhandlungstor, königliches 23. 
Vermittlungsleute zwischen den 

Petenten und dem Könige 23. 
Vermögenskonfiskation 137. 
Verordnung 156. 

— dem Gericht vorgelegt 243. 
Verschiedenheit in der Termins- 
bestimmung 64. 

Verschleppung des Prozesses 76. 
Vertrag, als Grundlage der Rechts- 
stellung der Königsbauern 16 A. 3. 
Vertragsrichter 217. 
Verwaltungsgericht 167. 
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Verwaltungsrechtliches Gepräge 
der Beamtenjurißdiktion 11. 

Verwaltungsrechtspflege 82. 

Verwaltungsrechtliche Kompetenz 
der Beamtenrichter 79. 

— Prozeßelemente 28. 

Verwaltungssachen, sondergericht- 
lich, aber jurisdiktioneil auszu- 
tragen 165 A. 

Verwandte des Königs 95, 97. 
Verweser der Epiatatie 107. 
Verzichtsverträge 211. 
Verzicht8yertragsurkunde 209. 
Vindikation 214. 
violatio sepulcri 104. 
Volksgericht, Gemeindegericht 204. 
Volljährigkeit 226. 
Vollstrecken, Befugnis hiezu 81. 

— wer richten kann, kann auch 
vollstrecken lassen 81. 

Vollstreckbares Urteil 148. 
Vollstreckungsbefehl 52 A. 
Vorführung, gewaltsame 250. 
Vormund, Bestellung durch den 

Strategen 101. 
Vorsitzender des Gerichts 154. 
Vorstandschaft im Gerichte 127 

A.3. 
Vorverfahren, kein — , vor den Lao- 

kriten nach einem Verfahren vor 

dem Beamten als Folge einer 

.Mußvorschrift" 148 f. 

W. 

Wandergericht 159. 

— die Chrematisten kein W. 151 
A.l. 



Wanderrichter 124. 

Wandlung der Bedeutung der Titel 
der Beisitzer 114. 

Weiterprozessieren 4. 

Wiederholtes Einreichen in der- 
selben Sache 80. 

Willkürmaßnahmen 13. 

Z. 

Zehnmännergericht kein Wander- 
gericht 45, 71, 149—162. 

Zeitbestimmung, wann der Epistat 
nach einem mißlungenen Dia- 
lysisverfahren die Sache weiter- 
schicken soll 67. 

Zentralinstanz in Alexandria 21. 

Zentralisierung der Verwaltungs- 
gewalt 13. 

Zeugeneid 235. 

Ziehen, Ansichziehen der Prozesse 
den Chrematisten verboten 147. 

Zivil- und strafrechtliche Seite der 
Klage 252. 

Zureden, gütliches, des Richters 1 15. 

Zusammenwirken von Partei und 
Gericht 284. 

Zuständigkeitsgebiet der Chrema- 
tisten 123. 

Zuständigkeitsgrenze im griechi- 
schen Recht 204. 

Zuständigkeit, Ortliche, der Chrema- 
tisten 120 A. 3. 

Zwang, die Klage einzureichen 59. 

Zwangsvorfuhrung 249. 

Zweck, vermutlicher, der Einfüh- 
rung des Konsiliums des Be- 
amtenrichters 116. 



// 



/?, 



r" 



^C 47200 



I 




